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Editorial

Mit jedem neuen Heft unserer Zeitschrift geraten mindestens eine reale Krise oder auch
wahrgenommene Krisenerscheinungen ins Blickfeld. Die Naturkatastrophe in Japan, die –
ebenso wie der Hurrikan Katrina 2005 – von einer Technikkatastrophe begleitet wird, de-
ren Ursachen zum großen Teil wiederum in „Regulierungsversagen“ zu suchen sind, er-
schüttert die globalisierte Ökonomie und die kollektive Wahrnehmung einer prekären Zi-
vilisation. Die Wege zur Überwindung der Krise diktatorischer Regime in den arabischen
Ländern sind noch lange nicht erkennbar. Eine der Folgen dieser komplexen Zusammen-
hänge für Europa rückt erneut ins Bewusstsein: die internationale Migration. In Deutsch-
land erlangte sie im vergangenen Jahr durch einen Bestseller aus der Feder eines ehema-
ligen Bundesbankers kurzfristig breiteste Aufmerksamkeit.

Deshalb veröffentlichen wir hier zwei Aufsätze in einem Forum: Migration und In-
tegration, die sich mit verschiedenen Aspekten der Debatte intensiv auseinandersetzen.
Dirk Lange und Tammo Grabbert unterziehen in ihrem Beitrag die von Thilo Sarrazin in
seinem Buch „Deutschland schafft sich ab“ aufgestellten Thesen einer wissenschaftlichen
Prüfung und zeigen ihre weitgehende Unhaltbarkeit auf. Zudem formulieren sie Erklä-
rungsansätze für den enormen Erfolg des Buches, der auf elementare soziale und politi-
sche Problemlagen hinweist. Aufbauend auf diesen Schlussfolgerungen analysiert der
Beitrag Möglichkeiten und Handlungsbedarfe für entsprechende Interventionen im Rah-
men der migrationspolitischen Bildung.

Vor dem Hintergrund der Entwicklung der Bundesrepublik Deutschland zu einer Ein-
wanderungsgesellschaft setzt sich der Beitrag von Axel Schulte mit der jüngeren Integra-
tionspolitik auseinander. Der Beitrag verdeutlicht unter den Gesichtspunkten der politi-
schen Opportunität und institutionalisierten Ungleichbehandlung, wie in der überkomme-
nen Anwerbungs- und Ausländerpolitik mit der Frage der Integration umgegangen wurde,
und untersucht daran anschließend das Verhältnis der jüngeren Integrationspolitik zu ei-
ner menschenrechtsbasierten Politik.

Der Schwerpunkt Institutionen und Umweltpolitik in Deutschland, der von Ellen M.
Immergut und Matthias Orlowski als special editors organisiert wurde, untersucht ver-
schiedene Phasen deutscher Umweltgesetzgebung. Die Fallstudien dieses Schwerpunktes
beleuchten die Einführung marktbasierter Steuerungsmechanismen im Bereich der Um-
weltpolitik: Die Einführung des Grünen Punktes und des Dualen Abfallwirtschaftssys-
tems 1991 (Daniel Seifert), den langwierigen Konflikt um die Einführung des Dosen-
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pfands in Deutschland zwischen 1998 und 2003 (Robert Hoffmann) sowie die Ausarbei-
tung der Nationalen Allokationspläne in Deutschland und im Vereinigten Königreich, in
denen nationale Emissionsmengen für die erste Handelsphase des 2005 eingerichteten
Emissionshandelssystems der Europäischen Union festgelegt wurden (Matthias Orlowski
und Wolfgang Gründinger). Die hier präsentierte institutionalistische Forschung (siehe
den theoretischen Ansatz von Ellen M. Immergut) belegt, dass Marktlösungen keines-
wegs stets planmäßig umgesetzt werden und im Folgenden so funktionieren, wie es deren
Entwurf am grünen Tisch erwarten ließe. Diese „Abweichungen“ sind das Resultat origi-
när politischer Prozesse. Politische und gesellschaftliche Akteure setzen die ihnen zur
Verfügung stehenden Ressourcen dazu ein, Policy-Lösungen in ihrem Sinne zu beeinflus-
sen. Damit sind also sowohl die Entscheidung für die Einrichtung eines Marktes als auch
dessen konkrete Ausgestaltung das Resultat politischer Entscheidungen, die von ver-
schiedenen Akteuren innerhalb eines politisch-institutionellen Kontextes ausgehandelt
werden. Um die Auswirkungen dieser Aushandlungsprozesse auf die konkrete Politikge-
staltung und Umsetzung aufzudecken, untersuchen die Beiträge des Schwerpunktes so-
wohl die Entwicklung normativer Zielsetzungen als auch den politisch-institutionellen
Kontext, der die Ausgestaltung und damit auch die Funktionsweise der angeführten Um-
weltpolitiken prägte (eine ausführliche Erläuterung findet der Leser in der Einleitung zum
Schwerpunkt).

Einen vergleichbaren Ansatz stellt Dirk A. Heyen in seinem Aufsatz vor. Anhand der
Analyse der Ausstiegsregelungen zu Kernenergie und Kohlesubventionen untersucht er
die Bedingungen und Strategien für die Abschaffung von ineffizienten oder aus anderen
Gründen nicht mehr gewünschten Policies und geht insbesondere der Frage nach, ob die
Aushandlung der Beendigungsmodalitäten mit den bisherigen Nutznießern einer Politik
ein attraktiver Weg für terminierungswillige Regierungsparteien ist. Welche politischen
und atomrechtlichen Konsequenzen die entsprechenden Akteure nach dem größten nuk-
learen Unglück seit Tschernobyl in Fukushima ziehen, war zum Zeitpunkt der Druckle-
gung noch nicht absehbar. Mit zentralen Fragen der regulativen Politik im Interesse des
Gemeinwohls beschäftigt sich Jørgen Grønnegaard Christensen in seinem Beitrag. Er
analysiert zum einen, welche Rolle die betroffenen Interessengruppen in der regulativen
Politik und der Regulierungsverwaltung spielen, zum anderen inwieweit die Regulie-
rungsverwaltung zwischen dem Interesse des Gemeinwohls und den regulierten Interes-
sen innerhalb des privaten Sektors abwägt.

Annette Elisabeth Töller und Marcus Dittrich widmen sich einer speziellen Form der
Privatisierung, sie vergleichen die Zuständigkeiten für den Maßregelvollzug in den deut-
schen Bundesländern. Der Artikel gibt einen Überblick über die bislang erfolgte Privati-
sierung dieser heiklen Staatsaufgabe und skizziert weitere politikwissenschaftliche For-
schungsperspektiven, die sich zunächst mit den Ursachen für die Privatisierung (und für
die erheblichen Unterschiede zwischen den Bundesländern in der Privatisierungspolitik)
und daran anschließend mit deren Folgen befassen.

Einen internationalen Vergleich trägt Carina Schmitt mit ihrem Beitrag bei; sie unter-
sucht einerseits, ob sich der Staat als Unternehmer aus der Bereitstellung öffentlicher
Dienstleistungen zurückgezogen hat und andererseits ob dabei Konvergenz im internatio-
nalen Vergleich festgestellt werden kann. Der Beitrag zeigt, dass sich die Entwicklung im
Telekommunikations-, Post- und Bahnsektor stark unterscheidet, wobei der Rückzug des
Staates aus allen drei Sektoren feststellbar ist. Auch viele Kommunen haben in den ver-
gangenen Jahren ihre Aufgaben aus der Kernverwaltung in verselbstständigte Aufgaben-
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träger ausgegliedert, dieser Trend ist trotz vereinzelter Rekommunalisierungen ungebro-
chen. Der Beitrag von Andreas Lasar, Gabriele Buchholz und Andreas Hellenbrand
widmet sich der integrierten Konzernsteuerung in der Kommunalverwaltung und be-
schreibt, ausgehend von der Begriffsklärung und Darstellung der spezifischen Merkmale
des kommunalen Konzerns, die Problemlagen der kommunalen Konzernsteuerung und
Anforderungen an eine integrierte Konzernsteuerung in der Kommune.

Mit diesem siebten Heft tritt dms gewissermaßen in die Periode der Förderung durch
die  ein. Um die dadurch gestellten Erwartungen an uns noch besser erfüllen zu kön-
nen, haben wir uns personell weiter verstärkt. Sabine Kuhlmann tritt in den Kreis der
Herausgeber ein, und mit Janbernd Oebbecke haben wir einen weiteren Juristen für den
Beirat gewonnen.

Möge auch dieses Heft ein reges Interesse finden.

Hannover, im März 2011     Bernhard Blanke und Maren Kellermann
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Worüber Thilo Sarrazin schweigt.
Herausforderungen der Politischen Bildung in der
Migrationsgesellschaft

Zusammenfassung
Der Beitrag unterzieht die von Thilo Sarrazin in sei-
nem Buch „Deutschland schafft sich ab“ aufgestell-
ten Thesen zunächst einer wissenschaftlichen Prü-
fung und formuliert Erklärungsansätze für den gro-
ßen Erfolg des Buches. Dabei zeigt sich, dass die
Behauptungen Sarrazins weitgehend unhaltbar sind.
Da diese sich aber einer hohen Popularität erfreuen,
verweist der Sarrazin-Diskurs auf elementare soziale
und politische Problemlagen, die letztendlich eine
Gefahr für den gesellschaftlichen Zusammenhalt
und die Funktionalität der Demokratie in Deutsch-
land darstellen können. Als zentral für die Sympa-
thien für Sarrazins Argumente erscheinen die sei-
nem Buch immanente Verteidigung bürgerlicher
Mittelschichtswerte und –privilegien, die aufgrund
eines beschleunigten sozioökonomischen Wandels
zunehmend infrage gestellt werden, sowie die ver-
meintliche Legitimierung tief in der Gesellschaft
verwurzelter Ressentiments gegenüber Minderhei-
ten. Vor diesem Hintergrund analysiert der Beitrag
bestehende Möglichkeiten und Handlungsbedarfe
für entsprechende Interventionen im Rahmen der
migrationspolitischen Bildung. Abschließend wer-
den neuere didaktische Ansätze vorgestellt, deren
Implementierung im Bildungssystem aufgrund der
analysierten Problemlage anempfohlen wird.

Schlagworte: Deutschland, Populismus, Integration,
Minderheitenfeindlichkeit, migrationspolitische Bil-
dung

Abstract
What Thilo Sarrazin is silent about. Challenges for
civic education in the migration society
First, the article checks the by Thilo Sarrazin set
theses in his book “Deutschland schafft sich ab” of
their scientific durability and formulates explana-
tions for the success of the book. It turns out that the
assertions of Sarrazin are largely untenable. But be-
cause these theses are having a high popularity, the
Sarrazin discourse shows basic social and political
problems that ultimately could be a threat to social
cohesion and functionality of democracy in Ger-
many. As central to the sympathies towards Sar-
razin's arguments appears the defense of bourgeois
middle class values and privileges in his book,
which are increasingly questioned due to an acceler-
ated socio-economic change, and the perceived le-
gitimacy of deep-rooted resentments in society
against minorities. From this background, the article
analyses existing opportunities and action require-
ments for adequate interventions accounting treat-
ment of migration-policy education. Finally, newer
teaching approaches were presented, whose imple-
mentations are advised to the education system be-
cause of the analyzed problems.

Key words: Germany, populism, integration, minor-
ity-hostility, migration-policy education

1. Einleitung

Das Buch „Deutschland schafft sich ab. Wie wir unser Land aufs Spiel setzen“ (Sarrazin
2010) polarisiert: Auf der einen Seite wird es von Experten, Stimmen aus den Medien
und manchem Politiker scharf kritisiert und Sarrazins Lesungen werden regelmäßig von
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Protestkundgebungen begleitet. Auf der anderen Seite steht der grandiose Erfolg des Bu-
ches: Mit über 1,2 Millionen Exemplaren war es Ende 2010 das meisterkaufte Sachbuch
eines deutschsprachigen Autors des Jahrzehnts. Davon, dass das Buch aber nicht nur ge-
kauft, sondern mit seinen Inhalten zumindest sympathisiert wird, zeugen hohe Zustim-
mungsraten in Umfragen, deutschlandweit ausverkaufte Lesungen und zahlreiche wohl-
wollende Leserbriefe in Zeitungen und Magazinen. Laut einer Befragung des Meinungs-
forschungsinstituts Emnid könnten sich sogar 18 Prozent der Deutschen vorstellen, eine
von Thilo Sarrazin geführte Partei zu wählen.1 In diesem Aufsatz werden zunächst die
wesentlichen Thesen von Sarrazin einer wissenschaftlichen Prüfung unterzogen. An-
schließend wird analysiert, warum das Buch „Deutschland schafft sich ab“ derart erfolg-
reich werden konnte. Auf dieser Basis werden spezifische Problemstellungen des Sarra-
zin-Diskurses formuliert und die sich daraus ergebenen Herausforderungen für die Politi-
sche Bildung abgleitet.

2. Erklärungsansätze zu Sarrazins Erfolg

Im Folgenden werden einzelne Erklärungsansätze für den Erfolg von „Deutschland
schafft sich ab“ diskutiert, indem die darin aufgestellten Thesen mit empirischen Erkennt-
nissen verglichen und auf ihre politische Funktion hin untersucht werden.

Das Gesellschaftsbild in „Deutschland schafft sich ab“

Thilo Sarrazin nimmt in seinem Buch „Deutschland schafft sich ab“ eine hierarchische
Kategorisierung der deutschen Gesellschaft nach ökonomischem, kulturellem und sozia-
lem Nutzen verschiedener Gruppen vor. In dieser Hierarchie stehen die „autochthonen“
Deutschen oben, die sich durch „traditionellen deutschen Fleiß“ (2010, S. 13) und Inno-
vationskraft, Leistungs- und Bildungsorientierung sowie einer gemeinsam geteilten Kul-
tur auszeichnen. Unten steht „eine weitgehend funktionslose Unterklasse“ (ebd., S. 173)
muslimischer Migranten, wobei im Verlauf des Buches die Transferhilfeempfänger zu-
nehmend mit muslimischen Einwanderern gleichgesetzt werden. Ein Großteil der Trans-
ferhilfeempfänger lässt sich Sarrazin zufolge durch deviante Verhaltensweisen, fehlenden
Leistungswillen und defizitäre Kindererziehung charakterisieren (vgl. ebd. S. 152-155).
Während er bei anderen Einwanderergruppen keine Integrationsprobleme sieht (vgl. ebd.
S. 259), erscheinen sie ihm bei Migranten muslimischen Glaubens – namentlich aus der
Türkei, Afrika sowie dem Nahen und Mittleren Osten stammend – umso größer: Neben
der überdurchschnittlich hohen Transferabhängigkeit dieser Gruppe und den entspre-
chenden Problemdispositionen, käme noch die große Distanz zu dieser „kulturell anders-
artigen Minderheit“ (ebd., S. 277), die eine deutliche Tendenz der Abgrenzung zur deut-
schen Mehrheitsgesellschaft zeige (vgl. ebd., S. 260-280).

Diese von Sarrazin vorgenommene pauschale Strukturierung der deutschen Gesell-
schaft in wertekonforme Leistungsträger, deviante Transferhilfeempfänger und integrations-
unwillige und -unfähige muslimische Migranten entspricht nicht den empirischen Er-
kenntnissen über die deutsche Gesellschaft. Statt des von Sarrazin skizzierten weitgehend
homogenen Gesellschaftsbildes, beobachten Soziologen schon seit vielen Jahren eine zu-
nehmende Ausdifferenzierung der Gesellschaft sowie eine Pluralisierung der Lebensfor-
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men (vgl. Geißler 2006). Mit dem wirtschaftlichen Strukturwandel geht seit den 1970er-
Jahren ein sozialer Wandel einher, der mit Begrifflichkeiten wie „Individualisierung“,
„Enttraditionalisierung“, „familialer Strukturwandel“ und „Wertewandel“ beschrieben
wird. Die dadurch entstandene Vielfalt lässt sich beispielsweise in den „Sinus-Milieus“
fassen, die eine Basissegmentation der Gesellschaft auf Grundlage von Wertorientierun-
gen, Lebensstilen und sozialen Lagen darstellen (vgl. Merkle 2009). Das Modell beinhal-
tet 10 verschiedene Milieus, deren Grenzen aber fließend sind und sich zum Teil auch
überlappen. Aufgrund der gesellschaftlichen Entwicklungsdynamik werden diese Milieus
in regelmäßigen Abständen überprüft und angepasst (vgl. Vester u.a., 2001).

Abbildung 1: Sinus-Milieus in Deutschland 2010

Aus der Abbildung lässt sich leicht ablesen, dass die deutsche Gesellschaft keineswegs so
homogen ist, wie Sarrazin sie in seinem Buch darstellt. Dasselbe gilt für die ebenfalls
vom Sinus-Institut analysierten Migranten-Milieus in Deutschland (vgl. Merkle 2009).
Hier konnten acht verschiedene Milieus identifiziert werden, die eine große Vielfalt von
Lebensauffassungen und Lebensweisen aufweisen.
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Abbildung 2: Sinus Migranten-Milieus in Deutschland 2008 – Soziale Lage und
Grundorientierung

Für das Sinus-Milieu „A3 – Religiös verwurzeltes Milieu“, das sich durch vormoderne
Traditionen, kulturelle Isolation und strenge religiöse Wertvorstellungen auszeichnet, ließ
sich in der Studie zwar nachweisen, dass hier Muslime mit 54 Prozent die Mehrheit bil-
den (ebd., S. 79). Da diesem Milieu jedoch insgesamt nur sieben Prozent aller Menschen
mit Migrationshintergrund in Deutschland zugerechnet werden, und der Anteil der Mus-
lime an der Gesamtheit der Migranten etwa 25 Prozent beträgt (Bundesamt für Migration
und Flüchtlinge 2009, Deutsche Islam Konferenz 2009) ist der Anteil der Muslime, die so
leben, wie Sarrazin es praktisch für sie alle annimmt, sehr gering. Insgesamt kommt die
Sinus-Studie zu dem Ergebnis, dass sich die Migranten-Milieus in Deutschland „weniger
nach ethnischer Herkunft und sozialer Lage als vielmehr nach ihren Wertvorstellungen,
Lebensstilen und ästhetischen Vorlieben“ unterscheiden (Merkle 2009, S. 68). Bei den in
Deutschland lebenden Migranten handelt es sich folglich „nicht um ein besonderes und
schon gar nicht um ein einheitliches Segment in der Gesellschaft. […] Die den verbreite-
ten Negativklischees entsprechenden Teilgruppen gibt es zwar, und sie sind im vorlie-
genden Migranten-Milieumodel auch lokalisierbar. Aber: Es sind sowohl soziodemogra-
phisch als auch soziokulturell marginale Randgruppen.“ (ebd., S. 70)

Wen meint Sarrazin nun aber eigentlich, wenn er davon spricht, „wie wir unser Land
aufs Spiel setzen“? Wie gezeigt wurde, umfasst sein „Wir“ in „Deutschland schafft sich
ab“ weder alle in Deutschland lebenden Menschen noch die Gesamtheit der deutschen
Staatsbürger; ausgenommen sind zumindest Transferhilfeempfänger und muslimische
Migranten, die in sozialer und ökonomischer Hinsicht dysfunktional seien. Fasst man die
dem „Wir“ zugeschriebenen Merkmale zusammen, so wird deutlich, dass Sarrazin damit
in erster Linie die Mitglieder einer traditionsbewussten und leistungsorientierten bürgerli-
chen Mittelschicht bezeichnet. Offenbar sind es auch genau diese Personen, die mehr-
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heitlich „Deutschland schafft sich ab“ kaufen.2 Die deutsche Mittelschicht aber ist seit
Jahren massiven Veränderungsprozessen unterworfen. Massenentlassungen, ungewisse
Berufsaussichten, geringe Lohnzuwächse und steigende Sozialbeiträge stellen nicht nur
eine laufende Steigerung des Lebensstandards für Mittelschichtsangehörige infrage, sogar
Arbeitslosigkeit und sozialer Abstieg sind inzwischen zu einem zentralen Risiko für sie
geworden (vgl. Müller/Werding 2007). Die daraus entstandenen erheblichen Verunsiche-
rungen haben sich durch die im Herbst 2008 einsetzende Weltfinanz- und Weltwirt-
schaftskrise noch verstärkt (vgl. Heitmeyer 2010). Wie Wilhelm Heitmeyer zeigt, entwi-
ckeln Menschen, die sich von so einer Situation bedroht fühlen und dabei einen Kontroll-
verlust wahrnehmen, individuelle Strategien der Problembewältigung (S. 28 ff): Zur psy-
chologischen Entlastung ist die Annahme wichtig, es gäbe noch Andere, denen es
schlechter ginge. Zudem wird in Krisenzeiten die Einhaltung bestimmter Werte und
Normen verstärkt eingefordert, um möglichen Desintegrationseffekten entgegenzuwirken.
Darüber hinaus kommt es zu Schuldzuweisungen. So gaben bei einer Befragung in
Deutschland zu den Ursachen der Finanz- und Wirtschaftskrise 52,6 Prozent an: „Dieje-
nigen, die den Sozialstaat ausnutzen“. Und 14,5 Prozent sahen „die Ausländer“ als
Schuldige an (ebd., S. 34). Ökonomisch schwierige Phasen können zu einem Anstieg
konkurrenzbasierter Fremdenfeindlichkeit sowie zur Reklamation von Etabliertenvor-
rechten führen (vgl. ebd., S. 37f.). Auch die sich seit etwa 2000 vollziehende Ausbreitung
des Rechtspopulismus in der Politik in Europa ist als Ausdruck einer verunsicherten
postindustriellen Gesellschaft zu interpretieren (vgl. Perger 2010). Die modernen
Rechtspopulisten setzen sich dabei scheinbar für das Wohl der autochthonen Bevölke-
rung ein und fordern rechtliche Benachteiligungen für Zuwanderer, die bis zur Forderung
nach Ausweisungen reichen (vgl. ebd., S. 313).

Die beschriebenen Bewältigungsmechanismen einer krisengeplagten und verunsi-
cherten Mittelschicht finden sich praktisch 1:1 in „Deutschland schafft sich ab“ wieder.
Von dieser Beobachtung ausgehend lässt sich eine erste These zu dem Erfolg des Buches
formulieren:

These 1:
Indem Sarrazin die Werthaltung und die Lebensform bestimmter Mittelschichtsmilieus
bejaht und andere Gruppen sowie deren Lebensstil und Wertesystem abwertet, weist er
verunsicherten Mittelschichtsangehörigen eine Strategie zur individuellen Krisenbewälti-
gung.

Biologismus, Elitenrassismus, Eugenik und die „demographische Katastrophe“ in
„Deutschland schafft sich ab“
Nicht nur vermeintlich eindeutige kulturelle Unterschiede und ökonomische Nützlichkeit
dienen Sarrazin in „Deutschland schafft sich ab“ zur Abgrenzung von der Unterschicht
und von Muslimen. Mit seiner Interpretation einer genetisch bedingten Vererbung von
Intelligenz und angeblich kulturalistisch gebundener Merkmale wie Leistungsbereit-
schaft, Bildungsfähigkeit oder Zivilisationsgrad führt er eine weitere Ebene ein, die seine
Vorstellung von kulturellen und ökonomischen Differenzen auf biologischer Basis stützt
und manifestiert. Zentral ist dabei die Behauptung, Intelligenz sei „zu 50 bis 80 Prozent
erblich“ (Sarrazin 2010, S. 91). Davon ausgehend konstatiert Sarrazin aufgrund der
überproportional hohen Geburtenrate von Unterschichtsangehörigen und muslimischen
Migranten – die er beide als Bevölkerungsgruppen mit unterdurchschnittlicher Intelligenz
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beschreibt – einen kontinuierlichen Rückgang des intellektuellen Potenzials der deut-
schen Gesellschaft (vgl. S. 91f.). Diese „Verdummungsthese“ wurde inzwischen jedoch
eindeutig als falsches Verständnis genetischer Vererbungsvorgänge widerlegt, u.a. von
der Intelligenzforscherin Elsbeth Stern (2010), der zufolge Sarrazin außerdem die viel-
fältigen sozialen Einflüsse bei der Intelligenzausbildung ignoriert. Dieser hingegen geht
davon aus, dass bestimmte Grunddispositionen genetisch determiniert seien, Bemühun-
gen um bessere Bildung und Chancengleichheit für unterprivilegierte Bevölkerungsgrup-
pen seien folglich sinnlos: „Für einen großen Teil dieser Kinder ist der Misserfolg mit ih-
rer Geburt bereits besiegelt.“ (2010, S. 175) Der Gleichheitsgrundsatz, nach dem sich so-
ziale Ungleichheit in erster Linie aus den gesellschaftlichen und politischen Verhältnissen
ergibt, wird von Sarrazin entsprechend verworfen (vgl. S. 97).

Die genetische Begründung sozialer Ungleichheit wird gemeinhin als „Biologismus“
bezeichnet (vgl. Anz 2001). War diese Perspektive durch den Nationalsozialismus zwi-
schenzeitlich stark in Misskredit geraten, erfährt der Biologismus seit den 1980er-Jahren
infolge großer Fortschritte in der Gen- und Hirnforschung eine populäre Renaissance
(ebd.). Diesen Trend greift Sarrazin in seinem Buch auf, indem er den verschiedenen
Gruppen in der Gesellschaft ihren quasi „natürlichen“ Platz zuweist: „Darum ist es sach-
lich folgerichtig und keineswegs Ausdruck fehlender Gerechtigkeit, wenn sich das Füh-
rungspersonal mehrheitlich aus den oberen Schichten rekrutiert.“ (2010, S. 228)

Die Behauptung, bestimmte (negative) Merkmale einer Gruppe seien angeboren bzw.
unveränderlich, wird allgemein als „Rassismus“ bezeichnet (vgl. Fredrickson 2004, S.
143). Mit Bezug auf Sarrazins Interview in „lettre international“3, in dem dieser (wie
später in „Deutschland schafft sich ab“) von einer grundsätzlichen Ungleichwertigkeit
verschiedener Bevölkerungsgruppen ausgeht, und dabei einen klaren Gegensatz von Elite
und Unterprivilegierten konstruiert, spricht Wiegel (2009) von einem „Eliten-Rassismus“.
Die Bewertung von Menschen ausschließlich nach ihrem ökonomischen Nutzen entsprä-
che zudem dem „innersten Kern der neoliberalen Ideologie“ (ebd., S. 27). Eine weitere
Funktion dieses Eliten-Rassismus erläutert von Lucke (2009). Demnach fehlt infolge der
durch die Wirtschaftskrise noch verstärkten hohen Verschuldung des Staates und gleich-
zeitig wachsender sozialer Ungleichheit ein geistiger Überbau, der die anstehenden „so-
zialen Grausamkeiten“ (ebd., S. 55) legitimiert. In diese Lücke stoßen nun von Lucke zu-
folge neben Sarrazin Intellektuelle wie Peter Sloterdijk oder Ralph Giordano, Publizisten
wie Henryk M. Broder und prominente Wirtschaftsgrößen wie Hans-Olaf Henkel, die –
mit Unterstützung von bürgerlichen Leitmedien – massiv den Abbau des deutschen Sozi-
alstaats fordern sowie die Relativierung des Gleichheits- und Gerechtigkeitsgebots pro-
pagieren. Flankiert werden diese Forderungen durch die Bedienung von tief in der Mitte
der Gesellschaft sitzenden Ressentiments gegen ethnische Minderheiten und sozial
Schwache und damit einhergehenden Aufwertungen sogenannter Eliten und Leistungs-
träger. Wie die entsprechenden Diskurse sowie die aktuelle Sarrazin-Debatte zeigen, ha-
ben sie damit durchaus Erfolg: „Gerade in Zeiten der Krise verbindet sich die Haltung der
elitären Meinungsmacher (…) mehr und mehr mit einer immer ausgeprägteren Dispositi-
on der von Abstiegsängsten gepeinigten Mittelschichten, die begierig die Sarrazinschen
Ressentiments aufgreifen.“ (von Lucke 2009, S. 61)

Welche „Abschaffung“ Deutschlands Sarrazin angesichts der fehlenden Rede von ei-
ner Vernichtung durch Krieg, Naturkatastrophen oder einer politischen Auflösung des
Landes in seinem Buch befürchtet, erschließt sich aus den vorangegangen Ausführungen:
Neben einer „Verdummung“ der Einwohner und einem damit einhergehenden Rückgang
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der wirtschaftlichen Wettbewerbsfähigkeit Deutschlands, sieht er zudem die Gefahr eines
„Kulturabbruchs“ (Sarrazin 2010, S. 286) durch die überproportionale Vermehrung mus-
limischer Migranten bei gleichzeitiger Schrumpfung der autochthonen deutschen Bevöl-
kerung. Da diese demographische Entwicklung durch „Fäulnisprozesse im Inneren der
Gesellschaft“ hausgemacht sei, kommt Sarrazin zu dem Schluss „die Deutschen schaffen
sich ab“ (ebd., S. 7). Selbst verschuldet sei diese Entwicklung insofern, als Unterschichts-
und Migrantenfamilien sich mittels vermehrtem Kinderzeugen durch die Grundsicherung
des Staates subventionieren ließen (ebd., S. 149f.): „Insbesondere unter den Arabern in
Deutschland ist die Neigung weit verbreitet, Kinder zu zeugen, um mehr Sozialtransfers
zu bekommen, und die in der Familie oft eingesperrten Frauen haben im Grunde ja kaum
etwas anderes zu tun.“ (ebd., S. 150) Das demographische Schreckensszenario, welches
Sarrazin – in völliger Ignoranz wissenschaftlicher Kriterien für seriöse Bevölkerungsprog-
nosen – aufzeichnet, sieht so aus: In 100 Jahren würde es nur noch 25 Millionen und in
300 Jahren schließlich nur noch 3 Millionen Deutsche geben (ebd., S. 18). Demgegen-
über würde die muslimische Bevölkerung in Deutschland bis zum Jahr 2100 auf 35 Mil-
lionen anwachsen (ebd., S. 317).

Da Sarrazin nun aber „kein Fremder im eigenen Land werden“ möchte (ebd., S. 309)
und „Deutschland als Land der Deutschen“ (ebd., S. 18) erhalten will, beschwört er den
„Selbstbehauptungswillen als Nation“ (ebd.) und die Verteidigung „unseres Volkscharak-
ters“ (ebd., S. 330). Darüber hinaus ginge es um die Bewahrung der kulturellen Identität
Europas sowie der deutschen Tradition (ebd. S. 308). Zur Illustration dessen, was drohen
würde, wenn dieser Abwehrkampf nicht erfolgreich wäre, formuliert er ein Szenario,
nach dem „das Land meiner Enkel und Urenkel zu großen Teilen muslimisch ist, (…)
dort über weite Strecken türkisch und arabisch gesprochen wird, die Frauen ein Kopftuch
tragen und der Tagesrhythmus vom Ruf des Muezzins bestimmt wird“ (ebd.). Dass Sar-
razin tatsächlich von einem Kampf ausgeht, in dem „die Deutschen“ einen Gegner, na-
mentlich „die Türken“ abwehren müssen, wird deutlich anhand einer äußerst zweifelhaf-
ten Argumentationslinie, an deren Ende suggeriert wird, „die Türken“ in Europa wollten
nun durch höhere Fertilität schaffen, was ihnen 1529 bei der Belagerung Wiens noch
nicht gelungen sei (ebd., S. 312-320), denn „wer sich stärker vermehrt, wird am Ende Eu-
ropa besitzen. Wollen wir das?“ (ebd., S. 320). Um diesen angeblich drohenden Unter-
gang zu verhindern, plädiert Sarrazin dafür, Zuwanderung nur noch durch einen stark er-
schwerten Ehegattennachzug sowie für Hochqualifizierte zu ermöglichen, und diese an-
sonsten – insbesondere von Menschen aus dem Nahen und Mittleren Osten sowie aus
Afrika – grundsätzlich zu unterbinden (ebd., S. 328f.) und fordert, „dem hohen und in
Zukunft wohl noch wachsenden Einwanderungsdruck mit Energie entgegenzutreten“
(ebd. S. 372).

Sowohl die aggressive und minderheitendiffamierende Wortwahl von Sarrazin als
auch die Logik der Argumentation sowie seine „Lösungsvorschläge“ für das Problem des
Bevölkerungsrückgangs ähneln stark den von rechtsextremen Parteien in Deutschland
vertretenen Positionen: „Der krude Rassismus der NPD findet – wenn auch in anderen
Worten, aber bei gleichem Inhalt – seine Entsprechung bei Thilo Sarrazin.“ (Wiegel
2009, S. 29).

Die nahezu vollständige Beendigung von Zuwanderung würde den Schrumpfungs-
prozess der deutschen Bevölkerung – und die damit einhergehenden dramatischen sozia-
len und ökonomischen Folgekosten (vgl. Grabbert 2008) – allerdings dramatisch be-
schleunigen. Als einzige „Lösung“ sieht Sarrazin stattdessen die Erhöhung der Geburten-
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rate in Deutschland auf das Niveau der Bestandshaltung an (2010, S. 343). Diese Option
ist allerdings als höchst unrealistisch zu bewerten: Selbst wenn – ungeachtet aller Ursa-
chen für den Fertilitätsrückgang wie familialer Strukturwandel, Wandel der Lebensstile,
in der Arbeitswelt und im Geschlechtsrollenverhältnis – plötzlich alle jungen Frauen in
Deutschland mehrere Kinder bekommen würden, könnte dies den Bevölkerungsrückgang
nicht mehr aufhalten (vgl. Bucher/Schlömer/Lackmann 2004). Sarrazin will die Gebur-
tenrate aber zudem nur bei Familien aus der Ober- und Mittelschicht erhöhen, um „eine
dysgenisch wirkende Geburtenstruktur zu verhindern“ (2010, S. 378). Erreicht werden
soll dies durch eine staatliche Steuerung, die armen Familien finanzielle Anreize zum
Kinderkriegen reduziert, zum Beispiel Hochschulabsolventen aber hohe Prämien für
Neugeborene zahlt (ebd., S. 386ff).

Das Konzept Sarrazins, durch staatliche Steuerung der Geburtenrate einen vermeint-
lich qualitativ höherwertigeren Genpool zu erzeugen, bezeichnet Bühl als „eindeutig eu-
genisch“ (2010, S. 137). Ziel sei die „Instrumentalisierung der Integrationsdebatte für die
Revitalisierung sozialdarwinistischer Positionen“ (ebd., S. 146). Und in der Tat beklagt
Sarrazin: „Das Muster des generativen Verhaltens in Deutschland (…) ist nicht nur keine
Darwinsche natürliche Zuchtwahl im Sinne von ‚survival of the fittest‘, sondern eine kul-
turell bedingte, vom Menschen selbst gesteuerte negative Selektion.“ (2010, S. 353) Ent-
sprechend bezieht sich Sarrazin in seinen Ausführungen u.a. explizit auf den Eugeniker
Gunnar Myrdal (ebd., S. 92, S. 374), einen starken Befürworter der in Schweden von
1935 bis 1976 praktizierten Zwangssterilisationen geistig Behinderter (vgl. Bühl 2010, S.
153). Sarrazin knüpft somit direkt an Theorien an, die die Katastrophe des Holocaust in-
tellektuell begleitet haben. Diesen Zusammenhang ignoriert er jedoch vollkommen, im
Gegenteil führt er – unter Bezugnahme auf die Diskussion dysgenischer Effekte in der
demographischen Entwicklung – aus: „In der zweiten Hälfte des 20. Jahrhunderts gab es
immer mehr Angriffe auf die Fragestellung. Diese Attacken waren letztlich Ausdruck von
Wertungen, die gewisse Fragen als unzulässig verwarfen. Aber sie waren nicht empirisch
begründet.“ (2010, S. 353) Sigmar Gabriel kommentierte diesen Satz in der „Zeit“ fol-
gendermaßen: „Wie weit muss man sich intellektuell verirren, um die Ereignisse in der
ersten Hälfte des 20. Jahrhunderts vollständig auszublenden, obwohl sie natürlich der
grauenhafteste ‚empirische Befund‘ waren, den man für die Unzulässigkeit derartiger
‚Fragestellungen‘ finden kann.“ 4

Der Geschichts- und Kulturwissenschaftler Thomas Etzemüller hat bereits in einem
2008 publizierten Aufsatz die Mechanismen und Funktionen von „demographischen Ka-
tastrophendiskursen“ analysiert. Seine Erkenntnisse lesen sich dabei wie eine Blaupause
zu „Deutschland schafft sich ab“. Etzemüller zeigt auf, dass das Szenario des Untergangs
eines ganzen Volkes bereits seit etwa 200 Jahren dem gleichen Argumentationsmuster
folgt. Dabei wird die Ursache für eine drohende demographische Katastrophe in der über-
proportionalen Vermehrung von Unterschichtsangehörigen, geistig Minderbemittelten
und devianten Personen gesehen, bei gleichzeitiger Schrumpfung der „wertvollen“ Mit-
tel- und Oberklasse sowie entsprechend auch des Kulturniveaus. In der ersten Hälfte des
20. Jahrhunderts verband sich dieser Diskurs mit rassebiologischen bzw. eugenischen
Theorien, die – ergänzt um die Befürchtung der Verdrängung durch geburtenfreudigere
Völker – in Deutschland schließlich von den Nationalsozialisten aufgegriffen wurden.
Laut Etzemüller ist die demographische Frage auch heute noch latent mit der eugenischen
Frage verknüpft, „wenn beklagt wird, dass Kinder die mangelnde Bildung ihrer Eltern
gewissermaßen ‚erben‘ würden, oder wenn Immigranten geradezu die sozial-moralische
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Zersetzung einer Bevölkerung zugeschrieben wird. Solchen Problemgruppen soll durch
eine aktive Geburtenpolitik der bürgerlichen Mittelschicht der Raum versperrt werden“
(ebd., S. 7). Hintersinn dieses demographischen Katastrophendiskurses ist die Ordnung
der Gesellschaft und der Welt im Sinne der bürgerlichen Mitte. Dieser Diskurs greift be-
sonders, wenn die bürgerliche Lebenswelt infolge sozialen Wandels Veränderungen un-
terworfen wird: „Fast alle Texte zur Bevölkerungsfrage lesen sich – in Negativform – wie
ein Wertekatalog bürgerlicher Lebensweise.“ (ebd., S. 8) Die eugenische Argumentation
dient dazu, die bestehende Ordnung als „natürlich“ zu verteidigen, und „jedes Individuum
[…] in seiner Sozialschicht zu fixieren“ (ebd.). In jüngerer Zeit wird Demographie außer-
dem zum einen als schlagkräftiges Argument für den Sozialstaatsabbau angeführt und
zum anderen – mit Hinweis auf die Wettbewerbsfähigkeit der Bevölkerung – auf das not-
wendig zu generierende, genetisch hochwertige, „Humankapital“ verwiesen (ebd., S. 8).

Auf Grundlage der Analyse biologistischer, (eliten-)rassistischer und eugenischer Ar-
gumentationen sowie des demographischen Katastrophendiskurses in „Deutschland
schafft sich ab“ lassen sich nun drei weitere Thesen zu den Ursachen des Erfolgs des Bu-
ches formulieren:

These 2:
Mit seinen Überlegungen zur gruppenspezifischen Vererbung von Intelligenz und ande-
ren Eigenschaften legitimiert Sarrazin die soziale Ungleichheit in Deutschland als quasi
naturgegebene Ordnung. Den von Abstiegsängsten und sozialem Wandel bedrohten bür-
gerlichen Mittelschichtsmilieus und –lebensweisen werden dadurch ihre Privilegien als
rechtens suggeriert.

These 3:
Mit seinen Vorschlägen zur eugenischen Steuerung der demographischen Entwicklung in
Deutschland liefert Sarrazin die vermeintlichen Instrumente zur Abwehr der möglichen
Bedrohungen für die bürgerliche Lebenswelt sowie zur Wahrung der Privilegien der Eta-
blierten aus der Ober- und Mittelschicht.

These 4:
Die von Sarrazin angesichts des angeblich drohenden demographischen Untergangs
Deutschlands, sowie der wirtschaftsschädigenden Subventionen von Armen und Migran-
ten, geforderten sozialstaatlichen Einschnitte bilden eine intellektuelle Stütze für einen
fortschreitenden Rückbau des Wohlfahrtstaates.

Vorstellungen von Integration, das Migrantenbild und die Rolle des Islams in „Deutsch-
land schafft sich ab“
Die in „Deutschland schafft sich ab“ vertretenen Vorstellungen von Integrationsprozessen
sowie dem Integrationsgrad von (muslimischen) Migrantengruppen sind sowohl im Hin-
blick auf den theoretischen als auch auf den empirischen aktuellen Wissensstand weitge-
hend unhaltbar. So betrachtet Sarrazin Integration ausschließlich als „Bringschuld von
Migranten“ (2010, S. 327). Integration ist aber als zweiseitiger Prozess zwischen den
Einwanderern und der aufnehmenden Mehrheitsgesellschaft zu verstehen, wobei letztere
die Aufgabe hat, gleichstellende Zugangsrechte zu schaffen (vgl. Oswald 2007, S.
132ff.). Verschiedene Ungleichheitsbedingungen wie strukturelle oder institutionelle
Diskriminierung, die beispielsweise die Zugänge und Chancen von Migranten bezüglich
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Bildung, Wohnung oder Arbeit begrenzen, spielen in Deutschland nach wie vor eine be-
deutende Rolle bei der Integrationsfrage (vgl. Flam 2007; Gestring/Janßen/Polat 2006).
Diese Seite von Integrationsprozessen ignoriert er jedoch vollständig. Integrationspro-
bleme sieht er nur bei den muslimischen Einwanderern, denen er mangelnden bzw. sin-
kenden Integrationswillen bei gleichzeitiger Tendenz zur Abgrenzung, wohnräumlichen
Segregation und Bildung von „Parallelgesellschaften“ unterstellt (vgl. Sarrazin 2010, S.
286-307). Demgegenüber stellen aktuelle Erkenntnisse aus der Migrationsforschung über
die Integration von muslimischen bzw. türkischen Migranten einen signifikanten Bil-
dungsaufstieg in der zweiten Generation, höhere Bildungsaspirationen als in der deutsch-
stämmigen Bevölkerung, mehrheitlich gute Deutschkenntnisse bzw. eine deutliche Ver-
besserung der Sprachkenntnisse sowie eine Arbeitsmarktintegration, die besser ist als die
von Sarrazin suggerierte, fest (vgl. Deutsche Islam Konferenz 2009; Foroutan 2010).
Auch die Rede von der „muslimischen Parallelgesellschaft“ ist empirisch nicht haltbar.
Aus soziologischer Perspektive können in Deutschland keine Parallelgesellschaften fest-
gestellt werden, die vermeintliche Abschottung und Clanbildung türkischstämmiger Mi-
granten wird als Mythos angesehen (vgl. Gestring 2005; Janßen/Polat 2006). Zudem
scheint die residenzielle Segregation von Nicht-Deutschen seit einigen Jahren abzuneh-
men, entsprechende Anzeichen gibt es auch bei der türkischen Wohnbevölkerung (vgl.
Grabbert 2008, S. 60f., S. 98). Laut Bühl dient der Begriff „Parallelgesellschaft“ der Dif-
famierung muslimischer Migranten sowie einer verstärkten Wahrnehmung dieser Gruppe
als Fremde (2010, S. 265).

Muslimische Migranten werden in „Deutschland schafft sich ab“ als klare Bedrohung
der deutschen Nation und Kultur dargestellt. Viele seien gewalttätig, kriminell und betrüge-
risch (Sarrazin 2010, S. 296, S. 302f.). Ihre Kultur sei mit der unseren nicht vereinbar (vgl.
ebd., S. 258). Dass als Reaktion die Aggressionen der Mehrheitsbevölkerung gegenüber
muslimischen Migranten wachsen sowie Vorbehalte größer würden, hätte folglich „gute
Gründe“ (ebd., S. 265, 292). Schließlich unterstellt Sarrazin ihnen noch ein degeneriertes
Erbgut: „Ganze Clans haben eine lange Tradition von Inzucht und entsprechend viele Be-
hinderungen. Es ist bekannt, dass der Anteil der angeborenen Behinderungen unter den tür-
kischen und kurdischen Migranten weit überdurchschnittlich ist.“ (ebd., S. 316)

Diese Darstellung der in Deutschland lebenden Muslime ist als eindeutig diffamie-
rend und rassistisch zu bezeichnen. Sie negiert die vielfältigen Interessen, Identitäten,
Lebenswelten und Integrationsgrade der Einwanderer und fokussiert ausschließlich und
in überzogener Weise auf die negativen Aspekte. Sehr deutlich wird hier nochmals die
bereits oben unter dem Aspekt „Gesellschaftsbild“ festgestellte Sündenbockfunktion,
schließlich ist für den Rechtspopulismus „nichts (…) so erfolgreich wie ein umfassendes
Feindbild“ (Perger 2010, S. 313).

Zu dem in „Deutschland schafft sich ab“ konstruierten Feindbild gehört ein weiterer
zentraler Faktor: die Religion. Sarrazin beschreibt den Islam als „rückständig“, „autori-
tär“, „vormodern“ und „antidemokratisch“ (2010, S. 266f.). Es handele sich „um eine
sehr abgeschlossene Religion und Kultur (…), deren Anhänger sich für das umgebende
westliche Abendland kaum interessieren“ (ebd., S. 270). Darüber hinaus gäbe es einen
wachsenden Trend zum Fundamentalismus bzw. eine Dominanz des Islamismus (ebd., S.
269), wobei der Islam als Ganzes „nicht gedacht werden kann ohne Islamismus und Ter-
rorismus“ (ebd., S. 277). Zu untermauern versucht Sarrazin diese These mit der Behaup-
tung: „1000 Jahre lang war die Geschichte des Islams von der gewaltsamen Eroberung
christlicher Staaten begleitet“ (ebd., S. 280). Der Islam wird dabei als Antagonist des
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Westens inszeniert, der „eine direkte Bedrohung unseres Lebensstils“ (ebd., S. 266) dar-
stelle. Folglich müssten „wir“ den Islam auch nicht als Teil „unserer“ Gesellschaft aner-
kennen (ebd., S. 270).

Auch diesen Behauptungen sind zunächst einige empirische Erkenntnisse gegenüber-
zustellen. So praktiziert die Mehrheit der gläubigen Muslime in Deutschland ihre Religi-
on eher pragmatisch, das Kopftuchtragen nimmt in der jüngeren Generation deutlich ab
(vgl. Deutsche Islam Konferenz 2009). Auf sozialer Ebene gibt es mehrere Hinweise, die
eher für eine interethnische Öffnung denn für eine Abschottung sprechen (vgl. Foroutan
2010). Außerdem führt der Verfassungsschutz weniger als ein Prozent der in Deutschland
lebenden Muslime in Deutschland als Islamisten.5

In seiner umfangreichen Untersuchung über „Islamfeindlichkeit in Deutschland“
(2010) – in der er auch die Sarrazin-Debatte sowie das Buch „Deutschland schafft sich
ab“ einer detaillierten Analyse unterzieht – weist der Soziologe Achim Bühl nach, dass
sich feindliche Einstellungen gegenüber dem Islam bzw. Muslimen seit einigen Jahren
in Deutschland verstärkt ausbreiten und sowohl in der Mitte der Gesellschaft wie auch
in ihrer geistigen, ökonomischen und politischen Elite zunehmend auf Akzeptanz tref-
fen. Die wachsende Islamfeindlichkeit drückt sich Bühl zufolge u.a. in über 100 antiis-
lamischen deutschsprachigen Webseiten (ebd., S. 245), Anschlägen auf muslimische
Einrichtungen, mannigfaltigen Diskriminierungen vom Bildungsbereich über den Ar-
beits- und Wohnungsmarkt bis hin zu öffentlichen Institutionen sowie in einer tenden-
ziösen medialen Berichterstattung aus (vgl. ebd., S. 296). Wie der Großteil der Islamde-
batte, so knüpfe auch Sarrazin an die historischen Ursprünge islamfeindlicher Stereoty-
pe aus der frühen Neuzeit an (vgl. ebd., S. 139). Der Islam werde dabei „als das ‚Frem-
de‘ schlechthin konstruiert“ (ebd., S. 178) sowie als „Hauptbedrohung für die deutsche
bzw. europäische Identität“ diffamiert (ebd., S. 148), wozu sich unzulässiger Verallge-
meinerungen und einer „Entsoziologisierung“ gesellschaftlicher Tatbestände bedient
werde (ebd., S. 252). Darüber hinaus sieht Bühl zahlreiche Parallelen zwischen altbe-
kannten antisemitischen Argumentationsmustern und dem gegenwärtigen Antiislamis-
mus (vgl. ebd., S. 253), wie beispielsweise den Vorwurf der genetischen Degeneration
bei Juden durch die Nazi-Propaganda (vgl. ebd., S. 150). In diesem Zusammenhang ist
ein Zitat aus Sarrazins Buch aufschlussreich: „Der gern angestellte Vergleich von ‚Anti-
semitismus‘ und ‚Islamophobie‘ verkennt, dass der Antisemitismus ‚auf hysterischen
Ängsten, Erfindungen, Projektionen und Neidgefühlen‘ beruht, die ‚Islamophobie‘ aber
nicht“ (2010, S. 278).

Bühl konstatiert, dass Sarrazins Thesen vor allem in der verunsicherten deutschen
Mittelschicht auf Symapthien stoßen (2010, S. 7f.). Dahinter steht die Frage des Selbst-
verständnisses einer Gesellschaft, „die aufgrund ihrer ethnischen und religiösen Vielfalt
kein kulturelles Zentrum mehr für selbstverständlich und verbindlich erklären kann“
(Beinhauer-Köhler/Leggewie 2009, S. 118, zitiert nach Bühl 2010, S. 175). Beim gegen-
wärtigen Islamdiskurs handele es sich um einen „diskursiven Dammbruch“: „Offen rassis-
tische Positionen werden in Deutschland in angesehenen Verlagen nicht nur gedruckt und
von Medien bereitwillig verbreitet, sie stoßen auch auf eine aufnahmebereite Stimmungs-
lage im Land.“ (Bühl 2010, S. 8). Folglich bildet offenbar insbesondere der Islamdiskurs
in Deutschland einen Katalysator für die in der Gesellschaft weit verbreitete „Gruppenbe-
zogene Menschenfeindlichkeit“ (Heitmeyer 2010). Eine weitere Funktion kann in der
Ablenkung von eigenen Fehlern der Mehrheitsgesellschaft bzw. in der Entlastung von ei-
genen Integrationsaufgaben gesehen werden (vgl. Bühl 2010, S. 148, S. 263).
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Auf Grundlage der Analyse der in „Deutschland schafft sich ab“ enthaltenen Vorstel-
lungen über Integration, (muslimische) Migranten und den Islam, lassen sich nun weitere
drei Thesen zu den Ursachen von Sarrazins Erfolg formulieren:

These 5:
Die Behauptungen Sarrazins über muslimische Migranten und das vermeintliche Schei-
tern ihrer Integration greifen tief in der Gesellschaft verwurzelte Ressentiments auf.
Durch ihre Darstellung als vermeintlich wissenschaftlich seriös, bzw. als längst notwen-
digen Beitrag zur Integrationsdebatte, werden Stereotype und islamfeindliche Einstellun-
gen salonfähig gemacht, was für die Träger der Vorurteile einen befreienden Effekt hat.

These 6:
Das konstruierte Feindbild Islam bzw. Muslim wirkt für Mittelschichtsangehörige, die
sich durch sozialen und ökonomischen Wandel verunsichert fühlen, identitätsstiftend.

These 7:
Sarrazins falsches Verständnis von Integration sowie seine Position, der Islam sei nicht
anerkennungswürdig und auch nicht integrationsfähig, kann Mitglieder der sich durch
Pluriformität überfordert fühlenden deutschen Mehrheitsgesellschaft von der eigenen
Verantwortlichkeit für gelingende Integrationsprozesse entlasten.

Die Rolle der Medien und der Politik

Bei der Etablierung eines pauschalen islamfeindlichen Diskurses in der deutschen Öf-
fentlichkeit spielt die mediale Vermittlung eine bedeutende Rolle (vgl. Halm/Liakova/
Yetik 2007, S. 11). Seit dem 11. September 2001 hat die Auseinandersetzung mit dem Is-
lam bzw. mit Muslimen im Kontext Terrorismus deutlich zugenommen, wobei sich nega-
tive Islam-Konnotationen in den deutschen Medien vervielfacht haben. Jäger und Halm
zufolge bedienen sich die Medien dabei tendenziell eines „binären Reduktionismus“, bei
dem die „schlechten“ Eigenschaften der muslimischen Migranten betont und ihnen die
„guten“ Eigenschaften der autochthonen Deutschen gegenübergestellt werden (2007, S.
5). Studien belegen sowohl für das Fernsehen als auch für die Presse eine überproportio-
nale Darstellung von Muslimen im Zusammenhang mit Terror, Fundamentalismus und
Frauenfeindlichkeit (vgl. Bühl 2010, S. 230ff.). Bezüglich der Rekapitulation der Sarra-
zin-Debatte in der sogenannten Qualitätspresse bemängelt Bühl, dass überwiegend nur die
biologistischen Positionen Sarrazins kritisiert würden, sein diffamierendes Islambild je-
doch zumeist ignoriert oder sogar noch bestätigt werde (2010, S. 154).

Auch die Sphäre der Politik weist seit längerem im Hinblick auf den Islam ethnozen-
trische und kulturrassistische Untertöne auf, wobei auch Forderungen nach stärkeren In-
tegrationsbemühungen häufig im „Sprechen und Denken in segregierenden und undiffe-
renzierten Wir-Sie-Schemata verhaftet“ bleiben (Ködel 2007, S. 223). Schon die von Bas-
sam Tibi 1998 angestoßene – und im Jahr 2000 vom damaligen Fraktionsvorsitzenden der
CDU, Friedrich Merz, in Deutschland ausgelöste – Leitkultur-Debatte richtete sich nicht
nur gegen das Modell einer multikulturellen Gesellschaft, sondern wurde „von Anfang an
als Antipode zum Islam eingeführt“ (vgl. Bühl 2010, S. 262). Die Reaktionen der Politik
auf „Deutschland schafft sich ab“ bewertet Bühl angesichts der darin vertretenen „salon-
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rassistischen Positionen“ als zu mild, zumal es nach kurzer Zeit – wahrscheinlich auf-
grund der hohen Zustimmung in der Bevölkerung zu Sarrazins Thesen – zu zahlreichen
Rückziehern der kritischeren Stimmen kam (vgl. ebd., 2010, S. 7). Diese wurden dann
abgelöst „durch hektische Integrationsvorschläge“ und „Migranten-Schelte“ sowie das
Androhen von Sanktionsverschärfungen für „Integrationsunwillige“ (ebd., S. 8). Schließ-
lich erntete der Bundespräsident empörte Widersprüche zu seiner Meinung, der Islam ge-
höre zu Deutschland, und Guido Westerwelle und Angela Merkel verwiesen auf die
„christlich-jüdische Tradition“ als kulturelle Wurzel Deutschlands. Horst Seehofer schloss
sich gar der Forderung Sarrazins nach einem Komplettstopp der Zuwanderung aus der
Türkei und arabischen Staaten an. Der vorläufige Höhepunkt dieser Reaktionen war An-
fang März die Äußerung vom neuen Bundesinnenminister Hans-Peter Friedrich, der Is-
lam gehöre nicht zu Deutschland. Der frühere CDU-Integrationsminister in Nordrhein-
Westfalen, Armin Laschet, kommentierte diese Entwicklung in der „Zeit“: „Sarrazin hat
es geschafft, die Integrationsdebatte zurückzuwerfen.“6 

Vor dem Hintergrund der Rolle der Medien und der Politik im Sarrazin-Diskurs las-
sen sich folgende Thesen zu den Ursachen des Erfolgs von „Deutschland schafft sich ab“
formulieren:

These 8:
Die zunehmend negative Berichterstattung über den Islam bzw. über Muslime nach dem
11. September 2001, sowie die entsprechende populistische Stimmungsmache einiger
Politiker, verstärkte die Vorbehalte in der Öffentlichkeit und bereitete den Boden für Sar-
razins Thesen.

These 9:
Die Transformation der Sarrazin-Debatte zu verstärkter Kritik an Muslimen im politi-
schen Diskurs, sowie die Betonung der kulturellen Andersartigkeit des Islams, legitimiert
wiederum die Behauptungen von Sarrazin. 

3. Problematisierung der Sarrazin-Debatte

Die Analyse zeigt, dass die Mehrheit der Behauptungen von Thilo Sarrazin einer wissen-
schaftlichen Prüfung nicht standhält. Dem stehen allerdings hohe Zustimmungsraten in der
Bevölkerung von bis zu 60 Prozent7 zu seinen Thesen gegenüber. Gemäß dem Thomas-
schen Theorem haben Phänomene, die von Menschen als real wahrgenommen werden, aber
auch reale Folgen (Thomas/Thomas 1928, S. 572). Vor diesem Hintergrund lassen sich auf
Basis unserer Überlegungen zu den gesellschaftlichen und politischen Bedingungen des Er-
folgs von „Deutschland schafft sich ab“ bestimmte Problemstellungen ableiten.

Zunächst ist festzuhalten, dass Sarrazins Ausführungen sich gegen den Abbau sozia-
ler Ungleichheiten und damit gegen gleichberechtigte Zugänge z.B. zu Bildung, Arbeit
oder Machtpositionen wenden, die die Basis einer demokratischen Gesellschaft bilden.
Anders als häufig kolportiert, liefert das Buch keinen ernsthaften und konstruktiven Bei-
trag zur Integrationsdebatte. Stattdessen werden falsche Vorstellungen über Integrations-
prozesse vermittelt, die aufgrund ihrer Wirkung in der Öffentlichkeit und ihres Nachhalls
in der Politik dringend notwendige Integrationsaufgaben und –maßnahmen be- oder ver-
hindern können. Die Konstruktion des Feindbilds „Moslem“ bzw. „Islam“ kann die Is-
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lamfeindlichkeit in Deutschland weiter verstärken und letztendlich desintegrativ wirken.
Darüber hinaus kann die – zum Teil erfolgreiche – Verschleierung rassistischer und dis-
kriminierender Äußerungen über Migranten und Unterschichtsangehörige als vermeint-
lich empirische Tatsachen zu wachsender Akzeptanz und Legitimation von Ressenti-
ments führen. Dies erscheint insbesondere problematisch, da einer aktuellen Rechtsex-
tremismus-Studie der Friedrich-Ebert-Stiftung (2010) zufolge u.a. chauvinistische, aus-
länder- und islamfeindliche Einstellungen sowie Forderungen nach einem rechts-autori-
tären Staat in Deutschland weit verbreitet sind, bei wachsender Tendenz. Die Studie zeigt
zudem, wie ökonomistische Bewertungen von Gruppen mit biologisch-rassistischen und
kulturalistischen Begründungen einher gehen, wobei es zu zahlreichen Überschneidungen
mit NPD-Inhalten kommt. Wie wir gezeigt haben, finden sich genau diese Argumentati-
onsmuster auch bei Sarrazin wieder. Zwar sind rechtsextreme Parteien in Deutschland
bislang kaum mehrheitsfähig, die Sarrazin-Debatte kann diesbezüglich aber in mancher-
lei Hinsicht zu einer Enttabuisierung beitragen.

Zusammenfassend lassen sich Sarrazins Überlegungen auf eine Verteidigung bürger-
licher Mittelschichtswerte, -lebensstile und -privilegien zuspitzen. Er verweigert sich da-
bei der Auseinandersetzung mit einer gesamtgesellschaftlichen Situation, die infolge von
Globalisierung, Internationalisierung, Pluralisierung, Migration und Demographie spezi-
fische Probleme aufwirft. Diese Probleme müssen aber gelöst werden, will Deutschland
auch in Zukunft ein – wie im Grundgesetz, Artikel 20, festgeschrieben – „demokratischer
und sozialer Bundesstaat“ bleiben. 

4. Was tun? Herausforderungen für die Politische Bildung

Angesichts der festgestellten vielfältigen Problemlagen bedarf es ebenso vielfältiger
Maßnahmen auf politischer und gesellschaftlicher Ebene. Im Folgenden wollen wir der
Frage nachgehen, welche Ausgangsbedingungen und Möglichkeiten die Politische Bil-
dung hat, um den im Sarrazin-Diskurs aufscheinenden Problemstellungen adäquat be-
gegnen zu können.

Politische Bildung bezieht sich auf formale, non-formale und informelle Bildungsbe-
reiche, die Fragen des politischen Verständnisses und des gesellschaftlichen Zusammen-
lebens berühren. So verstandene Politische Bildung spielt eine bedeutende Rolle im indi-
viduellen Lernprozess, da „Bildung die Entwicklung des einzelnen zu einem sozial hand-
lungsfähigen und kompetenten Menschen vermittels der vor allem in den staatlichen Bil-
dungseinrichtungen stattfindenden Lern- und Sozialisationsprozessen“ (Peuckert 1998, S.
321-322) beinhaltet.

Der Sarrazin-Diskurs und die Aufgaben der Politischen Bildung

Das Ziel der Politischen Bildung ist die Entwicklung des mündigen Bürgers. Politische
Mündigkeit ist eine zentrale Bedingung erfolgreicher Partizipation am öffentlichen Leben
und somit Voraussetzung „für die Erhaltung und Weiterentwicklung einer demokratischen
politischen Kultur und eines demokratischen politischen Systems“ (GPJE 2004, S. 9).

Im Hinblick auf die von uns im Kontext des Sarrazin-Diskurses aufgezeigten Prob-
lemlagen ergeben sich bezüglich der Zielsetzung der Politischen Bildung folgende Auf-
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gaben: Den Menschen müssen in Bildungsprozessen Fähigkeiten vermittelt werden, die
es ihnen ermöglichen, sich eigenständig in der politischen und sozialen Wirklichkeit zu
orientieren und zu handeln. Eine besondere Rolle sollte dabei das Erlernen des Umgangs
mit Verunsicherungen und Vielfalt spielen, die im Zuge eines immer schnelleren sozialen
Wandels entstehen. Zur besseren Beurteilung von Interessenslagen, Argumentationsstruk-
turen und Hintergründen gesellschaftlicher und politischer Diskurse sollte die Ausbildung
eines kritischen Bürgerbewusstseins verstärkt fokussiert werden. In diesem Zusammen-
hang sind in Bildungsprozessen verschiedene Schwerpunkte zu setzen:

1. Auf die Wissenschaftspropädeutik bzw. die Entwicklung wissenschaftlicher und me-
thodischer Fähigkeiten.

2. Auf die Entstehungsbedingungen sozialer Ungleichheit sowie den damit verbundenen
Machtstrukturen und Privilegien für bestimmte Gruppen sowie der entsprechenden
Legitimierungsstrategien.

3. Auf die gesellschaftlichen und politischen Funktionsweisen der zunehmend bedeut-
samen Erkenntnisse aus der Biotechnologie und der Hirnforschung. Damit verbunde-
ne Hoffnungen und Gefahren sind auch bezüglich der historischen Hintergründe zu
analysieren.

4. Auf die Wirkungsmechanismen und Interessenlagen der Sphären Politik und Medien.
5. Auf die verschiedenen Dimensionen von Integrationsprozessen und Migrantenbiogra-

fien.
6. Auf die historischen und funktionalen Ursachen der Abwertung Anderer, insbesonde-

re von (muslimischen) Migranten.

Im Folgenden wird in erster Linie auf die Herausforderungen der Politischen Bildung be-
züglich der Punkte fünf und sechs eingegangen, da sie auf die im Mittelpunkt stehenden
Aspekte des Sarrazin-Diskurses verweisen. Dabei wird zunächst anhand eines Überblicks
zum aktuellen Stand der Migrationsdidaktik gefragt, inwieweit diese den Handlungsbe-
darfen entspricht bzw. wo Defizite aufscheinen. Anschließend werden neuere didaktische
Ansätze vorgestellt, deren Implementierung im Bildungssystem anempfohlen wird.

Zum Stand der Migrationsdidaktik

Obwohl Deutschland schon seit Jahrzehnten eine „pluriforme Einwanderungsgesell-
schaft“ (Leiprecht/Kerber 2006, S. 8) ist, haben Politik und Bildungssystem lange nicht
adäquat darauf reagiert. Im Hinblick auf Migranten sind die bildungspolitischen Ent-
scheidungen weiterhin einer Tradition der Ausgrenzung bzw. des Ziels der Assimilation
verhaftet, weshalb Schule im Kern noch immer monolingual und monokulturell orientiert
ist. Erst im Zuge der Debatten über Integration und interkulturelle Bildung beginnt sich
diese Sichtweise seit Ende der 1990er-Jahre langsam zu ändern (vgl. Krüger-Potratz
2006). Die Konzeptionen migrationspolitischer Bildung haben sich hingegen bereits
deutlich gewandelt: Von einer zunächst einseitig auf die Assimilation von Migranten aus-
gerichteten „Ausländerpädagogik“ in den ersten Jahrzehnten der Bundesrepublik über ei-
ne zu statische Differenzannahme der „multikulturellen Erziehung“ seit den 1980er-Jah-
ren bis zur gegenwärtig dominierenden „interkulturellen Bildung“, die anstrebt, Kompe-
tenzen zur gleichberechtigten und sinnvollen Interaktion mit Angehörigen verschiedener
kultureller Systeme zu vermitteln (vgl. Lange 2009, S. 165ff). Da interkulturelle Kon-
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flikte aber immer auch im Kontext gesellschaftlicher Strukturen und Herrschaftsverhält-
nissen stehen, hinterfragt die „antirassistische Bildung“ zudem soziale Ungleichheiten
und Diskriminierungen, die mit dem – kulturalisierenden oder biologisierenden – Rasse-
Konzept verknüpft sind. Dabei soll die Fähigkeit vermittelt werden, die verschiedenen For-
men von Rassismus erkennen, analysieren und bekämpfen zu können (vgl. ebd., S. 168).

In der pädagogischen Praxis bestehen allerdings auch weiterhin diverse Defizite be-
züglich der Vermittlung interkultureller Kompetenzen sowie dem Umgang mit Heteroge-
nität in Bildungsprozessen. Kalpaka zufolge bleibt die kulturelle Differenz die dominie-
rende Erklärung für den Umgang mit dem Phänomen Migration (2009, S. 176). Aufgrund
dieses Prinzips, sowie der Konstruktion von Fremdheit in Institutionen und den in ihnen
Handelnden, werden bestimmte Personen erst zu „den Anderen“ gemacht ohne Berück-
sichtigung ihrer Subjektivität und individueller Entwicklungsdynamiken. Beim Thema
Migration erfolgt das „Andern“ vor allem durch Kulturalisieren und Ethnisieren, was in
der Unterrichtspraxis – aber auch in (Weiter-)Bildungsangeboten für Pädagogen – stetig
reproduziert wird. Diese sind sich dessen oft nicht bewusst, zumal ein entsprechend di-
chotomisches Denken auf allen gesellschaftlichen und politischen Ebenen dominiert. Als
zusätzlich problematisch erweisen sich in diesem Zusammenhang bildungspolitische
Maßnahmen, die die erwiesene Benachteiligung von Migranten im Bildungssystem quasi
nachträglich legitimieren sollen, indem bspw. ihre Eigenverantwortlichkeit betont wird
oder sie zu Objekten interkultureller Fortbildungen für Lehrkräfte stilisiert werden. Sol-
che Maßnahmen werden als funktional für die Stabilisierung sozialer Ungleichheiten ein-
geschätzt (vgl. Kalpaka 2009).

Leiprecht und Kerber (2006) konstatieren, dass es für den didaktischen Umgang mit
Heterogenität bislang kaum geeignete Konzepte im Bildungssystem gibt. Doch gerade
„im Zuge von fortschreitender Globalisierung und Internationalisierung [gerät] die Vor-
stellung von einer Schule, die eng auf den Nationalstaat bezogen ist, zunehmend unter
Druck, genauso wie die damit verbundenen Normalisierungsmuster“ (ebd., S. 7f.). Eine
weitere Problematik sieht Lange in der Tendenz zur Ökonomisierung und Privatisierung
der Politischen Bildung (2006). So erfolgte die curriculare Aufwertung ökonomischer
Bildungsinhalte im Fach Politik-Wirtschaft in Niedersachsen auf Kosten der Themen Mi-
gration, interkulturelles Zusammenleben, Rassismus und Nationalsozialismus.

Wie steht es um die Darstellung der Themenfelder Migration bzw. Migranten in
Schulbüchern? Eine Studie8 über 210 aktuell in Niedersachsen zugelassene Schulbücher
hat ergeben, dass die Behandlung des Themenkomplexes insgesamt zahlreiche Defizite
aufweist (vgl. Grabbert 2010). Es fehlt an differenzierten Beschreibungen der Ursachen
und Folgen von Migrationsprozessen sowie der Darstellung von Migranten, deren Auf-
treten in der Gesellschaft eher nicht als Normalfall erscheint. Durch die Herausstellung
kultureller Stereotype wird die vermeintliche Fremdheit der Zugewanderten betont, Inte-
gration wird vorwiegend als Problem thematisiert, insbesondere bei muslimischen Mi-
granten, welche häufiger als rückständig, unangepasst und ihren Traditionen verhaftet
dargestellt werden. Darüber hinaus finden sich regelmäßig Dichotomisierungen wie „die
Deutschen“ und „die Ausländer“ und, zum Teil, auch tendenziöse Begrifflichkeiten wie
„Asylanten“, „Parallelgesellschaft“ oder „Re-Islamisierung“. Die Wirklichkeit der deut-
schen Einwanderungsgesellschaft wird folglich in den untersuchten Schulbüchern nicht
adäquat abgebildet.

Wenn aber die Unterrichtsmaterialien derart defizitär sind, kommt den Lehrkräften
eine besondere Verantwortung zu, ihre Schüler auf die Probleme in den Darstellungen
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aufmerksam zu machen. Auernheimer (2006) hat verschiedene Untersuchungen zum Leh-
rerbewusstsein zusammengetragen, die diese Erwartung allerdings deutlich dämpfen.
Demnach weisen Lehrkräfte häufig einen Mangel an interkulturellen Kompetenzen auf.
Ihre Vorstellungen sind überwiegend von einem kulturdeterminstischen Weltbild geprägt,
in dem Traditionen als unveränderbar und Kulturen als homogen imaginiert werden. Da-
mit einher gehen „Übergeneralisierungen“, „Stereotypisierung“ und „Differenzblindheit“
sowie ein pauschaler „Fundamentalismus-Verdacht“ bei Familien mit kopftuchtragenden
Schülerinnen (ebd., S. 133f.). Konflikte mit Migrantenschülern und –eltern werden auf
Anpassungsdefizite zurückgeführt, die eigenen Verhaltensmuster dabei jedoch nicht kri-
tisch reflektiert, was Auernheimer als den entscheidenden Punkt bei vielen Untersu-
chungspersonen bezeichnet (ebd., S. 134). Massing und Niehoff (2009) haben zudem em-
pirisch nachgewiesen, dass Lehrkräfte auch bei steigendem Migrantenanteil in der Klasse
ihren Politikunterricht nicht adäquat verändern. Ein Grund dafür kann in der fehlenden
Fachausbildung zur Arbeit mit Schülern mit Migrationshintergrund liegen, die 23 Prozent
der befragten Lehrer äußerten, wobei 66 Prozent angaben, bislang keine entsprechende
Fortbildung genutzt zu haben (ebd., S. 89, S. 93).

Die Übersicht zu aktuellen Konzepten und Praxen in der Migrationsdidaktik zeigt,
dass diese die oben formulierten Anforderungen an die Politische Bildung nicht ausrei-
chend erfüllen. Im Gegenteil lassen sich die – zum Teil mit den Thesen Sarrazins korre-
spondierenden – als problematisch bewerteten Einstellungen, Vorurteile und Diskriminie-
rungen im Bildungssystem, im Unterricht und in den Unterrichtsmaterialien sowie die
unzureichenden Kompetenzen bei vielen Lehrkräften eher als eine weitere Ursache für
den Erfolg von „Deutschland schafft sich ab“ verstehen denn als ein passendes Gegen-
mittel.

Neuere migrationsdidaktische Ansätze

Als Ausgangspunkt politischer Lernprozesse ist das „Bürgerbewusstsein“ zu betrachten.
Es handelt sich dabei um ein konstruktivistisches Lernkonzept, das politisches Lernen als
einen mentalen Prozess begreift, bei dem das individuelle Bürgerbewusstsein modelliert
wird. Unter Bürgerbewusstsein ist „das Insgesamt der mentalen Vorstellungen über die
politisch-gesellschaftliche Wirklichkeit [zu verstehen]. Es dient der individuellen Orien-
tierung in Politik, Wirtschaft und Gesellschaft und produziert zugleich den Sinn, der es
dem Menschen ermöglicht, vorgefundene Phänomene zu beurteilen und handelnd zu be-
einflussen“. (Lange 2008, S. 247) Vorstellungen des Bürgerbewusstseins wandeln sich in
Lernprozessen, wenn das Gleichgewicht zwischen Bürgerbewusstsein und Umwelterle-
ben des Individuums durch ein Ereignis gestört wird und dieses Individuum versucht,
wieder einen Ausgleich herzustellen. Am Ende eines erfolgreichen Lernprozesses steht
die Bewältigung der entstandenen mentalen Dissonanz durch die Integration neuer Sinn-
bildungskompetenzen in das Bürgerbewusstsein (vgl. ebd., S. 251ff.).

Die traditionellen Konzeptionen der interkulturellen Politischen Bildung sind stark
normativ konnotiert– in dem Sinne, dass sie an den in der Einwanderungsgesellschaft er-
wünschten Werten und Verhaltensweisen ausgerichtet sind. Diese Zugänge sollten durch
das Interesse an den fachlichen Vorstellungen und Orientierungen in der Migrationsge-
sellschaft ergänzt werden. Letztendlich stellen nämlich diese Modellierungen des Bür-
gerbewusstseins den Ausgangspunkt des Lernprozesses dar (vgl. Lange 2009, S. 164ff.).
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Für eine adäquate didaktische Strukturierung ist es notwendig, die mentalen Model-
lierungen – bspw. über Migrations- und Integrationsprozesse oder die Anforderungen an
Zuwanderer – zu erforschen. Eine erste, in diesem Zusammenhang erstellte Studie, deutet
darauf hin, dass die entsprechenden Vorstellungen von Schülern den Anforderungen nicht
genügen, da sie Integration vorwiegend als Anpassung an Bestehendes verstehen und
somit die Vielfalt der Strukturen und Verläufe von Migrationsprozessen nicht hinreichend
erfassen (vgl. Lutter 2010). Die weiterführende Aufgabe migrationspolitischer Bildung
besteht folglich darin, „die mentalen Modellierungen der Einzelnen in Lernprozessen so
[zu] erweitern, dass sie eine kritische Urteilsbildung und ein reflektiertes Handeln in in-
terkulturellen Kontexten ermöglichen“, wobei die erhobenen subjektiven Konzepte „irri-
tiert, mit Widersprüchen konfrontiert und an innere Grenzen geführt“ werden (Lange
2009, S. 170). Durch diesen Lernprozess können migrationsbedingte Phänomene besser
verstanden und beeinflusst werden.

Bezüglich der Aus- und Weiterbildung von Lehrkräften plädiert Kalpaka (2009) für
einen reflexiven Umgang mit dichotomischen und stereotypen Vorstellungen. Die
(Selbst-)Analyse von pädagogischen Herangehensweisen muss dabei einher gehen mit ei-
ner Vergegenwärtigung struktureller und institutioneller Dimensionen, die das pädagogi-
sche Handeln maßgeblich beeinflussen: „Reflexiv angelegte politische Bildungsarbeit
kann dazu beitragen, solche Mechanismen zu erkennen und die jeweils eigene Positionie-
rung im gesellschaftlichen und institutionellen Kontext zu reflektieren und auch zu erpro-
ben“ (ebd., S. 185). Im Hinblick auf das „Andern“, also die (Re-)Produktion von Fremd-
heit, sollte „Bildungsarbeit im Sinne ‚interkultureller Kompetenz‘ vor allem eine suchen-
de Haltung bezüglich der Relevanz von Kultur in konkreten Situationen unterstützen, um
eine Sensibilisierung für Kulturalisierung bzw. Ethnisierung und deren Folgen zu ermög-
lichen“ (ebd.).

In jüngerer Zeit sind erste Fortbildungsprogramme entwickelt und durchgeführt wor-
den, die diese Überlegungen aufgreifen. Hierzu gehören z.B. die von der EU-Kommission
geförderten Projekte „Miles“ und „Miracle“9, die sowohl Aspekte der Selbstreflexion als
auch der strukturellen Diskriminierung in Lehrerfortbildungen integrieren (vgl. Jens
2010).

Mecheril (2009) wiederum fordert die Implementierung des „Diversity Mainstrea-
ming“. Dabei geht es um die Anerkennung und den kompetenten Umgang mit der Viel-
falt von Identitäten, Unterschieden und Zugehörigkeiten, die konstitutiv sind für die
Wirklichkeit der Migrationsgesellschaft. Dies muss aber eine Querschnittsaufgabe aller
gesellschaftlichen Organisationen und Institutionen sein, damit der Diversity-Ansatz „ei-
nen Perspektivenwechsel von einer Zielgruppen- und häufig defizitorientierten Minder-
heitenpolitik (wie der deutschen Integrationspolitik) zu einer zielgruppenübergreifenden
aktiven Anti-Diskriminierungs- und Gleichbehandlungspolitik, die die individuellen wie
gesellschaftlichen Ressourcen und Potenziale von Vielfalt einschließt“ (ebd., S. 205f.)
darstellt.

Auch Leiprecht spricht sich für „Diversität“ statt „Kultur“ als Leitkategorie von Bil-
dungsmaßnahmen aus (2009, S. 215). Die Dekonstruktion individuell einseitiger Vor-
stellungen sowie die Bewusstmachung ihrer Einbettung in Interessens- und Machtstruktu-
ren bedarf ihm zufolge jedoch fachlicher Unterstützung bei der Entwicklung von Verän-
derungsperspektiven, da die gängigen Vorstellungen funktional und stabilisierend wirken.
Eine diversitätsbewusste politische Bildungsperspektive richtet sich dabei gegen eine
Einstellung, wie sie in den Thesen Thilo Sarrazins zum Vorschein kommt: „Dabei soll
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insbesondere vermieden werden, dass die hauptsächliche Verantwortung für eine Lebens-
lage mit deutlich eingeschränkten Möglichkeitsräumen bei den Ausgegrenzten, Benach-
teiligten und unmittelbar Betroffenen gesucht wird, während dominierende Strukturen,
Institutionen und Organisationen genauso wie individuelle (Mit-)Verantwortlichkeit in
privilegierten Positionierungen aus dem Blickfeld geraten.“ (ebd., S. 218f.)

5. Ausblick

Die vorgestellten, neueren migrationsdidaktischen Ansätze, zeigen Wege für eine Politi-
sche Bildung auf, die dazu beitragen kann, den im Sarrazin-Diskurs zutage tretenden Pro-
blemlagen effektiv entgegenzuwirken. Noch handelt es sich dabei allerdings überwiegend
um vereinzelte Projekte bzw. noch nicht umfassend berücksichtigte Konzepte, deren all-
gemeine Implementierung im Bildungssystem aber dringend anempfohlen wird. Von gro-
ßer Relevanz sind zudem die Bewahrung einer von ökonomischen Interessen unabhängi-
gen Politischen Bildung, eine grundlegende Überarbeitung von Schulbüchern bezüglich
des Themenkomplexes Migration sowie eine Neuausrichtung der Lehramtsaus- und Wei-
terbildung im Sinne der Migrationsdidaktik.

Die zentrale Aufgabe der Politischen Bildung muss es sein, „Heterogenität als etwas
selbstverständliches innerhalb jeder Gesellschaft zu verdeutlichen. Dies stellt eine Grund-
lage dafür dar, dass in einer heterogenen Gesellschaft demokratische und auf Gerechtig-
keit ausgerichtete Politikformen möglich werden.“ (Stuve 2009, S. 258)
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Integrationspolitik in der Bundesrepublik
Deutschland:
Von politischer Opportunität und institutionalisierter
Ungleichbehandlung zur menschenrechtsbasierten Politik?

Zusammenfassung
Vor dem Hintergrund der Entwicklung der Bundes-
republik Deutschland zu einer Einwanderungsgesell-
schaft setzt sich der Beitrag mit der Frage auseinan-
der, ob in der neueren Integrationspolitik gegenüber
der überkommenen Gastarbeiter- und Ausländerpo-
litik ein Perspektivwechsel in Richtung einer men-
schenrechtsbasierten Politik erfolgt ist. Zur Beant-
wortung dieser Frage wird zunächst dargelegt, wor-
um es bei Integration und ihrer politischen Steue-
rung geht und welche Bedeutung das menschen-
rechtliche Ideal der gleichen Freiheit in dieser Hin-
sicht hat bzw. haben soll. Danach wird unter den
Gesichtspunkten der politischen Opportunität und
institutionalisierten Ungleichbehandlung verdeut-
licht, wie in der überkommenen Anwerbungs- und
Ausländerpolitik mit der Frage der Integration um-
gegangen wurde. Im Anschluss daran wird das Ver-
hältnis der neueren Integrationspolitik zu einer men-
schenrechtsbasierten Politik analysiert. Hier werden
zunächst wichtige Elemente und Einflussfaktoren
dieser Politik aufgezeigt. Zudem wird analysiert,
welche Reichweite die Maßnahmen unter dem Ge-
sichtspunkt menschenrechtlicher Verpflichtungen
des Staates aufweisen, und angedeutet, wie eine
Weiterentwicklung in Richtung des menschenrecht-
lichen Ideals der gleichen Freiheit erfolgen könnte.

Schlagworte: Internationale Migration, Bundesrepu-
blik Deutschland – von der Gastarbeiteranwerbung
zur Einwanderungsgesellschaft, Integrationspolitik,
Menschenrechte

Abstract
Integration Policy of the Federal Republic of
Germany: From Political Expediency and
Institutionalized Inequalities towards a Human
Rights-Based Policy?
Taking into consideration the development of the
Federal Republic of Germany to an immigration
country, focusing on the public policy of immigrant
integration, this article deals with the question
whether a perspective shift from the overcome
‘guest-workers’ and foreigners policy towards a hu-
man rights-based policy has taken place in the most
recent integration policy. Initially the issues of inte-
gration and integration policy are discussed. Fur-
thermore, the importance of the human rights ideal
of equal liberty in this context is shown. Subse-
quently the relationship of the most recent integra-
tion policy to a human rights-based policy is
analyzed. Important elements and factors of this
policy are pointed out. Further, the extent to which
the policy measures correspond to governmental
obligations in terms of human rights is shown.
Moreover, it is suggested how a progress could take
place towards the human rights ideal of equal lib-
erty.

Key words: International migration, Germany –
from ‘guestworker system’ to permanent immigra-
tion, integration policy, human rights.
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Einleitung

Seit Mitte des vergangenen Jahrhunderts sind Entwicklung und Struktur der Bundesrepu-
blik Deutschland ähnlich wie in anderen europäischen Ländern in einem erheblichen Ma-
ße durch Prozesse der internationalen Migration geprägt worden.1 Damit gingen umfang-
reiche Zuwanderungen von unterschiedlichen Migrantengruppen einher. Dies führte in-
nerhalb der Aufnahmeländer zur Entstehung neuer Bevölkerungsgruppen und zur Ent-
wicklung dieser Länder zu Einwanderungsgesellschaften und Europas insgesamt zu ei-
nem Einwanderungskontinent.2 Kennzeichnend für diesen sozialen Wandel sind vor al-
lem die dauerhafte Niederlassung von großen Teilen der Zuwanderer, vielfältige und an-
haltende Formen der sozialen Ungleichheit und Benachteiligung der Angehörigen dieser
Bevölkerungsgruppe sowie Tendenzen der ethnisch-kulturellen Pluralisierung in den Ein-
wanderungsgesellschaften (vgl. Castles/Miller 2009, S. 32ff..; Geißler 2006, S. 231ff.).

Als Einwanderungsgesellschaft hat die Bundesrepublik Deutschland ein besonderes
Gewicht. Von den 82,1 Millionen Einwohnern, die hier im Jahre 2008 lebten, hatten 15,6
Millionen Personen einen Migrationshintergrund. 19% der Gesamtbevölkerung sind so-
mit seit 1950 nach Deutschland zugewandert oder Nachkommen von Zuwanderinnen und
Zuwanderern. Unter altersspezifischen Gesichtspunkten und in den Stadtteilen, Kommu-
nen und Bundesländern, in denen diese Personen einen besonders hohen Anteil aufwei-
sen, wird die Relevanz von Zu- und Einwanderungsprozessen für die deutsche Gesell-
schaft noch deutlicher (vgl. Beauftragte 2010, S. 23ff.).

Einwanderungsgesellschaften sind nun in der Regel keine harmonische Idylle, son-
dern durch eine Vielzahl von Problemen, Konflikten, Kontroversen und Herausforderun-
gen gekennzeichnet. Zu diesen gehören auch Fragen der Integration von Einwanderern.
Vor allem im Hinblick auf die Frage, wodurch Probleme der Integration verursacht sind,
existieren kontroverse Sichtweisen. Bei der ersten wird die Aufmerksamkeit vor allem
auf die bzw. bestimmte Migranten(-gruppen) gerichtet. Dabei werden nicht selten Ein-
stellungen und Verhaltensweisen thematisiert, die als integrationshinderlich und als An-
zeichen von ‚Integrationsunwilligkeit‘, ‚-unfähigkeit‘ oder gar ‚-verweigerung‘ gewertet
werden.3 Diese ‚Defizitthese‘ kann sich auf Daten stützen, die in einem gewissen Ausmaß
empirisch belegt sind. Allerdings enthalten ihre im öffentlichen Diskurs vorherrschenden
Varianten auch Ungereimtheiten, offene Fragen und Widersprüche, unzureichend belegte
Verallgemeinerungen sowie gedankliche ‚Konstruktionen‘. Dies ist insbesondere dort der
Fall, wo Probleme der Integration ausschließlich oder in erster Linie bei Migranten und
deren ‚Kulturen‘ und Religionen, insbesondere dem Islam, gesucht oder diesen pauschal
zugeschrieben werden. Diese verkürzten und verfälschten Wahrnehmungen fördern frag-
würdige Konsequenzen, nämlich insbesondere eine Subjektivierung und Ethnisierung so-
zialer Probleme sowie die Legitimierung von Machtungleichheiten und Ungleichbehand-
lungen.4 Demgegenüber ist der Blick in der zweiten Sichtweise, die auch als ‚Diskriminie-
rungsthese‘ bezeichnet wird, hinsichtlich der Erklärung von Integrationsproblemen zwar
nicht ausschließlich, aber in erster Linie auf politische Maßnahmen und Institutionen sowie
Einstellungen und Verhaltensweisen der Mehrheitsgesellschaft gerichtet. Dementsprechend
werden hier in erster Linie Ursachen für Probleme der Integration vermutet.

Vor dem aufgezeigten Hintergrund konzentrieren sich die folgenden Überlegungen auf
die staatliche Integrationspolitik in der Bundesrepublik Deutschland. In deren Geschichte
hat es, vereinfacht formuliert, zwei charakteristische Ausprägungen dieser Politik gegeben.
Der erste, traditionelle Typus umfasst sowohl die Politik der Anwerbung von ‚Gastarbei-
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tern‘, die Mitte der 50er Jahre begann und bis zum Anwerbestopp 1973 praktiziert wurde,
wie auch die Ausländerpolitik, die sich daran anschloss und bis etwa Ende der 90er Jahre
vorherrschte. Charakteristisch für diese Ausprägung sind das politische Opportunitätsprinzip
und die institutionalisierte Ungleichbehandlung der Zugewanderten. Der zweite Typus be-
inhaltet demgegenüber die neuere Integrationspolitik. Diese wird seit dem Ende der 90er
Jahre betrieben und weist demgegenüber zahlreiche Änderungen und Neuerungen auf.

In diesem Zusammenhang setzen sich die folgenden Überlegungen mit der Frage aus-
einander, ob in der neueren Integrationspolitik gegenüber der Gastarbeiter- und Auslän-
derpolitik ein Perspektivwechsel in Richtung einer menschenrechtsbasierten Politik er-
folgt ist. Zur Beantwortung der Frage wird zunächst dargelegt, worum es bei Integration
und ihrer politischen Steuerung geht und welche Bedeutung menschenrechtliche Normen
in dieser Hinsicht haben (sollen). Danach wird verdeutlicht, wie in der überkommenen
Anwerbungs- und Ausländerpolitik mit der Frage der Integration umgegangen und wie
dies durch politische Opportunität und institutionalisierte Ungleichbehandlung beein-
flusst wurde. Im Anschluss daran wird das Verhältnis der neueren Integrationspolitik zu
einer menschenrechtsbasierten Politik analysiert. Hier werden zunächst wichtige Elemen-
te und Einflussfaktoren der neueren integrationspolitischen Maßnahmen aufgezeigt. Zu-
dem wird im Hinblick auf bestimmte Bereiche dargelegt, welche Reichweite diese Maß-
nahmen unter dem Gesichtspunkt menschenrechtlicher Verpflichtungen des Staates auf-
weisen und wie eine Weiterentwicklung in Richtung des menschenrechtlichen Ideals der
gleichen Freiheit erfolgen könnte.

1. Steuerung von Integration als Politikfeld und das
menschenrechtliche Ideal der gleichen Freiheit

Bei der Bewältigung der mit Prozessen der Zuwanderung und Integration verbundenen Fra-
gen, Probleme und Herausforderungen haben Politik und politische Steuerung zwar keine
ausschließliche, wohl aber eine zentrale Rolle und Verantwortung (vgl. MIPEX 2007, S. 4).

1.1 Politische Steuerung von Integration als Politikfeld

Die Bezeichnung eines Politikfeldes unter den Gesichtspunkten von Migration, Zu- bzw.
Einwanderung und Integration ist in Deutschland nicht selbstverständlich und erst neue-
ren Datums. Traditionell orientierte sich die Bezeichnung hier eher an den unmittelbaren
Adressaten und/oder deren rechtlichen Status. Dementsprechend wurde von ‚Gastarbei-
ter‘- oder ‚Ausländer‘-Politik gesprochen. Diese Bezeichnung ist einerseits ideologisch,
da sie die zugrunde liegenden sozialen und politischen Sachverhalte verhüllt, andererseits
aber auch bezeichnend, da sie auf die spezielle Ausprägung dieser Politik und die beson-
deren institutionellen Zuständigkeiten verweist (vgl. Castles/Miller 2009, S. 100). Die
neuere Bezeichnung ist demgegenüber zutreffender und in weitgehender Übereinstim-
mung mit dem international und wissenschaftlich gebräuchlichen Sprachgebrauch an
(neuen) sozialen Strukturen, Prozessen und gesellschaftspolitischen sowie institutionellen
Herausforderungen orientiert.

Die politische Steuerung von Migrationsprozessen umfasst zum einen die Zuwande-
rungs-, zum anderen die Integrationspolitik. Bei der ersten geht es um die Regulierung



32 Axel Schulte

von Zuwanderungen, vor allem von Flüchtlingen und Asylsuchenden, Arbeitsmigranten,
Familienangehörigen sowie (Spät-)Aussiedlern und irregulären Migranten. Sie kann kurz-,
mittel- oder langfristig orientiert, auf Verhinderung oder (selektive) Zulassung neuer Zu-
wanderer gerichtet und dabei entweder von den im Inland vorherrschenden Pull-Faktoren,
z.B. den Sogwirkungen der inländischen Arbeitsmärkte und demographischen Faktoren,
geprägt, und/oder auf die Beeinflussung der in den Herkunftsregionen und auf internatio-
naler Ebene wirksamen Push-Faktoren gerichtet sein.

Integrationspolitiken beziehen sich demgegenüber in einem engeren Sinne auf die
Eingliederung der Personen(-gruppen), die im Inland bereits längere Zeit anwesend sind
oder voraussichtlich sein werden. Dieser Vorgang wird auch als ‚Sozialintegration‘ be-
zeichnet. In einem weiteren Sinne beziehen sich Integrationsprozesse und -politiken auch
auf die Aufrechterhaltung und Weiterentwicklung des gesellschaftlichen und politischen
Zusammenhangs. In dieser Hinsicht wird von ‚Systemintegration‘ oder ‚Integration des
politischen Gemeinwesens‘ gesprochen (vgl. Schulte 2006 und 2009, S. 95ff.).

Integration im Sinne der Eingliederung der Immigranten in die Gesellschaft kann als
Prozess, Zustand und Ziel aufgefasst werden. Zudem kann dieser Vorgang sowohl be-
schreibend-analytisch als auch normativ verstanden werden, wobei damit meistens ein
positiver Sinn assoziiert wird. In jedem Fall haben Vorgänge der Integration einen kom-
plexen oder multidimensionalen Charakter (Geißler 2005; Entzinger/Biezeveld 2003). Sie
umfassen sowohl strukturelle Dimensionen (z.B. den rechtlichen Status und die soziale
Lage der Einwanderer), als auch kulturelle Dimensionen (z.B. Fragen der sprachlichen
und religiösen Entfaltung), darüber hinaus wechselseitige soziale Beziehungen (z.B. Kon-
takte im Nachbarschafts-, Freizeit- und/oder familiären Bereich) und emotional-identifi-
katorische Aspekte. Bezogen auf die strukturelle und die kulturelle Dimension geht es bei
Integration darum, „Zuwanderern eine gleichberechtigte Teilhabe am gesellschaftlichen,
wirtschaftlichen, kulturellen und politischen Leben unter Respektierung kultureller Viel-
falt zu ermöglichen.“ (Unabhängige Kommission „Zuwanderung“ 2001, S. 200)

Prozesse der Integration sind sowohl individuelle als auch kollektive Vorgänge, die
wiederum die Gesamtheit der im Land lebenden Menschen betreffen. Insofern handelt es
sich hier auch um ein wechselseitiges Verhältnis zwischen Angehörigen der einheimi-
schen und der zugewanderten Bevölkerung. Allerdings geht diese Wechselseitigkeit in
der gesellschaftlichen Wirklichkeit mit Mechanismen der ideologischen und sozialen
Kontrolle, ungleichen Macht- und Herrschaftsverhältnissen sowie vielfältigen Problemen
und Konflikten einher.

Integrationspolitik kann zum einen speziell orientiert, d.h. unmittelbar und in erster
Linie auf dieses Politikfeld und dessen verschiedene Dimensionen und damit auf die Im-
migranten gerichtet sein (z.B. durch Sprachkurse und Maßnahmen zur Erleichterung der
Einbürgerung). Dies kann wiederum ‚nachholend‘ erfolgen und sich insofern auf lange
anwesende Einwanderer beziehen und/oder die Eingliederung von Neuzuwanderern ‚be-
gleiten‘ (vgl. Bade 2007). Bei allgemeinen Integrationspolitiken stehen demgegenüber
eher die Probleme und Konflikte im Vordergrund, die die Gesamtheit der Bevölkerung
betreffen und somit gesamtgesellschaftliche Dimensionen aufweisen.

Schließlich sind für Integrationspolitiken verschiedene Ebenen, Bereiche und Akteure
relevant. Zu den ersteren gehören die Mikro-, Meso- und Makro-Ebene, also unter politi-
schen und administrativen Gesichtspunkten die kommunale, regionale, staatliche und su-
pranationale bzw. EU-Ebene. Wichtige Bereiche sind der Arbeitsmarkt und das Beschäf-
tigungssystem, das Schul- und Ausbildungssystem, der Wohnbereich und der Gesund-



Integrationspolitik in der Bundesrepublik Deutschland 33

heitssektor sowie das politische System. Zu den Akteuren zählen die Angehörigen der
einheimischen und der zugewanderten Bevölkerung wie auch die gesellschaftlichen, po-
litischen und kulturellen Initiativen, Gruppen, Organisationen und Institutionen.

Insgesamt geht es bei Fragen und Politiken der Integration so nicht mehr um das Ob,
sondern um das Wie des Zusammenlebens von Einheimischen und eingewanderten bzw.
einwandernden Menschen(-gruppen). Dies impliziert auch, die auf Zuwanderungen zu-
rückgehende Anwesenheit der ‚Fremden‘ in den Tatbestand ihrer Zugehörigkeit zu der
Aufnahmegesellschaft zu verwandeln und „gemeinsam eine neue Normalität (zu) schaf-
fen“ (Preuß 2001). Bei der Einrichtung und Weiterentwicklung von „Integrationspfaden“
kann Politik entweder als Barriere und Hindernis oder aber als Instrument der Förderung
fungieren (Davy 2004a und 2004b). Welche der zwei Funktionen Politik übernimmt,
hängt nicht zuletzt davon ab, ob und in welcher Weise sie sich an dem in den Menschen-
rechten verankerten „Polarstern“ der gleichen Freiheit orientiert (Bobbio 1994, S. 87).

1.2 Das menschenrechtliche Ideal der gleichen Freiheit als „Polarstern“
der Integrationspolitik

Für Maßnahmen der politischen Steuerung, die auf den Bereich und das Ziel der Integration
gerichtet sind, sind rechtliche Normen einerseits ein wichtiger Gegenstand, der durch das
Handeln von politischen Akteuren einer ständigen Prüfung unterzogen, verändert und als
Mittel der Steuerung eingesetzt wird. Andererseits soll sich die Ausübung politischer Macht
nach dem Anspruch des demokratischen Rechtsstaats „auf allen Ebenen innerhalb der Gren-
zen festgelegter Normen vollziehen“ (Bobbio 1997, S. 116). Für diese Bindung von Macht
an Recht sind generell die Normen maßgebend, die in den Menschenrechten und dem Prin-
zip der rechts- und sozialstaatlichen sowie föderalen Demokratie völker-, europa- und ver-
fassungsrechtlich verbindlich verankert sind. Dies gilt auch für die politische Steuerung von
Prozessen der Zuwanderung und Integration. Insofern kann und sollte eine (Weiter-)Ent-
wicklung von migrations- und integrationspolitischen Konzepten und Maßnahmen nicht ohne
eine reflektierte Einbeziehung und Klärung normativer Bezüge und Ideale, insbesondere der
Grundsätze, die für die Gesellschaft bzw. das politische Gemeinwesen insgesamt maß-
geblich sind bzw. sein sollen, auskommen (vgl. Bielefeldt 2007; Schulte 2009, S. 95ff.).

Menschenrechte sind „fundamentale Rechte, welche die Stellung der Individuen in
politischen Gemeinwesen regeln sollen bzw. regeln. Sie sichern als kodifizierte Rechte
einen einklag- und durchsetzbaren Mindeststandard an individueller Freiheit sowie politi-
scher und sozialer Gleichheit.“ (Rieger 2010, S. 592) Bei diesen Rechten handelt es sich
um „unveräußerliche, angeborene und vorstaatliche Ansprüche und Anrechte des einzel-
nen (...). Sie kommen den Individuen unabhängig von ihrer Zugehörigkeit zu Staaten
‚von Natur aus‘ zu und müssen von jedermann gegenüber jedermann zu jeder Zeit ein-
gelöst werden können“ (Thunert 1995, S. 334; vgl. auch Bobbio 1998; Bielefeldt 2007).
Nach der Präambel der Allgemeinen Erklärung der Menschenrechte (AEMR) vom
10.12.1948 enthalten die menschenrechtlichen Normen „das von allen Völkern und Na-
tionen zu erreichende gemeinsame Ideal“.5 Danach sind alle Menschen „frei und gleich
an Würde und Rechten geboren“; sie werden als „mit Vernunft und Gewissen begabt“
angesehen und „sollen einander im Geiste der Brüderlichkeit begegnen“ (Art. 1 S. 1
AEMR). Im Rahmen dieses als universell angesehenen Leitbildes haben die Werte der
Freiheit und Gleichheit einen zentralen Stellenwert; sie konkretisieren die Menschenwür-



34 Axel Schulte

de, die ihrerseits das Fundament der Menschenrechte darstellt (vgl. Bielefeldt 2007, S.
25ff.). Diese Aussage hat wiederum einen doppelten Sinn: „Die Menschen haben ein
gleiches Recht auf Freiheit und ein Recht auf gleiche Freiheit“ (Bobbio 1998, S. 67). Die
Menschenrechte sind an der Priorität des Individuums orientiert und beruhen auf der Auf-
fassung, „dass der einzelne Mensch Vorrang hat vor allen gesellschaftlichen Gruppierun-
gen, denen die Menschen durch natürliche oder geschichtliche Umstände angehören; auf der
Überzeugung, dass das Individuum einen Eigenwert besitzt und dass der Staat für das Indi-
viduum gemacht ist und nicht das Individuum für den Staat“ (Bobbio 1997, S. 104).6 Beein-
flusst durch die historische Entwicklung und soziale Auseinandersetzungen haben die Men-
schenrechte unterschiedliche und zum Teil heterogene Elemente, Dimensionen und Funk-
tionen erhalten. Dazu gehören zivile und politische sowie wirtschaftliche, soziale und kultu-
relle Rechte. Diese verschiedenen Dimensionen gelten grundsätzlich als unteilbar und von
gleicher Bedeutung (vgl. Fritzsche 2005, S. 84f.).

Die Bezugnahme auf die Menschenrechte ist allerdings kein Ersatz für politisches und
zivilgesellschaftliches Handeln. Sie macht dieses vielmehr in besonderer Weise erforderlich.
In dieser Hinsicht besteht vor allem eine „Verpflichtung aller staatlichen Gewalt“ (Art. 1
Abs. 1 S. 2 GG; Hervorhebung von mir, A.S.). Dabei werden in der Regel drei Verpflich-
tungen unterschieden, nämlich die Achtung der Menschenrechte durch den Staat, der staatli-
che Schutz der Menschenrechte vor Eingriffen Dritter sowie die Gewährleistung der Men-
schenrechte durch staatliche Leistungen positiver Art (einschl. rechtsstaatlicher und demo-
kratischer Verfahren), damit die Menschen ihre Rechte auch tatsächlich nutzen können (vgl.
Krennerich 2010, S. 82). In einem weiter gefassten Verständnis richten sich die menschen-
rechtlichen Ansprüche auch an die in der Gesellschaft zusammenlebenden Individuen und
deren Zusammenschlüsse. Dementsprechend muss die staatliche durch eine zivilgesell-
schaftliche Menschenrechtsorientierung ergänzt werden (vgl. Fritzsche 2005, S. 85f.).

Die menschenrechtlichen Normen enthalten für politisches Handeln insofern zunächst
ein verpflichtendes Leitbild.7 Unter formalen Gesichtspunkten werden damit grundlegen-
de rechtsstaatliche und demokratische Verfahrensregeln und so ein verbindlicher Rahmen
für politisches Handeln festgelegt. Unter materialen Aspekten stellen die in den Men-
schenrechten verankerten Werte der Würde sowie der Freiheit und Gleichheit der Indivi-
duen den Kern und ein zu verfolgendes Ideal dar (vgl. Bobbio 1999, S. 217ff.). Werden
die menschenrechtlichen Ideale im Zusammenhang mit der gesellschaftlichen Wirklich-
keit betrachtet, können die bisher erreichten Fortschritte, aber auch die (noch) bestehen-
den Differenzen zwischen den „grandiosen Versprechen“ der Menschenrechte und „dem
Elend der praktischen Anwendung“ aufgezeigt werden (Bobbio 1998, S. 55ff.). Insofern
bieten die normativen Prinzipien auch einen Maßstab zur Messung und Bewertung der
Qualität und des Entwicklungsstands einzelner politischer Systeme bzw. Politiken (vgl.
Bobbio 1999, S. 375ff.; Davy 2001d, S. 953ff.). Die Bezugnahme auf die Prinzipien der
Freiheit und Gleichheit ist zudem von praktischer Relevanz. Dies befähigt, Orientierun-
gen für die Weiterentwicklung und Verbesserung von (Integrations-)Politiken zu entwi-
ckeln (vgl. Schulte 2009, S. 108ff.). Weiterhin ermöglicht und erfordert eine derartige
Sichtweise, historische, gesellschaftliche und politische Prozesse nicht nur aus der steue-
rungspolitischen Perspektive ‚von oben‘, sondern auch ‚von unten‘, also von den Proble-
men, Bedürfnissen und Rechten der betroffenen Individuen her, zu betrachten. Schließ-
lich können aufgrund der unterschiedlichen Bedeutungen, die die menschenrechtlichen
Prinzipien haben, die jeweiligen Politiken, auch im Politikfeld der Zuwanderung und In-
tegration, bereichsspezifisch verdeutlicht werden.
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2. Politische Opportunität und institutionalisierte
Ungleichbehandlung in der traditionellen Gastarbeiter- und
Ausländerpolitik

Die traditionellen Zuwanderungs- und Integrationspolitiken der einzelnen europäischen
Länder werden in der Migrationsforschung vielfach unterschiedlichen ‚Modellen‘ zuge-
ordnet. (vgl. Castles/Miller 2009, S. 44ff.). Als ein in dieser Hinsicht wichtiges Kriterium
wird die jeweils in einem Land dominierende und spezifisch ausgeprägte historisch-
politische Kultur angesehen. Diese steht wiederum in Zusammenhang mit der besonderen
historischen Entwicklung des Landes und dem hier jeweils vorherrschenden Verständnis
von dem, was als ‚Nation‘, ‚Mitgliedschaft‘ und ‚Zugehörigkeit‘ aufgefasst und institu-
tionalisiert wird. Unter diesem Gesichtspunkt kennzeichnet der italienische Migrations-
forscher Melotti im Hinblick auf die Haupteinwanderungsländer in Europa das in Frank-
reich vorherrschende Konzept als „republikanische Assimilation“, das in Großbritannien
dominierende Modell als „ungleichen Pluralismus“ und das für Deutschland charakteris-
tische Konzept als „institutionalisierte Unsicherheit (precarietà)“ (Melotti 2004, S. 28ff.).
Die besonderen Merkmale, die das deutsche ‚Modell‘ der Integrationspolitik im Rahmen
der überkommenen Gastarbeiter- und Ausländerpolitik kennzeichnen, sollen rückblickend
kurz verdeutlicht werden.

2.1 Die Politik der Anwerbung von ‚Gastarbeitern‘

Die Politik der Anwerbung von ‚Gastarbeitern‘ wurde von der Bundesrepublik Deutsch-
land Mitte der 50er Jahre begonnen und vor allem seit Anfang der 60er Jahre bis zum
Anwerbestopp 1973 betrieben. Sie stellt in Europa unter quantitativen und qualitativen
Gesichtspunkten ein Paradebeispiel dar (vgl. Castles/Miller 2009, S. 96ff.). Diese Politik
hatte zur Voraussetzung, dass in den Mittelmeerregionen Millionen von Arbeitskräften
arbeitslos oder prekär bzw. unterbeschäftigt waren. Neben diesen als Push-Faktoren wir-
kenden Bedingungen waren diese Prozesse aber entscheidend bestimmt durch Pull-Fak-
toren, und zwar insbesondere durch die wachsende Nachfrage der Arbeitgeber in den
Ländern des europäischen Zentrums nach un- und angelernten Arbeitskräften, die zu ge-
gebenen Arbeitsbedingungen beschäftigt werden sollten.

In diesem Zusammenhang fungierte die staatliche Ausländerpolitik im Wesentlichen
als Arbeitsmarktpolitik. Die staatlichen Bürokratien waren zwar formell die Entschei-
dungsträger im Anwerbeverfahren, ihre Aufgabe reduzierte sich aber faktisch „auf die
Tätigkeit als Vollzugsorgan der Betriebe in Sachen Ausländeranwerbung.“ (Dohse 1981,
S. 215) So konzentrierten sich die staatlichen Aktivitäten darauf, die Einreise, den Auf-
enthalt und die Beschäftigung von ‚Gastarbeitern‘ zu steuern. Dies erfolgte zum einen
vermittels der staatlichen Organisation und Kontrolle des Verfahrens der Anwerbung,
zum anderen durch die (ausländer-)rechtliche Verankerung eines weiten staatlichen Dis-
positionsspielraums, der je nach konjunkturellen Erfordernissen sowohl Politiken der
Anwerbung wie auch solche der Beendigung der Beschäftigung und des Aufenthaltes von
‚Gastarbeitern‘ ermöglichen sollte. Dementsprechend sollten die angeworbenen Arbeits-
kräfte als ‚Hebel im Aufschwung‘ und ‚Puffer in der Krise‘ genutzt werden. Umgesetzt
wurde diese Politik vermittels der im Ausländerrecht verankerten Grundsätze und Instru-
mentarien (Einreisegestattung nach staatlichen Belangen, Aufenthalts- und Arbeitser-
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laubnis in Verbindung mit Befristungen, Beschränkungen und Auflagen, vielfältige und
weit gefasste Ausweisungstatbestände, Generalklauseln). Nach Dohse (1981, S. 250)
konzipierte das Ausländergesetz von 1965

„das Verhältnis von Staat und Ausländer [...] nicht als Rechtsverhältnis, welches Verwaltungshandeln
rechtlichen und rechtsstaatlichen Schranken unterwirft, sondern als Opportunitätsverhältnis, welches
eine relativ ungebundene Verwaltungspraxis ermöglicht, die sich nicht an Rechtspositionen der Aus-
länder, sondern an den jeweiligen und wechselnden politischen Zwecksetzungen orientiert.“8

Dies bedeutete allerdings nicht, dass ausländische Arbeitskräfte durchgehend repressiven
Maßnahmen ausgesetzt waren; vielmehr sei damit die Tatsache gemeint, „dass das Oppor-
tunitätsprinzip beständig die Möglichkeit des staatlichen Zugriffs zulässt.“ (Dohse 1981, S.
250) Diese Abhängigkeit von relativ ungebundenen staatlichen Dispositionsbefugnissen
verstärkte die Unsicherheit der Lebenssituation der ‚Gastarbeiter‘, die grundsätzlich aus der
Abhängigkeit von wirtschaftlichen und konjunkturellen Schwankungen resultierte.

Fragen der Integration und deren Gestaltung stellten sich in diesem Zusammenhang
für die Politik nicht bzw. nur ansatzweise. Die politischen Maßnahmen beschränkten sich
im Wesentlichen darauf, den Vorrang der deutschen Erwerbsbevölkerung gegenüber aus-
ländischen Arbeitskräften bei der Zulassung zum inländischen Arbeitsmarkt abzusichern,
den Grundsatz der arbeits-, tarif- und sozialrechtlichen Gleichstellung von aus- und inlän-
dischen Arbeitnehmern innerhalb der jeweiligen Beschäftigungsverhältnisse durchzuset-
zen, mit der Ausländerbeschäftigung einhergehende Kosten und Konflikte zu verringern
und Vorkehrungen für die soziale Betreuung der ‚Gastarbeiter‘ zu treffen.

2.2 Steuerung von Integration in der Ausländerpolitik

In der Zeit vom Anwerbestopp bis zum Ende der 90er Jahre waren für die Ausländerpoli-
tik im Wesentlichen drei Zielsetzungen offiziell maßgebend, nämlich die Begrenzung von
Zuwanderungen, die Förderung der Rückkehr sowie die Integration der rechtmäßig in der
Bundesrepublik lebenden Ausländer, insbesondere der angeworbenen ausländischen Ar-
beitnehmer und ihrer Familien (vgl. Schulte 2000, S. 16ff.).

Entgegen der Intention trug die Beendigung der Anwerbungspolitik im November
1973 nicht zu einem Sinken, sondern zu einem Anstieg der Zahl der im Inland lebenden
‚Ausländer‘ wie auch zu deren dauerhaften Verbleib im Inland bei. Vor dem Hintergrund
dieses sozialen Wandels, aber auch unter dem Einfluss von Rechtsprechung und rechts-
wissenschaftlicher Analysen, in denen die Notwendigkeit einer stärkeren Berücksichti-
gung rechtsstaatlicher Grundsätze (Vertrauensschutz, Verhältnismäßigkeit, Gleichheits-
grundsatz usw.) hervorgehoben wurde, wurden verschiedene Integrationsmaßnahmen er-
griffen. Dazu gehörten verbesserte Möglichkeiten zur Aufenthaltsverfestigung, Maßnah-
men zur arbeits- und sozialrechtlichen Gleichstellung, z.B. durch die im Rahmen der Re-
form der Betriebsverfassung erfolgte Einführung des passiven Wahlrechts für Ausländer
bei den Betriebsratswahlen, besondere Förderungsmaßnahmen im Bereich der Berufsaus-
bildung und für bestimmte Ausländergruppen sowie Maßnahmen zur Bekämpfung von
Fremdenfeindlichkeit und die Bestellung von Ausländerbeauftragten auf der Bundes-,
Länder- und kommunalen Ebene.

Gleichzeitig wurde die Zielsetzung der Integration im Rahmen der Ausländerpolitik
allerdings in einer Weise interpretiert und umgesetzt, die eine ‚institutionalisierte Un-
gleichbehandlung‘ beinhaltete. Obwohl Deutschland sich in der Folge der Anwerbung zu
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einem der Haupteinwanderungsländer in Europa entwickelte, hat sich die Politik hier un-
ter Berufung auf den Grundsatz „Deutschland ist kein Einwanderungsland“ lange gewei-
gert, diesen sozialen Wandel anzuerkennen und daraus angemessene politische Schluss-
folgerungen zu ziehen. Diese für die deutsche Ausländerpolitik charakteristische Orien-
tierung wurde in dem 1979 erschienenen Memorandum des ersten Ausländerbeauftragten
der Bundesregierung als widersprüchliche „Integration auf Zeit“ (Kühn 1980, S. 30f.) und
ex post von Migrationsforschern als „Erkenntnisverweigerung“ (Bade 2007, S. 47) bzw.
„Vogel-Strauß-Politik“ (Melotti 2004, S. 33) bezeichnet. Dabei handelte es sich aller-
dings nicht nur um politische ‚Blindheit‘ oder ein bloßes ‚Versäumnis‘, vielmehr hatte
diese Orientierung spezifische Ursachen und Funktionen. Beeinflusst war sie zum einen
durch die Vorstellung von der bloßen Abhängigkeit des Aufenthalts von Ausländern von
ökonomischen Entwicklungen. Dies prägte auch die in den 80er Jahren durchgeführte
Politik der Rückkehrförderung. Zudem war in dieser Hinsicht das primär ethnisch-kultu-
rell und homogen verstandene Konzept der Nation relevant, das es für zugewanderte
‚Fremde‘ mit anderen ethnisch-kulturellen Merkmalen und Wurzeln schwierig machte,
Vollmitglied zu werden. Die charakteristische Orientierung der Politik hatte darüber hin-
aus spezifische Funktionen. Sie entlastete die politische Klasse von der Aufgabe, ein Pro-
jekt der „vorbehaltlosen und dauerhaften Integration“ (Kühn 1980, S. 38) auszuarbeiten
und umzusetzen. Integration wurde so vor allem als Leistung verstanden, die in erster Li-
nie die Betroffenen selbst zu erbringen hatten. Dies wurde insbesondere dann gefordert,
wenn sie eine Verfestigung ihres Aufenthaltsstatus erreichen oder das Recht auf Nachzug
von Familienangehörigen in Anspruch nehmen wollten. Über einen langjährigen, unun-
terbrochenen Aufenthalt im Inland hinaus waren insbesondere eine gesicherte Existenz-
grundlage, ausreichende Kenntnisse der deutschen Sprache, eine angemessene Wohnung
und die Einfügung in das soziale und kulturelle Leben der Bundesrepublik nachzuweisen.

Zudem begünstigte diese Orientierung einen restriktiven Umgang mit (Grund-)Rech-
ten der Betroffenen. Von zentraler Bedeutung war hierbei die Auffassung, dass es ein
Ausländerrecht, „bei dem die öffentlichen Interessen der Bundesrepublik Deutschland,
insbesondere auch Gesichtspunkte des Arbeitsmarktes und der Sicherheit, hinter den per-
sönlichen Belangen der Ausländer zurücktreten“, nicht geben könne (Bundesregierung
1984, S. 5). Die sich aus dieser Auffassung ergebenden restriktiven Tendenzen betrafen
zentrale Lebensbereiche und Rechte der im Bundesgebiet lebenden ‚Ausländer‘ und ihrer
Familienangehörigen. Dazu gehörten die „sozial verantwortliche Steuerung“ des Familien-
nachzugs, die Durchsetzung des sog. Inländerprimats ‚nach innen‘ bei der Beschäftigung
von ‚Ausländern‘ eine restriktive Handhabung des Aufenthaltsrechts bei Arbeitslosen und
die Politik der Rückkehrförderung sowie Einschränkungen des Rechts auf informationelle
Selbstbestimmung durch ausländerrechtliche Bestimmungen und Eingriffe. Zudem waren
‚Ausländer‘ grundsätzlich vom Wahlrecht bei Bundestags-, Landtags- und Kommunal-
wahlen ausgeschlossen9 und die ihnen eingeräumten Möglichkeiten, die deutsche Staats-
angehörigkeit zu erwerben, sehr beschränkt. So wurde bei dem Erwerb der Staatsangehö-
rigkeit kraft Geburt ausschließlich auf das Prinzip der Abstammung von deutschen
Staatsangehörigen abgestellt (ius sanguinis), so dass die im Inland geborenen Kinder
ausländischer Eltern als ‚Ausländer‘ galten. Die Einbürgerung war aufgrund der Ermes-
senspielräume der Behörden und der vielfältigen, von den Antragstellern zu erfüllenden
Voraussetzungen ebenfalls schwierig. Trotz der partiellen Erleichterungen der Ein-
bürgerung, die im Rahmen der Novellierungen des Ausländergesetzes 1990 und 1993 in
der Form der Verankerung von Regel- und Rechtsansprüchen für bestimmte Gruppen er-
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folgten, fungiert(e) das ethnische Staatsbürgerschaftsmodell insgesamt „als ein Mecha-
nismus sozialer Schließung, der die Trennung zwischen Ausländern und Deutschen re-
produziert und verfestigt“ (Koopmans 1999, S. 33).

In diesem Kontext diente der Integrationsbegriff auch dazu, zwischen einerseits ‚inte-
grationswilligen‘ bzw. ‚-fähigen‘ und andererseits ‚nicht-integrationswilligen‘ bzw. ‚-fähi-
gen‘ Ausländern zu unterscheiden. Während als Endpunkt einer ‚erfolgreichen‘ Integration
die Einbürgerung (unter Aufgabe der Staatsangehörigkeit des jeweiligen Herkunftslandes)
angesehen wurde, blieb der (Aufenthalts-)Status von Angehörigen der zweiten Gruppe un-
gesicherter, wobei diese Unsicherheit – auch bei langjährigem Aufenthalt – in dem Maße
wächst, wie die Betroffenen in soziale Problemsituationen geraten. Insbesondere auf diese
Personen(-gruppen) waren Maßnahmen zur Förderung der ‚freiwilligen‘ Rückkehr und/oder
der administrativ erzwungenen Aufenthaltsbeendigung gerichtet. Dabei spielten auch eth-
nisch-kulturelle bzw. (kultur-)rassistische Einteilungen, Abgrenzungen und Anfeindungen
eine Rolle, die in der damaligen Zeit vor allem gegen Migranten türkischer Herkunft ge-
richtet waren (vgl. Schulte 2000, S. 205ff.). Ausländern wurde von offizieller Seite zwar ei-
ne Integration ‚unter Wahrung der kulturellen Identität‘ zugestanden, allerdings nur in be-
schränkter sowie vorübergehender Form, also als Übergang zur endgültigen und vollständi-
gen Integration, oder aber als Mittel der Stärkung der Rückkehrorientierung. Konzepte und
Bestrebungen, die darauf abzielten, Herkunfts- bzw. Immigrantenkulturen umfassendere
Möglichkeiten der Entfaltung und Teilhabe in der Einwanderungsgesellschaft einzuräumen
und diese in Richtung ethnisch-kultureller Pluralität weiter zu entwickeln, wurden als kultu-
relle ‚Unterwanderung‘‚ ,Überfremdung‘ und als Bedrohung der nationalen ‚Identität‘, Ho-
mogenität und Einheit wie auch des sozialen Friedens interpretiert und dagegen Forderun-
gen nach einer verpflichtenden ‚deutschen Leitkultur‘ entwickelt. Vor allem seit den 90er
Jahren waren diese restriktiven politischen Maßnahmen von einer Vielzahl rassistischer und
rechtsextremistischer Gewaltanschläge insbesondere auf Flüchtlinge und Migranten türki-
scher Herkunft begleitet.

Ingesamt galten ‚Ausländer‘ im Rahmen der herrschenden staatlichen Ausländerpolitik
zwar als „anwesend, aber nicht zugehörig“ (Heckmann 1984). Die Integrationspolitik fun-
gierte aufgrund der Unterlassungen sowie der halbherzigen und restriktiven Maßnahmen
nicht so sehr als ein Instrument der Förderung, sondern eher als ein Hindernis der Integration.

3. Die neuere Integrationspolitik – Perspektivwechsel in Richtung
einer menschenrechtsbasierten Politik?

Seit dem Ende der 90er Jahre sind in der staatlichen Zuwanderungs- und Integrationspolitik
der Bundesrepublik, ähnlich wie in anderen europäischen Ländern, zahlreiche Änderungen
und Neuerungen erfolgt (vgl. Melotti 2004, 128ff.; SVR 2010; Beauftragte 2007 und 2010).
Daran waren auf Bundesebene Regierungskoalitionen rot-grüner, schwarz-roter und
schwarz-gelber Couleur beteiligt. Von der Zielsetzung her sind diese Maßnahmen vor allem
darauf gerichtet, Defizite und Widersprüche der überkommenen Zuwanderungs- und Inte-
grationspolitik abzubauen und auf neue Herausforderungen in diesem Politikfeld angemes-
sen zu reagieren. Die Frage, ob und inwieweit damit ein Perspektivwechsel einhergegangen
ist, wird allerdings kontrovers beantwortet (vgl. Davy/Weber 2006; Barwig/Beichel-Ben-
detti/Brinkmann 2007). So ist aus der Sicht des Sachverständigenrates deutscher Stiftungen
für Integration und Migration „in den letzten zehn Jahren in Sachen Integrationspolitik mehr
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geschehen als in den vier Jahrzehnten zuvor.“ (SVR 2010, S. 20) Dem stehen skeptischere
Einschätzungen gegenüber.10 Darüber hinaus gibt es Positionen, die das Integrationspara-
digma in der deutschen Migrationspolitik grundsätzlich in Frage stellen, da sie darin in er-
ster Linie einen Exklusionsmechanismus sehen, und für eine „Überwindung“ dieses Kon-
zepts plädieren (Wieviorka 2004; vgl. auch Hess/ Binder/Moser 2009).

Vor dem Hintergrund dieser unterschiedlichen Einschätzungen wird im Folgenden
anhand von ausgewählten Schwerpunkten die Frage untersucht, ob damit ein grundlegen-
der Perspektivwechsel in Richtung einer menschenrechtsbasierten Politik einhergegangen
ist und wie eine Weiterentwicklung erfolgen könnte. Das Konzept einer menschenrechts-
basierten Politik wird in Anlehnung an Krennerich (2010, S. 83) verstanden als „die Ge-
samtheit der normativ-institutionellen, prozessualen und inhaltlichen Aspekte nationalen
und internationalen politischen Handelns staatlicher Organe, das auf die Ausgestaltung
und Umsetzung völkerrechtlich verankerter Menschenrechtsnormen in ihrer Eigenschaft
als universelle Freiheits-, Gleichheits- und Inklusionsrechte abzielt.“ Diese Orientierung
fungiert (dem Anspruch nach) als verbindlicher Bezugsrahmen und Querschnittsaufgabe
für die gesamte Politik und ist somit auch verpflichtend für die einzelnen Politikfelder,
d.h. auch für die Integrationspolitik (vgl. Bielefeldt 2007, S. 11ff.; Unabhängige Kommis-
sion „Zuwanderung“ 2001, S. 20f.; Weltkommission 2005, S. 53ff.).

3.1 Elemente und Einflussfaktoren der neueren Zuwanderungs- und
Integrationspolitik

Zu wichtigen Elementen der neueren Integrationspolitik in Deutschland zählen (vgl. Be-
auftragte 2007 und 2010; SVR 2010)

– die im Jahre 2000 in Kraft getretene Reform des Staatsangehörigkeitsrechts,
– die 2005 und 2007 erfolgten umfassenden Novellierungen des Ausländerrechts durch

das Zuwanderungs- und Aufenthaltsgesetz,
– Änderungen im Bereich zuständiger Institutionen auf nationaler, regionaler und

kommunaler Ebene,
– die Entwicklung, Umsetzung sowie Fortschreibung von Integrationsplänen auf Bun-

des-, Länder- und kommunaler Ebene,
– Integrationsgipfel und Deutsche Islam Konferenzen auf der Bundesebene,
– das im Sommer 2006 in Kraft getretene Allgemeine Gleichbehandlungsgesetz (AGG)

und
– besondere Maßnahmen gegen Rechtsextremismus und Rassismus sowie gegen Über-

griffe innerhalb von Migrantenfamilien.

Die Vielzahl dieser Maßnahmen ist ein Anzeichen dafür, dass diesem Anliegen inzwi-
schen im Vergleich zu früheren Jahrzehnten wie auch in Relation zu anderen Politikfel-
dern ein größeres politisches Gewicht beigemessen wird.

Beeinflusst sind die genannten Maßnahmen durch verschiedene gesellschaftspoliti-
sche und strukturelle Faktoren, die jeweils positive, aber auch problematische Elemente
enthalten und untereinander in einer nicht nur harmonischen, sondern auch widersprüch-
lichen Beziehung zueinander stehen. Relevant sind in dieser Hinsicht zunächst unter-
schiedliche gesellschaftspolitische Optionen, Interessen und Akteure. Dazu gehören ins-
besondere die folgenden:
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– Die politische Differenz zwischen rechts und links: Nach Bobbio (1994, S. 74) sind
hierfür gegensätzliche Einstellungen zum Prinzip der Gleichheit, nämlich der Gegen-
satz „zwischen horizontaler oder egalitärer Vision der Gesellschaft und vertikaler
oder nicht-egalitärer Vision“ maßgebend. Von rechts her werden die zwischen den
Menschen (also z.B. die zwischen den Einheimischen und den Zuwanderern) beste-
henden Ungleichheiten eher betont und als ‚natürlich‘ bzw. als ‚Tradition‘ akzeptiert
oder sogar als ‚Motor des Fortschritts‘ positiv gewertet. Demgegenüber messen linke
Positionen eher dem größere Bedeutung bei, was die Menschen gleich macht. Sie las-
sen sich dabei von der Annahme leiten, dass die bestehenden Ungleichheiten ein so-
ziales Problem darstellen und Phänomene sind, die historisch-sozialen Charakter ha-
ben und somit abbaubar sind und so weit wie möglich reduziert werden sollten. Die
konträren Sichtweisen kommen in Kontroversen zwischen verschiedenen gesell-
schaftlichen und politischen Akteuren sowie in öffentlichen (Medien-)Diskursen zum
Ausdruck, bei denen das ‚Ausländerproblem‘ von ‚rechts‘ her unter machtpolitischen
Gesichtspunkten und mit Hilfe von kulturrassistischen Feindbildern instrumentalisiert
wird (vgl. Meier-Braun 2008; Weltkommission 2005, S. 51f.).

– Umbau des Sozialstaates: Dieser Umbau beinhaltet eine Veränderung des traditio-
nellen in Richtung eines aktivierenden Sozialstaats: Dabei werden – vielfach mit Hil-
fe von vertraglichen Vereinbarungen – einerseits benachteiligte Personen(-gruppen)
durch die Gewährung von erforderlichen Leistungen gefördert, von diesen aber zu-
gleich eigene Leistungen und Aktivitäten gefordert.

– Kosten-Nutzen-Gesichtspunkte: Hier wird in erster Linie auf eine ‚optimale Nutzung
von Humankapital‘ abgestellt. Bereits ansässige und neue Zuwanderer werden nicht
(mehr) in erster Linie als ‚Bedrohung‘ oder unter Gesichtspunkten ihrer ‚Defizite‘
betrachtet, sondern als human resources bzw. Potenziale angesehen, die zur Bewälti-
gung bestehender ökonomischer, sozialer und demographischer Probleme der Auf-
nahmegesellschaften genutzt werden (können) (vgl. z.B. Unabhängige Kommission
„Zuwanderung“ 2001, S. 67ff.).11

– Kriminalitäts- und Terrorismusbekämpfung: Vor allem seit den Anschlägen vom 11.
September 2001 wird die Zuwanderungs- und Integrationspolitik in einem erhebli-
chen Maße durch Gesichtspunkte der Kriminalitäts- und Terrorismusbekämpfung ge-
prägt, was in einer „Verschmelzung von Migrationspolitik und innerer Sicherheit“
zum Ausdruck kommt (Baumann 2009, S. 4). Dabei werden Prozesse der Migration
wie auch Migranten, insbesondere solche muslimischen Glaubens, pauschal als ein
Sicherheitsproblem wahrgenommen.

Zu den Einflussfaktoren, die eher strukturellen Charakter haben, allerdings auch durch
gesellschaftspolitische Optionen und Kontroversen beeinflusst sind, gehören vor allem
die folgenden Prozesse:

– Modernisierung: Diese sind vor allem darauf gerichtet, traditionelle Strukturen von
Staat und Recht an eine veränderte gesellschaftliche Realität anzupassen. Dies kam
z.B. in Deutschland bei der am 1. Januar 2000 in Kraft getretenen Reform des über-
kommenen, ethnisch orientierten Staatsangehörigkeitrechts zum Ausdruck.

– Internationalisierung und Globalisierung: Der zunehmend komplexe und differen-
zierte Charakter von transnationalen Migrationsprozessen „in einer interdependenten
Welt“ (Weltkommission) hat dazu beigetragen, die überkommenen, national oder ko-
lonial geprägten ‚Modelle‘ der Migrations- und Integrationspolitik zu relativieren und
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Änderungen innerhalb dieser Politiken und Angleichen zwischen ihnen zu begünsti-
gen (vgl. Melotti 2004, S. 105ff.).

– Europäisierung: Auf der europäischen Ebene haben sich insbesondere seit dem Inkraft-
treten des Amsterdamer Vertrages und der Tagung des Europäischen Rates in Tampere
(1999) Tendenzen entwickelt, die im Bereich der Integrationspolitik zwar nicht direkt
eine europäische Harmonisierung, wohl aber gewisse Festlegungen gemeinsamer Rah-
menbedingungen und Mindestanforderungen sowie eine Unterstützung von integrati-
onspolitischen Bemühungen der Mitgliedsstaaten beinhalten (vgl. Bendel 2010; Kom-
mission der Europäischen Gemeinschaften 2005).

3.2 Anerkennung der Einwanderung und Förderung der Integration als
öffentliche Aufgabe

Die neuere Integrationspolitik enthält Elemente, die darauf hinweisen, dass die Entwick-
lung Deutschlands zu einer Einwanderungsgesellschaft und somit nicht nur die Anwesen-
heit, sondern auch die Zugehörigkeit der Immigranten zu dieser Gesellschaft inzwischen
grundsätzlich, wenn auch nicht ohne Vorbehalte, akzeptiert und als Herausforderung für
eine gesellschaftspolitische Gestaltung verstanden werden. So wurde die Förderung von
Integration erstmals als öffentliche Aufgabe auf der gesetzlichen Ebene des Aufenthalts-
rechts verankert.12

Allerdings gibt es in der Bundesrepublik wie auch in anderen europäischen Ländern
unterschiedliche Auffassungen über die Frage, welche Integrationspolitik dabei maßge-
bend sein soll. In Anlehnung an Groenendijk (2004) lassen sich in dieser Hinsicht drei
Integrationskonzeptionen unterscheiden, die jeweils mit unterschiedlichen Interpretatio-
nen des Verhältnisses von Staat und (menschen-)rechtlicher Stellung der Immigranten
einhergehen. Nach der ersten Auffassung sind ein sicherer Rechtsstatus sowie die Gleich-
behandlung wichtige Instrumente zur Förderung der Integration des Einwanderers in die
Gesellschaft. Dementsprechend tendiert dieser „rechtebasierte Integrationsansatz“ (Ben-
del 2009, S. 19) dazu, Genehmigungen zum Daueraufenthalt und den Erwerb der Staats-
bürgerschaft bei Geburt und durch Einbürgerung zu erleichtern und Möglichkeiten der
gesellschaftlichen und politischen Partizipation und des Familiennachzugs zu erweitern.
Nach der zweiten Auffassung werden demgegenüber ein sicherer Status und gleiche Teil-
haberechte nur unter der Bedingung eingeräumt, dass von Seiten der Immigranten selbst
umfassende Integrationsleistungen erbracht und erfolgreich abgeschlossen wurden. Von
daher werden Möglichkeiten zur Erlangung eines Daueraufenthalts und der Staatsangehö-
rigkeit des Aufnahmelandes eher restriktiv gehandhabt. Maßgebend ist in dieser Hinsicht
die Auffassung, „dass mit der Gewährung eines starken rechtlichen Status ein Verlust der
Kontrolle der Behörden über den Einwanderer einhergeht“ (Groenendijk 2004, S. 123).
Nach der dritten Konzeption sind „der Mangel an Integration oder die angenommene Unfä-
higkeit, sich zu integrieren, (…) Gründe für die Verweigerung des Aufenthalts“ (Groen-
endijk 2004, S. 124). Integrationspolitik wird in dieser Variante auch „als ein Instrument
zur Reduzierung von Einwanderung genutzt“ (Groenendijk 2007, S. 323). Sowohl bei der
zweiten wie bei der dritten Integrationskonzeption sind ablehnende bzw. feindliche Ein-
stellungen gegenüber ethnisch-kultureller Vielfalt im Allgemeinen und dem Islam im Be-
sonderen ausgeprägt. Von Einfluss sind diese unterschiedlichen Konzeptionen auch für
die Interpretation und Konkretisierung des Prinzips des Förderns und Forderns, das für
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die Integrationspolitik in den vergangenen Jahren an Bedeutung gewonnen hat (vgl. Groß
2007). Während in der ersten Konzeption die Betonung auf dem Fördern und die Verant-
wortung somit eher auf der Seite der staatlichen Institutionen liegt, wird in den beiden
anderen Konzeptionen das Gewicht eher auf das Fordern gelegt und somit die Pflicht zur
Erbringung von Integrationsleistungen eher auf die Individuen verlagert.

Im Rahmen der neueren Integrationspolitik sind auch verschiedene Maßnahmen er-
griffen worden, die der Implementierung, Evaluierung und Weiterentwicklung dieser Po-
litik dienen und damit deren Wirksamkeit verbessern sollen (vgl. Beauftragte 2010, S.
17ff.). Abgesehen von der Einführung von Sprach- und Orientierungskursen (vgl. unten)
gehören dazu verschiedene Änderungen auf der institutionellen Ebene. Diese umfassen
vor allem die folgenden Elemente:

– Aufwertung bestehender Institutionen, z.B. des Amtes der Beauftragten der Bundes-
regierung für Migration, Flüchtlinge und Integration (§§ 92ff AufenthG);

– Etablierung neuer Institutionen, insbesondere durch Einrichtung des Bundesamtes für
Migration und Flüchtlinge mit spezifischen Aufgaben und entsprechender Ausstat-
tung (§ 75 AufenthG);

– Orientierung an dem Prinzip des Mainstreaming, nach dem Integrationsmaßnahmen
grundsätzlich in alle wichtigen politischen Ressorts und auf allen Ebenen der öffent-
lichen Verwaltung und der öffentlichen Dienste einbezogen werden;

– Kooperation von Bund, Ländern und Kommunen einerseits und (zivil-)gesellschaft-
lichen Akteuren andererseits, z.B. im Rahmen des 2007 verabschiedeten Nationalen
Integrationsplans und dessen Fortentwicklung; sowie

– Berücksichtigung des Prinzips der interkulturellen Öffnung der Institutionen (vgl.
unten).

Zusätzlich zu diesen neuen institutionellen Aspekten, die unter Umsetzungsaspekten von
erheblicher Relevanz sind, wird auch deutlicher als bisher Erfordernissen des Monitoring,
des Benchmarking und der Evaluierung Rechnung getragen (vgl. Beauftragte 2010, S.
35ff.; Filsinger 2008). Diese Prinzipien zielen darauf ab, integrationspolitische Maßnah-
men in verschiedenen Ländern, Regionen und Kommunen sowie im Hinblick auf ver-
schiedene Bereiche zu untersuchen und unter dem Gesichtspunkt ihrer jeweiligen Wirk-
samkeit und von best practice zu beurteilen und zu vergleichen (vgl. Entzinger/Biezeveld
2003; MIPEX 2007). In dieser Hinsicht existieren allerdings verschiedene Probleme und
Kontroversen, die nicht zuletzt menschenrechtliche Gesichtspunkte betreffen. Diese be-
ziehen sich zunächst auf das Was und Wie der Integrationsmessung. Im Hinblick auf die
Frage, wie gemessen wird, müssen zunächst Indikatoren entwickelt werden, die als Maß-
stab der vergleichenden Beurteilung Verwendung finden können (vgl. Beauftragte 2009).
In dieser Hinsicht besteht auch die Schwierigkeit festzustellen, welche Aussagekraft be-
stimmte Integrationsindikatoren haben. So kann eine unbefriedigende Integration von
Zuwanderern in den Arbeitsmarkt „Zeichen von Diskriminierung, Zeichen von schlechter
Integrationspolitik, Zeichen unzureichender Qualifizierung der Zuwanderer für den je-
weiligen Arbeitsmarkt oder auch Zeichen einer schlechten gesamtwirtschaftlichen Lage
sein (…)“ (Michalowski 2007, S. 54). Im Hinblick auf die Frage, was gemessen wird,
können die Messungen je nach dem zugrunde liegenden Integrationsverständnis und der
damit einhergehenden Interpretation des Förderns und Forderns auf die Beurteilung ent-
weder der Wirksamkeit der rechtlichen und politischen Maßnahmen zur Integrationsför-
derung oder des Standes der von den Migranten zu erbringenden Integrationsleistungen
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gerichtet sein. Während die erste der beiden Orientierungen für die MIPEX-Untersuchung
(2007) charakteristisch ist, sind Elemente der zweiten Orientierung in dem Nationalen In-
tegrationsplan und Ersten Integrationsindikatorenbericht enthalten (vgl. Hamburger 2009;
Bundesregierung 2007; Beauftragte 2009). Unter menschenrechtlichen Gesichtspunkten
sollten Verfahren des Monitoring vor allem von staatlicher Seite mit Vorsicht und Sensi-
bilität praktiziert werden. Die Privatsphäre der Individuen sollte respektiert, die Bevölke-
rung über Sinn und Zweck der Datenerhebung aufgeklärt und schließlich Sensibilität da-
für entwickelt werden, dass die erhobenen Daten für die betroffenen Individuen mit stig-
matisierenden Folgen verbunden sein können (vgl. Schulte/Treichler 2010, S. 109).

3.3 Aufenthaltsstatus und Nachzug von Familienangehörigen

Für den Verlauf von Integrationsprozessen im Bereich des Aufenthalts und des Nachzugs
von Familienangehörigen ist die Frage von zentraler Bedeutung, in welchem Ausmaß
dem Prozess und Tatbestand der Einwanderung in rechtlicher Hinsicht Rechnung getra-
gen wird und inwieweit Fortschritte auf dem „Weg zur Rechtsgleichheit“ (Barwig/Davy
2004) erzielt werden. Auch in der neueren Integrationspolitik ist dies bisher nur in einer
widersprüchlichen Weise erfolgt. Ein erheblicher Teil der in der Bundesrepublik leben-
den Immigranten befindet sich (weiterhin) im Ausländerstatus. Grundsätzlich ist für die-
sen Status ein Nebeneinander von gleicher und ungleicher Freiheit kennzeichnend (vgl.
Rittstieg 2003; Dienelt 2010). Als Inländer mit fremder Staatsangehörigkeit verfügen die
Einwanderer einerseits über gleiche Rechte, zu denen auf verfassungsrechtlicher Ebene
insbesondere das Prinzip der Menschenwürde, die Menschenrechte und Ansprüche auf
wirksamen Rechtsschutz gehören. Andererseits verfügen sie als Ausländer nicht über die
Bürgerrechte und unterliegen zudem ausländerrechtlichen Sondernormen, die staatlichen
Institutionen erweiterte, allerdings nach verschiedenen ausländerrechtlichen Gesichts-
punkten differenzierte Eingriffsmöglichkeiten in zentrale Lebensbereiche der Betroffenen
gestatten (vgl. Davy/Çinar 2001, 335ff.). Dieser Sachverhalt gilt völker- und verfassungs-
rechtlich zwar grundsätzlich als zulässig und als mit dem Gleichheitssatz vereinbar. Al-
lerdings wird er mit dauerhafter Niederlassung von Ausländern im Inland zunehmend
problematisch. Die Bezeichnung und Institutionalisierung der Eingewanderten als Aus-
länder gerät nämlich in „Widerspruch zur gesellschaftlichen Situation der Inländer ohne
deutsche Staatsangehörigkeit“: „Für diese Inländer bedeutet der Ausländerstatus Aus-
grenzung und Diskriminierung, so dass die rechtsstaatliche Grundfrage der Gleichbe-
handlung aufgeworfen ist.“ (Rittstieg 2003, S. XIf.)

Im Rahmen der neueren integrationspolitischen Maßnahmen wurde dem rechtsstaatli-
chen Grundsatz, nach dem sich der Aufenthaltsstatus mit fortschreitender Dauer des legalen
Aufenthaltes im Inland zunehmend verfestigt, einerseits Rechnung getragen (vgl. Rittstieg
2003, S. XVIII; Dienelt 2010, S. 22f.). So vermittelt der neue eingeführte Aufenthaltstitel
der Niederlassungserlaubnis (bzw. die Erlaubnis zum Daueraufenthalt-EG) für die Betroffe-
nen einen erhöhten Schutz gegenüber Ausweisungen und damit eine größere Aufenthaltssi-
cherheit. Auf den Erhalt dieses Titels besteht ein Rechtsanspruch, allerdings nur, sofern ne-
ben dem mehrjährigen legalen Aufenthalt zusätzliche Voraussetzungen erfüllt werden. Trotz
dieser Möglichkeit bleibt aber der ausländerrechtliche ‚Ernstfall‘, nämlich die Möglichkeit
des Staates zur (Ist-, Regel- oder Ermessens-) Ausweisung von Ausländern, grundsätzlich
möglich (vgl. Davy 2004a, 91; §§ 50ff. AufenthG). Die Tatbestände, die dazu führen (kön-
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nen), wurden, insbesondere unter Berufung auf Gesichtspunkte der inneren Sicherheit und
des Kampfes gegen den internationalen Terrorismus, noch verschärft (vgl. Weißflog 2005,
S. 308ff.). Zudem wurden die Voraussetzungen für eine Verfestigung des Aufenthalts und
für die Einbürgerung erhöht (vgl. Weißflog 2005, S. 314ff.). Gravierend ist in dieser Hin-
sicht, dass selbst Kinder und Jugendliche mit nicht-deutscher Staatsangehörigkeit, die im
Inland geboren und aufgewachsen sind, grundsätzlich, wenn auch nur unter erschwerten
Bedingungen und in besonderen Fällen, der Möglichkeit einer Ausweisung ausgesetzt sind.
Insofern ist das Versprechen auf Aufenthaltssicherheit grundsätzlich „nicht verlässlich“
(Davy 2007) und Unsicherheit bleibt institutionalisiert (vgl. Melotti 2004, S. 28ff.).

Weiterhin wurden die Regelungen zum Ehegattennachzug im Rahmen des Richtlinien-
umsetzungsgesetzes von 2007, durch die das Aufenthaltsgesetz von 2005 novelliert wur-
de, „nachhaltig verschärft“ (Dienelt 2010, S. XVIII). So wird der Familiennachzug nach §
27 Abs. 1a Nr. 1 AufenthG nicht zugelassen, wenn feststeht, dass die Ehe oder das Ver-
wandtschaftsverhältnis nur zu dem Zweck geschlossen wurde, dem nachziehenden Part-
ner die Einreise nach und den Aufenthalt in Deutschland zu ermöglichen. Dies gilt nach
Absatz 1a Nr. 2 AufenthG auch, wenn tatsächliche Anhaltspunkte die Annahme begrün-
den, dass einer der Ehegatten zur Eingehung der Ehe genötigt wurde. Diese Regelungen
sollen nach der offiziellen Begründung dazu beitragen, Schein- und Zwangsehen zu be-
kämpfen. Damit ist allerdings die Gefahr verbunden, „dass die Ausländerbehörden in je-
dem Einzelfall prüfen, ob eine Scheinehe, eine Scheinpartnerschaft oder Zwangsehe vor-
liegt und dabei die verfassungs- und gemeinschaftsrechtlichen Grenzen überschreiten.“
(Dienelt 2010, S. XIX; Hervorhebungen im Original) Eine weitere Verschärfung im Be-
reich des Ehegattennachzugs besteht darin, dass dieser nunmehr grundsätzlich voraus-
setzt, dass beide Ehegatten das 18. Lebensjahr vollendet haben und der nachziehende
Ehegatte sich zumindest auf einfache Art in deutscher Sprache verständigen kann (§ 30
Ab. 2 Nr. 1 und 2 AufenthG). Auch gegenüber dieser Regelung, die nach der offiziellen
Begründung darauf abzielt, die Integration der betroffenen Personen durch Vermittlung
von Kenntnissen der deutschen Sprache zu fördern, bestehen verfassungs- bzw. gemein-
schaftsrechtliche Bedenken. Diese beziehen sich insbesondere auf die Frage, ob dabei die
Zweck-Mittel-Relation, also der Grundsatz der Verhältnismäßigkeit, gewahrt wird, da der
Nichtnachweis von deutschen Sprachkenntnissen faktisch zu einem längeren oder dauer-
haften Nachzugsverbot führt (vgl. Dienelt 2010, S. XX).

Zu Maßnahmen, die einer Verbesserung der Chancen im Bereich der Aufenthaltsin-
tegration beitragen können, gehören eine konsequente Orientierung am rechtsstaatlichen
Prinzip der Verhältnismäßigkeit bei Ausweisungsfällen, ein Verzicht auf die Möglichkeit
zur Ausweisung von inländischen Kindern und Jugendlichen mit ausländischer Staatsan-
gehörigkeit, Altfallregelungen für langjährig geduldete Migranten, eine konsequente
Trennung zwischen dem Straf- und dem Migrationsrecht (vgl. Baumann 2009, S. 4), ein
Verzicht auf die Steuerung von Integration mit Hilfe des Nachweises von Deutschkennt-
nissen schon vor Einreise und eine konsequente Erweiterung der Möglichkeiten zum Er-
werb der deutschen Staatsangehörigkeit.
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3.4 Politische Partizipation und Erwerb der deutschen
Staatsangehörigkeit

Zu den für Integrationsprozesse zentralen Bereichen gehört auch die politische Partizipa-
tion. Diese umfasst im Allgemeinen alle freiwilligen Aktivitäten von Personen und Grup-
pen, die das Ziel verfolgen, direkt oder indirekt politische Entscheidungsprozesse auf den
verschiedenen Ebenen des politischen Systems zu beeinflussen. In dieser Hinsicht besteht
wiederum ein enger Zusammenhang mit der politischen Herrschaftsform der Demokratie.
Für diese ist das Prinzip der Freiheit als Autonomie, also der politischen Selbstbestim-
mung, kennzeichnend (vgl. Bobbio 1999, S. 40ff.). Dies kommt in dem Grundsatz der
Volkssouveränität, nach dem alle staatliche Gewalt auf den Willen des Volkes zurückge-
führt wird, sowie dem Prinzip der Partizipation zum Ausdruck. Integraler Bestandteil die-
ser „Freiheit im Staat“ (Bobbio) ist die politische Gleichheit bzw. das Versprechen auf
gleiche politische Freiheit, also das gleiche Recht, auf den politischen Willensbildungs-
prozess einwirken zu können. Dieser status activus ist vom Anspruch der Demokratie her
inklusiv orientiert. Der demokratischen Idee und dem damit einhergehenden politischen
Freiheitsgedanken entspricht es somit, „eine Kongruenz zwischen den Inhabern demo-
kratischer politischer Rechte und den dauerhaft einer bestimmten staatlichen Herrschaft
Unterworfenen herzustellen.“ (Bundesverfassungsgericht 2007, S. 79) So verstanden ver-
weist die Demokratie als Prinzip und als Prozess auf die Notwendigkeit und Möglichkeit,
auch die länger im Inland lebenden Migranten in die demokratischen Teilhaberechte ein-
zubeziehen und damit sowohl deren Freiheit und Integration als auch die der Gesellschaft
insgesamt zu fördern (vgl. Denninger 1990, S. 54ff.).

Im Rahmen der neueren Integrationspolitik sind verschiedene Maßnahmen ergriffen
worden, die den Bereich der politischen Partizipation von Migranten betreffen (vgl. Be-
auftragte 2010, S. 20f und 179ff.). Neu ist in diesem Zusammenhang z.B. die Beteiligung
von Migranten an der Erarbeitung und Umsetzung von Konzepten und Maßnahmen im
Bereich der Integrationspolitik, vor allem bei den Integrationsgipfeln, der Deutschen Is-
lam Konferenz, der Konzipierung und Umsetzung des Nationalen Integrationsplans und
der Durchführung von Integrationsfördermaßnahmen. Von offizieller Seite werden diese
Faktoren vor allem als Form der Partizipation und des Dialogs, der nicht über-, sondern
miteinander geführt wird, sowie der Anerkennung der Zugehörigkeit wie auch der Lei-
stungen der Migranten verstanden. Darüber hinaus wurden verschiedene Maßnahmen
eingeleitet, die das bürgerschaftliche Engagement von Angehörigen dieser Bevölke-
rungsgruppe wie auch deren Selbstorganisationen fördern sollen. Beide Elemente, näm-
lich Dialoge wie auch zivilgesellschaftliches Engagement stellen grundsätzlich wichtige
Elemente demokratischer Beteiligung wie auch der Demokratisierung dar (vgl. Schulte
2009, S. 72ff.). Insofern können die genannten Maßnahmen dazu beitragen, die bisher für
Migranten in dieser Hinsicht bestehenden Hindernisse zu verringern. Allerdings können
und sollten sie nicht als Ersatz für das oder als Alternative zu dem fungieren, was das
Wesen und den Kern demokratischer politischer Partizipation ausmacht. Conditio sine
qua non ist in dieser Hinsicht die gleiche politische Freiheit und das damit verbundene
Recht jedes Menschen, „aktiv – in direkter oder indirekter Form – an der politischen
Willensbildung seines Landes teilzunehmen und politische Entscheidungen zu beeinflus-
sen und zu kontrollieren“ (Art. 21 Abs. 1 AEMR).

Unter diesem Gesichtspunkt ist die Integration durch demokratische Partizipation in
der Bundesrepublik bis heute nur unvollständig erfolgt. Sofern und solange die Migranten
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nämlich im rechtlichen Sinne Ausländer sind, unterliegen sie auch im Bereich der politi-
schen Partizipation besonderen Bedingungen und Bestimmungen. Die diesbezüglichen
Restriktionen nehmen in dem Maße zu, wie sich diese Beteiligung staatlichen Entschei-
dungsprozessen nähert. Ausländern ist vor allem das aktive und passive Wahlrecht vor-
enthalten. Damit haben Migranten als im Inland lebende ‚Ausländer‘ grundsätzlich kei-
nen Anteil an der deutschen Staatsgewalt. Dieser rechtlichen Ungleichbehandlung zwi-
schen Staatsfremden und Staatsangehörigen liegt die Unterscheidung von Menschen- und
Bürgerrechten zugrunde. Diese gilt zwar völker- und verfassungsrechtlich grundsätzlich
als zulässig und wird insofern nicht per se als eine diskriminierende Differenzierung an-
gesehen. Unter den Bedingungen der Einwanderungsgesellschaft impliziert dies aber den
politischen Ausschluss und die politische Entmündigung des ausländischen Teils der ein-
heimischen Bevölkerung, der von Einwanderern abstammt, und damit eine Kluft zwi-
schen Staatsvolk und Bevölkerung (vgl. Bauböck 1997, S. 185f.; Davy 2001d, S. 982f.).
Dies wird nicht zu Unrecht als „exklusive Demokratie“ und als „Zweiklassengesellschaft
beim Wahlrecht“ bezeichnet (Hanschmann 2009, S. 165) und kann unter demokratietheo-
retischen Gesichtspunkten als eine besondere Ausprägung von „Strukturdefekten“ bzw.
„nicht eingehaltenen Versprechen“ der Demokratie interpretiert werden (Fraenkel 1991,
S. 68ff.; Bobbio 1988, S. 11ff.).

Diese Problematik kann und sollte vor allem in zwei Bereichen in menschen- und
bürgerrechtlich adäquaterer Weise verändert werden. Dazu gehört zum einen die Einfüh-
rung bzw. Erweiterung des Kommunalwahlrechts für inländische ‚Ausländer‘. Bisher ist
dies in der Bundesrepublik aufgrund europarechtlicher Vorgaben und auf der Basis von
Art. 28 Abs. 1 Satz 3 GG nur für Unionsbürger, nicht aber für Drittstaatsangehörige er-
folgt. Diese Ungleichbehandlung von EU-Angehörigen und Drittstaatsangehörigen bein-
haltet einen Ausschluss der letzteren von dem zentralen politischen Teilhaberecht (vgl.
Bauböck 1997, S. 183; Davy 2001c, S. 173). Menschenrechtlich angemessener und ver-
fassungsrechtlich möglich wäre in dieser Hinsicht eine Gleichbehandlung, die als Kriteri-
um für unterschiedliche Partizipationsrechte nicht so sehr auf die deutsche Staatsangehörig-
keit bzw. die eines anderen EU-Mitgliedsstaates, sondern vielmehr auf die Dauer der Nie-
derlassung der Betroffenen im Inland abstellt (vgl. ECRI 2009, S. 13f.). Dafür sprechen zu-
dem gesellschaftspolitische Sachverhalte, insbesondere die Entwicklung neuer Formen
transnationaler Zugehörigkeit und die von der EU thematisierte Annäherung der Rechts-
position von Drittstaatsangehörigen an die der Unionsbürger. Zudem würde so verdeutlicht,
„dass zwischen dem Innehaben einer bestimmten Staatsangehörigkeit und der Einräumung
staatsbürgerlicher Rechte kein zwingender konzeptioneller, begrifflicher oder rechtlicher
Zusammenhang besteht“ (Hanschmann 2009, S. 168; vgl. auch Sieveking 2008).

Allerdings würde auch damit die Beschränkung der gleichen politischen Freiheit auf
die kommunale Ebene nicht aufgehoben. Von daher sind Erleichterungen des Erwerbs
der Staatsangehörigkeit zusätzlich von Bedeutung. Damit würde den Immigranten nicht
nur ein sicherer Aufenthaltsstatus, sondern auch eine völlige Gleichstellung im rechtlich-
politischen Bereich, also auch unter Gesichtspunkten der politischen Partizipation, ver-
mittelt (vgl. Davy 2004a; Unabhängige Kommission „Zuwanderung“ 2001, S. 14). Auch
diesem Gesichtspunkt wurde im Rahmen der neueren Integrationspolitik bislang nur in
beschränkter und widersprüchlicher Weise Rechnung getragen.

Die in dieser Hinsicht wichtigsten Änderungen sind durch die am 1. Januar 2000 in
Kraft getretene Reform des Staatsangehörigkeitsrechts erfolgt. Mit der Novellierung des
Reichs- und Staatsangehörigkeitsgesetz vom 22. Juli 1913 durch das Staatsangehörig-
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keitsgesetz (StAG) wurden zusätzlich zu dem weiterhin geltenden Abstammungsprinzip
erstmals Elemente des Territorialprinzips beim Erwerb der deutschen Staatsangehörigkeit
qua Geburt eingeführt (§ 4 Abs. 3 S. 1 StAG). Zudem wurden die Zeiten deutlich ver-
kürzt, die als Voraussetzung für die Einbürgerung erfüllt sein müssen (§ 10 StAG). Beide
Maßnahmen stellen wichtige Fortschritte und eine Form der Anerkennung der stattgefun-
denen Einwanderung und der Zugehörigkeit der betroffenen Einwanderer dar. Allerdings
enthält auch diese Reform Elemente, die den exklusiven Charakter der deutschen Staats-
angehörigkeit betonen. Dazu gehören insbesondere die folgenden (vgl. Davy 2004a, S.
92ff.):

– Bei der Einbürgerung bleibt die Hinnahme von Mehrstaatigkeit weiterhin eine Aus-
nahme.

– Nach dem in § 29 StAG verankerten Optionsprinzip sind die Migranten, die aufgrund
der Geburt im Inland die deutsche und der nicht-deutschen ihrer Eltern eine zweite
Staatsangehörigkeit erworben haben, gezwungen, sich bei Erreichen der Volljährigkeit
für eine der beiden zu entscheiden. Spätestens bis zur Vollendung des 21. Lebensjahres
müssen sie den Antrag auf Beibehaltung der deutschen Staatsbürgerschaft stellen. Wei-
sen sie danach nicht spätestens bis zu ihrem 23. Geburtstag nach, dass sie die elterliche
Staatangehörigkeit aufgegeben haben, so verlieren sie die deutsche wieder.

– Die Regelungen zur Anspruchseinbürgerung gehen mit erhöhten Anforderungen an
die sog. Integrationsbereitschaft und -fähigkeit der Einbürgerungswilligen, insbeson-
dere im Bereich der Sprachkenntnisse, der Kenntnisse der Rechts- und Gesellschafts-
ordnung sowie der Verfassungstreue einher (§§ 10ff StAG).

– Die Bestimmungen enthalten erhebliche Spielräume, die den Behörden in den einzel-
nen Bundesländern sowohl großzügige als auch restriktive (Überprüfungs-)Praktiken
erlauben (vgl. Thränhardt 2008).

– Weitere Erschwernisse resultieren aus den Tests, die seit September 2008 als Voraus-
setzung für die Einbürgerung erfolgreich bestanden werden müssen (vgl. Dienelt
2010, S. XXXVIff.; ECRI 2009, S. 48f.).

Sowohl menschenrechtliche als auch integrationspolitische Gesichtspunkte sprechen für
konsequente Erleichterungen bei dem Erwerb der Staatsangehörigkeit. Beitragen können
dazu insbesondere die Erweiterung der Möglichkeit, beim Erwerb der deutschen Staats-
angehörigkeit die bisherige Staatsbürgerschaft beizubehalten, sowie eine liberalere An-
wendung der Einbürgerungskriterien (vgl. Davy 2004a, S. 93ff.; Unabhängige Kommissi-
on „Zuwanderung“ 2001, S. 245ff.; ECRI 2009, S. 14f.). Besonders dringlich ist der
Handlungsbedarf im Hinblick auf das Optionsprinzip, da diese Regelung mit vielfältigen
verfassungs- und verfahrensrechtlichen, pragmatischen und integrationspolitischen Pro-
blemen verbunden ist (vgl. Beauftragte 2010, S. 283ff.; SVR 2010, S. 25; Thränhardt
2008, S. 41f.; Schulte/Treichler 2010, S. 98f.).

3.5 Soziale Teilhabe und Schutz vor Diskriminierung

Für die Lebenssituation und -chancen der Immigranten und für Prozesse und Politiken der
Integration sind soziale Teilhabe und Schutz vor Diskriminierung von zentraler Bedeu-
tung. In dieser Hinsicht beanspruchen die sozialen Menschenrechte besondere Geltung.
In deren Zentrum stehen die Rechte auf soziale Sicherheit, Bildung, Arbeit und Gesund-
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heit (vgl. Art. 22ff. AEMR). Unter diesem Gesichtspunkt beinhaltet Freiheit positiv die
Fähigkeit, über die von den Freiheitsrechten eingeräumten formalen Möglichkeiten auch
real verfügen und diese konkretisieren zu können. Diesem Freiheitsverständnis entspricht
der Grundsatz der sozialen Gleichheit. Danach wird den Menschen in gleicher Weise
nicht nur die negative und politische, sondern auch die positive Freiheit zuerkannt (vgl.
Bobbio 1998, S. 68f und 1999, S. 445ff.). Einen integralen Bestandteil und Ausdruck die-
ser Perspektive stellt der Sozialstaatsgrundsatz dar. Dieser Grundsatz ist darauf gerichtet,
„sich nicht mit einer formalen Gleichstellung der Betroffenen zu begnügen, sondern die
jeweilige soziale Wirklichkeit zu berücksichtigen, sodass eine Gleichstellung in den ma-
teriellen Auswirkungen des Rechts erzielt wird“ (Stein/Frank 2004, S. 169). Dementspre-
chend wird von einer „Freiheit durch oder mit Hilfe des Staates“ gesprochen (Bobbio
1998, S.16). Ergänzt wird dies durch Rechte zur kollektiven Selbsthilfe, insbesondere in
der Form der Koalitionsfreiheit, der Tarifautonomie und der Arbeitskampffreiheit. Diese
sozialstaatliche Verpflichtung gilt in der Bundesrepublik grundsätzlich, allerdings mit
Einschränkungen und Ausnahmen, unabhängig von der Nationalität, also auch gegenüber
den im Inland lebenden Ausländern (vgl. Davy 2004a, S. 90f.; Dienelt 2010, S. XLII).
Von daher wird die Inklusion der Immigranten in den Sozialstaat und das soziale Siche-
rungssystem nicht zu Unrecht zu den positiven Seiten des für die Bundesrepublik cha-
rakteristischen Integrationsmodells gezählt.

In der gesellschaftlichen Wirklichkeit ist die soziale Lage der Mehrheit der Migranten
im Vergleich mit der der einheimischen Bevölkerung trotz Verbesserungen, die im Ver-
lauf der Niederlassungsprozesse erfolgt sind, immer noch durch erhebliche Ungleichhei-
ten, Benachteiligungen und beeinträchtigte Lebenschancen gekennzeichnet. Dies gilt vor
allem für den Arbeitsmarkt und das Bildungssystem (vgl. Beauftragte 2010, S. 58ff. und
S. 93ff.). Vor diesem Hintergrund wird zutreffend von „struktureller Desintegration“ oder
„unvollständiger“ bzw. „partieller Integration“ gesprochen (Schäfers 2002, S. 252ff.;
Geißler 2006, S. 241ff.).13 Zur Verminderung dieser Problemlage wurden in der neueren
Integrationspolitik Maßnahmen zur Förderung der allgemeinen, sprachlichen und beruf-
lichen Qualifikation ergriffen, zu denen die erstmals in das Aufenthaltsrecht aufgenom-
menen besonderen Integrationsmaßnahmen gehören.14 Danach wird die Integration durch
Einrichtung von Integrationskursen gefördert, die vor allem der Vermittlung ausreichen-
der Kenntnisse der deutschen Sprache in Wort und Schrift dienen (§ 43 AufenthG; vgl.
Dienelt 2010, S. XXVIIIf.). Ausländische Neuzuwanderer aus Drittstaaten, deren Aufent-
halt auf Dauer angelegt ist, haben danach einen Anspruch auf Teilnahme an einem derar-
tigen Kurs. Dieser umfasst einen Deutsch- und einen Orientierungskurs. Die Koordinati-
on und Durchführung der Kurse obliegt dem Bundesamt für Migration und Flüchtlinge.

Erforderlich und sinnvoll sind derartige Maßnahmen, weil ‚Sprache‘ – im Sinne der Fä-
higkeit, sich in der Verkehrssprache der Einwanderungsgesellschaft, also in der deutschen
Sprache, mündlich und schriftlich angemessen ausdrücken und kommunizieren zu können –
als ein wichtiger „Schlüssel zur Integration“, d.h. zur gesellschaftlichen, politischen und
kulturellen Teilhabe, eingeschätzt wird (Friedrich-Ebert-Stiftung 2010; vgl. auch SVR 2010,
S. 137ff.). Allerdings enthalten die bisherigen Vorkehrungen auch problematische Elemen-
te. Zum einen besteht in der staatlichen Integrationspolitik die Tendenz, den komplexen
Charakter von Integrationsprozessen auf den Faktor ‚Sprache‘ zu verengen und diesen wie-
derum auf ‚Deutschlernen‘ zu verkürzen – ohne das Verhältnis zu der in der gesellschaftli-
chen Wirklichkeit bestehenden Sprachenvielfalt näher zu bestimmen. Zudem weisen die
Kurse bürokratische und paternalistische Elemente auf (vgl. Groß 2006, S. 11) und sind bis-
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her mit einem Gefälle zwischen Anspruch und Wirklichkeit verbunden gewesen (vgl. Mi-
chalowski 2007, S. 45ff.). Fraglich ist auch, ob das Angebot an Kursen vom Umfang her
ausreicht, um der von Seiten der Immigranten bestehenden Nachfrage gerecht zu werden.
Schließlich geht die Maßnahme mit Tendenzen einher, den Nachweis von Deutschkenntnis-
sen für zuwanderungs- und aufenthaltsrechtliche Regulierungen zu instrumentalisieren.

Soziale Ungleichheiten, die bei Integrationsprozessen existieren, sind nun allerdings
nicht allein durch ‚Defizite‘ der Betroffenen, sondern auch durch Formen und Mechanismen
der Diskriminierung verursacht (vgl. Schulte/Treichler 2010, S. 112ff.). Dabei geht es um
Ungleichbehandlungen, die sachlich nicht begründet sind sowie Gleichheits- und Gleichbe-
handlungsgrundsätzen widersprechen und eine Benachteiligung zum Ziel oder zur Folge
haben. Nach Art. 2 Abs. 1 der Allgemeinen Erklärung der Menschenrechte (AEMR) gilt
dies für Unterscheidungen, die an die Merkmale „Rasse, Farbe, Geschlecht, Sprache, Reli-
gion, politischer und sonstiger Überzeugung, nationaler oder sozialer Herkunft, nach Ei-
gentum, Geburt oder sonstigen Umständen“ anknüpfen, nach neueren menschenrechtlichen
Normen darüber hinaus auch für weitere Merkmale, wie z.B. sexuelle Orientierung, Behin-
derung oder Alter. Grundsätzlich werden Formen und Mechanismen der Diskriminierung
durch Machtungleichheiten zwischen deren Urheber und Objekt ermöglicht.

Als Angehörige von Bevölkerungsgruppen, die sich in einer unter quantitativen
und/oder qualitativen Gesichtspunkten sozial schwächeren Position befinden und zudem
von der ‚Normal-‘ oder Mehrheitsbevölkerung unter biologischen und/oder soziokultu-
rellen Gesichtspunkten unterscheiden, sind Migranten von Diskriminierungen in besonde-
rer Weise betroffen. Diese gehen zum einen vom Staat aus und erfolgen hier durch recht-
liche Normen, im Rahmen des Umgangs mit Institutionen und Behörden sowie des über-
mäßigen Einsatzes von Polizeigewalt (vgl. Baumann 2004, S. 326) oder im Bereich des
Bildungswesens durch Mechanismen, die eine ungleiche Verteilung von Schulerfolg
entlang ethnischer Unterscheidungen produzieren (vgl. Gomolla/Radtke 2009). Dabei
kann zwischen zwei Hauptformen unterschieden werden. Zum einen geht es um Benach-
teiligungen, die von Personen oder Gruppen ausgehen, die über gesellschaftliche Macht
verfügen, z.B. aufgrund der Verfügung über und des öffentlichen Angebots bzw. des
Verkaufs von Waren, Dienstleistungen, Wohnungen und Beschäftigungsmöglichkeiten.
Eine zweite Ausprägung stellen fremdenfeindlich, rechtsextremistisch und rassistisch ori-
entierte Propaganda, Aktivitäten und Gewaltanschläge dar.15

Diskriminierungen stellen grundlegende gesellschaftspolitische Zielsetzungen und
Optionen (Gleichheit, Integration, Nutzung menschlicher Ressourcen, Zivilisation, Tole-
ranz, Diversity) in Frage, sie beinhalten aber vor allem eine Verletzung von Menschen-
rechten. Eine menschenrechtsbasierte und auf gleiche soziale Teilhabe zielende Integrati-
onspolitik muss von daher einen umfassenden und wirksamen Schutz vor Diskriminie-
rung gewährleisten (vgl. Mahlmann 2007, S. 41f.). Dementsprechend werden die Staaten
in Art. 2 Abs. 1 der Antirassismuskonvention verpflichtet, Diskriminierung „mit allen ge-
eigneten Mitteln“ zu bekämpfen. Ähnliche Verpflichtungen ergeben sich von der euro-
päischen Ebene her, vor allem durch Artikel 13, der 1997 neu in den EG-Vertrag in der
Fassung von Amsterdam aufgenommen wurde, und verschiedene Antidiskriminierungs-
bzw. Gleichbehandlungsmaßnahmen.16

Das am 18. August 2006 in Kraft getretene Allgemeine Gleichbehandlungsgesetz
(AGG) (BGBl. I S. 1897), orientiert sich in zentralen Punkten an den europäischen Vor-
gaben und verfolgt in dieser Hinsicht einen vergleichsweise umfassenden Ansatz, der bis
dahin bestehende Lücken in verschiedener Hinsicht schließt. Berücksichtigt werden in
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dem Gesetz verschiedene ‚verpönte‘ Merkmale der Diskriminierung (§ 1 AGG), die Be-
reiche Beschäftigung und Beruf sowie Zugang zu öffentlich angebotenen Gütern und
Dienstleistungen, verschiedene Formen von Diskriminierung (§§ 3 und 16 AGG), be-
stimmte Ausnahmen vom Diskriminierungsverbot (§§ 8 ff AGG), Verfahren des Rechts-
schutzes und einer günstigeren Beweislastregelung (§ 13 ff, 21 f AGG), Möglichkeiten
für die Mitwirkung von Verbänden (§ 23 AGG) und schließlich Ansprüche auf Entschä-
digung und Schadensersatz sowie auf Beseitigung und Unterlassung (§§ 21 AGG). Zu-
dem sollen gesellschaftliche Akteure in Maßnahmen zum Schutz vor Diskriminierung
einbezogen werden (§ 17 AGG). Schließlich sieht das Gesetz die Einrichtung einer Anti-
diskriminierungsstelle des Bundes beim Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen
und Jugend vor (Abschnitt 6 AGG). Unter diesen Gesichtspunkten ist das AGG grund-
sätzlich positiv, nämlich als ein deutlicher Fortschritt gegenüber den bisherigen bruch-
stückhaften Ansätzen und als ein wichtiger Beitrag zur Sicherung von Freiheit gegenüber
gesellschaftlicher Macht zu werten.

Allerdings weist das Gesetz im Hinblick auf das Ziel eines wirksamen Schutzes vor
Diskriminierung verschiedene Probleme, Defizite und Mängel auf (vgl. ECRI 2009, S.
8f.; Nickel 2009; Dern 2007). Diese betreffen insbesondere die Regelungen zum Woh-
nungsmarkt (§ 19 AGG) und zum Kündigungsschutz (§ 2 Abs. 4 AGG), die restriktiven
Möglichkeiten der individuellen Rechtsverfolgung und der Beweislastregelung (§ 22
AGG), die weite Fassung der Ausnahmen vom Verbot der Diskriminierung aufgrund der
Religion oder Weltanschauung für Religionsgemeinschaften, die Beschränkungen bei der
Einbeziehung der Antidiskriminierungsverbände und die unzureichende Ausgestaltung der
Antidiskriminierungsstelle des Bundes. Von daher wird nicht zu Unrecht bezweifelt, dass
mit dem AGG „eine neue Kultur der Antidiskriminierung“ begonnen hat (Dern 2007, S.
79).

Um im menschenrechtlichen Sinne „eine Kultur der Gleichbehandlung und der Chan-
cengleichheit zu fördern“ (Sachverständigenrat 2004, S. 388), sollten die bisherigen
Maßnahmen weiterentwickelt werden. Im Bereich rechtlicher Normen bezieht sich dieses
Erfordernis zunächst auf die als defizitär aufgeführten Bestimmungen innerhalb des AGG,
zusätzlich aber auch auf weitere Rechtsbereiche. So sind neben den genannten Änderun-
gen im Bereich des Staatsangehörigkeitsrechts Normbereinigungen erforderlich, d.h.
Überprüfungen und gegebenenfalls Änderungen all derjenigen rechtlichen Normen, in
denen Ungleichbehandlungen von ‚Ausländern‘ insbesondere beim Zugang zum Ar-
beitsmarkt, zu Beruf und Ausbildung und zu Sozialleistungen festgeschrieben und sach-
lich nicht (mehr) gerechtfertigt sind (vgl. Sachverständigenrat 2004, S. 385; Rausch
2006; Behlert 2002, S. 330). In institutioneller Hinsicht sollten die Aufgaben der Antidis-
kriminierungsstelle des Bundes erweitert, deren Unabhängigkeit und Ausstattung ge-
währleistet und eine Vernetzung mit anderen Einrichtungen gefördert werden (vgl. ECRI
2009, S. 22). Um den Schutz von Migranten vor Diskriminierungen durch Verwaltungs-
handeln, vor allem im Bereich der Sicherheitsbehörden, wirksamer zu machen, sollten
diesbezügliche statistische Daten umfassender und präziser erhoben, die Bindung der
Verwaltung an Recht und Gesetz wirksamer durchgesetzt, unabhängige Kontrollgremien
eingerichtet, Übergriffe konsequenter unterbunden und systematisch Aus- und Fortbil-
dungs- sowie Schulungs- und Trainingsmaßnahmen des Personals durchgeführt werden
(vgl. Baumann 2004, S. 327ff.; ECRI 2009, S. 10ff.). Schließlich sollten positive Maß-
nahmen durchgeführt und damit die Teilhabe von entsprechend qualifizierten Migranten
in der Arbeitswelt und in den Institutionen, z.B. im öffentlichen Dienst, bei der Polizei,
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im Schulsystem und in den Medien gefördert werden (vgl. Sachverständigenrat 2004,
S. 388f.). Zu einem Abbau von institutioneller Diskriminierung im schulischen Bil-
dungssystem können Maßnahmen beitragen, die an der Institution selbst ansetzen, z.B.
in Form von Strukturanpassungen des Bildungsangebots an eine auf Dauer durch Mi-
gration veränderte Schülerpopulation und durch eine systematische Überprüfung und
Bewertung der Wirkungsweisen von schulischen Lehr- und Lernprozessen (vgl. Gomol-
la/Radtke 2009).

Übergriffe auf das Leben, die körperliche Unversehrtheit und die Freiheit von Ange-
hörigen der Einwanderungsminderheiten gibt es nicht nur von Seiten der Mehrheitsge-
sellschaft, sondern auch von Angehörigen dieser Bevölkerungsgruppe selbst. Dazu gehö-
ren insbesondere Fälle, bei denen von (in der Regel männlichen) Immigranten unter Beru-
fung auf (vermeintliche oder tatsächliche) kulturelle und religiöse Traditionen Gewalt im
familiären oder häuslichen Bereich, insbesondere gegenüber Mädchen und Frauen, aus-
geübt wird – in extremer Weise in Form von ‚Ehrenmorden‘, ‚Zwangsverheiratungen‘
oder Genitalverstümmelungen (vgl. SVR 2010, S. 219f.; Beauftragte 2010, S. 244ff.). In
dieser Hinsicht besteht im wissenschaftlichen und politischen Bereich weitgehende Über-
einstimmung, dass diese Übergriffe eine Verletzung von Menschenrechten beinhalten.
Umstritten sind allerdings deren quantitative Dimensionen sowie die Frage, wie damit
angemessen umgegangen werden soll. Beitragen können dazu die Zuordnung von
Zwangsheiraten, Ehrenmorden und Genitalverstümmelungen zu Straftatbeständen, Maß-
nahmen des Schutzes, der Hilfe und der Betreuung einschließlich aufenthaltsrechtlicher
Garantien für die betroffenen Opfer sowie Berichterstattungen, die über die jeweiligen
Vorfälle unter Verzicht auf pauschale Zuschreibungen und auf der Basis genauer Daten
sachlich informieren, also diese weder skandalisieren noch bagatellisieren (vgl. Welt-
kommission 2005, S. 51f.).

3.6 Kulturelle Entfaltung und Teilhabe

Bei der Eingliederung von Immigranten spielen nicht nur strukturelle, sondern auch kul-
turelle Dimensionen eine erhebliche Rolle. Eine besondere Herausforderung resultiert in
diesem Zusammenhang daraus, dass sich innerhalb der Einwanderungsgesellschaft der
Bundesrepublik Tendenzen einer Pluralisierung der Kultur bzw. der Multikulturalität und
Multi-Ethnizität entwickelt haben, was vor allem für die städtischen Ballungszentren gilt
(vgl. Schulte 2000, S. 199ff.).

Maßgebend für die integrationspolitische Bewältigung der damit einhergehenden
Herausforderungen sind die kulturellen Grundrechte (vgl. Bielefeldt 2007, S. 25ff.;
Oberndörfer 2004, S. 21ff.). Diese basieren auf dem Grundsatz der Menschenwürde und
dem gleichen Recht auf freie Entfaltung der Persönlichkeit. Sie umfassen insbesondere
die Gedanken-, Gewissens- und Religionsfreiheit (Art. 18 AEMR), die Meinungs-, Infor-
mations- und Pressefreiheit (Art. 19 AEMR) sowie das Recht auf Bildung (Art. 26
AEMR) und auf Teilnahme und Teilhabe am kulturellen Leben (Art. 27 AEMR). Diese
Rechte stehen in erster Linie Individuen zu, sie enthalten aber auch kollektive Dimensio-
nen, da die kulturelle Entfaltung in der Regel in sozialen Zusammenhängen und Netz-
werken erfolgt. Ebenso wie die anderen Menschenrechte sind auch die kulturellen Grund-
rechte inhaltlich weitgehend offen. Sie beinhalten als Abwehrrechte den Anspruch auf
Freiheit von Vorgaben, die von außen auferlegt werden, insbesondere also von staatlichen
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Assimilierungszwängen, sowie auf Freiheit zu eigenständigen Entscheidungen. Dies im-
pliziert, dass auch die sich daraus (potentiell) ergebende ethnisch-kulturelle Heterogenität
grundsätzlich als ‚legitim‘ betrachtet und positiv beurteilt wird. Von daher stellt nicht die
Differenz, sondern die Ungleichheit den Gegensatz zum Prinzip der Gleichheit dar (vgl.
Bobbio 1994, S. 157). Zudem beinhaltet dies, dass (auch) für Migranten(-gruppen) unter-
schiedliche Möglichkeiten für kulturelle Orientierungen bestehen, z.B. solche, die eher
auf ‚Differenz‘ oder solche, die eher auf ‚Assimilation‘ gerichtet sind. Darüber hinaus
beinhalten sie als Teilhaberechte den Anspruch auf gleichberechtigte Teilnahme und
Teilhabe an den kulturellen Prozessen. Für das Verhältnis zwischen den Individuen wie
auch zwischen den unterschiedlichen Gruppen ist dem Grundsatz nach das Prinzip der
Toleranz maßgebend; dieses „richtet sich nicht gegen die Authentizität und den Wahr-
heitsanspruch religiöser Bekenntnisse und Lebensformen, es soll allein deren gleichbe-
rechtigte Koexistenz innerhalb desselben politischen Gemeinwesens ermöglichen“ (Ha-
bermas 1998, S. 190).

Im Rahmen der neueren Integrationspolitik ist der Umgang mit Fragen der kulturellen
Entfaltung der Migranten und der ethnisch-kulturellen Vielfalt ambivalent. Einerseits gibt
es Anzeichen und Maßnahmen, die für deren Wertschätzung und Anerkennung sprechen,
andererseits aber auch solche, die in eine gegenteilige Richtung weisen. Gegenüber der
Öffentlichkeit und Unternehmen wird für ‚Vielfalt‘ im Rahmen und mit Hilfe der „Charta
der Vielfalt“ geworben. Zudem wird die Notwendigkeit einer verstärkten interkulturellen
Öffnung der Institutionen und einer Erhöhung des Anteils von Beschäftigten mit Migrati-
onshintergrund im öffentlichen Dienst grundsätzlich gesehen und anerkannt (vgl. Beauf-
tragte 2010, S. 188ff.). Allerdings erfolgt die offizielle Befürwortung von Vielfalt nicht
selten unter instrumentellen und Nützlichkeitsgesichtspunkten. Der Grundsatz der auch
für die kulturellen Menschenrechte geltenden gleichen Freiheit wird damit von Interes-
sens- und Opportunitätsgesichtspunkten überlagert und so relativiert. Zudem wird im po-
litischen Diskurs kulturelle Vielfalt als ‚Multi-Kulti‘ abgewertet, als ‚gescheitert‘ erklärt
und Deutschland in der Tradition der Leitkultur-Debatte auf eine bestimmte, nämlich
‚die‘ christlich-jüdisch-abendländische Kultur festgelegt (vgl. z.B. Böhmer 2010, S.
6796). Damit wird der für unterschiedliche Orientierungen offene Charakter der kultu-
rellen Grundrechte wie auch deren Anspruch auf gleiche Geltung in Frage gestellt. Ähnli-
che Ambivalenzen existieren im Hinblick auf den Islam. Dieser wird einerseits von maß-
gebend politischen Repräsentanten als zu Deutschland ‚gehörend‘ anerkannt und der
Dialog zwischen Staat und Muslimen zu verschiedenen, in dieser Hinsicht relevanten
Themen in institutionalisierter Form, insbesondere im Rahmen der Deutschen Islam Kon-
ferenz, gefördert (vgl. Beauftragte 2010, S. 270ff.). Gleichzeitig werden gegenüber dem
Islam deutliche Vorbehalte geäußert und repressive Maßnahmen ergriffen. Diese umfas-
sen Benachteiligungen bei der Verwendung religiöser Symbole muslimischer Prägung im
Schulsystem, Überwachungen und polizeiliche Kontrollen islamischer Einrichtungen,
Schuldzuschreibungen für eine vermeintlich ‚gescheiterte‘ Integration sowie Unverein-
barkeitserklärungen mit der Demokratie. So wird in dieser Hinsicht kritisch von einem
„antimuslimischen Rassismus“ (Miksch 2009) und einer „Politik von Zuckerbrot und
Peitsche“ (Schiffauer/Bojadzijev 2009, S. 172) gesprochen.

Zu einer Weiterentwicklung können Integrationskonzepte beitragen, die aus sozial-
wissenschaftlicher Sicht als „differenzsensibel“ (Habermas 1993), „pluralistisch“ (Bau-
böck 1997), „interkulturell“ (Geißler 2005) oder als „aufgeklärter Multikulturalismus“
(Bielefeldt 2007) bezeichnet werden. Diese enthalten als zentrale Elemente zum einen
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Prinzipien der Autonomie, der Anerkennung und des Respekts gegenüber ‚anderen‘
Kulturen. Die genannten Konzepte sind darauf gerichtet, den Migranten individuelle und
kollektive Möglichkeiten autonomer Entscheidungen über die Aufrechterhaltung und/
oder Weiterentwicklung ihrer jeweiligen kulturellen Lebensformen zu gewährleisten, sie
vor deren Missachtung zu schützen und ihnen gleiche Anerkennung wie Kulturen auf der
Seite der Mehrheitsgesellschaft zukommen zu lassen. Zum anderen zählen dazu Formen
des kulturellen Austauschs und interkulturelle Orientierungen. Dabei geht es unter inhalt-
lichen Gesichtspunkten um Begegnung, Dialog, Austausch und Verstehen, aber auch um
Selbstreflexion sowie wechselseitige Kritik und Beurteilung. Unter partizipatorischen
Gesichtspunkten impliziert dies, dass zentrale gesellschaftliche und kulturelle Bereiche
auch für Angehörige der zugewanderten Gruppen offen stehen und diese bei der Beset-
zung von beruflichen Positionen angemessen beteiligt werden müssen.

Zusammenfassung

Im Zusammenhang mit der Entwicklung der Bundesrepublik Deutschland zu einer multi-
kulturellen Einwanderungsgesellschaft stellt ‚Integration‘ eine zentrale gesellschaftspoli-
tische Herausforderung dar. Dabei geht es im Kern um die Frage, wie und nach welchen
Gesichtspunkten das Zusammenleben von Mehrheitsgesellschaft und Immigranten ge-
staltet werden soll. Maßgebend sind in dieser Hinsicht (dem Anspruch nach) die men-
schenrechtlichen Normen. Das darin verankerte Ideal der gleichen Freiheit enthält ein
verpflichtendes Leitbild für Integrationspolitiken, darüber hinaus einen Maßstab zur Be-
urteilung ihrer jeweiligen Reichweite und schließlich Gesichtspunkte für deren Weiter-
entwicklung. So verstanden ist Integrationspolitik einerseits ein Ausdruck und Indikator
für den jeweiligen Stand der Menschenrechte in der Einwanderungsgesellschaft und an-
dererseits ein potentieller Beitrag zu einer Annäherung an das in den Menschenrechten
verankerte „ferne Ziel einer gerechten Gesellschaft von freien und gleichen Individuen“
(Bobbio 1998, S. 55).

Gemessen an diesem Maßstab war die herkömmliche Anwerbungs- und Ausländer-
politik in der Bundesrepublik durch erhebliche Defizite, Widersprüche und Ambivalen-
zen gekennzeichnet. Diese resultierten vor allem aus den Prinzipien der politischen Op-
portunität und der institutionalisierten Ungleichbehandlung, an denen sich die politischen
Maßnahmen in dieser Phase in erster Linie orientierten. Demgegenüber umfasst die seit
Ende der 90er Jahre begonnene Integrationspolitik neue Elemente, die durch verschiede-
ne gesellschaftspolitische Faktoren und strukturelle Mechanismen beeinflusst sind. Unter
menschenrechtlichen Gesichtspunkten haben die Maßnahmen einen ambivalenten Cha-
rakter. Grundsätzlich positiv sind in dieser Hinsicht vor allem die Anerkennung der Ein-
wanderung und die Förderung der Integration als öffentliche Aufgabe, Vorkehrungen zur
Implementierung, Evaluierung und Weiterentwicklung der Maßnahmen, die Berücksich-
tigung des Territorialprinzips im Staatsangehörigkeitsrecht, Maßnahmen zur Qualifizie-
rung, zum Schutz vor Diskriminierung und zur Gleichbehandlung, Dialoge mit Migran-
ten(-verbänden) sowie die Einbeziehung zivilgesellschaftlicher Akteure und die grund-
sätzliche Anerkennung ethnisch-kultureller Vielfalt.

Erheblich beeinträchtigt werden diese positiven Elemente durch deutliche Defizite,
Halbheiten, Widersprüche und neue Verschärfungen. Dazu gehören insbesondere die
Verkürzung von Integration auf sprachlich-kulturelle Aspekte und deren Instrumentalisie-
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rung für aufenthaltsrechtliche Zwecke, die Verlagerung von Integrationsleistungen auf
die Betroffenen, ausländerrechtliche Verschärfungen bei der Aufenthaltsbeendigung und
beim Familiennachzug, die Verknüpfung von Migrationspolitik und innerer Sicherheit,
die Vorenthaltung gleicher politischer Teilhaberechte, im Staatsangehörigkeitsrecht ver-
ankerte Hürden für die Einbürgerung und der Optionszwang, anhaltende Forderungen
nach einer ‚deutschen‘ Leitkultur ‚christlich-jüdisch-abendländischer‘ Prägung, eine uti-
litaristische Interpretation von ‚Vielfalt‘ sowie die Infragestellung der Zugehörigkeit des
Islam zu Deutschland und damit einhergehende Benachteiligungen von muslimischen
Migranten im Bildungswesen und im Alltag. Unter diesen Gesichtspunkten steht die
neuere Integrationspolitik in einer Kontinuität mit den Grundsätzen der politischen Op-
portunität und institutionalisierten Ungleichbehandlung der traditionellen Gastarbeiter-
und Ausländerpolitik und trägt durch neue Elemente der Ausgrenzung und Ungleichbe-
handlung zu einer „Politik der aktiven Verhinderung von Integration“ bei (Schönwälder
2007, S. 382; vgl. auch Geißler 2006, S. 241ff.).

Insgesamt bestätigt die Analyse des speziellen Politikfeldes der Steuerung von Inte-
gration damit weitgehend die Schlussfolgerung, die Krennerich (2010, S. 97f.) im Hin-
blick auf die Menschenrechtspolitik und das Menschenrechtsprofil in Deutschland allge-
mein gezogen hat. Danach

„werden menschenrechtliche Forderungen in vielen Politikbereichen (Sicherheit, Migration, Au-
ßenwirtschaft, Energie, Umwelt etc.) nicht konsequent zur Geltung gebracht – oder stoßen dort als
‚sachfremde Anliegen‘ auf Irritationen, Unverständnis und Widerstände. […] So stellt sich die
Menschenrechtspolitik eher als eine Summe von Einzelmaßnahmen denn als Ergebnis einer kohä-
renten politischen Strategie dar. In der politischen Praxis verfolgt die deutsche Politik somit nicht
wirklich einen ‚echten‘ Menschenrechtsansatz – weder allgemein noch in besonderen Politikfeldern
[…]. Allenfalls kann man von einer menschenrechtsorientierten Politik die Rede sein, die es zu ver-
stärken, verstetigen und auszuweiten gilt.“

Auch im Hinblick auf das spezifische Politikfeld der Steuerung von Integration bleibt
somit die allgemeine menschenrechtliche Herausforderung aktuell, „realistisch zu denken
und zu handeln, ohne den utopischen Impuls zu verraten.“ (Habermas 2010, S. 53)

Anmerkungen

1 Unter ‚Migranten‘ werden Personen(-gruppen) verstanden, die aufgrund von strukturellen Ursachen und indi-
viduellen Motiven ihren Lebensmittelpunkt vom Herkunftsland in ein anderes Land, und damit in eine andere
Region, eine neue Gesellschaft und ein anderes rechtlich-politisches System relativ dauerhaft verlagern (vgl.
Treibel 2008, S. 17 ff.). Derartige Wanderungsprozesse weisen quantitativ erhebliche und zunehmend globale
Dimensionen auf (Weltkommission 2005). Sie werden durch eine Vielzahl von sog. Push- und Pull-Faktoren
verursacht. Unter diesen sind sozioökonomische Ungleichgewichte einerseits und Mechanismen direkter Ge-
walt von zentraler Bedeutung. Dementsprechend sind die beiden Hauptursachen von Migration die Suche
nach Arbeit und der Schutz vor Verfolgung. Unter ‚Zuwanderung‘ werden alle Arten der Migration verstan-
den, also auch solche, die nur vorübergehenden Charakter haben, während mit ‚Einwanderung‘ explizit die
dauerhafte Niederlassung gemeint ist (vgl. Unabhängige Kommission „Zuwanderung“ 2001, S. 13). Wenn
nicht anders vermerkt, sind mit den Bezeichnungen ‚Migranten‘, ‚Zuwanderer‘, ‚Ausländer‘ usw. jeweils die
Personen weiblichen und männlichen Geschlechts gemeint.

2 Die Angehörigen der neuen Bevölkerungsgruppen werden unterschiedlich bezeichnet. Gesprochen wird
in diesem Zusammenhang von ‚(Im-)Migranten‘ oder ‚neuen ethnischen Minderheiten‘. In der Bundesre-
publik wird seit einiger Zeit in der Wissenschaft wie auch in amtlichen Veröffentlichungen der Begriff
‚Personen mit Migrationshintergrund‘ verwendet. Darunter werden Personen verstanden, die nicht auf
dem Gebiet der heutigen Bundesrepublik Deutschland geboren wurden und 1950 oder später zugewandert
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sind und/oder keine deutsche Staatsangehörigkeit besitzen oder eingebürgert wurden. Darüber hinaus
Deutsche, wenn ein Elternteil der jeweiligen Person mindestens eine genannten Bedingungen erfüllt (vgl.
Beauftragte 2010, S. 16) Im Folgenden wird in der Regel von ‚(Im-)Migranten‘ bzw. ‚Einwanderern‘ ge-
sprochen. Unter rechtlichen Gesichtspunkten sind damit in erster Linie Angehörige von Drittstaaten, we-
niger die in dieser Hinsicht privilegierten Angehörigen von EU-Mitgliedsstaaten gemeint.

3 Genannt werden hierbei neben Defiziten im Bereich von Sprachkenntnissen und beruflicher Qualifikation
bestimmte soziokulturelle und religiöse Orientierungen und Verhaltensweisen, wie ‚Abschottungen‘ in
Form von ‚Parallelgesellschaften‘, die Ausübung von Straftaten durch Jugendliche mit Migrationshinter-
grund, gewaltsame Übergriffe durch (in der Regel männliche) Immigranten im familiären Bereich sowie
islamistisch oder terroristisch orientierte Bestrebungen.

4 Extremen Charakter haben in dieser Hinsicht die jüngst von Sarrazin (2010) vertretenen Auffassungen. Dar-
auf kann hier nicht näher eingegangen werden. Zentrale Elemente von Sarrazins Aussagen lassen sich aller-
dings Denkmustern zuordnen, die sozialwissenschaftlich als ‚Fremdenfeindlichkeit‘, ‚Rechtsextremismus‘,
‚Menschenfeindlichkeit‘ oder ‚Rassismus‘ bezeichnet werden (vgl. Schulte/Treichler 2010, S. 120f.).

5 Die menschenrechtlichen Normen werden zitiert nach der Textsammlung: Menschenrechte 2004.
6 Zur Unterscheidung zwischen Menschen-, Bürger- und Grundrechten vgl. Rieger 2010, S. 592.
7 Preuß (2001) wendet dagegen ein, dass die Menschenrechte relativ allgemein und abstrakt formuliert und

insofern offen für unterschiedliche politische Konkretisierungen sind. Dieser Einwand ist nicht unberech-
tigt, dennoch bieten die Menschenrechte – wie im Folgenden näher dargelegt werden soll – gewisse Ori-
entierungen für integrationspolitische Entscheidungen und Maßnahmen.

8 Nach Schmidt (2004, S. 500) ist das Opportunitätsprinzip heute „im Sprachgebrauch der öffentlichen Ver-
waltung ein vielfach angewandtes Prinzip, wonach Verwaltungshandeln von Zweckmäßigkeitserwägungen
oder Ermessen geleitet wird.“ Dieses Prinzip erweitere die Wahlmöglichkeiten der Verwaltung sowohl hin-
sichtlich der Frage, ob ein bestimmtes Verwaltungshandeln erfolgen solle, als auch hinsichtlich der Frage, wie
dies zu geschehen habe. Den Gegensatz zu diesem Grundsatz stellt danach das Legalitätsprinzip dar.

9 Dieser Grundsatz wurde modifiziert durch die in den 90er Jahren erfolgte Einführung des Wahlrechts für
Angehörige von EU-Mitgliedsstaaten, wobei diese Änderung allerdings nicht so sehr aus einer bewussten
Verarbeitung und Anerkennung des Einwanderungsprozesses, sondern vielmehr aus der Weiterentwick-
lung des europäischen Integrationsprozesses resultierte.

10 Nach Schönwälder (2006, S. 18) ist das erweiterte Engagement in der Integrationspolitik „zumindest bis-
lang nicht eindeutig Teil einer breiten gesellschaftlichen Bereitschaft zur gemeinsamen Gestaltung einer
ethnisch pluralen Gesellschaft“ (vgl. auch Schönwälder 2007, S. 382).

11 Zur Kritik der damit (potentiell) einhergehenden (utilitaristisch und/oder kulturrassistisch orientierten)
Tendenz, zwischen ‚nützlichen‘ und ‚überflüssigen‘ bzw. ‚belastenden‘ Migranten zu selektieren, vgl.
Schmidtke 2010.

12 Vgl. § 43 Abs. 1 Gesetz über den Aufenthalt, die Erwerbstätigkeit und die Integration von Ausländern im
Bundesgebiet (Aufenthaltsgesetz – AufenthG) vom 30. Juli 2004 in der Fassung der Bekanntmachung
vom 25.2.2008. Die Normen des Ausländer- und Staatsangehörigkeitsrechts werden zitiert nach der
Textsammlung: Deutsches Ausländerrecht 2010.

13 Der derzeitige Stand der Integration von Immigranten wird allerdings auch anders eingeschätzt. Während
im öffentlichen Diskurs nicht selten von einer ‚gescheiterten‘ Integration die Rede ist, wird sie vom SVR
(2010, S. 17) als „durchaus zufriedenstellend oder sogar gelungen“ bezeichnet.

14 Zu Maßnahmen der Sprachförderung in den verschiedenen Bereichen des Bildungssystems und zur Frage,
ob und wie fachliche Qualifikationen, über die ein Teil der Immigranten verfügt, in Deutschland aner-
kannt werden können bzw. sollen, vgl. Beauftragte 2010, S. 42ff und S. 121ff.

15 Hierauf wird im Folgenden aus Platzgründen nicht näher eingegangen. Zur quantitativen Entwicklung von
rechtsextremistisch, rassistisch und fremdenfeindlich motivierten Übergriffen, von denen Migranten be-
sonders betroffen sind, zu den vielfältigen Gegenmaßnahmen, die von Seiten der Bundesregierung ergrif-
fen wurden, sowie zu kritischen Einschätzungen dieser Ansätze von wissenschaftlicher und zivilgesell-
schaftlicher Seite, vgl. Beauftragte 2010, S. 257ff.; Sachverständigenrat 2004, S. 392ff.; ECRI 2009, S.
17; SVR 2010, S. 218f.

16 Unter diesen sind die Antirassismusrichtlinie (Richtlinie 2000/43/EG des Rates vom 29.6.2000 zur An-
wendung des Gleichbehandlungsgrundsatzes ohne Unterschied der Rasse oder der ethnischen Herkunft,
in: ABl. L 180 vom 19.7.2000, S. 22) und die Rahmenrichtlinie (Richtlinie 2000/78/EG des Rates vom
27.11.2000 zur Festlegung eines allgemeinen Rahmens für die Verwirklichung der Gleichbehandlung in
Beschäftigung und Beruf, in: ABl. L 303 vom 2.12.2000, S. 16) für Migranten von besonderer Relevanz.
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1. Institutionen und Umweltpolitik in Deutschland

Der Schwerpunkt „Institutionen und Umweltpolitik in Deutschland“* untersucht verschie-
dene Phasen deutscher Umweltgesetzgebung im Rahmen eines neo-institutionalistischen
Ansatzes. Im Zentrum neo-institutionalistischer Theorien steht die These, dass das Ver-
halten politischer Akteure in einen institutionellen Kontext eingebettet ist und damit nur
unter Einbezug dieser Institutionen nachvollzogen werden kann. Ob gesellschaftliche und
politische Akteure konflikt- oder kompromissorientiert sind, ist nicht allein abhängig von
ihren Interessen und Einstellungen, sondern auch vom politisch-institutionellen Kontext,
in dem sie aktiv sind. Um politische Kompromisslösungen oder das Scheitern politischer
Verhandlungen zu erklären, bedarf es daher der eingehenden Analyse von Interaktionsef-
fekten zwischen handelnden Akteuren und verschiedenen politisch-institutionellen Kon-
textfaktoren (Mayntz/Scharpf 1995).

Diesem Anspruch suchen die Fallstudien dieses Schwerpunktes gerecht zu werden.
Sie alle untersuchen die Einführung marktbasierter Steuerungsmechanismen im Bereich
der Umweltpolitik: Die Einführung des Grünen Punktes und des Dualen Abfallwirt-
schaftssystems 1991, den langwierigen Konflikt um die Einführung des Dosenpfands in
Deutschland zwischen 1998 und 2003, sowie die Ausarbeitung der Nationalen Alloka-
tionspläne in Deutschland und im Vereinigten Königreich, in denen nationale Emissi-
onsmengen für die erste Handelsphase des 2005 eingerichteten Emissionshandelssystems
der Europäischen Union festgelegt wurden. Prinzipiell folgen diese Umweltpolitiken den
Vorschlägen des Wohlfahrtsökonomen Arthur Pigou, Steuern und andere finanzielle An-
reizmechanismen zu nutzen, um die negativen Externalitäten ökonomischer Transaktio-
nen zu internalisieren (siehe dazu die Diskussionen in Baumol 1972, Okun 1975, Schultze
1977). Anstatt Dosen, Verpackungen oder Luftverschmutzung einfach zu verbieten, bzw.
Grenzwerte festzulegen, um die damit einhergehende Umweltverschmutzung einzu-
schränken, werden immer häufiger marktähnliche Mechanismen zur Lösung solcher und
anderer umweltpolitischer Probleme eingerichtet. Die Ökonomie beschränkt sich meist
auf die Analyse der Entstehungsbedingungen der Externalitäten selbst, die sich aus den
atomistischen Transaktionen anreizgesteuerter Individuen im „Naturzustand“ des Marktes
ergeben. Aus diesen Analysen werden sowohl die Legitimation als auch die Ursache

* Für anregende Kritik und Kommentare zu diesem Sonderheft danken wir Bernhard Blanke, Michael Bau-
er, Hans Blokland, Julia von Blumenthal, Klaus Eder, Carsten Fischer, Claus Offe, Gökçe Yurdacul, Ta-
rik Abou-Chadi und den anonymen Gutachtern.
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staatlicher Eingriffe abgeleitet. Der Staat wird aktiv, wo der Markt versagt, und das Ver-
sagen des Marktes legitimiert den staatlichen Eingriff. Dabei ist ein Eingriff legitim,
wenn er effizient gestaltet ist und marktbasierte Steuerungsmechanismen sind – ceteris
paribus – effizienter als regulative Alternativen.

Im Gegensatz dazu zeigt die institutionalistische Forschung, dass Marktlösungen kei-
neswegs stets so umgesetzt werden und dann so funktionieren, wie es deren Entwurf am
grünen Tisch erwarten ließe. Diese Abweichungen sind das Resultat originär politischer
Prozesse. Politische und gesellschaftliche Akteure setzen die ihnen zur Verfügung ste-
henden Ressourcen dazu ein, Policy-Lösungen in ihrem Sinne zu beeinflussen. Dabei
sind es nicht allein die materiellen Interessen verschiedener Akteure, die in Relation zu
den distributiven Effekten verschiedener Policy-Alternativen ihre Präferenzen in Bezug
auf diese Alternativen prägen. Auch die Kongruenz einzelner Steuerungsmechanismen
mit den Gerechtigkeitsvorstellungen und Weltbildern der Akteure beeinflusst deren Be-
wertung verschiedener Alternativen. So wird beispielsweise mit der Entscheidung für ei-
nen marktbasierten Steuerungsmechanismus implizit akzeptiert, dass Marktteilnehmer,
die ex ante mit mehr Eigentumsrechten und Information ausgestattet sind, eine relativ
starke Marktposition gegenüber anderen Marktteilnehmern erhalten. Wie gravierend die
Unterschiede in der relativen Position verschiedener Markteilnehmer und die damit ver-
bundene Verteilungswirkung sind, hängt von den Gegebenheiten in dem jeweiligen Poli-
tikbereich ab, in dem der Marktmechanismus eingeführt werden soll. In ihrer Präferenz-
bildung über die Einführung marktbasierter Steuerungsmechanismen gleichen die politi-
schen Akteure diese Verteilungswirkung mit ihren jeweiligen Gerechtigkeitsvorstellun-
gen ab. Danach können einzelne Akteure die Einrichtung des Marktes befürworten, da
die entsprechende Verteilungswirkung ihren Gerechtigkeitsvorstellungen entspricht. Je-
doch kann sie Akteure mit anderen Gerechtigkeitsvorstellungen auch dazu veranlassen,
die Einrichtung redistributiver Mechanismen innerhalb des Marktes zu verlangen oder die
Einführung des marktbasierten Steuerungsmechanismus gänzlich abzulehnen. Damit sind
also sowohl die Entscheidung für die Einrichtung eines Marktes als auch dessen konkrete
Ausgestaltungdas Resultat politischer Entscheidungen, die von verschiedenen Akteuren
innerhalb eines politisch-institutionellen Kontextes ausgehandelt werden.

Um die Auswirkungen dieser Aushandlungsprozesse auf die konkrete Politikgestal-
tung und Umsetzung aufzudecken, untersuchen die folgenden Beiträge sowohl die Ent-
wicklung normativer Zielsetzungen als auch den politisch-institutionellen Kontext, der
die Ausgestaltung und damit auch die Funktionsweise der angeführten Umweltpolitiken
prägte. Sie folgen dabei den Überlegungen des historischen Institutionalismus. Die Aus-
arbeitung und Umsetzung von Politiken sind durch Prozesse geprägt, die nur im Zeitver-
lauf nachzuvollziehen sind: die politische Konstruktion von Interessen und Ideen, der
Einfluss politischer Sequenz- und Rückkopplungseffekte, sowie die Rolle von Kontin-
genz und komplexer Kausalität. In der Analyse dieser historischen Prozesse folgen die
Autoren einer dezidiert „historischen“ Methode – der politischen Prozessanalyse. Die
einzelnen Schritte politischer Entscheidungsprozesse werden durch die eingehende Ana-
lyse des entsprechenden Archivmaterials nachvollzogen und die Entscheidungen einzel-
ner Akteure rekonstruiert (vgl. Hall 2003, Rueschemeyer 2003).

Immerguts Theoriebeitrag stellt die so untersuchten Fälle der Umweltgesetzgebung in
einen einheitlichen normativen und institutionellen Kontext, in dem sie vier Idealtypen
politischer Steuerungsmechanismen vergleicht: Staat, Markt, Assoziation und Deliberati-
on. Jeder dieser vier Typen basiert auf einer bestimmten politischen Philosophie mit ihren
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jeweils eigenen normativen Grundlagen. Die explizite Ausarbeitung der Verknüpfung
zwischen normativen Grundlagen und politischen Steuerungsmechanismen erlaubt es,
umfassendere Politikanalysen anzufertigen und die Bedingungen zu spezifizieren, unter
denen ein bestimmter Steuerungsmechanismus eine effektive und legitime Lösung politi-
scher Probleme bietet. Die empirischen Beiträge von Seifert, Hoffmann, Orlowski und
Gründinger untersuchen das Zusammenspiel von Ideen, Interessengruppen, Parteien und
Institutionen, woraus sich sowohl die konkrete Ausgestaltung der jeweiligen Umweltpo-
litiken erklärt, als auch deren verteilungs- und umweltpolitische Ergebnisse. In den Ana-
lysen liegt das Augenmerk insbesondere auf zwei institutionellen Faktoren, die konstitu-
tiv für die deutsche Konsensusdemokratie sind: die korporatistische Organisation gesell-
schaftlicher Interessenvermittlung an das politische System sowie die Existenz verschie-
dener gegenmajoritärer Institutionen oder Vetopunkte, insbesondere dem Bundesrat (Ha-
verland 2000, Immergut 2010, Knill 1998, Knill/Lenschow 1998, Saalfeld 2003, Schmidt/
Zohlnhöfer 2006, Schmidt 2010).

Korporatismus und Vetopunkte werden häufig als Hemmnisse für politischen Wandel
betrachtet, obwohl verschiedene Studien deutscher Politik zeigen, dass eine generelle
Gleichsetzung dieser konsensdemokratischen Institutionen mit politischer Blockade der
Realität kaum gerecht wird (Jochem 2009, Lhotta 2003). Erstens variiert der Einfluss von
Vetopunkten mit den konkreten Mehrheitsverhältnissen. Ein Vetopunkt ist nur dann „of-
fen“, wenn die Oppositionsparteien hier über eine Mehrheit verfügen. Zweitens sind Ve-
topunkte politische Arenen, keine Akteure. Bei parteipolitischer Inkongruenz zur Regie-
rungskoalition bieten Vetopunkte gesellschaftlichen Interessengruppen die Gelegenheit,
politische Entscheidungen zu blockieren und Zugeständnisse zu verlangen. Dies gelingt
allerdings nur dann, wenn die entsprechenden Gruppen wahlpolitisch relevant für die
Oppositionspolitiker innerhalb der Vetopunkte sind. Drittens ändert sich das Verhalten
politischer Parteien in Abhängigkeit von den Vetopunkten: Ist die Möglichkeit für ein
Veto gegeben, so steigt das kompetitive Element in den Interaktionen zwischen den par-
teipolitischen Akteuren, was die Konsensfindung erheblich erschwert (vgl. dazu Lehm-
bruch 2000, Scharpf 1989). Schließlich stehen, viertens, politische Prozesse immer wie-
der im Zeichen wahltaktischer Überlegungen. Das relative Gewicht der Ansprüche ver-
schiedener Interessengruppen und politischer Parteien in Verhandlungen variiert mit dem
Wählerdruck, der sich aus nahenden Wahlen ergibt.

Allerdings vermag es auch eine solch dynamische Betrachtung von Korporatismus
und Vetopunkten nicht, ein zentrales Problem der Theoriebildung zur Konsensusdemo-
kratie vollständig zu lösen: Die Frage, wann innerhalb konsensdemokratischer Institutio-
nen mit ihren Verfassungsschranken tatsächlich politischer Konsens erzielt werden kann.
Wie die Fallstudien in diesem Band zeigen, sind es komplexe Interaktionen zwischen den
oben ausgemachten politisch-institutionellen Kontextfaktoren im Zusammenspiel mit
kontingenten Faktoren, wie die geschickte strategische Führung durch Agenda-Setter, die
öffentliche Aufmerksamkeit für ein Thema sowie politische Entscheidungssequenzen, die
eine Transformation des der deutschen Konsensusdemokratie inhärenten Blockadepoten-
tials in politischen Konsens erlauben.
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2. Umweltpolitik im Bundesrat: Zwischen Konsens und Vetopolitik

Für den Fall des Grünen Punktes zeigt Seifert, dass die Öffnung des Parteiensystems für
die Grünen und die aufkommende Oppositionsmehrheit im Bundesrat Umweltschutzin-
teressen in ihren Anliegen begünstigten. Obwohl die Interessen der Verpackungsherstel-
ler und des Handels effektiv durch den BDI aggregiert und im Rahmen der korporatisti-
schen Verhandlungen gegenüber Innen- und Umweltministerium repräsentiert wurden,
konnten diese ihre Position nicht vollkommen gegenüber den vermeintlich schwächeren
Umweltinteressen durchsetzen. Umweltminister Klaus Töpfer wusste die Möglichkeit ei-
nes Vetos durch die Oppositionsparteien im Bundesrat – SPD und Grüne – dazu zu nut-
zen, in den Ausschüssen ökonomische und ökologische Interessen zusammenzuführen
und einen Konsens zu erarbeiten, der entgegen der ursprünglichen Interessen der Wirt-
schaft höhere Recyclinganteile und andere Umweltschutzmaßnahmen bei der Einrichtung
des Dualen Systems vorsah. Die Drohung mit einer Rücknahmepflicht für Verpackungs-
abfälle im Handel – ein Sequenzeffekt des Abfallbeseitigungsgesetzes von 1986 – stellte
die korporatistischen Verhandlungen in diesem Fall unter den „Schatten der Hierarchie“
(Scharpf 1992), was die Ausarbeitung einer effektiven Lösung des Abfallproblems er-
möglichte, die dann auch zügig umgesetzt wurde.

Anders war dies bei der Anpassung der Verpackungsverordnung an die europäische
Verpackungsrichtlinie (94/62/EG) und den Versuchen, den Anteil von Einweggetränke-
verpackungen zu reduzieren. Wie Hoffmann zeigt, waren hier sowohl die korporatisti-
schen als auch die politischen Institutionen weniger effektiv darin, Konsens über eine Lö-
sung herzustellen. Die Oppositionsparteien verfügten bei der Aushandlung der entspre-
chenden Verordnungen zwischenzeitlich über die absolute Mehrheit im Bundesrat und
konnten damit eigene Initiativen verabschieden. In Verbindung mit dem sich verschär-
fenden Parteienwettbewerb führte dies dazu, dass der Bundesrat nunmehr eher als partei-
politisches Instrument der Politikblockade diente und seinen Charakter als Institution der
Konsensbildung verlor. Ferner bot die zweite Kammer des Parlaments unter diesen Be-
dingungen diversen Einzelinteressen die Möglichkeit, sich direkt an einzelne Landesre-
gierungen zu wenden, die ihnen in ihren landespezifischen Interessen am nächsten stan-
den. Dies verringerte den Anreiz für die in diesem Fall vergleichsweise heterogenen wirt-
schaftlichen Interessen, im Rahmen verbandlicher Strukturen eine gemeinsame Position
zu erarbeiten, um diese dann in korporatistischen Verhandlungen an die Bundesregierung
zu tragen. Letztendlich scheiterte so die Ausarbeitung einer Alternative zum Einweg-
pfand, welches nach der Verpackungsverordnung von 1991 in Kraft treten sollte, sofern
keine alternative Lösung gefunden würde. Aufgrund der mangelnden Kompromissbereit-
schaft der verschiedenen Akteure sowohl im Bundesrat als auch innerhalb der korporati-
stischen Institutionen kam es schließlich zum Vollzug dieses Automatismus.

Auch im Vergleich der politischen Prozesse um die Ausarbeitung der Nationalen Al-
lokationspläne in Deutschland und im Vereinigten Königreich heben Orlowski und
Gründinger die Bedeutung institutioneller Vetopunkte in ihrem Zusammenspiel mit kor-
poratistischen Institutionen hervor. So zeigen die Autoren, dass die Konfliktfähigkeit von
Interessengruppen mit deren Zugang zu Vetopunkten und der Position von Entschei-
dungszeitpunkten im Wahlzyklus variiert, woraus sich die unterschiedlichen Politiker-
gebnisse in beiden Ländern erklären lassen. Aufgrund unternehmensspezifischer betriebs-
wirtschaftlicher Erwägungen ergab sich in beiden Ländern eine enorme Heterogenität der
betroffenen wirtschaftlichen Interessen. Der durch die Opposition dominierte Bundesrat
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bot jedoch in Deutschland einzelnen Akteuren die Möglichkeit, sich mit ihren Anliegen
direkt an einzelne Landespolitiker zu wenden. Der Druck, im Rahmen verbandlicher
Strukturen zu einer einheitlichen Position zu gelangen, war – wie bei der Einführung des
Einwegpfands – entsprechend gering, wodurch die Ausarbeitung einer konsensualen Lö-
sung im Rahmen korporatistischer Verhandlungen wiederholt scheiterte. Die Gelegenheit,
sich neben der Regierung an weitere Akteure mit Entscheidungsgewalt zu wenden, fehlte
gesellschaftlichen Gruppen im zentralisierten System Großbritanniens ohne Vetopunkte.
Hier wurden sowohl ökonomische als auch ökologische Interessen direkt gegenüber der
Regierung vertreten und im Rahmen regierungsinterner Entscheidungen zum Ausgleich
gebracht. Jedoch nahm die britische Regierung mit den nahenden Unterhauswahlen Dro-
hungen der Industrie mit potentiellen Arbeitsplatzverlusten ernster als zuvor, wodurch in
regierungsinternen Auseinandersetzungen die relative Bedeutung des Wirtschafts- gegen-
über dem Umweltministerium gestärkt wurde. Daraus ergab sich gegen Ende des Umset-
zungsprozesses auch im Vereinigten Königreich eine Abschwächung der umweltpoliti-
schen Ambitioniertheit des Nationalen Allokationsplans, was sich in einer großzügigeren
Ausstattung der Unternehmen mit Verschmutzungsrechten ausdrückte. Der gleiche Effekt
nahender Wahlen ergab sich auch in Deutschland, wo der Einfluss wirtschaftlicher Inter-
essen auf regierungsinterne und Bundesratsentscheidungen mit den beginnenden Wahl-
kämpfen in verschiedenen Bundesländern zunahm.

Insgesamt zeigen die Beiträge, dass das Vermögen korporatistischer Institutionen,
verschiedene Interessen zu aggregieren und so zu einer konsensualen Lösung zwischen
gesellschaftlichen Gruppen und staatlichen Akteuren beizutragen, von mehreren Faktoren
abhängt. Darunter fallen zunächst die Heterogenität der zugrundeliegenden Interessen
und die Konfliktfähigkeit der jeweiligen Interessengruppen. Ob eine Aggregation dieser
Interessen dennoch möglich ist, ergibt sich dann daraus, ob einzelne Gruppen die Mög-
lichkeit haben, eigenständig gegenüber politischen Entscheidungsträgern in Erscheinung
zu treten, Druck auf diese aufzubauen und letztendlich Vetopunkte für sich zu gewinnen.
Ob einzelne Akteure diese Möglichkeit haben, variiert wiederum mit den konkreten
Mehrheiten in den gegenmajoritären Institutionen, die potenzielle Vetopunkte darstellen;
der Nähe zu den nächsten Wahlen; und der öffentlichen Aufmerksamkeit für das jeweili-
ge Thema. Der sich aus nahenden Wahlen ergebende Druck auf politische Entschei-
dungsträger begünstigt in einem korporatistischen System den Einfluss gut organisierter
Interessen auf politische und administrative Entscheidungen, sofern die öffentliche Auf-
merksamkeit für das Thema gering ist – wie im Falle der Umsetzung des Europäischen
Emissionshandelssystems. Ist hingegen die Aufmerksamkeit für ein Thema groß – wie im
Falle der Einwegverpackungen, in denen Verpackungsabfälle in der Landschaft der Be-
völkerung das Problem der „Wegwerfgesellschaft“ ständig vor Augen führten – so be-
günstigt der Wählerdruck eher diffuse, weniger gut organisierte Interessen.

Der internationale Vergleich dieser Fallstudien und der Vergleich der verschiedenen
Fälle untereinander zeigen, dass die konsensdemokratischen Institutionen in Deutschland
wichtige Erklärungsfaktoren für die Umweltpolitik und ihre Resultate sind. Auch wenn
nationale Umweltpolitiken zunehmend durch inter- und supranationale Faktoren geprägt
werden, behalten die nationale Politik und mit ihr die nationalen politischen Institutionen
doch entscheidenden Einfluss. Wie genau politische Institutionen Politikergebnisse be-
einflussen, ist dabei abhängig von komplexen Interaktions- und Sequenzeffekten, von de-
nen hier einige aufgezeigt werden konnten. Das ausgemachte Theoriedefizit bezüglich
der Konsensfähigkeit konsensdemokratischer Systeme ist mit diesen Ausführungen si-
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cherlich nicht geschlossen. Jedoch belegen sie, wie einzelne politische Prozessanalysen
dazu beitragen können, zu tieferen Einsichten über den Zusammenhang von sozialen und
politischen Institutionen mit den Ergebnissen politischer Prozesse zu gelangen. Die Lek-
türe der folgenden Beiträge bietet damit zahlreiche Anregungen, Licht auf einen blinden
Fleck in der politikwissenschaftlichen Theoriebildung zu werfen.
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Democratic Theory and Policy Analysis:
Four Models of “Policy, Politics and Choice”

Abstract
This essay considers four ideal-type governance me-
chanisms from the perspective of democratic theory.
It argues that democratic theory may help to make
explicit the implicit value-choices embodied in these
governance mechanisms, and so provide the basis
for cross-value critical discourse. In addition, this
cross-value discourse may be used to identify the
appropriate normative, political and institutional
settings for each mechanism.
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Public Affairs, Policy Paradigms

Zusammenfassung
Demokratietheorie und Staatstätigkeit: Vier Modelle
von „Policy, Politics and Choice“
Dieser Beitrag vergleicht vier Idealtypen politischer
Steuerungsmechanismen aus der Perspektive der
Demokratietheorie. Die demokratietheoretische Be-
trachtung erlaubt es, die impliziten Wertentschei-
dungen, die stets mit der Wahl eines der verschiede-
nen Steuerungsmechanismen verbunden sind, expli-
zit zu machen. Damit wird die Basis für einen werte-
übergreifenden kritischen Diskurs geschaffen. Die
kritische Betrachtung einzelner Steuerungsmecha-
nismen aus verschiedenen normativen Perspektiven
erlaubt es, die normativen, politischen und institu-
tionellen Bedingungen zu spezifizieren, unter denen
ein bestimmter Steuerungsmechanismus eine gleich-
sam effektive und legitime Lösung politischer Pro-
blemlagen bietet.

Schlagworte: Demokratiemodelle, Staatstätigkeit,
politische Steuerungsmechanismen, Demokratie-
theorie, Staatsaufgaben, Policy-Paradigmen

Most policy typologies focus on the characteristics of public policies. For example,
Theodore J. Lowi’s (1972) seminal contribution argues that the nature of a public policy
itself – whether it is distributive, regulatory or re-distributive – produces particular pat-
terns of political conflict. Similarly, James Q. Wilson (1980) analyses the distribution of
costs and benefits engendered by a policy (concentrated versus diffuse) in order to ex-
plain different patterns of regulatory conflict. Other scholars take as their starting point
policy tools or instruments, such as “carrots, sticks, and sermons” or the use of taxes, per-
suasion, public-private partnerships and the like (Hood 2006). B. Guy Peters (2005) sug-
gests a typology of policy problems – whether solvable, complex, divisible – and argues
that the choice of tool must fit the type of problem.

By contrast, the approach presented here places politics at the center of the analysis.
It is based on the concept of policy paradigms. A policy paradigm is an approach to pol-
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icy analysis that identifies a link between philosophical justifications, theories of govern-
ance, and specific policy tools. As the name ‘paradigm’ implies, these approaches act as
perceptual lenses, leading analysts to focus on particular criteria for policy analysis and to
disregard others. My claim is that the choice of a particular policy tool is actually the
choice of an entire policy paradigm, which includes normative reasoning and a theory of
governance. Thus this choice is highly political: it engenders a choice of political values,
and it has ramifications for the political influence of different groups and strata of citi-
zens. My intent in this essay is three-fold. First, I wish to lay out the political philosophy
that informs the four policy paradigms. Each paradigm is grounded in an ideal-type
model of democracy: neo-utilitarian, pluralist, etatist, or institutionalist. I argue that these
four normative models serve as the basis for four distinct theories of political governance
and provide arguments for the use of different ideal-type governance mechanisms: mar-
ket, association, state, and deliberation. Further, I argue that these political philosophies
inform not just the basic theories of governance, but the choice of specific policy instru-
ments. For example, the neo-utilitarian model of democracy (which will be described in
depth below) provides normative and practical justifications for both the use of markets
as a governance mechanism in general, and for voucher programs for public school
choice as a specific policy tool. Second, I use these competing models to develop a cross-
value critique of these competing governance models and their corresponding policy
tools. In this way, the potential blind spots of a particular paradigm are corrected by ap-
plying the perceptual lens of the competing paradigms. Third, I argue that one may use
this cross-value critique to establish criteria to determine the conditions under which a
particular policy tool is most appropriate. As my unit of analysis is the typology of mod-
els of democracy that informs both ideal-type governance models and specific policy
tools, I structure the remaining sections of the paper according to the four ideal-type
models of democracy that inform each policy paradigm.

Public Policy as Democratic Governance

The link between democratic theory and public policy begins with the conception of pub-
lic policy as embodying the principle of “democratic governance.” If the coercive power
of the state is to be brought to bear to implement public policies, then – in democracies –
these policies should rightly be made by a process of democratic governance or demo-
cratic political choice. Moreover, public policies are themselves based on introducing
governance mechanisms. Emissions trading, school vouchers, interest group negotiations
on labor conditions, and deliberations about bio-ethics are all policy solutions (alterna-
tively known as “policy tools” or “policy instruments”) that entail introducing a govern-
ance mechanism. Even “command-and-control“ policies entail the introduction of a gov-
ernance mechanism, as everyday implementation of the policy requires that decisions be
made on a wealth of specific issues that cannot be set out in legislation. As will be dis-
cussed, emissions trading and school choice are policy tools based on the neo-utilitarian
democratic theory of governance, i.e., markets as a mechanism of governance. Interest
group negotiations are the policy tool of choice of pluralist democracy; they entail the in-
troduction of governance by associations. Deliberations about bio-ethics are an example
of the institutionalist democratic ideal; here deliberation is the favored mechanism of
governance. And command-and-control regulation is an example of state governance,
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which is favored by etatist theories of democracy. By what criteria, then, should we as-
certain whether or not political decisions to enact public policies – as well as public pol-
icies employing micro-choice governance mechanisms – are worthy of the approbation,
“democratic choice”? And why do different scholars and political movements prefer one
democratic governance paradigm above the others?

Democratic theory provides four basic answers to this question. Normative models of
democratic choice can be classified according to the types of judgments they make about
both inputs and outputs to the democratic process, in other words, to their judgments and
standards for input and output legitimacy. “Inputs“ would be the demands and prefer-
ences of individuals and groups; “outputs“ the public policies produced. Political theories
vary with regard to whether they apply substantive or formal standards to evaluate these
inputs and outputs. A substantive standard is based on a transcendent value or norm, such
as justice or equality of result. In the case of environmental policy, the standard could be
environmental impact based on current scientific consensus. A formal theory, by contrast,
is based on a procedural or immanent standard. A formal standard might be whether all
individuals have a formal right to decide on a particular policy or whether rules of proce-
dural fairness are used to make political decisions. In contrast to substantive theories,
formal theories make no judgment about the result of the political process, but simply as-
sess the fairness of the process by which the decision was produced. Taking the distinc-
tion between inputs and outputs, as well as the distinction between formal and substantive
judgments, we are left with the following 2 x 2 table.

Table One: Four Normative Models of Democratic Choice

Outputs:Four Models of Democratic Choice

Formal

A posteriori

Substantive

A priori

Formal

De jure

I.  Neo-Utilitarian IV. InstitutionalistInputs:

Substantive

De facto

II. Pluralist III. Etatist

I. Neo-Utilitarian Democracy: Market Governance

The neo-utilitarian model of democracy (Model One) is generally associated with market
liberalism (Buchanan/Tullock 1974, Friedman 1982 [1962], Hayek 1960, Okun 1975,
Schultze 1977). Although political debates often focus on the claims of this approach
about the economic efficiency of markets as opposed to government, it is important to
recognize that at the center of market liberalism is an argument about democracy. This
neo-utilitarian view of democracy stems from a particular world view: a world of free and
equal individuals, with the capability and right to make their own choices, and hence, to
bear the consequences of those choices. These individuals do not require protection from
themselves, but rather from the arbitrary authority of the state. Human knowledge is falli-
ble. Therefore, the state cannot decide for individuals what is in their best interest. Fur-



72 Ellen M. Immergut

thermore, different individuals have different values; thus, again, the state cannot decide
for them what they should value. Only these individuals can determine what is in their
interest; hence, the best way to define the public interest is by satisfying the preferences
of these individuals, that is, the “greatest good for the greatest number,” as the classical
Utilitarians put it.

From this world view stems the neo-utilitarian model of democracy. Political proc-
esses are judged by a formal criterion: Are individuals formally free to express their pref-
erences? Democratic outcomes are similarly judged by a formal rather than a substantive
standard: Is the outcome produced by a formally competitive process? Thus, market lib-
eralism or neo-utilitarianism takes a strictly formal approach to the political process and
to public policies. It considers a democratic process to be fair if the rules of access to the
process are universal, and if the outputs are produced by procedurally fair rules.Thus, it
applies a formal or de jure standard to judge whether inputs to political processes are suf-
ficiently democratic; and it also applies a formal or a posteriori standard to judge the out-
puts to these processes. These standards can be applied to political processes – for exam-
ple referenda or voting – but, in general, market liberals argue that the market mechanism
is a superior form of neo-utilitarian decision-making. On this view, markets are more
democratic than politics.

Market-Mechanisms as Policy Tools

The standards of Model One apply not only to the policy-making process but to policy tools.
Neo-utilitarian theorists propose that even in the case of market failure, where government
intervention is justified, policy solutions should rely on market mechanisms (Okun 1975,
Schultze 1977). Examples of “market-conforming“ policy solutions are: school vouchers;
plans for trading emission rights (“cap-and-trade“); the publication of information on airline
delays. The philosophy behind these solutions is either to create markets where they do not
exist (school vouchers) or to redress the causes of market failure, such as neighborhood ef-
fects (emissions trading) or information asymmetries (airline delays).

The arguments used to defend “market-like“policy tools spring from the normative
tents of neo-utilitarian democracy: individual freedom, protection from arbitrary author-
ity, the problem of knowledge, satisfaction of preferences of the largest number of indi-
viduals. We can illustrate these arguments using the case of emissions trading. Rather
than being prohibited from producing unwanted emissions, under emissions trading plans,
producers are forced to buy certificates to cover their emissions, and may trade these cer-
tificates. Economically-speaking, such plans re-internalize externalities, thus making it
costly to pollute rather than passing on negative effects of production onto “neighbors.“
Consequently, individuals remain free to pollute, but must pay for the costs that their
pollution causes (individual freedom). Under such a system, particular industries or tech-
nologies are not arbitrarily prohibited (protection of property from arbitrary authority).
Emission-trading plans allow governments to reduce CO2 emissions without establishing
a scientific standard for tolerable emissions, as they would in typical command and con-
trol regulation (problem of knowledge). An emission-trading system allows total emis-
sions to be capped, but leaves it each individual or firm involved in this market to decide
how to reduce emissions and when to buy certificates (satisfaction of preferences of the
largest number of individuals).
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Table Two: Neo-Utilitarian Democracy

MODEL OF DEMOCRACY

Unit of analysis

MODEL I:
NEO-UTILITARIAN

Individual

NORMATIVE CONSIDERATIONS • Individual freedom, individual equity

• Protection from arbitrary authority

• Problem of knowledge

• Satisfaction of preferences of largest number of individuals

PRACTICAL CONSIDERATIONS • Micro-efficiency produces macro-efficiency

• Cost effective

• Avoid politics, can impose risk, losses

• Incentives, so minimize bureaucracy, solve behavioural problem

POLICY TOOLS • “Creating” markets:

• Vouchers

• Internalizing externalities

• Correcting information asymmetries

CONDITIONS • Are the individuals equal?

• Can they bear the risk?

• Does the market mechanism solve the behavioral problem?

• How does the expected market outcome compare to an etatist solution?

Practical Considerations

Although neo-utilitarian theorists argue for market-like mechanisms on normative
grounds, these authors also add practical considerations that enhance the attractiveness of
market-like policy processes. First, neo-utilitarians argue that market-like processes allow
macro-efficiency or system efficiency to emerge from micro-efficient, individual transac-
tions. Thus, market-like processes should produce more efficient, and hence less expen-
sive, solutions to public policy problems without sacrificing the quality of the results.
Proponents of market-like policy solutions also argue that market processes are self-
reinforcing as they provide incentives for the implementation of the policy at hand, thus
reducing the need for political decision-making and bureaucratic monitoring and enforce-
ment. In addition, these incentives promote constant improvements in the policy-techno-
logy at hand, such that the policy standard is continuously improving. Markets provide
information, thus providing governments with feedback on the workings of a particular
policy. Finally, in contrast to politics where risk is eschewed, markets or market-like pro-
cedures allow the imposition of losses.

Again, we can illustrate these advantages with the example of emissions trading.
Rather than being locked into one standard technological solution or emissions standard,
individual firms can calibrate the exact mix of certificates and emissions reduction that is
most cost effective (micro-efficiency). Further, they may introduce new technology
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gradually, replacing machinery with emissions-saving equipment when the machinery is
due for replacement, rather than at an arbitrary point decided by law. Consequently, with
a cap-and-trade system, the same emissions standards can be met in a much more cost ef-
fective way. Politicians are not confronted with the difficult decision of prohibiting par-
ticular types of production processes or imposing a particular technology, but allow the
“market“ to drive adjustment to a new emissions standard (avoid politics, impose losses,
allow more risk). Finally, incentives are created for compliance, for reporting on com-
petitors that do not comply, and for improving performance beyond a standard set in law
(solve behavioral problem, minimize bureaucracy).

Cross-Value Criticism of the Neo-Utilitarian Model

Criticisms of markets as decision-making mechanisms aim directly at the main assump-
tions and logic of the neo-utilitarian world view. Thus, by relying on cross-paradigm
criticism, we can question the taken-for-granted assumptions of the market paradigm.
First, critics of market approaches assert that not all individuals are equal. Significant dif-
ferences in resources, access to information, and cognitive skills may affect access to
market choice-mechanisms, and thus the outcomes and fairness of these processes. Sec-
ond, there may be bias and distortion in the individual choice process, as well as in the
aggregation of these choices; framing, cueing, information cascades, various heuristics
and other cognitive effects may distort choice. (For popular summaries of these problems
see Gladwell 2005, Thaler/Sunstein 2009.) Third, although proponents of the market ap-
proach argue that market-like choice procedures allows governments to avoid politics and
bureaucracy and impose risks, the introduction of market mechanisms is rife with politics
and requires bureaucratic monitoring – in some cases more extensive monitoring than in a
command-and-control situation.

Conditions for Market-Conforming Policy Tools

From these criticisms, we may develop a policy “check-list” that identifies the conditions
under which a market-like choice mechanism is appropriate. First, even if individuals in
general may vary greatly in terms of their resources and capabilities, are the individuals
in the democratic market-at-hand equal enough that we consider a market-like procedure
to be normatively acceptable? In the case of emissions trading, we might judge firms to
be equal enough to participate in such a market governance mechanism. Second, can the
market participants bear risk? And if there are inequalities, can they be compensated?
Again, in the case of emissions trading, firms may have sufficient profit margins to re-
internalize the costs of their emissions production, and systematic differences – say coal-
burning industries versus those using nuclear power – may be amenable to compensation.
Third, does the market indeed solve the behavioral problem? Is there a match between the
incentives provided by the market solution and the intended result? In our example, are
the costs of the certificates high enough to induce emissions reduction in firms? Fourth,
how does the market result compare with a given substantive standard? That is, how does
the predicted effect of a cap-and-trade system compare with an absolute limit on emis-
sions decided on by law? Finally, the workings of such a market-like solution will reflect
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the politics and bureaucracy of creating the rules of the game for such choice mecha-
nisms. As Orlowski and Gründinger’s (this issue) case studies show, the impact of poli-
tics on the creation of national allocation plans for CO2 emissions certificates produced
very different levels of emissions savings in Germany and Britain: in Britain, CO2 certifi-
cates emissions were reduced by a much greater amount than in Germany, whose over-
allocation of certificates resulted in certificates that were virtually worthless, and hence
produced little incentive to reduce emissions. Moreover, although market proponents ar-
gue that incentive-based governance reduces the need for bureaucracy, the project of
monitoring compliance – that is, to check whether the certificates held by an individual
firm match the level of emissions is more complex than in the case of a uniform technical
standard.

Precisely this impact of political and administrative factors on the design of policy
solutions is the domain of our competing models of democratic public policy: pluralist
democracy, etatist democracy and institutionalist democracy.

II. Pluralist Democracy: Governance through Associations

The pluralist model of democracy (Model Two) begins with a set of normative concerns
that are both similar and different to that of neo-utilitarian democracy (Model One). As in
the liberal model, the freedom of individuals and freedom from arbitrary government
authority are central concerns, but, by contrast to the liberal model, individuals are
viewed as belonging to groups, and in need of the socialization that group participation
entails. As the classical pluralist author Truman states in his treatise The Governmental
Process (1971 [1951]), “man is a social animal.” Whereas the classical liberal view is of
individuals as atomistic and socially unencumbered (Sandel 1994 [1984]), in the pluralist
paradigm, values, wishes and preferences have social origins, and the “good life” has a
social component. At the same time, however, classical pluralists, such as Laski and
Fraenkel (1968), were concerned with the dangers of centralized state power and skepti-
cal of transcendent norms or values as a guide to state action. Consequently, groups are
viewed by this paradigm (originally outlined by Tocqueville in his work Democracy in
America) as a critical intermediary in bundling citizens’ preferences and influence so as
to provide education and moderation to citizens, and at the same time provide an effective
counterweight to the state.

Group bargaining is based on competition amongst interest-groups for members and
for influence on governmental decision-making. The ideal political process depends upon
the freedom of individuals to form groups, and the freedom of groups to lobby govern-
ment. From these lobby activities result patterns of public policy that are normatively ac-
ceptable, as long as the political system is open, competitive and bound by the “rules of
the game.“ In a sense, pluralist democracy is based on the ideal of a political market
coming to equilibrium with interest groups playing an important intermediary role. Thus,
the standard for judging policy outputs in Model Two is a posteriori; the outputs are
judged solely by the fairness of the process. In contrast to Model One, however, Model
Two applies a substantive standard to political inputs. Pluralist theory is far more con-
cerned with barriers to participation and influence than adherents of Model One. That is,
the standard for participation is not merely a de jure standard but a de facto standard.
Truman (1971 [1951]), for example, considers carefully the exclusion of particular
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groups – such as organized labor – from the political system, and considers systematic
exclusion as a crisis point from which the political system must recover (by opening ac-
cess) or descend into crisis. Furthermore, pluralists are concerned about the substantive
quality of the preferences expressed through the group model: the inputs to politics need
to be aggregated and moderated through group participation. Pluralist theory fears mass
politics and anomie, criticizing plebiscitary politics and urging political socialization
through groups (Kornhauser 1959, Tocqueville 1978 [1856]). Thus again, the criterion
for judging inputs is substantive and not merely formal. To summarize, the normative
considerations of importance to pluralist democratic theory are: the need to provide a
counterbalance to state power; the need for groups to aggregate and moderate the de-
mands of individuals; prevention of both mass society and totalitarian politics; equal ac-
cess of societal groups to the political process.

Table Three: Pluralist Democracy

MODEL OF DEMOCRACY

Unit of analysis

MODEL II:
PLURALIST

Interest groups

NORMATIVE CONSIDERATIONS • Groups provide counterbalance to state power

• Groups aggregate and moderate demands of individuals

• Prevention of Mass Society and Totalitarian Politics

• Equal access of groups to Political Process

PRACTICAL CONSIDERATIONS • Provides state with information

• Increases societal cooperation and lowers the costs of implementation

• Increases responsiveness and flexibility of public policy

• Unburdens state yet increases governance capacity by devolving public re-
sponsibilities to private or quasi-private groups

POLICY TOOLS • Interest group negotiations:

• Industrial relations

• Health insurance carried by associations

• Occupational health and safety

• Negotiated environmental standards

CONDITIONS • Is there a group for every interest?

• Do the groups represent the interests of their members?

• Are the groups balanced?

• Is the negotiated outcome in the public interest?

Practical Considerations

The ideal of pluralist democracy is relevant both for the analysis of the political process
used to produce a specific policy, and for the use of governance by associations as a pol-
icy tool. Although corporatist theory is based on an empirical critique of pluralism, taken
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as a model of democracy and as a state theory, it is in fact quite similar to pluralism. Cor-
poratist theory criticizes pluralism for its lack of recognition of the costs of organization
and the deep inequalities in group representation that result from historical processes and
state intervention – including unequal state recognition of groups and even state forma-
tion of groups (Lehmbruch 2001). Corporatism also recognizes the iron law of oligarchy
and – as free competition between groups does not exist – does not assume that leaders
are completely responsive to their membership. Nevertheless, as a pragmatic strategy of
governance, corporatist theories find much to recommend in policy-making and imple-
mentation through corporatist systems of interest-intermediation. Exactly as posited by
pluralist theory, group association aggregates and moderates membership demands, thus
reducing “citizen unruliness” (Schmitter 1981). Oligarchic tendencies can be instrumen-
talized by states, as the moderation called for by the “logic of influence“ can help to
overcome issues in the “logic of membership“ during implementation (Schmitter/Streek
1985). Furthermore, as association leaders are elected by their members, there is demo-
cratic accountability within corporatist interest associations. Thus, in analogy with our
consideration of Model One, we can outline the practical considerations that speak for
use of interest negotiation as a means of democratic governance: groups may provide the
state with information; group negotiations increase social cooperation and lower the costs
of policy implementation; group input increases the responsiveness and flexibility of
public policy; group involvement unburdens the state, yet increases governance capacity
by devolving public responsibilities to private or quasi-private groups.

Governance by Associations as a Policy Tool

Many policy solutions are based on the pluralist/corporatist ideal. Labor relations legisla-
tion, for example, does not impose policy outcomes, but allows representatives of man-
agement and labor to bargain directly about wages and working conditions. In analogy to
policies that attempt to create markets or to redress market distortions, provisions con-
cerning improper management practices or procedures for mediation of labor conflicts
aim to redress problems in the balance of pluralist bargaining, but then allow the “social
partners” to negotiate directly on policies. In environmental policy, as Seifert (this issue)
shows, the development of the “Grüner Punkt” or “Duales System” in Germany is a good
example of the use of corporatist practices to draft and implement a policy solution. Rep-
resentatives of the interests involved – retail trade, packaging industry, food and beverage
industry and many others – were represented by peak associations that worked out the
details of a system to allow pick-up and recycling of packaging waste. To be sure, the
main idea behind the actual solution picked – internalizing the costs of packaging waste
by making the producers of this waste responsible for its disposal – is linked to the neo-
utilitarian model. But the political process and the ensuing governance structure for im-
plementing the policy solution illustrate many of the normative and practical advantages
that pluralist and corporatist theorists claim about the benefits of interest group negotia-
tion as a policy tool. In place of a government bureaucracy, a voluntary system was cre-
ated, thus counterbalancing government power. The groups involved aggregated and
moderated the demands of their individual members, preventing an escalation of de-
mands, but yet providing members with the ability to promote their interests. By relying
on a conciliatory political process, implementation was smooth, and not costly for the
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state. Moreover, as the “Duales System” is based on contracts between the producers of
packaged goods and waste collection firms, principal-agent problems are reduced, and the
details of waste collection schedules, recycling procedures and the like can be flexibly
changed without recourse to new law-making or administrative procedures.

At the same time, however, many criticisms may be leveled at both the political process
and the policy results. Not all potentially-relevant groups, such as environmental groups,
were involved in these negotiations, while others – e.g., consumers – were poorly organized.
Furthermore, the main ecological goals of the policy, namely to reduce and not just dispose
waste, were hardly met. Thus, corporatist politics may have a tendency towards exclusion of
the unorganized and to preserve the status quo at the cost of radical innovation, even when
they both increase the effectiveness and reduce the costs of implementation.

Cross-Value Critique of Associational Governance

These problems of the “Grüner Punkt” illustrate some general criticisms made of interest-
group negotiation as a policy tool. Neo-utilitarian theorists criticize group representation
on the grounds that groups do not necessarily represent the preferences and interests of
their members, thus distorting the representation of individual preferences, and resulting
in less democratic and less efficient policies than would emerge from a market-like
choice mechanism (Olson 1991). Moreover, the biases of group formation and interest
representation may engender structural inequalities and procedural shortcomings that mar
the policies produced by interest-group negotiation. A number of critics point to the ad-
vantages of the organized over the unorganized in group competition, such that interest-
group negotiations tend to become hived-off from public criticism and input (Habermas
1992, Lowi 1979, Offe 1969). Moreover, classical state theory asserts the need for the
state to stand above and apart from societal influence, arguing that the common good de-
pends precisely upon the separation of state and society (Böckenförde 1976, Böhret/
Jann/Kronenwett 1988, Eschenburg 1955).

Conditions for Associational Governance

These problems are the focus of the remaining, more substantively-oriented models of
democracy, Model Three (etatist) and Model Four (institutionalist). But before going on
to these models in more depth, one can state here that the criticisms may – as for neo-uti-
litarian democracy – be used to ascertain the conditions under which governance by asso-
ciation is normatively defensible and practically feasible. Even if there are flaws in plura-
list democracy, there may be some areas where this mechanism may be used effectively
and fairly as a policy tool, especially if one corrects for imbalances in associational go-
vernance (Cohen/Rogers 1995). Based on our competing models of democracy, we can
point to the following criteria: the structure of interest representation – i.e., the policy in-
puts – must cover the interests that a substantive theory would indicate as necessary (cri-
terion of substantive inputs); the interest organizations must be assessed for the responsi-
veness to their members (formal inputs) and the balance amongst groups (formal outputs).
Finally, the results of negotiation should be assessed by an independent substantive stan-
dard (substantive outputs).
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III. Etatist Democracy: Command-and-Control by States

Etatist democracy (Model Three) applies “substantive” standards for judging both the in-
puts and outputs to the policy process. The term “substantive” refers to an overarching
value or criterion that stands above and is independent of the political process is used to
evaluate the inputs and outputs to the political process. For example, a feminist standard
might be used to criticize both the ability of women to participate in politics (substantive
inputs) (Norris 1987) and the pattern of policy results that affect women (substantive out-
puts) (Hernes 1987). Similarly, the critique of both markets and politics from the per-
spective of class inequality has been applied both to political participation (substantive
inputs) and the policies that result from governmental decision-making (substantive out-
puts). Lindblom (1977), for example, argues that business has undue resources with
which to compete in pluralist bargaining, but also that political decision-makers calculate
the effects of their decisions on firm profits, and hence economic growth and employ-
ment, and thus incorporate business interests into policy outcomes themselves. Green
parties are concerned with the quality of environmental policies, and argue that environ-
mental interests must obtain better political representation (substantive inputs) and that an
objective environmental standard should be used to judge the policy outputs (substantive
outputs). In our examples of environmental policy-making, we have already pointed to
the potential for substantive critique. In the case of emissions trading, we can criticize in-
puts to the emissions market because regular citizens (the actual neighbors suffering from
emissions) are not necessarily involved, and the outputs may not be adequate in terms of
the reduction in CO2 emissions achieved. Similarly, in the case of the “Grüner Punkt”, we
could criticize the inputs to the process on substantive grounds: the lack of consideration
of ideas for reducing the production of packaging in the first place, and the underrepre-
sentation of ecological interests. The substantive criticism of the policy output would then
be based on the lack of reduction of packaging waste, although here one must note that
from a comparative point of view the German levels of recycling and use of refillables is
high by European standards.

Practical Considerations

Etatist democracy results in a practical conundrum: if the norms of social equality or en-
vironmental quality require command-and-control intervention, how can one bypass,
overcome or persuade powerful groups to cooperate? Lindblom (1977) suggests that pol-
icy-makers use incentives to “pay-off” business interests. Selznick (1984 [1949]) shows
how informal cooptation of powerful local interests was key for the successful imple-
mentation of the TVA’s electrical power program – at the same time that this “grass roots
philosophy” was responsible for organizational surrender and goal displacement in the
agricultural programs. By contrast, as Hoffmann (this issue) shows in the case of the “Do-
senpfand,” the attempt to force the introduction of the can deposit by etatist means re-
sulted in a chaotic implementation process that produced fewer ecological benefits than
the corporatist negotiations used to bring economic interests on board in the case of the
“Grüner Punkt” (Seifert, this issue).
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Table Four: Etatist Democracy

MODEL OF DEMOCRACY

Unit of analysis

MODEL III:
ETATIST

Values
Social cleavages
Environment

NORMATIVE CONSIDERATIONS • Substantive values:

• Equality

• Justice

• Sustainability

PRACTICAL CONSIDERATIONS • Identifying powerful actors

• Strategies for circumventing status quo

• Insulation of bureaucracy

• March through institutions

POLICY TOOLS • Command-and-control:

• Compulsory education

• Minimum standard of living

• Bans on smoking

• Affirmative action quotas

CONDITIONS • Would individuals choose this solution?

• Is there market failure?

• Is there reason to abandon consultation with associations?

• Is there a clearly defined value or goal? Are there means for achieving this
substantive end? Are the costs justified?

Cross-Value Critique

Both neo-utilitarian and pluralist democracy defend a posteriori definitions of the public
interest on the grounds of value pluralism. Indeed, it is a characteristic of modernity and
of the liberal state that consensus on substantive values has been lost (Grimm 1993, Mac-
Intyre 2007 [1981]). From the perspective of theories that justify political outputs solely
on procedural grounds, the arguments made for positive state intervention must be highly
compelling. Individuals and groups with a plurality of values must find it legitimate to
intervene in a particular policy sphere. Further, command-and-control policies are high-
cost solutions to policy problems. They require an intensive research investment to estab-
lish the legislative guidelines for a given policy, and an extensive bureaucratic apparatus
to monitor implementation. Whereas market mechanisms and associational governance
generate incentives and mechanisms for implementation, etatist governance is based on
an impartial bureaucracy and application of sanctions. Thus, virtually all of the normative
and practical considerations in support of the neo-utilitarian and pluralist governance
mechanisms may be enlisted as criticism of etatist governance. These high hurdles to le-
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gitimate and efficient operation of command-and-control policies have in fact led to a
loss of political support for positive government, yet, as we have seen, substantive stan-
dards provide a needed basis of critique for the results of the policy-process.

Conditions for Command-and-Control Governance

Despite the difficulties, “substantive” policy solutions require policy makers to conduct
research as to the “best” course of policy, and to rely on costly measures to introduce and
implement the policy. In order to justify a command-and-control solution, we can begin
precisely with the “substantive outputs” standard: is there indeed clarity and agreement
about the normative goal or scientific standard to be achieved through the policy, and is
the policy technology for achieving this end both available and justifiable? Has the prob-
lem of knowledge really been solved? Second, moving on to formal inputs, would indi-
viduals unanimously agree to this policy (formal inputs)? And is there indeed reason to
suspect market failure in this area, such that a neo-utilitarian solution is not possible
(formal outputs)? Moving to substantive inputs, if all substantively relevant associations
could be consulted, would this solution meet their approval? Is there indeed a failure of
the pluralist process, such that interest-group consultation and deliberation must be by-
passed by an etatist determination of the public good (substantive outputs)? In raising
these hypothetical questions about theoretical political procedures, we move to the next
model, which aims precisely through institutional analysis to adjust decision-making pro-
cedures to produce better substantive outcomes.

IV. Institutionalist Democracy: Deliberative Governance

As I have argued elsewhere, the normative core of the institutionalist perspective can be
characterized by the combination of a search for substantively rational policy outcomes
through formal procedural inputs (Immergut 1998, 2006). This normative position –
found in classical texts from Rousseau to Habermas – results from the institutionalist
analysis of both plebiscitary and representative democracy, which focuses on how insti-
tutional arrangements distort the policy process. As the preferences expressed in politics
by both individuals and groups are affected by the institutional frameworks in which
these preferences are expressed, they cannot be taken as a pure datum of political or nor-
mative analysis. Similarly, procedures for aggregating preferences and interests may dis-
tort political outcomes. Because of institutional biases in group formation and govern-
ment recognition of groups, groups do not necessarily represent the full range of prefer-
ences and interests of citizens in a particular society. Furthermore, because the impact of
groups on governmental decision-making varies, policy outcomes do not necessarily re-
flect the balance of group opinion. Consequently, institutionalists cannot accept a poste-
riori outcomes prima facie. Thus, like the proponents of etatist democracy; institutional-
ists are concerned with the substantive results of the policy-making process. However,
unlike the etatists, they are unwilling to adopt a particular a priori definition of ‘the
good.’ That is, while a particular policy might be criticized for not doing enough to re-
dress class or gender inequality or environmental pollution, no given norm is seen as to
be so overarching as to be able to provide a general guide to policy making. Furthermore,
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in contrast to the pluralists – but like the neo-utilitarians – the institutionalist perspective
does not recognize any particular social or cultural cleavages as being “primordial” so as
to justify functionalist representation or a model of “group rights.” Consequently, the
normative solution of the institutionalists has been to search for institutional procedures
that allow expression of individual demands and values, but in such as way as to allow
agreement on the public good. As aptly described by Ingram and Schneider (2006, S.
174), this ideal consists of “open public forums in which citizens can and should be asked
to confront public policy problems that affect them directly. In such forums people are
encouraged to face policy problems not solely as clients or interest groups, but as citizens
who can incorporate the view of others in their own ‘civic discovery’ of what constitutes
the collective welfare.” (For further theoretical elaboration, see Cohen 1989, Elster 1986,
Fung 2006.)

Deliberation as Governance Mechanism and Policy Tool

As was the case for the first three models of democracy, the ideal of deliberative democ-
racy has been applied at three levels: to the democratic policy process itself; to the use of
deliberation as an ideal-type governance model; and to the analysis of deliberation as a
policy tool. Classical proponents focused on institutional reform of representative democ-
racy and administrative agencies so as to place substantive discussion of goals at the
center of policy formulation and implementation (Nonet 1969, Selznick 1984 [1949],
Weber 1958 [1918]). To this end, these authors urged a strengthening of the role of par-
liament and the rule of law, and limits on administrative discretion, interest group influ-
ence, and plebiscitary democracy. Lowi’s (1979) concept of “juridical democracy,” for
example, proposes mechanisms such as sunset legislation with expiration dates to force
parliamentary deliberation about the substantive ends of legislation, and agency proce-
dures requiring adjudication based on re-assessing administrative law at regular intervals.
Analyses of deliberation as a governance mechanism often focus more directly on dis-
course ethics and the quality communication – both amongst policy experts and policy
participants (Dryzek 2006, Hajer 1995, Holzinger/Knill 2008, Schmidt/Radaelli 2004).
Increasingly, scholarship has focused on deliberation as a policy tool, often examining
local experimentation with democratic procedures and new forms of deliberative policy
making, such as participatory budgeting (Fung/Wright 2001).

Practical Considerations

As with the etatist paradigm, it is precisely the institutionalist approach’s criticisms that
raise the vexed issue of how to correct for these distortions and inadequacies of the politi-
cal process. Thus the practical application of the institutionalist approach lags behind the
substantive criticism. Ironically, such deliberative or juridical solutions may be appealing
in precisely such areas where political discourse or political decision-making is extremely
difficult. One such area is in the area of value conflict. Whereas the standard liberal solu-
tion to value conflict is to agree to disagree and to move the controversy into the private
sphere, this is not always feasible. Surrogate motherhood, bio-politics, and cultural or
identity politics are examples of value conflicts that can neither be privatized nor are they
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easily resolved in parliamentary arenas. Court-like procedures, such as the bio-ethics
committees required in all French hospitals or the school parent-teacher-student associa-
tions found in many urban school districts, could help to devolve these highly charged is-
sues to deliberative arenas. Similarly, international courts and international rights are
looked to as a solution for problems of migrants in an age of waning national sovereignty
and increasing transnational movements.

Cross-Value Critique

As with the other paradigms, cross-value critique can help to identify the strengths and
weaknesses of proposals for deliberative democracy. The radical equality demanded of
participatory democracy is actually quite similar to that of the neo-utilitarian paradigm,
and thus subject to the same critical questions. From the perspective of concerns with
substantive inputs, one must ask, how equal are the subjects of the deliberative process?
Are they endowed with equal capacities and indeed an equal will to deliberate? From the
perspective of concern with substantive outputs, one must ask whether there is a mecha-
nism to ensure that deliberation will not become an end in itself, and whether participants
can indeed achieve agreement on the substantive goals of policy and the means that should
be used to achieve these goals. Thus, from the point of view of the etatist perspective, delib-
erative governance does not provide a guarantee that deliberation will define and further
substantive ends of democracy. Nor is it clear how political accountability will be met in
deliberative procedures. Finally, from a practical point of view, the deliberative perspective
does not make full use of the existence of organized groups and professional associations,
which could provide a basis for policy-making and implementation.

Conditions for Deliberative Governance

From these criticisms, one can lay out the conditions under which deliberative govern-
ance may provide a legitimate and effective mechanism for governance. Institutionalist
analysis suggests that the quality and efficacy of deliberative mechanisms depend upon:
the achievement of equality amongst the participants; mechanisms for representation of
the underprivileged or underrepresented; mechanisms for adjudication; and mechanisms
for ensuring that decisions are actually made. At the same time, however, one must solve
the problem of defining the community that constitutes the public sphere for the delibera-
tion, and how exactly the rules for deliberation will be set and enforced, and the results
implemented. Here, the institutionalist roots of the deliberative perspective may provide a
corrective to the emphasis on the properties and possibilities of discourse. Procedural
measures to improve the deliberative quality of parliamentary debates, associational gov-
ernance, and international negotiations may be more practical and politically responsible
than delegating public power to deliberations in diffuse and potentially unaccountable
public spheres.
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Table Five: Institutionalist Democracy

MODEL OF DEMOCRACY

Unit of analysis

MODEL IV:
INSTITUTIONALIST

Institutions
Political arenas
Rules of the game

NORMATIVE CONSIDERATIONS • Substantive critique of policy outcomes

• Eliminating inequalities in representation

• Distinction between arguing and bargaining

• Overcoming institutional and deliberative biases

PRACTICAL CONSIDERATIONS • Value conflicts

• Transnationalism

• De-nationalization

POLICY TOOLS • Procedures that allow for meaningful participation, deliberation, discourse:

• Participatory budgeting

• Bio-ethics committees

• Open method of coordination

• Cosmopolitan citizenship

CONDITIONS • Can equality amongst participants be achieved?

• Are there adequate mechanisms for representation?

• Is there a mechanism in place for adjudicating claims?

• Are there procedures guaranteeing political accountability and decision-
making efficiency?

Conclusions

This essay has argued that conflicts about mechanisms of governance and policy tools are
based on different normative models of democracy. By making the empirical assumptions
and normative commitments of these models more transparent, and submitting each
model to cross-value critique, it is hoped that the pragmatic application of these models
may be furthered. In particular, institutional and political context must be considered as
relevant to the question of fit between policy problems and policy tools.
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Zusammenfassung
Vorliegende Fallstudie untersucht die Einführung
des Dualen Abfallwirtschaftssystems in Deutschland
im Rahmen der Verpackungsverordnung von 1991.
Dabei steht das Wechselspiel zwischen den korpo-
ratistischen Verhandlungen der Bundesregierung mit
Interessenverbänden einerseits sowie, andererseits,
den Aushandlungsprozessen zwischen Bundes- und
Landesregierungen im Bundesrat im Zentrum der
Betrachtung. Die Analyse zeigt, dass eine parteipo-
litische Inkongruenz zwischen Bundestags- und
Bundesratsmehrheit keinesfalls zwangsläufig zu ei-
ner Politikblockade entsprechend der Wettbewerbs-
logik zwischen den Parteien führen muss. Vielmehr
hat sich erst durch diese politische Konstellation die
Möglichkeit eröffnet, eine von ökonomischen Inter-
essen geprägte, in korporatistischen Strukturen aus-
gehandelte Politik im Konsens zugunsten des Um-
weltschutzes zu korrigieren.

Schlagworte: Korporatismus, Vetopunkte, Bundes-
rat, Abfallpolitik, Verpackungsverordnung

Abstract
Creating the ‘Green Dot’
The Packaging Ordinance 1991 and the initiation of
the Dual Waste Management System in Germany
By analysing the political process leading to the
Packaging Ordinance of 1991, this case study inves-
tigates the establishment of Germany's Dual Waste
Management System. The focus is on corporatist
bargaining processes between the federal govern-
ment and interest groups on the one hand, and nego-
tiations between the former and Länder-governents
within the German Bundesrat on the other. It shows
that incongruence of party majorities in both cham-
bers of parliament does not necessarily lead to politi-
cal deadlock, as partisan politics would suggest.
Rather, in the specific case at hand, it was this par-
ticular political constellation that allowed political ac-
tors to modify policy solutions resulting from corpo-
ratist bargains. Whereas the latter had an industry bias,
the Bundesrat negotiations provided the opportunity to
correct them in favour of the environment.

Key words: Corporatism, Veto Points, Bundesrat,
Waste Policy, Packaging Ordinance

1. Einführung

2010 jährte sie sich zum 20. Mal die Geburtsstunde des Grünen Punktes in Deutschland,
der im Januar 1990 offiziell im Rahmen des Dualen Abfallwirtschaftssystems eingeführt
wurde. Die Pflicht der Privatwirtschaft zur haushaltsnahen Wertstoffsammlung war Be-
standteil der 1991 vom Bundesrat beschlossenen Verpackungsverordnung (VerpackV) –
der im Rückblick „bedeutendsten Verordnung auf dem Abfallsektor“ (Thywissen 1995, S.
124). Im vorliegenden Beitrag wird der politische Prozess, der zur Verabschiedung der
VerpackV geführt hat, analysiert.

Im Mittelpunkt steht dabei die Untersuchung der Wechselwirkung zwischen dem gel-
tenden institutionellen Kontext und den darin handelnden individuellen und kollektiven
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Akteuren. Dabei geht es zentral um die Rolle des Bundesrates in der legislativen Entschei-
dungskette. Häufig wird die Rolle des Bundesrates in der deutschen Umweltgesetzgebung
hinsichtlich seines Blockadepotenzials von umweltpolitischen Initiativen beleuchtet (so z.B.
Haverland 2000). Für den hier untersuchten Fall wird jedoch gezeigt, dass der Bundesrat
nicht einfach der politischen Blockade diente. Vielmehr bot er Akteuren, die sich für einen
stärkeren Schutz der Umwelt im Rahmen der Erarbeitung der VerpackV eingesetzt hatten,
einen zentralen strategischen Ansatzpunkt zur Durchsetzung ihrer Ziele.

Mit der ersten Beteiligung der Grünen an einer Landesregierung durch die Koalition
mit der SPD in Hessen 1985 und dem damit verbundenen Einzug der Grünen in den Bun-
desrat, wurde die Regierung Kohl gezwungen, ob des Müllproblems der deutschen
„Wegwerfgesellschaft“ aktiv zu werden; eine Problematik, die seit den späten 1970er
Jahren zunehmend in den Blick der Öffentlichkeit geraten war. Nach der Wiedervereini-
gung nahmen sowohl die Größe und Interessensheterogenität im Bundesrat als auch der
Parteienwettbewerb entscheidend zu. Innerhalb eines einzigen Jahres (1990) stieg die
Zahl der Mitglieder von 41 auf 69 und die Stimmen der Länder mit einer Regierungsbe-
teiligung der Grünen stiegen von fünf auf 13. Gleichzeitig verlor die Regierungskoalition
aus CDU, CSU und FDP auf Bundesebene ihre absolute Mehrheit in der zweiten Kam-
mer. Diese neue politische Konstellation, namentlich die Öffnung des Vetopunktes „Bun-
desrat“, führte jedoch keineswegs zu dauerhaften Blockaden der Regierung durch die Op-
position bei der Ausarbeitung der VerpackV. Vielmehr spielte sie dem damaligen Um-
weltminister Klaus Töpfer in die Hände, der nun mit dem Verweis auf mögliche Blocka-
den im Bundesrat den Druck in korporatistischen Verhandlungsgremien erhöhen konnte,
die Verordnung möglichst umweltfreundlich auszugestalten.

Wie die vorliegende Studie zeigt, war die Politik des Bundesrates keineswegs domi-
niert durch die Wettbewerbslogik zwischen Regierungs- und Oppositionsparteien, die ei-
ne Blockade der Regierungsvorschläge im Bundesrat impliziert hätte. Vielmehr zeichnete
sie sich durch komplexe Kompromissfindungsprozesse aus, in denen ökonomische und
ökologische Interessen der Länder die Verhandlungspositionen der Regierungsvertreter
im Bundesrat prägten. Dies führt zur Aufstellung der These, dass die Verpackungsver-
ordnung von 1991 ein Beispiel erfolgreicher „Politik des mittleren Weges“ darstellt
(Schmidt 1987). Es war der Druck, der durch die Bundesregierung, den Bundesrat und
insbesondere durch die im Rahmen der VerpackV eingeführten Automatismen ausgeübt
wurde, der die Ausarbeitung des Dualen Systems im Rahmen korporatistischer Verhand-
lungsstrukturen ermöglichte. Der Verlust der Regierungsmehrheit im Bundesrat führte zu
einer Verschärfung der Umweltstandards in diesem System, das – auch wenn es nicht
vollkommen den Vorstellungen deutscher Umweltaktivisten gerecht wurde – schließlich
zu einem Vorbild für andere Staaten in der Europäischen Union und anderen Teilen der
Welt wurde.

Um diese Entwicklung nachzuvollziehen, wird im Folgenden zunächst dargestellt,
wie das Müllproblem in Deutschland Ende der 1980er Jahre politisch entscheidungsbe-
dürftig wurde und welche politischen Konflikte daraus resultierten. Von zentraler Be-
deutung ist in diesem Kontext das Abfallbeseitigungsgesetz (AbfG) von 1986. Dabei wird
deutlich, dass die am Ende dieses Prozesses von der Bundesregierung erlassene Ver-
packV Ergebnis einer veränderten staatlichen Abfallpolitik war (Kapitel 2). Im Anschluss
daran gilt es die für die Verabschiedung der VerpackV geltenden institutionellen Spielre-
geln offenzulegen (Kapitel 3), um die Klärung der Kontextbedingungen für die Analyse
des politischen Prozesses vom ersten Entwurf der VerpackV bis zur ihrer endgültigen
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Verabschiedung im Bundesrat (Kapitel 4) abzuschließen. Der Beitrag schließt mit einer
Zusammenfassung vor dem Hintergrund der aufgeworfenen Fragestellung (Kapitel 5).

2. Abfall als politisch entscheidungsbedürftiges Problem in
Deutschland

Wie andere westliche Industrieländer entwickelte sich auch Deutschland in der zweiten
Hälfte des 20. Jahrhunderts zu einer regelrechten „Wegwerfgesellschaft“. Viele Konsu-
menten pflegten einen verschwenderischen Produktumgang, so dass Ende der 80er Jahre
in der (alten) Bundesrepublik rund 32 Millionen Tonnen Hausmüll und hausmüllähnliche
Gewerbeabfälle1 anfielen (Haas 1991, S. 1). Industrie und Handel passten sich diesem
Nachfrageverhalten an und erzeugten immer verpackungsintensivere, wenig ressourcen-
schonende Einweggüter. So entwickelten sich die Verpackungsabfälle zur mit Abstand
wichtigsten Abfallart. Ihr Anteil am gesamten Hausmüll und den hausmüllähnlichen Ge-
werbeabfällen betrug 1990 nach Gewicht etwa 30 Prozent und nach Volumen ungefähr
50 Prozent (Bundesrat 1990b, S. 2). Die Verpackungshersteller wurden im Laufe der 80er
Jahre zur sechst-stärksten Wirtschaftsbranche der BRD, sie beschäftigten 1991 rund
500.000 Menschen und verzeichneten einen Jahresumsatz von mehr als 30 Milliarden D-
Mark (Vorholz 1991). Der Produktionswert der deutschen Verpackungsindustrie betrug
1989 immerhin 1,57 Prozent am Bruttosozialprodukt (Rationalitätskuratorium der Deut-
schen Wirtschaft (RKW), zitiert nach Philipp 1993, S. 8).

Vertreten werden die branchenspezifischen Interessen der Verpackungsproduzenten
aus der Kunststoff erzeugenden und verarbeitenden Industrie durch den Bundesverband
der Deutschen Industrie (BDI). Darüber hinaus vertritt der BDI die Branchenanliegen der
Chemischen Industrie (Verpackungsmittelhersteller), der Ernährungsindustrie (Abfüller/
Konsumgüterhersteller) und der Entsorgungswirtschaft (BDI 2009).

Letztlich gelangten die gebrauchten Verpackungen zusammen mit dem restlichen Haus-
müll auf die Mülldeponien und in die Verbrennungsanlagen der entsorgungspflichtigen Kom-
munen, deren Standpunkte durch die Mitglieder der Bundesvereinigung der kommunalen
Spitzenverbände vertreten werden. Dazu gehören der Deutsche Städtetag, der Deutsche
Landkreistag und der Deutsche Städte- und Gemeindebund (Deutscher Städtetag 2009).

Die daraus resultierenden Kapazitätsengpässe verdeutlicht eine zahlenmäßige Be-
standsaufnahme der Entsorgungssituation im Jahr 1990: Demnach „[…] werden nur etwa
30 Prozent der Siedlungsabfälle in 47 Müllverbrennungsanlagen verbrannt, drei Prozent
werden in 18 Anlagen kompostiert, der Rest wird auf derzeit 332 Deponien abgelagert. In
spätestens fünf Jahren [1995] werden bei unverändertem Abfall ca. 50 Prozent der Depo-
niekapazität erschöpft sein“ (BMU 1990a). Besonders prekär war der Problemdruck in
den fünf neuen Bundesländern, „wo durch das veränderte Warenangebot und Verbrau-
cherverhalten, ein Verpackungsaufkommen zu verzeichnen ist dem die bisherige Entsor-
gungswirtschaft nicht gewachsen ist“ (Bundesrat 1990b, S. 19). Vom ostdeutschen Ver-
braucherverhalten versprach sich insbesondere der deutsche Einzelhandel wachsende
Konsumimpulse und damit ein kräftiges Umsatzplus (Handelsblatt 1991).

Die sozialen Kosten des drastischen Abfallmengenzuwachses umfassten neben logis-
tischem und finanziellem Aufwand für die Beseitigung des Verpackungsmülls faktisch
direkte und indirekte Umweltbeeinträchtigungen. Diese wurden durch ressourcenreiche
Produktzyklen der Wirtschaft und mangelhafte Abfallentsorgungstechniken verursacht.
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Daraus resultierten unter anderem sehr hohe Schadstoffemissionen in Luft und Wasser
(Prüfer 1999, S. 13ff.). Bei der Erarbeitung der Verpackungsverordnung war es der Bund
für Umwelt und Naturschutz (BUND), dessen Vertreter sich explizit für eine Reduzierung
der Müllberge einsetzten.

Diese Interessenkonstellation, in der sich Umweltschutzgruppen, Städte und Gemein-
den mit ihrer Forderung nach einer Eindämmung der Müllproduktion den Interessen der
Industrie an einer Vermeidung staatlich regulativer Eingriffe gegenüber sahen, war cha-
rakteristisch für den politischen Prozess sowohl bei der Erarbeitung des Abfallgesetzes
von 1986 als auch der Verpackungsverordnung von 1991. Die Länder positionierten sich
dabei entsprechend ihrer ökologischen und ökonomischen Interessen, was im Einzelfall,
von den konkreten Auswirkungen vorgeschlagener Regulierungsmaßnahmen auf die in
ihren Gebietskörperschaften angesiedelten Firmen abhing.

2.1 Das novellierte Abfallgesetz von 1986: Ein Stück wegweisende
Gesetzgebung

Mit der wachsenden Bedeutung der Umweltproblematik für die Wahlentscheidungen der
Bürgerinnen und Bürger kam es zu einem Paradigmenwechsel (vgl. Hall 1993) in der
deutschen Umweltpolitik. Mit den zunehmenden Wahlerfolgen der Grünen in Kommu-
nal- und Landtagswahlen, die 1985 schließlich zur Regierungsbeteiligung in Hessen führ-
ten, wurden umweltpolitische Fragen zu einer neuen Dimension des Parteienwettbewerbs.
Darauf und auf die enorme Zunahme der Abfallmengen reagierte die liberal-konservative
Regierungskoalition im Bund 1986 mit einer wegweisenden Neufassung des Abfallbesei-
tigungsgesetzes (AbfG) von 1972. Das novellierte AbfG (BGBI 1986) brachte einen Pa-
radigmenwechsel in der Abfallpolitik mit sich: Vor der Abfallentsorgung und -besei-
tigung erhielten Abfallvermeidung und -verwertung fortan Priorität. Der langfristige Auf-
bau einer funktionierenden Abfallwirtschaft wurde damit zu einem wichtigen Schwer-
punkt in der Umweltpolitik der Bundesregierung (Deutscher Bundestag 1987, S. 3). An
die Novellierung des AbfG knüpfte die Bundesregierung drei Prinzipien: das „Verursa-
cherprinzip“, das „Vorsorgeprinzip“ und das „Kooperationsprinzip“ (ebd., S. 12-13).

Das Verursacherprinzip verpflichtet die Abfallerzeuger zur Internalisierung der bis dahin
ausschließlich von ihnen externalisierten sozialen Kosten (in Form von Abfall- und Schad-
stoffen) in den Produktionsprozess. Die Verpackungsproduzenten, die Konsumgüterindustrie
und der Handel sollten demnach eine Mitverantwortung für die Wiederverwertung bzw. be-
darfsgerechte Entsorgung ihrer Erzeugnisse übernehmen. Das Vorsorgeprinzip fordert ein,
dass die Verpackungs- und Konsumgüterindustrie auf die Umweltverträglichkeit ihrer Er-
zeugnisse achtet und mögliche Entsorgungsprobleme antizipiert. Das Kooperationsprinzip
besagt schließlich, dass Strategien zur Vermeidung und Verwertung von Abfällen nur dann
wirksam sein können, wenn es zu einem Interessenausgleich zwischen dem Bund auf der ei-
nen Seite und den beteiligten Kreisen auf der anderen Seite kommt (Prüfer 1999, S. 28).

Die Einführung der drei Prinzipien macht deutlich, dass die Bundesregierung einen
gesamtgesellschaftlichen Konsens zur Lösung der Abfallproblematik erreichen wollte,
„der ein Umdenken und anderes Handeln aller gesellschaftlichen Gruppen voraussetzt“
(Deutscher Bundestag 1987, S. 6). Der ökonomisch geprägte Diskurs über die Internali-
sierung negativer Externalitäten, angeregt durch die internationale Debatte zu neuen
Formen staatlicher Steuerung, bot der Union die Möglichkeit, durch die Einführung solch
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dezentralisierter Steuerungsmechanismen effektiv auf die neue Prominenz umweltpoliti-
scher Problemstellungen in der deutschen Politik zu reagieren, ohne dabei den Arbeitge-
berflügel oder ihren liberalen Koalitionspartner vor den Kopf zu stoßen. Außerdem war
durch das starke, parteiunabhängige Interesse an einer Lösung des Müllproblems auf
kommunaler Ebene eine konfrontative Zurückweisung der Umweltschutzforderungen zu-
gunsten wirtschaftlicher Interessen keine gangbare Option für die Bundesregierung.

Für die spätere Schaffung des Dualen Abfallwirtschaftssystems und die Einführung
des Grünen Punktes durch die Privatwirtschaft bildete das novellierte AbfG die entschei-
dende rechtliche Grundlage (BGBI 1986, § 14 Abs. II). Es bezog sich explizit auf die
vorherrschende Mengenproblematik im Verpackungsabfallbereich und befähigte die
Bundesregierung zunächst, nach Anhörung der beteiligten Akteure, allgemeine Ziele für
die Vermeidung, Verringerung oder Verwertung von Abfällen aus bestimmten Erzeugnis-
sen festzulegen. Bei diesen Zielfestlegungen handelte es sich um ein eher unverbindliches
„Instrument der indirekten Verhaltensbeeinflussung“ (Deutscher Bundestag 1990, S. 56),
das auf dem Kooperationsprinzip basierte. Im Fall einer Nichtumsetzung dieser freiwilli-
gen Zielmaßnahmen durch Industrie und Handel wurde die Bundesregierung ermächtigt,
ordnungspolitisch durch den Erlass von Rechtsverordnungen einzugreifen.

2.2 Wichtige politische Schritte zur Eindämmung der Abfallflut infolge
des novellierten AbfG

Nach der Verabschiedung des novellierten AbfG kam es in der Folgezeit zu wichtigen poli-
tischen Schritten bei der Bekämpfung von Verpackungsmüll durch das Bundesumweltmini-
sterium (BMU). Als die getränkeabfüllende Industrie 1988 in Deutschland flächendeckend
PET-Einwegflaschen einführte, reagierte das BMU noch im selben Jahr mit der Verordnung
über die Rücknahme von Getränkeverpackungen aus Kunststoff (BGBI 1988). Diese Ver-
ordnung stellte den ersten wirksamen Schritt der Regierung gegen die anwachsenden Ver-
packungsabfälle dar, denn sie führte zum Aufbau eines auf PET-Flaschen basierenden
Mehrwegsystems (Hoffmann in diesem Band). Zudem bediente sich der Staat in den folgen-
den zwei Jahren des erwähnten Instruments freiwilliger Vereinbarungen mit den Verpak-
kungsherstellern und -vertreibern. Zunächst verkündete das BMU 1989 die Zielfestlegungen
zur Vermeidung, Verringerung oder Verwertung von Verpackungen für Getränke, um eine
weitere Reduzierung des stark angewachsenen Einwegverpackungsanteils zugunsten des
Ausbaus von Mehrwegsystemen zu erreichen (Philipp 1993, S. 20). 1990 beschloss die
Bundesregierung die Zielfestlegungen zur Vermeidung, Verringerung oder Verwertung von
Abfällen von Verkaufsverpackungen aus Kunststoff für Nahrungs- und Genussmittel sowie
Konsumgüter (BAnz 1990). Damit war jedoch keinerlei rechtliche Verbindlichkeit gegen-
über den privatwirtschaftlichen Adressaten verbunden.

Nach Bekanntgabe der Zielfestlegungen übernahmen weder die Verpackungs- und
Konsumgüterhersteller noch die Handelsunternehmen freiwillig stärkere abfallpolitische
Verantwortung. Die Packmittelgestaltung wurde nicht zugunsten von abfallärmeren Ver-
packungen und von Mehrwegsystemen eingeschränkt (Philipp 1993, S. 28). Vor dem Hin-
tergrund dieser nicht kooperativen Verhaltensweise der privatwirtschaftlichen Zieladressa-
ten sah sich die Bundesregierung durch den Erlass der Verordnung über die Vermeidung
von Verpackungsabfällen (VerpackV) (Bundesrat 1990b) 1990 zum ordnungspolitischen
Handeln gezwungen.
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Das Stichwort Vermeidung hatte in der VerpackV oberste Priorität. So sollten die
Produzenten auf unnötiges Verpackungsmaterial verzichten und ihre Produkte so gestal-
ten, dass sie möglichst mehrfach befüllt, und nicht-wiederbefüllbare Verpackungen nach
ihrem Gebrauch vorrangig einer stofflichen Verwertung zugeführt werden können
(Bundesrat 1990b, § 1 VerpackV). So versuchte der Staat unternehmerisches Handeln
dahingehend zu beeinflussen, „dass Herstellungsverfahren und Erzeugnisse, die mit grö-
ßeren Abfallproblemen verbunden sind, von vornherein gar nicht; oder so entwickelt
werden, dass die sich daraus ergebenden Umweltbelastungen [in den Unternehmensbe-
reich] internalisiert werden können“ (Deutscher Bundestag 1990, S. 20).

Die zweifellos bedeutsamste Vorschrift der VerpackV bezieht sich auf Rücknahme-
pflichten von Verkaufsverpackungen. Gemäß dem Verursacherprinzip wurden die Vertrei-
ber verpflichtet, „vom Endverbraucher gebrauchte Verkaufsverpackungen in oder in unmit-
telbarer Nähe der Verkaufsstelle zurückzunehmen“ und diese zusammen mit den Herstellern
„einer erneuten Verwendung oder einer Verwertung außerhalb der öffentlichen Abfallent-
sorgung zuzuführen“ (Bundesrat 1990b, § 6 Abs. I Satz 1, Abs. II Satz 1 VerpackV). Diese
Vorschrift beinhaltete jedoch zugleich eine Öffnungsklausel, wonach diese Verpflichtung
„für solche Hersteller und Vertreiber [entfällt], die sich an einem System beteiligen, das im
Einzugsgebiet des […] Vertreibers eine regelmäßige Abholung gebrauchter Verkaufsver-
packungen an den Haushaltungen oder in der Nähe der Haushaltungen gewährleistet“
(Bundesrat 1990b, § 6 Abs. III Satz 1 VerpackV).2 Von staatlicher Seite wurde Industrie
und Handel dementsprechend die Möglichkeit einer Befreiung von der unmittelbaren Rück-
nahmeverpflichtung eingeräumt – vorausgesetzt sie würden ein Duales Abfallwirtschaftssy-
stem etablieren. Somit verknüpfte die VerpackV auf steuerungspolitisch innovative Weise
„eine ordnungsrechtliche Regelung mit der expliziten Möglichkeit ihrer Suspendierung
durch privatwirtschaftliche Selbstorganisation“ (Timmermeister 1998, S. 20).

3. Institutioneller Kontext – die de jure und de facto geltenden
„rules of the game“

Ob der Bundesrat in der legislativen Entscheidungskette zur Blockadeinstanz gegenüber
der bundesdeutschen Regierungspolitik wird, ist in Anlehnung an Immergut (1992a,
1992b) kontextabhängig von den de jure und de facto geltenden „rules of the game“ – das
heißt formal-konstitutionellen Regelungen einerseits und den aus Wahlen resultierenden
Mehrheitsverhältnissen andererseits.

Die Abfallpolitik Deutschlands ist in formal-konstitutioneller Hinsicht stark föderal
geprägt – sie basiert auf einem „ausdifferenzierten Mehrebenensystem“ (Jänicke 2003).
Während auf Bundes- und Landesebene kompetenzmäßig regulative Politikmuster domi-
nieren, sind es auf kommunaler Ebene überwiegend durch Beiträge und Gebühren finan-
zierte Dienstleistungsaufgaben (Jänicke/Mez 2003, S. 603). Verfassungsrechtlich gehört
die Abfallpolitik gemäß Art. 74 Abs. I Nr. 24 Grundgesetz (GG) zum Bereich „konkurrie-
render Gesetzgebung“ zwischen Bund und Ländern. Auf Bundesebene ist das Bundesmi-
nisterium für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit (BMU), von 1987 bis 1994
durch Klaus Töpfer (CDU) geleitet, die entscheidende abfallpolitische Institution. Es
wurde 1986 in Reaktion auf die Katastrophe in Tschernobyl neu gegründet. Bis dahin war
das Bundesministerium des Inneren (BMI) federführend für die Umweltpolitik zuständig
(Jänicke/Mez 2003, S. 597). Abfallpolitische Bundesgesetze sind im Bundesrat generell
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zustimmungspflichtig. Zudem kann die Bundesregierung zur Bekämpfung der Abfall-
mengen auf der Grundlage des AbfG und nach Art. 80 Abs. II GG Rechtsverordnungen
erlassen, die wiederum eine Zustimmung des Bundesrates mit absoluter Mehrheit (Art. 52
Abs. III GG) erfordern. Somit können die Landesregierungen über den Bundesrat ent-
scheidenden Einfluss auf die deutsche Abfallpolitik nehmen. Weder der Bundestag noch
das Bundesverfassungsgericht waren in die abfallpolitische Entscheidungskette invol-
viert, so dass de jure vor allem der Abstimmung der Bundesratsmitglieder über die Ver-
packV eine zentrale Bedeutung zukam.

Die formal-konstitutionellen Regeln genügen jedoch nicht, um den Bundesrat als Veto-
punkt zu qualifizieren. So muss der Blick auch auf die de facto vorherrschenden Mehrheits-
verhältnisse und die daraus resultierende parteipolitischen Konfrontationen gerichtet wer-
den. Infolge der deutschen Wiedervereinigung fanden am 2. Dezember 1990 vorzeitige
Neuwahlen im Bund statt. Die seit 1982 amtierende, bürgerlich-konservative Regierungsko-
alition aus CDU/CSU und FDP wurde dabei mit 55 Prozent der Stimmen im Amt bestätigt.
In den Jahren 1990 und 1991 fanden zudem richtungsweisende Landtagswahlen in den drei
Bundesländern Niedersachsen, Hessen und Berlin statt. Alle drei Länder sind relativ bevöl-
kerungsreich und verfügten zusammen über ein Fünftel (14 von damals 69) der Stimmen im
Bundesrat. Sowohl in Hannover (13.05.1990) als auch in Wiesbaden (20.01.1991) ver-
drängten Bündnisse aus SPD und Grünen die dort amtierenden CDU/FDP-Koalitionen. Im
Zuge dessen versuchten insbesondere die Grünen „ihre extreme Schwäche im Bundestag
über ihre stärkere Vertretenheit im Bundesrat zu kompensieren“ (Timmermeister 1998, S.
29). In Hessen wurde Joschka Fischer grüner Umweltminister und Staatsminister für Bun-
desangelegenheiten, in Niedersachsen war Jürgen Trittin Minister für Bundes- und Europa-
angelegenheiten und damit auch zuständig für die VerpackV. Somit waren die niedersächsi-
schen und hessischen Sozialdemokraten allein aufgrund ihres grünen Koalitionspartners ge-
zwungen, gewisse umweltpolitische Konzessionen einzugehen.

Tabelle 1: Anzahl der Stimmen im Bundesrat nach Regierungs-, Oppositions- und
Mischländern 1985-1992*

Regierungskoalition
im Bundestag

Datum der
Änderungen

Regierungs-
länder

Misch-
länder

Oppositions-
länder

CDU/CSU, FDP 09.04.85 23   0 18
CDU/CSU, FDP 23.04.87 27   0 14
CDU/CSU, FDP 03.06.87 27   3 11
CDU/CSU, FDP 31.05.88 23   3 15
CDU/CSU, FDP 21.02.90 24   3 15
CDU/CSU, FDP 31.05.90 24   3 16
CDU/CSU, FDP 21.06.90 19   3 22
CDU/CSU, FDP 03.10.90 19   3 26
CDU/CSU, FDP 24.10.90 20   3 26
CDU/CSU, FDP 09.11.90 35   7 22
CDU/CSU, FDP 11.01.91 35 11 22
CDU/CSU, FDP 05.04.91 31 11 26
CDU/CSU, FDP 21.05.91 27 15 26
CDU/CSU, FDP 19.06.91 27 12 29
CDU/CSU, FDP 13.11.91 27 15 26

Quelle: Eigene Zusammenstellung nach amtlichen Endergebnissen der Landeswahlleiter. Die entsprechenden
Informationen sind zugänglich über: http://www.bundeswahlleiter.de/de/links/landeswahlleiter.html, Stand:
03.09.2009.
Fett gedruckte Stimmenanzahlen weisen auf absolute Mehrheit hin.
* Sitzverteilungen bis 10.90 ohne Berlin
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Zudem wählten die Berliner (02.12.1990) ihr Abgeordnetenhaus, woraus ein neues Re-
gierungsbündnis aus CDU und SPD resultierte. Berlin mit seinen vier Stimmen nahm da-
durch eine wichtige Rolle bei der Abstimmung über die VerpackV im Bundesrat ein,
denn bei koalitionsinternen Meinungsverschiedenheiten musste sich das Land entspre-
chend des Koalitionsvertrages der Stimme im Bundesrat enthalten (FAZ 1991b). Dies be-
deutete den Verlust der absoluten Mehrheit der unionsgeführten Länder und war damit
gleichbedeutend mit einer Nein-Stimme.

Unmittelbar vor der entscheidenden Sitzung zur VerpackV am 19. April 1991 sorgten
diese Wahlergebnisse somit für eine veränderte Stimmenverteilung in der Länderkammer.
Für die Opposition aus SPD und Grünen eröffnete sich damit via Bundesrat die Möglich-
keit, Einfluss auf die Ausgestaltung der VerpackV zu nehmen, indem sie dem Regie-
rungslager Konzessionen abverlangen, und andernfalls mit einer kompletten Blockade
drohen konnten.

4. Die Analyse des politischen Entscheidungsprozesses – Zwischen
Korporatismus und Vetopolitik

4.1 Der VerpackV-Entwurf der Bundesregierung

Infolge der veränderten Zielsetzungen in der Abfallpolitik seit 1986 forderte die Bundes-
regierung von Industrie und Handel konsequent die Übernahme von mehr Verantwortung
im Sinne des Verursacher-, Vorsorge- und Kooperationsprinzips. Im Januar 1990 wurden,
wie oben erwähnt, die Zielfestlegungen zur Vermeidung, Verringerung oder Verwertung
von Abfällen von Verkaufsverpackungen aus Kunststoff für Nahrungs- und Genussmittel
sowie Konsumgüter bekannt gegeben.

Nur wenig später, im März 1990, appellierte der Bundesrat in einem offiziellen Be-
schluss an die Bundesregierung, über die relativ unverbindlichen Zielfestlegungen hin-
aus, ordnungspolitische Maßnahmen auf der Grundlage des AbfG zu ergreifen (Bundes-
rat 1991o). Gerade bei den Kunststoffverpackungen sollten fortan „Nägel mit Köpfen“
(Erwin Vetter (CDU), Umweltminister Baden-Württemberg, zitiert nach Bundesrat
1990f, S. 99(A)) gemacht werden. Die Bundesregierung begrüßte diese Initiative und
kündigte an, gegebenenfalls „im Herbst 1990 Rücknahmeverpflichtungen für den Handel
durch Verordnung“ einzuführen (ebd., S. 99(D)).

Aufgrund der anhaltenden Passivität von Herstellern und Vertreibern legte Bun-
desumweltminister Töpfer im Juni 1990 den ersten Entwurf einer VerpackV vor. Dieser
beinhaltete ein umfassendes politisches Programm zur Lösung des Entsorgungsnotstands
im Verpackungsmittelbereich. Nach korporatistischen Gesprächen mit betroffenen Ver-
bänden und Institutionen (BMU 1990b) wurde der Entwurf nochmals überarbeitet und im
November 1990 verfassungsgemäß vom Bundeskanzler an den Bundesrat überwiesen.

Die wichtigste formal-rechtliche Bestimmung der VerpackV sah vor, dass die Ver-
treiber gebrauchte Verpackungen in oder in unmittelbarer Nähe ihrer Verkaufsstelle zu-
rücknehmen und diese zusammen mit den Herstellern einer erneuten Verwendung oder
einer Verwertung außerhalb der öffentlichen Abfallentsorgung zuführen. Alternativ zu
dieser unmittelbaren Rücknahme eröffnete der Staat Industrie und Handel die Möglich-
keit, ein Duales Abfallwirtschaftssystem zu etablieren und die Abfälle an den Haushal-
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tungen oder in deren Nähe abzuholen. Dieses existiert neben der öffentlichen Abfallent-
sorgung und ist ausschließlich für die Sammlung, Sortierung und Wiederverwertung ge-
brauchter Verkaufsverpackungen zuständig. Die öffentliche Abfallentsorgung besteht
weiter und entsorgt den klassischen Hausmüll sowie die von der privaten Abfallwirtschaft
aussortierten bzw. nicht-verwertbaren Verpackungsabfälle.

Davon versprach sich die Bundesregierung eine spürbare Entlastung der chronisch
überfüllten kommunalen Abfalldeponien und Müllverbrennungsanlagen. Um dies zu ge-
währleisten, wurde die Einrichtung des Dualen Abfallwirtschaftssystems an strenge qua-
litative Richtlinien sowie quantitative Standards der Erfassung, Sortierung und Verwer-
tung geknüpft.3 Im Falle einer nicht fristgemäßen Einhaltung dieser Quoten drohte der
Privatwirtschaft automatisch das Inkrafttreten der unmittelbaren Rücknahme- und Ver-
wertungspflichten.

4.2 Die Positionen der Interessengruppen zum Entwurf der VerpackV

Mit dem Entwurf der VerpackV unternahm die Bundesregierung den erstmaligen Ver-
such, Hersteller und Vertreiber von Verpackungen rechtlich bindend zur Verantwor-
tungsübernahme für die Abfallproblematik zu zwingen. Dies hatte sich bereits seit der
Neufassung des AbfG 1986 abgezeichnet. Infolge dessen hatten sich die betroffenen pri-
vatwirtschaftlichen Kreise organisiert. Ziel war es, wirksam als homogene ökonomische
Interessenvertretung gegenüber dem Staat aufzutreten. Zu diesem Zweck wurde die Ar-
beitsgemeinschaft Verpackung+Umwelt e.V. (AGVU) gegründet, die „die Interessen der
gesamten Wertschöpfungskette des Produktes Verpackung – vom Rohmaterial über
sämtliche Veredelungs- und Vertriebsstufen bis zum Recycling“ vertritt (AGVU 2009).

Unmittelbar vor der Vorlage der VerpackV durch das BMU verständigten sich die
beteiligten Wirtschaftskreise im März und Mai 1990 darauf, „Lösungsansätze für eine
privatwirtschaftlich organisierte Wertstofferfassung weiterzuentwickeln und ein
[marktkonformes] Konzept zur Dualen Abfallwirtschaft zu konkretisieren“ (Bundesrat
1990e, S. 3). Bereits 1989 hatte die AGVU ein wissenschaftliches Gutachten zum Aufbau
eines solchen Systems in Auftrag gegeben (Timmermeister 1998, S. 26). Im August 1990
präsentierte die AGVU schließlich das daraus abgeleitete Modell der Öffentlichkeit.

Für ihre Mitglieder war es absolut prioritär „die Rückführung verbrauchter Verpak-
kungen über die Versorgungsschiene“ zu verhindern und ein System zu schaffen, das
„[…] nicht zur Belastung für die Läden […]“ wird (Bundesrat 1990a, S. 1), denn insbe-
sondere dem Handel kommt als „Bindeglied zwischen Hersteller und Verbraucher eine
Schlüsselrolle zu“ (Philipp 1993, Vorwort). Gesetzt den Fall es gälte eine unmittelbare
Rücknahmepflicht für gebrauchte Verpackungen, würde gemäß der VerpackV „[…] aus-
schließlich der Handel, als einziger der beteiligten Marktpartner, durch die Übertragung
der Einsammelfunktion in die Pflicht genommen werden“ (Bundesrat 1991a). Der Handel
wollte somit nicht zum „Mülleimer der Nation“ werden (Europaverband der
Selbständigen, zitiert nach Der Spiegel 1991c, S. 125).

Im September 1990 wurde schließlich die Duales System Deutschland GmbH (DSD
GmbH)4 als Trägerorganisation für das Duale Abfallwirtschaftssystem gegründet (Philipp
1993, S. 38). Die wichtigsten Aufgaben der DSD GmbH sind die Beauftragung von Ent-
sorgungsunternehmen zur haushaltsnahen Erfassung und Sortierung von Verkaufsverpak-
kungen und die Vergabe des so genannten Grünen Punktes als Finanzierungs-, Material-



96 Daniel Seifert

kennzeichnungs- und Marketingsymbol. Vertragspartner des Grünen Punktes können
demnach der „Hersteller des Verpackungsvormaterials, der Verpackung, des verpackten
Produkts, der Importeur oder das Handelsunternehmen sein“ (Bundesrat 1990a, S. 11).
Diese müssen zugleich als Garantiegeber für die Abnahme und Verwertung der durch die
Entsorgungsunternehmen erfassten gebrauchten Verpackungen bürgen (Thywissen 1995,
S. 136).

Die Interessen der Privatwirtschaft wurden während der Beratungsphase über die
VerpackV im Bundesrat im Wesentlichen durch den BDI – teilweise im Zusammenspiel
mit dem Deutschen Industrie- und Handelstag (DIHT) – vertreten. Beide Organisationen
wirkten bereits entscheidend am Aufbau der DSD GmbH mit (Philipp 1993, S. 37) und
standen dem Dualen Abfallwirtschaftssystem dementsprechend sehr positiv gegenüber.
Ihre Vertreter sprachen sich ausdrücklich gegen eine Verschärfung der VerpackV im
Bundesrat aus – vor allem gegen eine weitere Anhebung materieller Anforderungen und
aus ihrer Sicht unrealistische Umsetzungsfristen (Bundesrat 1991b, S. 4). Außerdem for-
derten sie eine Gleichrangigkeit der stofflichen und thermischen Verwertung der ge-
brauchten Verkaufsverpackungen (Bundesrat 1990c, S. 2). Stoffliche Verwertung be-
zeichnet dabei „das Gewinnen von Stoffen oder die Nutzung von Stoffen für den ur-
sprünglichen Zweck oder für andere Zwecke“ und thermische Verwertung die „Verbren-
nung von Stoffen zur unmittelbaren Energierückgewinnung“ (BMU, zitiert nach
Thywissen 1995, S. 130). Ob dem stofflichen Verwertungsverfahren der absolute Vorrang
vor dem thermischen eingeräumt werden sollte, stellte eine entscheidende Frage im Ver-
lauf des politischen Entscheidungsprozesses dar.

Grundsätzlich verfolgten die Akteure aus Industrie und Handel eine eher defensiv
ausgerichtete Strategie. So würdigten sie gebetsmühlenartig ihre „Selbsthilfeeinrichtung“
(Bundesrat 1991b), die DSD GmbH, und beanspruchten die Bestandswahrung des von
der AGVU erstellten Konzepts einer Dualen Abfallwirtschaft. Es schien, als hätten sie
mit der Gewährung der Öffnungsklausel durch die Bundesregierung ihr wichtigstes Ziel
bereits erreicht: die Vermeidung einer rigiden Staatsintervention in Form unmittelbarer
Rücknahme- und Verwertungspflichten.

Erklärungsgründe für diese Haltung unterbreitet Timmermeister (1998). Demnach er-
örterte Bundesumweltminister Töpfer (CDU) die Idee einer Dualen Abfallwirtschaft mit
dem BDI und dem DIHT, „lange bevor überhaupt ein Entwurf der VerpackV in der Öf-
fentlichkeit diskutiert wurde“ (ebd., S. 28). Außerdem war offenkundig, dass ein ehema-
liger Mitarbeiter des bis Anfang der 80er Jahre traditionell FDP-geführten BMI (bis zur
Gründung des BMU 1986 zuständig für Fragen der Umweltpolitik) entscheidend daran
mitwirkte, die Konzeptideen der AGVU „[…] über ein enges Netzwerk personeller Kon-
takte in die administrativen Policy-Maker im BMU zu übertragen […]“ (ebd., S. 26).
Daraus wiederum resultierten „[…] Beziehungen zur Spitze der FDP-Bundestagsfraktion,
die seitens der AGVU zur Popularisierung ihrer konzeptionellen Ideen genutzt werden
konnten […]“ (ebd., S. 27). Dieser Erklärungsansatz erscheint im Lichte der grundsätz-
lich wirtschaftsliberalen Programmatik der Freien Demokraten und ihrem Politikansatz
des „marktwirtschaftlichen Umweltschutzes als Alternative zur staatlichen Intervention“
(FAZ 1991b) durchaus plausibel.

Auch wenn die Idee der Einführung einer Öffnungsklausel in die VerpackV in infor-
mellen Diskussionen entstanden und durch das BMU ausgearbeitet worden war, boten die
Verhandlungen im Bundesrat und der damit verbundene Einfluss der Landesregierungen
Umweltschutzinteressen einen wichtigen Ansatzpunkt, korrigierend zugunsten der Um-
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welt in den Rechtssetzungsprozess einzugreifen. Während es den Verpackungsmüllverur-
sachern aus ökonomischen Gründen tendenziell eher darum ging „das Müllvermeiden zu
vermeiden“ (Vorholz 1991), hatten vor allem der BUND und die Bundesvereinigung
kommunaler Spitzenverbände großes Interesse an einer politischen Lösungsstrategie zur
quantitativen Reduktion der hohen Abfallmengen im Verpackungsbereich. Die Positionen
beider Interessengruppen waren nahezu identisch. Beide Organisationen standen der Ver-
packV zwar grundsätzlich positiv, der Öffnungsklausel zur Befreiung von Industrie und
Handel von der unmittelbaren Rücknahmepflicht dagegen sehr skeptisch gegenüber. Ihr
Hauptkritikpunkt war, dass der Verordnungsentwurf des BMU den Verpackungsmüllver-
ursachern keinerlei Anreize zu einer künftig stärkeren Vermeidung und sparsameren Um-
gangsweise mit Verpackungsmaterial biete.

Der BUND kritisierte den Grünen Punkt – das medienwirksame Symbol der DSD
GmbH – als „vorgegaukeltes ökologisches Gütezeichen, das dem Verbraucher ein gutes
Gewissen machen und zu weiterem bedenkenlosen Konsum von Einwegverpackungen
anregen soll“ (Bundesrat 1990d). Die Umweltschützer forderten daher im Verlauf der
Bundesratsberatungen die Anwendung strikterer abfallpolitischer Maßnahmen, das heißt
eine deutlich rigidere Fassung der VerpackV. So sollte dem vom BUND als ökologisch
verträglicher eingestuften stofflichen Verwertungsverfahren absolute Priorität vor dem
thermischen eingeräumt und außerdem eine nachhaltige Stärkung der Mehrwegverpak-
kungssysteme garantiert werden (ebd.).

In ähnlicher Weise argumentierten die politischen Akteure der lokalen Ebene. Die fö-
deral organisierten kommunalen Spitzenverbände traten gegenüber den politischen Ent-
scheidungsträgern ebenfalls dafür ein, Industrie und Handel durch strengere autoritative
Maßreglungen in die Verantwortung zu nehmen. Um das Ziel der substanziellen Abfall-
vermeidung zu erreichen, sahen sie die Einführung einer unmittelbaren Rücknahme- und
Verwertungspflicht für die Adressaten als adäquate Lösung an. Darüber hinaus verlang-
ten sie – wie der BUND – nachdrücklich, gebrauchte Verpackungen unter allen Umstän-
den stofflich und nicht thermisch zu verwerten, sowie die Frist für die quantitativen Er-
fassungsquoten des Dualen System zu verschärfen (Bundesrat 1991c). Schließlich waren
es Städte, Landkreise und Gemeinden, die von den stetig wachsenden Müllbergen am
stärksten betroffen waren.

4.3 Die Beratungsphase im Bundesrat

Nachdem der Regierungsentwurf der VerpackV im November 1990 vom Bundeskanzler
an den Bundesrat überwiesen worden war, begannen Anfang 1991 intensive Ausschuss-
beratungen. Federführend war der Ausschuss für Umwelt, nachgeordnet beteiligt die
Ausschüsse für Wirtschaft, Gesundheit und Recht. Es bestand ein erhöhter Abstimmungs-
und Kompromissbildungsbedarf, da die Länderkammer einerseits in letzter Instanz über
die VerpackV entschied und andererseits die dafür notwendige absolute Mehrheit der
unionsgeführten Bundesländer nicht gesichert war.

Gemeinschaftlich erarbeiteten die Abgesandten der verschiedenen Landesregierungen
mehrere inhaltliche Änderungsvorschläge für den VerpackV-Entwurf der Bundesregie-
rung. Entgegen den Interessen der Privatwirtschaft sahen sie Verschärfungen und Erwei-
terungen einzelner Bestimmungen vor. Die zentrale Kontroverse im Zuge der Verhand-
lungen bestand darin, wie strikt das Gebot der Abfallvermeidung in die VerpackV Ein-
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gang finden sollte. Während der Umweltausschuss grundsätzlich für ein möglichst hohes
Umweltschutzniveau plädierte, forderte der Wirtschaftsausschuss den VerpackV-Entwurf
der Bundesregierung in seiner ursprünglichen Fassung zu erhalten (FAZ 1991a). Daraus
wird ersichtlich, dass analog zu den Interessengruppen auch auf politischer Ebene ein
Konflikt bestand zwischen eher ökologisch ausgerichteten Ansprüchen auf der einen
Seite und eher ökonomisch ausgerichteten Standpunkten auf der anderen Seite. Diese
Konstellation spiegelt sich auch in den finalen Empfehlungen der Ausschüsse vom März
1991 (Bundesrat 1991d)5 wider.

Demzufolge sollten gebrauchte Verpackungen auf jeden Fall stofflich verwertet wer-
den, wogegen der Wirtschaftsausschuss in den Beratungen Widerspruch einlegte und
weiter auf der Gleichrangigkeit von stofflichem und thermischem Recycling beharrte.
Des Weiteren sollte die Trägerorganisation des Dualen Abfallwirtschaftssystems die ge-
brauchten Verpackungen nicht nur bei privaten Haushaltungen sondern bei sämtlichen
Endverbrauchern6 abholen. Auch diesem Beschluss verweigerte der Wirtschaftsausschuss
die Zustimmung, da er dadurch die Erfüllung der quantitativen Erfassungsquoten gefähr-
det sah. Abgesehen vom Wirtschaftsausschuss empfahlen die Ausschüsse außerdem, bei
Getränkeverpackungen eine höhere und nach Sorten differenzierte Mehrwegquote festzu-
schreiben.7

Einstimmig forderten alle Ausschüsse, dass die behördliche Genehmigung des Dua-
len Abfallwirtschaftssystems von dessen Abstimmung mit den vorhandenen Sammel- und
Verwertungssystemen der Kommunen abhängig sein sollte. Dies sollte eine bestmögliche
Optimierung der vorhandenen Kapazitäten zugunsten der vom Abfall hauptsächlich be-
troffenen lokalen Akteure gewährleisten. Ferner proklamierten die Ausschüsse einver-
nehmlich verschiedene Entschließungsempfehlungen an die Bundesregierung, die über
den Reglungsinhalt der VerpackV hinausreichten. So sollte das BMU beispielsweise
Verbote bestimmter Verpackungen durchsetzen und zur Bewertung der Umweltverträg-
lichkeit einzelner Verpackungsarten Ökobilanzen erstellen.

Während der Ausschussberatungen machten die Sozialdemokraten deutlich, dass „die
Mehrheit der SPD-geführten Länder einschließlich Berlins in der Länderkammer ’nur ei-
ner echten Abfall-Vermeidungsverordnung’ zustimmen“ werden (Monika Griefhahn
(SPD), Umweltministerin Niedersachsen, zitiert nach Der Spiegel 1991b, S. 17). Es bleibt
dennoch festzuhalten, dass sich ökologische und ökonomische Interessen nicht eindeutig
parteipolitisch zuordnen lassen. So protegierten die abschließenden Ausschussempfeh-
lungen insgesamt stärker ökologische Positionen, was auf einen weitgehenden Konsens
im federführenden Umweltausschuss zwischen unionsgeführten und SPD-geführten Bun-
desländern hindeutet. Dieser Befund reflektiert zum einen die Antizipation der Mehr-
heitsverhältnisse im Bundesrat sowie andererseits den starken gesellschaftlichen Pro-
blemdruck und die zunehmende Bedeutung umweltpolitischer Belange im Parteienwett-
bewerb der Bundesrepublik.

Neben den Empfehlungen der Bundesratsausschüsse stellten einzelne Landesregie-
rungen Änderungsanträge zum Regierungsentwurf der VerpackV, um ihren Positionen
Nachdruck zu verleihen. Dies waren in erster Linie die stimmgewichtigen Bundesländer
Bayern (CSU), Baden-Württemberg (CDU), Niedersachsen (SPD/GRÜNE) und Nord-
rhein-Westfalen (SPD).

Insbesondere Bayern setzte sich für noch rigidere Maßnahmen zur Bekämpfung des
Abfalls ein. Zum einen sollten angelehnt an das am 1. März 1991 in Kraft getretene neue
bayerische Abfallgesetz8 bestimmte Verpackungsarten, wie z.B. Getränkedosen, nicht im
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Dualen Abfallwirtschaftssystem gesammelt, sortiert und verwertet werden (Bundesrat
1991e). Zum anderen forderte die bayerische Landesregierung analog zum Umweltaus-
schuss die zügige Festschreibung einer höheren und nach Getränkearten differenzierten
Mehrwegquote für Getränkeverpackungen (Bundesrat 1991f). Damit vertrat die Landes-
regierung Bayerns regionenspezifisch die Interessen zahlreicher kleiner und mittelständi-
scher Brauereien.9

Durch diese Positionierung der traditionell stark bundespolitisch ambitionierten CSU
erhöhte sich der Druck auf die Bundesregierung, an welcher die CSU selbst als Koaliti-
onspartner beteiligt war. Unabhängig vom Abstimmungsverhalten Berlins drohte somit
der Verlust der absoluten Bundesratsmehrheit im Falle einer Ablehnung der VerpackV
durch Bayern. Dies verdeutlicht, dass nicht nur die oppositionellen Parteien im Bundesrat
potentielle Vetoakteure sein können.

Gegen den Antrag Bayerns, eine sofortige Erhöhung und Differenzierung der Mehr-
wegquoten im Getränkeverpackungsbereich festzuschreiben, wendeten sich Baden-
Württemberg (CDU) und Berlin (CDU/SPD) (Bundesrat 1991g). Beide Länder plädierten
dafür die Quoten bis zum Jahr 2000 stufenweise zu erhöhen.

Niedersachsen (SPD/GRÜNE) und Nordrhein-Westfalen (SPD) vertaten während der
Verhandlungen im Wesentlichen Positionen des BUND und der Bundesvereinigung der
kommunalen Spitzenverbände. Insbesondere die niedersächsische Landesregierung stritt
in der Länderkammer für einen absoluten Vorrang des stofflichen Recyclingverfahrens
gegenüber dem thermischen (Bundesrat 1991h),10 was auf die Regierungsbeteiligung der
ökologisch ausgerichteten Grünen zurückgeführt werden kann.

Die wesentlichen Streitpunkte im Bundesrat waren somit zum einen, ob das stoffliche
Recyclingverfahren gegenüber dem thermischen absolut zu priorisieren sei oder nicht.
Die Befürworter – der Umweltausschuss, die Länder Niedersachsen (SPD/Grüne) und
Nordrhein-Westfalen (SPD), der BUND und die Kommunen – befürchteten andernfalls,
dass die privatwirtschaftlichen Träger des Dualen Abfallwirtschaftssystems, das Gros der
Verpackungsabfälle aus Kostengründen verbrennen würde. Zum anderen wurde die in der
VerpackV festgelegte Höhe der Mehrwegquote von 72 Prozent problematisiert. Die Be-
fürworter einer höheren und nach Getränkesorten differenzierten Mehrwegquote – der
Umweltausschuss, das Land Bayern (CSU), Teile der deutschen Getränkeindustrie und
der BUND – wollten damit aus wirtschaftlichen und ökologischen Gründen die weitere
Verbreitung von Einwegverpackungen eindämmen (Vorholz 1991).

Die Analyse der Beratungsphase im Bundesrat zeigt, dass die stimmgewichtigen
Länder zwar Veränderungsbedarf bei einzelnen Bestimmungen der VerpackV sahen. Im
Großen und Ganzen stimmten sie aber mit der politischen Initiative von Bundesumwelt-
minister Töpfer und der Einführung des Dualen Abfallwirtschaftssystems überein. Dies
wird nicht zuletzt daraus ersichtlich, dass kein Land mit größerem Nachdruck die Befrei-
ung der Privatwirtschaft von der unmittelbaren Rücknahme- und Verwertungspflicht von
Verpackungen in Frage stellte.

4.4 Die entscheidende Sitzung des Bundesrates

Ursprünglich sollte der Bundesrat am 22. März 1991 über die VerpackV abstimmen. In
bis dahin historisch einmaliger Weise (FAZ 1991c) wurde die entscheidende Sitzung je-
doch kurzfristig durch einen Antrag von Baden-Württemberg auf den 19. April 1991
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vertagt (Bundesrat 1991l, S. 78 (B)). Nur wenig später, am 21. April, fanden in Rhein-
land-Pfalz (vier Stimmern im Bundesrat) Landtagswahlen statt. Die zeitliche Nähe zu den
Landtagswahlen spricht dafür, dass die Auswahl des Datums für die Abstimmung im
Bundesrat aus wahltaktischen Gründen erfolgte, um das umweltpolitische Profil der Union
kurz vor der Wahl zu stärken. Die Strategie, damit zusätzliche Wählerschichten für sich
zu gewinnen, ist offensichtlich nicht aufgegangen. Ein Bündnis aus SPD und FDP löste
nach der Konstituierung des neu gewählten Landtages die amtierende schwarz-gelbe Ko-
alition in Rheinland-Pfalz ab.

Schließlich verabschiedete der Bundesrat die VerpackV am 19. April 1991 (Bundes-
rat 1991m, S. 125 (C)). Dem war eine Einigung in den wesentlichen Streitpunkten zwi-
schen den Akteuren vorausgegangen. So wurde das stoffliche Recyclingverfahren absolut
gegenüber dem thermischen priorisiert (Bundesrat 1991n, S. 4), womit die ökologische
Interessenvertretung, eine ihrer zentralen Forderungen durchgesetzt hatten.

Eine wichtige Voraussetzung dafür war die Unterstützung durch Bundesumweltmini-
ster Klaus Töpfer (CDU), der die Möglichkeit einer Blockade der VerpackV im Bundes-
rat erfolgreich dazu genutzt hatte, den Regierungsentwurf zugunsten umweltpolitischer
Interessen abzuwandeln. Da er sich eindeutig zum Recyclingverfahren der stofflichen
Verwertung bekannte, signalisierte er in dieser Angelegenheit Kooperationsbereitschaft
seitens der Bundesregierung (Timmermeister 1998, S. 34). Töpfer spielte generell eine
wichtige Rolle in der abschließenden Abstimmung. Timmermeister (1998, S. 35) sieht in
ihm einen „strategisch kompetente[n] Policy-Maker“, da er im Bundesrat erfolgreich für
eine parteiübergreifende Zustimmung zur VerpackV warb. So beschwor er nochmals die
gesamtgesellschaftliche Verantwortung für die Abfallproblematik und wies eindringlich
auf den innovativen Charakter der den gesamten Verpackungsbereich erfassenden Ver-
ordnung hin: „Erstmals wird in der BRD und weltweit denjenigen, die ein Produkt her-
stellen und es vertreiben, die Pflicht auferlegt, das gebrauchte Produkt […] zurückzu-
nehmen und für dessen Entsorgung die Verantwortung zu übernehmen“ (Klaus Töpfer
(CDU), Bundesumweltminister, zitiert nach Bundesrat 1991m). Der Bundesumweltmini-
ster verstand sich selbst als „Vordenker einer qualitativ anderen […] – nicht bloß reagie-
renden – […] Umweltpolitik“, weshalb „[…] ihm die Grünen, der BUND und die SPD
entsprechenden Respekt zollten […]“ (Butzlaff 2009, S. 130-132).

Auch bezüglich der umstrittenen Mehrwegquote konnte durch eine partei- und län-
derübergreifende Initiative11 eine Einigung erreicht werden. Der Kompromiss bestand
darin, vorerst an der Quote von 72 Prozent festzuhalten und drei Jahre nach Inkrafttreten
der VerpackV erneut über die Frage der Erhöhung und Differenzierung der Mehrwegan-
teile zu entscheiden (Bundesrat 1991n, S. 21). Damit konnten sich die maßgeblich auf
das Land Bayern zurückgehenden Forderungen des Umweltausschusses (Bundesrat
1991l, S. 117 (C)) sowie die Ansprüche des BUND, mit sofortiger Wirkung höhere und
nach Getränkearten differenzierte Mehrwertquoten für Getränkeverpackungen festzule-
gen, letztlich nicht durchsetzen. Interessanterweise gelang es Bayern in diesem Punkt
nicht, die SPD-geführten Bundesländer auf seine Seite zu ziehen, um so die restlichen
unionsgeführten Länder zu überstimmen. Die Gründe hierfür sind in erster Linie länderspe-
zifischen Besonderheiten geschuldet. So ist es für die nord- und westdeutschen Bundeslän-
der wesentlich schwieriger, ohne Weiteres eine höhere Mehrwegquote zu erreichen, als et-
wa für Bayern mit seinen zahlreichen Brauereien (Bundesrat 1991l, S. 120 (D)).

Der Bundesrat befürwortete auch weitere Änderungs- und Entschließungsanträge zur
VerpackV. Dazu gehörte die Ausdehnung der Abholpflicht gebrauchter Verkaufsverpak-
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kungen durch die Träger des Dualen Abfallwirtschaftssystems auf sämtliche Endverbrau-
cher (Bundesrat 1991n, S. 15) und die Verpflichtung der Träger des Dualen Abfallwirt-
schaftssystems zur Abstimmung auf „vorhandene Sammel- und Verwertungssysteme der
entsorgungspflichtigen Körperschaften“ (Bundesrat 1991n, S. 16). Außerdem wurde die
Bundesregierung zu weiterführenden Maßnahmen aufgefordert. Sie sollte u.a. „über die
VerpackV hinaus einen Katalog von unangemessenen und ökologisch bedenklichen Ver-
packungen aufstellen, die verboten werden sollen“ (ebd., S. 26) sowie zur Bewertung der
Umweltverträglichkeit einzelner Verpackungsarten Ökobilanzen erstellen. Die relativ
strikten Auflagen bei der Einrichtung des Dualen Abfallwirtschaftssystems in Form von
Fristen sowie Erfassungs-, Sortier- und Verwertungsquoten blieben dagegen unverändert.

Letztendlich muss darauf verwiesen werden, dass mit der Verabschiedung der Ver-
packV 1991 zum ersten Mal überhaupt in der Geschichte der Bundesrepublik die Haupt-
verursacher der Abfallproblematik – Verpackungshersteller und -vertreiber – zur Verant-
wortung gezogen wurden. Damit hatte sie unbestritten innovativen Charakter. Der Grüne
Punkt – das Marken- und Finanzierungszeichen der Trägerorganisation des Dualen Ab-
fallwirtschaftssystems – findet sich zwanzig Jahre nach seiner Einführung auf zahlreichen
Verpackungen im Handel wieder und das in mittlerweile 24 weiteren europäischen Staa-
ten (Der Grüne Punkt 2009).

5. Fazit

Im Mittelpunkt des vorliegenden Beitrags stand die Analyse des politischen Entschei-
dungsprozesses im Bundesrat, der zur Verabschiedung der VerpackV 1991 führte. Dieser
war durch eine relativ lange Verhandlungsphase zwischen Bund und Ländern geprägt, an
dessen Ende ein parteiübergreifender Konsens in Bezug auf die wesentlichen Streitpunkte
stand.

Basierend auf Initiativen von Niedersachsen und Nordrhein-Westfalen einigten sich
Regierungs- und Oppositions-Länder auf die absolute Priorisierung des als ökologisch
verträglicher angesehenen stofflichen Recyclingverfahrens. Damit konnten der BUND
und die Bundesvereinigung der kommunalen Spitzenverbände eine ihrer wichtigsten For-
derungen gegenüber den politischen Entscheidungsträgern im Bundesrat durchsetzen.
Auch bei der Ausgestaltung der umstrittenen Mehrwegquote wurde eine Kompromisslö-
sung erreicht. Explizit an dieser Stelle wurde deutlich, dass länderspezifische Interessen
im Zweifel entscheidender sein können als parteitaktisches Handeln im Sinne einer Blok-
kadepolitik.

Die wichtigste Vorschrift der VerpackV ermöglichte es dem Staat, Hersteller und
Vertreiber zur unmittelbaren Rücknahme gebrauchter Verpackungen an ihren Niederlas-
sungen zu zwingen. Diese ordnungspolitische Klausel stand jedoch eher symbolhaft für
den „Schatten der Hierarchie“ (Scharpf 1991), wonach der Staat den freien Kräften des
Marktes notfalls Schranken setzen würde. Bereits lange im Vorfeld war es den betroffe-
nen Wirtschaftskreisen gelungen, ihre heterogenen Brancheninteressen effektiv zu bün-
deln und gegenüber den zentralen politischen Akteuren mit Erfolg zu vertreten. So konnte
unter Federführung des BDI und mittels informeller Kontakte zur FDP und dem BMU die
ausschließliche Statuierung einer unmittelbaren Rücknahmepflicht für Verpackungen
verhindert und die Einrichtung eines privatwirtschaftliche organisierten Dualen Abfall-
wirtschaftssystems erreicht werden.
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Dagegen sprachen sich der BUND und die Bundesvereinigung kommunaler Spitzen-
verbände aus, mit dem Argument, dass damit zwar die Sammlung, Sortierung und Ver-
wertung des Mülls sichergestellt sei, die langfristige Verminderung der Abfallmenge und
des Verpackungsmaterials indes keinesfalls. Mit dieser Forderung konnten sich beide Or-
ganisationen jedoch nicht gegenüber den politischen Entscheidungsträgern durchsetzen,
denn charakteristisch für die Beratungsphase im Bundesrat war, dass trotz mangelnder
Mehrheit der Regierungsländer, von Seiten der SPD kein Veto gegen diese wirtschafts-
freundliche Vorschrift eingelegt wurde. Dies kann zum einen auf den hohen Problem-
druck und das Fehlen eines Alternativkonzepts zurückgeführt werden. Angesichts der ge-
stiegenen Bedeutung umweltpolitischer Fragen im Parteienwettbewerb wäre die bloße
Blockade der Verpackungsverordnung durch die Oppositionsparteien, ohne den Wählern
dabei eine alternative, vermeintlich bessere Lösung des Müllproblems zu präsentieren,
kaum der Logik des Parteienwettbewerbs gerecht geworden.

Zum anderen war die Kompromissfindung im Bundesrat, die weitgehend den Um-
weltinteressen entgegen kam, sicher auch das Verdienst von Bundesumweltminister Töp-
fer, der sich mit viel Engagement und Verhandlungsgeschick dafür eingesetzt hatte. Töp-
fer verstand es während der Verhandlungen um die VerpackV erfolgreich für einen über-
parteilichen Konsens in Bezug auf das Duale Abfallwirtschaftssystem zu werben. Ent-
scheidend für seinen Erfolg war jedoch vor allem auch die Macht der Oppositionspartei-
en, den Verordnungsentwurf im Bundesrat zu blockieren. Nur angesichts eines möglichen
Scheiterns des Regierungsentwurfes lässt sich die Kompromissbereitschaft der Regierung
gegenüber den oppositionsgeführten Ländern ebenso wie gegenüber denjenigen unions-
regierten Ländern erklären, die eine umweltpolitisch ambitioniertere Position zur Verpak-
kungsverordnung vertraten.

Der hier untersuchte Fall zeigt also, dass eine parteipolitische Inkongruenz zwischen
Bundestags- und Bundesratsmehrheit keinesfalls zwangsläufig zu einer Politikblockade
entsprechend der Wettbewerbslogik zwischen den Parteien führen muss. Vielmehr hat
sich erst durch diese politische Konstellation die Möglichkeit eröffnet, eine von ökono-
mischen Interessen geprägte, in korporatistischen Strukturen ausgehandelte Politik im
Konsens zugunsten des Umweltschutzes zu korrigieren. Die Verpackungsverordnung von
1991 stellt daher ein Beispiel erfolgreicher „Politik des mittleren Weges” dar, die die An-
liegen von Ökonomie und Ökologie – sicher nicht versöhnte – aber dennoch zusammen-
führte.

Anmerkungen

1 „Hausmüllähnliche Gewerbeabfällen sind Abfälle die in Gewerbebetrieben, Geschäften, Dienstleistungs-
betrieben, öffentlichen Einrichtungen und Industrieunternehmen anfallen“ (Berliner Stadtreinigung 2009).

2 Zu den Herstellern zählen die Verpackungsmittelindustrie (Vormaterialhersteller), die Verpackungsindu-
strie, die Konsumgüterindustrie bzw. die Abfüller. Mit Vertreibern sind der Groß- und Einzelhandel ge-
meint.

3 So musste das Duale Abfallwirtschaftssystem bis zum 1. Januar 1993 im Jahresdurchschnitt beispielswei-
se mindestens 30 Gewichtsprozent aller im Einzugsgebiet anfallenden Kunststoffe von den Endverbrau-
chern einsammeln und davon wiederum mindestens 30 Gewichtsprozent in stofflich verwertbarer Qualität
aussortieren und einer anschließenden Verwertung zuführen. Neben Kunststoffen müssen Glas, Weiß-
blech, Aluminium, Pappe, Karton, Papier und Verbunde eingesammelt, sortiert und verwertet werden. Die
jeweiligen Quoten erhöhen sich jeweils ab 1. Juli 1995 (Bundesrat 1990b, Anhang zu § 6 Abs. III).

4 Die DSD GmbH bestand aus 95 Unternehmen verschiedener Wirtschaftsbranchen.
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5 Die im Text folgenden Ausführungen über die Vorschläge der Bundesratsausschüsse sind, wenn nicht an-
ders belegt, ebenfalls diesem Dokument entnommen.

6 Darunter fallen z. B. Krankenhäuser, Kasernen, Behörden und Gewerbebetriebe.
7 Im Entwurf der Bundesregierung war eine Mehrwegquote von mindestens 72 Prozent vorgeschrieben.
8 In dem AbfG wurde u. a. ein Abfallvermeidungs- und Schadstoffverringerungsgebot sowie die stoffliche

Verwertung als vorrangig anzuwendendes Verwertungsverfahren festgeschrieben (Die Welt 1991). Kurz
zuvor hatte die lokale Interessengruppe Das bessere Müllkonzept Bayern e.V. zusammen mit dem BUND
und den Grünen im Freistaat einen Volksentscheid initiiert, um das AbfG zu ändern (Das bessere
Müllkonzept 2009, Mehr Demokratie e.V. 2009). Der ökologische Gesetzentwurf der engagierten Bürger
unterlag mit 43 zu 51 Prozent knapp dem Gegenentwurf der CSU-Landesregierung (Kostede 1991). Ent-
scheidend daran war, dass die CSU essentielle Vorschläge der Bürgerbewegung aufgriff. „Die Abstim-
mung hat republikweit exemplarische Bedeutung […], da damit in Bayern erstmals die Abfallvermeidung,
[…] bisher nur durch Vorschriften geregelt […], in den Gesetzesrang erhoben wird“ (Der Spiegel 1991a,
S. 66). So stellte die Landesregierung „das Vermeiden und Wiederverwerten von Müll durch Sammeln,
Trennen, Sortieren und Recycling geeigneter Stoffe als vorrangige Maßnahme dar“ (ebd.).

9 Sowohl der Bayerische Brauerbund als auch der Bundesverband des Deutschen Bier- und Getränkefach-
großhandels kritisierten die VerpackV und das Duale Abfallwirtschaftssystem als wenig mittelstands-
freundlich (Runge 1991, S. 103). Gerade Einweggetränkeverpackungen wie Bierdosen bedrohten die Exi-
stenz der Mitglieder dieser Interessengruppe, die sich bis heute für den Schutz des Mehrwegsystems ein-
setzt (Private Brauereien Deutschland e.V. 2009).

10 siehe auch: Bundesrat (1991i, 1991j, 1991k).
11 Der entsprechende Antrag wurde von Baden-Württemberg (CDU), Berlin (CDU/SPD), Brandenburg

(SPD/F.P./B’90), Bremen (SPD), Mecklenburg-Vorpommern (CDU/FDP), NRW (SPD), Rheinland-Pfalz
(CDU/FDP), Saarland (SPD), Sachsen (CDU), Sachsen-Anhalt (CDU/FDP), Thüringen (CDU/FDP) ge-
stellt (Bundesrat 1991p).
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„Was lange währt...“ – Die Einführung des
Einwegpfands in Deutschland

Zusammenfassung
In vorliegendem Beitrag wird der problematische Ent-
scheidungsfindungs- und Implementationsprozess bei
der Einführung des Einwegpfands in Deutschland un-
tersucht. Dabei wird gezeigt, dass es das Zusammen-
spiel dreier interdependenter Faktoren ist, wodurch
sich der eigentümliche Verlauf dieser Prozesse erklä-
ren lässt: Die sich wandelnden Bundesratsmehrheiten
mit ihren Auswirkungen auf das Strategiespektrum der
Umweltministerien; die Interessenheterogenität inner-
halb der beteiligten gesellschaftlichen Gruppen; und
die Folgewirkung existierender Politiken. Um die Be-
deutung dieser Faktoren auszuarbeiten, wird zunächst
die Verabschiedung des novellierten Abfallbeseiti-
gungsgesetzes von 1986 und der Verpackungsverord-
nung von 1991 nachvollzogen. Daran schließt die
Analyse des Zustandekommens der Verpackungsver-
ordnung von 1998 und die eines gescheiterten Ände-
rungsversuches 2001 an. Die Untersuchung dieser
Prozesse zeigt, dass die daraus resultierende Politik in
ihrer konkreten Ausgestaltung eigentlich keine Befür-
worter mehr hatte. So werden auch die Implementati-
onsschwierigkeiten nachvollziehbar, die zu Beginn
des Jahrtausends von Seiten der Politik und vor allem
seitens der Bürger zu beklagen waren.

Schlagworte: Dosenpfand, Verpackungsverordnung,
Bundesrat, Vetopunkte

Abstract
‘Good things come...’ – The Introduction of the One-
Way Deposit in Germany
This case study investigates policy formulation and
implementation of the German one-way deposit. It is
argued that three interdependent factors are crucial
in understanding the irrational and unintended re-
sults of these processes: The size of the oppositional
majority within the Bundesrat as a veto point, which
affected the strategies available to the Department of
Environment; the heterogeneity of producer inter-
ests; and policy legacies. By analysing the political
processes that led to packaging ordinances in 1991
and 1998 as well as a failed attempt to change the
latter in 2001, the importance of these factors in ex-
plaining the particularities of the German can de-
posit are elaborated.

Key words: Can Deposit, Packaging Ordinance,
Bundesrat, Veto Points

1. Einleitung

Der Versuch, ein Pfandsystem für Einweggetränkeverpackungen in Deutschland einzu-
führen, mündete in über zehn Jahre andauernden politischen Konflikten, ohne dabei zu
einer zufriedenstellenden Lösung für das zugrundeliegende Problem zu führen: der
schrittweisen Aussonderung von Wegwerfbehältern aus deutschen Supermarktregalen.
Aus dem 1991 vorherrschenden Konsens, zumindest über diese Zielsetzung, entwickelte
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sich ein politischer Streit, der einen chaotischen Implementationsprozess mit zahlreichen
unintendierten und irrationalen Konsequenzen nach sich zog.

Deutlich wird dies etwa dann, wenn man die unerwarteten – und ihrerseits über-
raschten – Profiteure des Einwegpfands ausmacht. So waren es die Großhändler und -
hersteller, welche über Jahre hinweg versuchten, die Einführung des Pfands nach abge-
schlossenem Gesetzgebungsprozess auch noch auf juristischem Wege zu verhindern, die
schließlich besonders vom Pfand profitierten. Bereits in den ersten zehn Monaten wurden
400 Mio. Euro sogenannten Pfandschlupfes in deren Kassen gespült, da viele Verbrau-
cher ihr bepfandetes Einweg nicht zurückbrachten (BMU 2003). Dieser Wert stieg bis
April 2006 auf 1,4 Milliarden Euro an (TS 2006). Letztlich wurde auch das wichtige Ziel,
die Mehrweganteile an Getränkeverpackungen zu steigern, nicht erreicht. Sie fielen von
ursprünglich 72 Prozent im Jahr 1991, über 63 Prozent (2003) bis auf 46 Prozent im Jahr
2006 (UBA 2009, S. 15).

Diese Erfolglosigkeit des Einwegpfands in Deutschland verwundert, ist ein solches
Pfandsystem an sich doch kein internationales Novum. So funktionieren beispielsweise in
Schweden, Norwegen und einigen US-Bundesstaaten die eingeführten Pfandsysteme auf
Einweggetränkeverpackungen relativ gut (Der Spiegel 2003a). Was macht den deutschen
Sonderfall aus – ein Land mit korporatistschen politischen Strukturen (Bauld/Judge/Pa-
terson 2003, S. 239, Czada 2003), in dem Regierung und industrielle Interessen häufig
zusammenarbeiten, in dem einvernehmliche Lösungen durch den Bundesrat verfas-
sungsmäßig intendiert sind (Lehmbruch 1998, S. 77ff.) und in dem die Bevölkerung sich
in besonderem Maße der Umwelt verpflichtet fühlt (Statistisches Bundesamt 2004b)?

In vorliegendem Beitrag wird der problematische Entscheidungsfindungs- und Imple-
mentationsprozess bei der Einführung des Einwegpfands in Deutschland durch drei unter-
schiedliche Faktoren erklärt. Wie Haverland (2000) darlegt, war die Rolle des Bundesrates
entscheidend für die Verzögerungen und aufkeimenden Konflikte um das Einwegpfand. Je-
doch bedarf Haverlands internationaler Vergleich der Ergänzung durch eine Längsschnitt-
betrachtung, die den Wandel der Arithmetik der Bundesratsmehrheiten und deren Zusam-
menspiel mit den Wahlkampfstrategien der Parteien einbezieht. Wie hier gezeigt wird, war
es nicht allein die Existenz des Vetopunktes – also die Tatsache, dass die Regierung im
Bundesrat über keine absolute Mehrheit verfügte –, die die Dynamik konkordanzdemokrati-
scher Aushandlungsprozesse bestimmte, sondern das Ausmaß der Oppositionsmehrheit im
Bundesrat. Als die Oppositionsparteien die absolute Mehrheit im Bundesrat erlangten und
somit in der Lage waren, selbst Gesetzesinitiativen einzuleiten anstatt auf die Blockade von
Regierungsentwürfen beschränkt zu sein, wandelte sich der Bundesrat vom konkordanzde-
mokratischen Verhandlungsforum zum strategischen Instrument des Parteienwettbewerbs.
Dieser Wandel wiederum hatte entscheidende Auswirkungen auf die dem Umweltminister
bzw. der Umweltministerin zur Verfügung stehenden Strategien, einen Kompromiss zwi-
schen den verschiedenen Parteien und Interessengruppen herbeizuführen.

Obwohl die institutionelle Konfiguration den Druck beeinflusste, innerhalb korporatis-
tischer Verhandlungen zu einem Kompromiss zu gelangen, kann das Scheitern einer solchen
Kompromissfindung, die auch auf das Verhalten der Interessenverbände zurückzuführen ist,
nicht allein durch diesen Faktor erklärt werden. Ein zweiter entscheidender Faktor war die
Interessenheterogenität innerhalb der einzelnen Lager ökonomischer und ökologischer In-
teressen. Insbesondere die wirtschaftlichen Interessen waren bezüglich der Einführung des
Einwegpfands sehr heterogen. So heterogen, dass sie im Rahmen der korporatistischen In-
teressenvermittlungsstrukturen nicht erfolgreich aggregiert werden konnten. So hatten etwa
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Aldi und Lidl als Großhändler von Einwegverpackungen andere Ziele als mittelständische
Bierbrauer, die in Mehrwegflaschen abfüllen. Aus betriebswirtschaftlichen Erwägungen er-
gaben sich hier grundsätzlich unterschiedliche Positionen zum Einwegpfand, die im Rah-
men verbandlicher Strukturen kaum zusammenzuführen waren.

Der dritte, historisch-institutionalistischen Ansätzen zur Politikanalyse (Pierson 2004)
entlehnte Faktor, sind sogenannte policy legacies, die sich aus sequentiellen Effekten und
unintendierten Konsequenzen ergeben. Diese haben wiederholt Versuche untergraben,
die widerstreitenden politischen, ökonomischen und ökologischen Interessen an der Ein-
führung des Einwegpfands zu einem Konsens zu führen.

Um die Bedeutung dieser drei Faktoren und ihr Zusammenspiel beim Beschluss und
der Umsetzung des deutschen Einwegpfandsystems auszuarbeiten, wird im Folgenden zu-
nächst die grundlegende Weichenstellung für die Einführung des Dosenpfands durch die
Verabschiedung des novellierten Abfallbeseitigungsgesetzes von 1986 und der Verpa-
ckungsverordnung (VerpackV) von 1991 nachvollzogen. Die daran anschließende Dar-
stellung des langwierigen politischen Prozesses, der 1998 schließlich in der Verabschie-
dung einer weiteren Verpackungsverordnung mündete, zeigt, inwieweit diese pfadabhän-
giges Ergebnis der zuvor verabschiedeten Rechtssetzungsakte unter veränderten politi-
schen Bedingungen sowohl auf europäischer als auch auf nationaler Ebene war. In der
darauf folgenden Analyse der Debatten zum Änderungsversuch von 2001 unter der neuen
rot-grünen Regierung zeigt sich, dass die Einführung des Einwegpfads aus der Unfähig-
keit resultierte, unter Bundesregierung, Bundesländern und Interessengruppen eine ein-
vernehmliche Alternativlösung zu entwickeln. Schließlich wird aufgezeigt, welche Schwie-
rigkeiten sich bei der Implementation der daraus resultierenden Politik ergaben, die in ih-
rer konkreten Ausgestaltung nun eigentlich keine Befürworter mehr hatte.

2. Das Abfallbeseitigungsgesetz von 1986 und die
Verpackungsverordnung von 1991 als substanzieller Konsens

Wie Seifert in seinem Beitrag in diesem Band darlegt, waren das Abfallbeseitigungsgesetz
(AbfG) von 1986 und die Verpackungsverordnung (VerpackV) von 1991 wegweisende Po-
litiken, die alle folgenden Debatten um Pfandsysteme, Recycling und Verpackungsabfälle
prägten. Das AbfG stellte einen Paradigmenwechsel in der deutschen Umweltpolitik dar, da
hierdurch das neu gegründete Umweltministerium verpflichtet wurde, künftig der Abfall-
vermeidung vor dessen Verwertung und Beseitigung die höchste Priorität in der Abfallpoli-
tik einzuräumen und die entsprechenden Ermächtigungsgrundlagen zur Verwirklichung die-
ser neuen Zielsetzung geschaffen worden waren. Demnach kann die Regierung entspre-
chende Regelungen per Verordnung erlassen, die jedoch der Zustimmung durch den Bun-
desrat bedürfen. Die auf dieser Grundlage erlassene VerpackV verpflichtete den Handel, an-
fallende Verpackungsabfälle vom Verbraucher zurückzunehmen, sofern durch die Privat-
wirtschaft nicht ein freiwilliges Rücknahme- und Recycling-System geschaffen würde. Um
einer direkten staatlichen Regulierung zu entgehen, führte die deutsche Wirtschaft daraufhin
durch die gemeinschaftliche Gründung der Duales System Deutschland GmbH (DSD) ein
solches System ein. Dabei sollten die Sammlung und Verwertung von Getränkeeinwegver-
packungen solange im Rahmen des Dualen Systems integriert bleiben, wie der Mehr-
weganteil nicht unter den damals aktuellen Wert von 72 Prozent fiel. Andernfalls wäre laut
der Verordnung eine Pfandpflicht für Getränkeverpackungen in Kraft getreten.
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Obwohl die Opt-out-Option mittels DSD somit für Getränkeeinwegverpackungen nur
bedingt galt, wurden die Pfandbestimmungen vielfach als zu weich angesehen, wodurch
vor allem Bayern (CSU) und Baden-Württemberg (CDU) gegen sie vorgingen. Ersteres
folgte damit einem doppelten Interesse: Zum einen übte die Bürgerinitiative „Das bessere
Müllkonzept“ erheblichen Wählerdruck aus; ein Volksentscheid in Bayern war nur knapp
gescheitert (Die Zeit 1991). Zum anderen befinden sich in Bayern, wie auch in Baden-
Württemberg, zahlreiche mittelständische Bierbrauereien. Dies hatte zur Folge, dass bei-
de Länder Anträge mit höheren segmentspezifischen Quoten einbrachten, die zum Teil
erst im Zeitverlauf ansteigen sollten (Bundesrat 1991c, 1991e). Dies sollte die in Mehr-
wegflaschen abfüllenden Brauereien schützen und ihren Wettbewerbsnachteil ausglei-
chen. Bayern schloss selbst ein Dosenverbot nicht aus (Bundesrat 1991e, S. 118).

Das abweichende Verhalten der beiden Südländer war mit Blick auf die parteipoliti-
schen Mehrheitsverhältnisse im Bundesrat für die Bundesregierung prekär. In Kombina-
tion mit dem auch formalen Verlust der absoluten Mehrheit im April 1991 gestaltete sich
so die Verhandlungssituation offen. Ohnehin fanden sich parteiübergreifend zahlreiche
kritische Stimmen, so etwa auch aus Hessen und Niedersachsen (beide SPD/Grüne) sowie
aus Thüringen (CDU), welches nach dem Zusammenbruch des DDR-Mehrwegsystems
„Sero“ besonders unter dem steigenden Abfallaufkommen litt (Bundesrat 1991a).

Diese unklaren Verhältnisse konnten im Wesentlichen durch breit angelegte Initiati-
ven einiger Länder und den Bundesumweltminister zu einer Einigung geführt werden. So
wurde in buchstäblich letzter Minute ein Antrag eingebracht und angenommen, der eine
baldige Überprüfung der Quoten vorsah und diese zusätzlich für jedes Land spezifizierte
(Bundesrat 1991b). Dies unterstützte Umweltminister Töpfer ebenso ausdrücklich, wie
den Willen des Bundesrates, die Verwertung umweltfreundlicher zu gestalten (Bundesrat
1991a, S. 121ff.). Gleichzeitig drängte er jedoch nachdrücklich auf eine zügige Einigung,
da sonst ein europäisches Notifizierungsverfahren die Verordnungsverkündung hinauszö-
gern würde. Dieses fand letztlich nicht statt und es spricht vieles dafür, dass Töpfer die
rechtlich unsichere Lage lediglich als Drohung gegenüber dem Bundesrat gebraucht hatte
(Timmermeister 1998, S. 30ff.). Somit konnte er eine Blockade im Bundesrat verhindern
und einen für alle Seiten akzeptablen Kompromiss erzielen.

3. Die Verpackungsverordnung von 1998 als Minimalkonsens

Zunächst zog die Verpackungsverordnung von 1991 keine direkten Konsequenzen nach
sich, da die angegebenen Quoten eingehalten wurden (BAnz 1997). Allerdings hatte der
Bundesrat mit seiner Zustimmung und in einer Entschließung deutlich gemacht, dass die
Diskussion für ihn noch nicht als abgeschlossen galt. Es war auf umfassende Umweltver-
träglichkeitsprüfungen (u.a. von Weißblechdosen) gedrängt worden, anhand derer das
Verbot umweltschädlicher Verpackungen, ein Kennzeichnungssystem für Verpackungen,
sowie spezifizierte und dynamisierte Quoten eingerichtet werden sollten (Bundesrat
1991d). Um diese Forderungen umzusetzen, begannen in Vorbereitung einer neuen Ver-
packungsverordnung, bald nach Erlass der ersten, erneut informelle Gespräche zwischen
dem BMU und den Bundesländern. Allerdings verliefen diese unter gänzlich anderen po-
litischen Bedingungen sowohl auf europäischer als auch auf nationalstaatlicher Ebene.
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3.1 Wandel politischer Kontextfaktoren

1991 hatte die Regierung noch auf eine rasche Verabschiedung der Verpackungsverord-
nung gedrängt, da umfassende europäische Vorgaben zu diesem Zeitpunkt noch nicht
existiert hatten (Töller 2004, S. 85). Da nun die Verabschiedung einer EU-Verpackungs-
richtlinie unmittelbar bevorstand und schließlich auch 1994 erlassen wurde, wartete die
Regierung eher ab.

Zudem neigte sich die Legislaturperiode dem Ende entgegen und Umweltminister
Töpfer war in ihrem Verlauf zunehmend geschwächt worden (Butzlaff 2009). Umweltpo-
litische Themen hatten es nach der deutschen Vereinigung schwer, sich gegen wirt-
schaftspolitische Fragen zu behaupten (Kern/Koenen/Löffelsend 2004, S. 189).

Die Opposition im Bundestag und der zunehmend von der SPD dominierte Bundesrat
formulierten jedoch weiter ihre Forderungen. So hatten 1993 einige Abgeordnete im Bun-
destag eine kleine Anfrage zum Verhandlungsfortgang einer Mehrwegverordnung einge-
bracht (Deutscher Bundestag 1993c), SPD-Abgeordnete die bedingungslose Einführung ei-
ner Pfandpflicht und teilweise Verpackungsverbote gefordert (Deutscher Bundestag 1993b)
und es war sich in einer Plenarsitzung dem Thema gewidmet worden (Deutscher Bundestag
1993a). Dort wies die FDP Verbotsforderungen zurück und erklärte, sie sehe eher einen
Mangel ökonomischer Elemente in den ergriffenen Instrumenten; ein Jahr später wurde
dementsprechend der SPD-Antrag abgelehnt. Nach einem weiteren Antrag Hamburgs (SPD/
Statt-Partei) im Bundesrat 1993, der hauptsächlich die Ideen der Entschließung von 1991
aufgriff, reagierte die Bundesregierung und wies insbesondere auf das verfassungsmäßig
ausgeschlossene Verbot von Verpackungen und die Notwendigkeit weiterer Untersuchun-
gen zur Umweltverträglichkeit hin (Bundesrat 1994). Damit wurde nun indirekt die Überle-
genheit von Mehrwegsystemen infrage gestellt. Der Hamburger Antrag wurde dann nach
kontroversen Empfehlungen zwischen dem federführenden Umweltausschuss und dem
Wirtschaftsausschuss zunächst von der Bundesratsagenda genommen (Bundesrat 1995).

Die Situation veränderte sich weiter mit der Bundestagswahl im Oktober 1994 als An-
gela Merkel das Umweltressort in einer neuen, aber deutlich geschwächten CDU-FDP-
Koalition übernahm. Nach den Wahlen stellte die Union nur noch 294 statt bislang 319 Ab-
geordnete und die Mandate der FDP fielen von 79 auf 47. Dies bedeutete für die Regie-
rungskoalition eine Verringerung der Sitzanteile von ehemals 60,1 Prozent auf nunmehr
50,7 Prozent und einen Rückgang von 54,9 Prozent auf 48,4 Prozent gemessen an den Wäh-
lerstimmen.

Die (neuen) Mehrheitsverhältnisse im Bundestag waren mit der Ablösung des AbfG
durch das Kreislaufwirtschaftsgesetz (KrW-/AbfG) im Jahr 1996 für die Abfallpolitik be-
deutsam geworden. Durch das KrW-/AbfG wurde eine zentrale Anpassung an europäisches
Recht vorgenommen. Entsprechend dem Gesetz bedurften Verpackungsverordnungen nun-
mehr der Zustimmung des Bundestages (Art. 59 KrW-/AbfG). Daraufhin setzte die Regie-
rung zunächst wieder verstärkt auf freiwillige Vereinbarungen mit der Industrie, dem domi-
nanten Instrument der deutschen Abfallpolitik vor der Verabschiedung der VerpackV (Töl-
ler 2004, S. 88). Diese Rückbesinnung auf traditionelle Instrumente korporatistischer Politik
entspannte das Verhältnis der Bundesregierung zu den Wirtschaftsverbänden.

Anders war dies in Bezug auf die Verhältnisse in den beiden Kammern des Parlaments.
Ausgestattet mit der notwendigen absoluten Mehrheit im Bundesrat und beseelt von der
Hoffnung, auch im Bund bald zu einem Regierungswechsel zu gelangen, entwickelte die
Opposition vermehrt eigene Bundesratsinitiativen, um die Regierung unter Druck zu setzen.
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So wurden im Bundesrat die Forderungen nach einer obligatorischen Pfandpflicht für Ge-
tränkeverpackungen und segmentspezifische Quoten angenommen (Bundesrat 1995).

Inhaltlich korrespondierte dies mit Anträgen der SPD- und Grünen-Fraktion im Bun-
destag (Deutscher Bundestag 1995). Die Grünen wollten Einweggetränkeverpackungen
über steigende Mehrwegquoten langfristig komplett abschaffen und kritisierten die Rolle
des DSD. Da letzteres ein Fünftel seines Gesamtumsatzes aus dem Einweggetränkemarkt
erwirtschafte, hätte es als „treibende Kraft“ gegen die Pfandregelungen agiert. Dies zöge
vor allem die in Mehrwegverpackungen abfüllende kleinere und mittelständische Geträn-
keindustrie in Mitleidenschaft (Deutscher Bundestag 1996c). Gegen die Stimmen der Op-
position wurden die Anträge im September 1996 abgewiesen. Via Bundestag konnte die
Bundesregierung somit den aus ihrer Sicht erfolgreichen Status Quo problemlos verteidi-
gen, denn obwohl die Mehrwegquote zwar permanent fiel, war sie doch stets über der 72-
Prozent-Marke geblieben (BMU 1997b).

Unterstützt wurde die Regierung vom Bundesverband der Deutschen Industrie (BDI),
der Hauptgemeinschaft des Deutschen Einzelhandels (HDE) und der Metallindustrie, die
bereits gegen das Kreislaufwirtschaftsgesetz (KrW-/AbfG) gewirkt hatten und ausdrücklich
das Pfandinstrument in verschiedenen Stellungnahmen zurückwiesen (Bundesrat 1996).

Aufgrund der inhaltlichen wie parteipolitischen Inkongruenz der Antragsteller in
Bundestag und Bundesrat sprach jedoch vieles dafür, dass letzterer zum entscheidenden
Problem für die Bundesregierung werden könnte. Einige große Koalitionen hatten zu-
nächst noch die absolute Oppositionsmehrheit im Bundesrat knapp verhindert, doch wur-
de diese im Verlauf der Legislaturperiode immer wahrscheinlicher.

Der Druck auf die Bundesregierung wuchs zudem durch die immer wieder geäußer-
ten Bedenken anderer EU-Mitgliedstaaten und der Kommission gegen die Pfandregelun-
gen. Zwar hatte in den 1980er Jahren der EuGH ein Verbot von Einweggetränkeverpak-
kungen in Dänemark akzeptiert (Bundesrat 1988), woraus die Kommission ihre Praxis
ableitete, Umweltschutzmaßnahmen in nicht-harmonisierten Bereichen zu akzeptieren
und keine Liberalisierung via EuGH-Entscheidung herbeizuführen, solange keine einheit-
liche europäische Regelung mit der gleichen Zielsetzung existiert (Gehring 1997, S. 342).
Jedoch meldeten andere EU-Staaten ob der deutschen Quotenregelung beim Einwegpfand
wiederholt Bedenken an. Da einige Einzelhändler bevorzugt Mehrwegflaschen ins Sorti-
ment aufnahmen, um in Absprache mit den deutschen Produzenten ein Absinken der
Mehrwegquote zu verhindern, entstünden durch die Quotenregelung ungerechtfertigte
Handelsbarrieren. Diese ergäben sich daraus, dass der Export von Mehrwegflaschen auf-
grund logistischer Probleme kaum zu bewerkstelligen sei; deutsche Getränkehersteller
folglich von der Präferenz des Einzelhandels für Mehrwegflaschen im deutschen Markt
profitierten. Da die Kommission dieser Argumentation folgte, jedoch nicht von der be-
schriebenen Praxis abweichen wollte, beschloss sie durch die Verabschiedung einer
Richtlinie eine einheitliche Regelung zu schaffen, um dann gegen die deutsche Quotenre-
gelung vorgehen zu können (Haverland 2000, S. 90).

Die politischen Kontextfaktoren für eine neue Verpackungsverordnung hatten sich bis
Mitte der 90er Jahre also erheblich verändert: Die Bundesregierung war gegenüber beiden
Kammern des Parlaments geschwächt und der Handlungsdruck seitens der EU nahm immer
weiter zu. Wie die folgende Darstellung der Ausarbeitung der Verpackungsverordnung von
1998 zeigt, war in dieser Situation und unter Geltung der sich aus der Verpackungsverord-
nung von 1991 ergebenden Automatismen, die Entwicklung einer dauerhaften, effektiven
Lösung für den Umgang mit Einweggetränkeverpackungen unmöglich.
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3.2 Die Verpackungsverordnung 1998

Im November 1996 legte die Regierung einen neuen Verordnungsentwurf vor. Dieser be-
tonte zwar stark das Kooperationsprinzip und die eigenverantwortlichen Aktivitäten der
Industrie, hielt aber generell an der Pfandidee fest (Deutscher Bundestag 1996a). Dabei
waren zwei Änderungen vorgesehen: Erstens wurden unter Verweis auf die Ergebnisse
verschiedener Ökobilanz-Studien des Umweltbundesamtes (UBA) PE-Schlauchbeutel
generell, d.h. auch als Einwegverpackung, als umweltverträglich eingestuft. Eine ähnlich
außergewöhnliche Behandlung durch die Einführung spezifischer Quoten für das Bier-
segment, für das in den Studien die Überlegenheit von Mehrwegsystemen festgestellt
worden war, unterblieb jedoch mit Verweis auf die neue europäische Regelung. Zweitens
wurde die 72-Prozent-Grenze segmentspezifisch ausgerichtet. Das Pfand sollte demnach
nur dort gelten, wo der Anteil an Mehrweg gefallen war.

Die SPD kritisierte hauptsächlich die Abkehr von der klaren Differenzierung von Ein-
und Mehrweg sowie die ebenfalls veränderten, längeren Überprüfungsregeln (Deutscher
Bundestag 1996b). Nach der Verabschiedung im Bundestag lehnte der federführende Um-
weltausschuss im Bundesrat den Regierungsentwurf schon nach kurzen Beratungen gegen
die Stimmen von CDU-Ländern und Rheinland-Pfalz (SPD/FDP) ab (Bundesrat 1996). Da-
gegen stimmten Finanz-, Innen-, Rechts- und Wirtschaftsausschuss zu. Der Konflikt war
somit parteipolitischer Natur, spiegelte jedoch auch die Gegensätze zwischen Ökologie und
Ökonomie wider. Im Unterausschuss Wirtschaft ging es dabei hauptsächlich um das DSD.
Nur von Baden-Württemberg wurde ein Antrag mit Bezug auf das Einwegpfand einge-
bracht, der eine Quote von 78 Prozent für Bier vorsah (Bundesrat 1996). Jedoch stimmten
lediglich der Antragsteller selbst und Bayern dafür; zwei Länder mit einer starken mittel-
ständischen Biertradition und insofern speziellen wirtschaftlichen Interessen (Statistisches
Bundesamt 2004a). Nach insgesamt vier Monaten Ausschussberatungen und noch längeren
informellen Gesprächen wurde der Entwurf im April 1997 wieder auf die Bundesratsagenda
gesetzt. Trotz des Drängens von Umweltministerin Merkel lehnte der Bundesrat ab. In der
Auszählung fehlte nur eine Stimme, um den Entwurf passieren zu lassen; deutlich war er-
kennbar, dass hier die SPD-Opposition die Einigung blockiert hatte (BMU 1997a).

Die Industrie befürchtete aufgrund des Vetos Vorbehalte der EU, welche in der Ver-
packungsverordnung mehr Protektionismus als ökologische Förderung der Mehrwegsys-
teme sah (Bundesrat 1997b, S. 154). So legte die Bundesregierung nur kurze Zeit später
einen neuen Entwurf vor. Hinsichtlich des Einwegpfands enthielt er keine Neuerungen
und die wiederholten oppositionellen Forderungen in den Bundestagsausschüssen blieben
abermals erfolglos. Das Thema wurde aufgrund der Beratungen des BMU und der Um-
weltlandesminister im Bundesrat zweimal verschoben, bis im November ein Unteraus-
schuss Umwelt eingerichtet wurde (Bundesrat 1997a).

Zu diesem Zeitpunkt wäre es der Opposition möglich gewesen, den Regierungsentwurf
im Bundesrat zu blockieren. Dass dies allerdings nicht geschah, die Auseinandersetzungen
in den Ausschüssen vielmehr jenseits von Parteizugehörigkeiten entsprechend partikularer
Länderinteressen verliefen, verdeutlichen die zahlreichen Initiativen der Länder. So forderte
Baden-Württemberg beispielsweise abermals eine höhere Quote bei Bier während Nord-
rhein-Westfalen allgemein segmentspezifische Quoten und Pfandeinführungen vorsah (ebd.).

Letztlich votierten nur fünf von acht Oppositionsländern im Umweltausschuss gegen
den Regierungsentwurf. Kontrastreich war auch die Positionierung zwischen Umwelt- und
Wirtschaftsausschuss. Während des gesamten Prozesses warteten beide häufig ab, zögerten
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eigene Entscheidungen hinaus und fällten diese dann unter Vorbehalt (ebd.). Dementspre-
chend wurde der Bundesrat auch nach zweifacher Vertagung mit unterschiedlichen Aus-
schussempfehlungen im Juli 1998 konfrontiert. Im Sinne des Wirtschaftsausschusses wurde
der Antrag Baden-Württembergs im Plenum nicht angenommen. Als Begründung diente da-
bei die Befürchtung, ein Einwegpfand könnte den Mehrweganteil bei Bier eher senken und
so für alle Getränkesegmente ein Pfand auslösen. Trotz dieser Verwerfungen wurde die
neue Verordnung angenommen. Wie Haverland (2000) feststellt, geschah dies erst nach ei-
nem vom Bundesrat erheblich verlängerten Prozess und dies, obwohl der Anpassungsdruck
ans europäische Recht eher gering war. So blieben letztlich auch die Pfandregeln im Großen
und Ganzen bestehen. Außerdem wurde eine Bund-Länder-Arbeitsgruppe eingerichtet, die
bis Anfang 1999 Lösungen der Einwegproblematik auch jenseits eines Pfands entwickeln
sollte (Bundesrat 1998). Die Verordnung trat bereits Ende August 1998 in Kraft.

Anders als 1991 war für die Auflösung der Blockade des Bundesrates nun nicht die
Umweltministerin maßgeblich. Während die Koalitionsparteien damals 40,8 Prozent der
Sitze im Bundesrat inne hatten und ihnen nur fünf Stimmen zur absoluten Mehrheit fehl-
ten, sah sich die neue Umweltministerin einem Bundesratsplenum gegenüber, in dem der
Regierungskoalition 19 Stimmen zur absoluten Mehrheit fehlten, da sie lediglich 23 Pro-
zent der Sitze kontrollierte. Vor diesem Hintergrund stellt sich die Frage, warum der Bun-
desrat überhaupt irgendeinem Regierungsentwurf zustimmen sollte.

Zunächst standen alle Akteure unter verstärktem EU-induzierten Handlungsdruck, der
sich aus den Anpassungserfordernissen der deutschen Verpackungsverordnung an die Ver-
packungsrichtlinie ergab. Forderungen aus der Öffentlichkeit waren hier kaum relevant.
Auch die SPD kalkulierte mit Blick auf die anstehenden Bundestagswahlen und ihren dorti-
gen wahrscheinlichen Erfolg, dass ein EU-Vertragsverletzungsverfahren ihnen erhebliche
Schwierigkeiten bereiten dürfte. Dies dürfte sich auch direkt auf den Bundesrat bzw. die
dortigen SPD-Länder ausgewirkt haben. Ihre Überzeugung, dass das Pfand jedoch nicht ge-
gen EU-Recht verstieß, konnten sie durch ihre Vetomacht gegenüber dem Umweltministeri-
um durchsetzen. Für dieses wiederum wäre eine ersatzlose Streichung des Pfands aus Legi-
timationsgründen zwar problematisch gewesen, davon abgesehen wäre sie jedoch wohl
nicht unmöglich gewesen. Das BMU verlängerte als Zugeständnis an den BDI, das Infor-
mations-Zentrum Weißblech (IZW) und andere Pfandgegner die Überprüfungsfristen der
Quoten, um Zeit für neue Lösungen zu gewinnen. Obwohl somit wiederum alle Verhand-
lungspartner ihr Gesicht wahren konnten, stellte das Ergebnis doch kaum eine gemeinsame,
fortschrittliche Einigung wie 1991 dar, sondern vielmehr einen Pflichtkonsens zur Scha-
densbegrenzung. Wie kurzlebig dieser Erfolg sein könnte, hing wesentlich von den ange-
sprochenen Bundestagswahlen, der daraus hervorgehenden neuen Regierung, den neuen
Mehrwegquoten und von der Reaktion der EU auf die neue Verpackungsverordnung ab.

4. Der gescheiterte Änderungsversuch von 2001

Mit den Bundestagswahlen 1998 wurde die CDU-FDP-Regierung von Rot-Grün abgelöst
und Umweltminister wurde Jürgen Trittin (GRÜNE). Mit Blick auf die Anträge der letz-
ten Jahre und das stark auf Umweltpolitik ausgerichtete Profil der Grünen war eine Ab-
kehr von der vorsichtigen Regierungsstrategie der letzten Jahre zu erwarten.

Viel hing von den neuesten Mehrwegquoten ab. Bereits die letzte Veröffentlichung im
November 1997 hatte nur noch eine Quote von 72,03 Prozent genannt (BAnz 1997). Doch



Die Einführung des Einwegpfands in Deutschland 115

auch die neue Regierung zögerte zunächst die Bekanntmachung der neuen Zahlen hinaus.
Erst im Januar 1999 wurde nach intensiven Verhandlungen festgestellt, dass die Quote im
Bilanzjahr 1997 auf 71,35 Prozent und somit unter die Grenze von 72 Prozent gefallen war
(Schnurer 1999). Sollte im darauf beginnenden einjährigen Nachprüfungszeitraum wieder
die Quote verletzt werden, müsste das Pfand ein halbes Jahr später eingeführt werden.

Im Gegensatz zur vormalig radikaleren Position hatten SPD und Grüne jedoch ihre
Haltung mit dem Regierungseintritt relativiert. Trotz klarer Mehrheiten in Bundestag und
Bundesrat begaben sie sich zunächst in Gespräche mit den beteiligten Interessengruppen.
So wurden die Beratungen der eingerichteten Arbeitsgruppe abgewartet (Schnurer 1999),
als Druckmittel jedoch wiederkehrend öffentliche Forderungen an die Industrie ausge-
sprochen (vgl. BMU 1999). Dieses Druckpotential ist immer wieder abgeschwächt wor-
den, nachdem die zunehmende Erosion der Regierungsmehrheit im Bundesrat ab April
1999 eingesetzt hatte. Allerdings bot der 1991 eingeführte Automatismus, der das Inkraft-
treten der Pfandpflicht bei Unterschreitung der Mehrwegquoten vorsah, auch nach der
Segmentspezifizierung der Quoten 1996 der Regierung eine Lösung, sollten die korpora-
tistischen Verhandlungen zu einer neuen Regelung scheitern.

4.1 Zurück zur staatlichen Intervention

Das Regierungsziel verstärkter staatlicher Intervention wurde in einer Stellungnahme zu
einem ersten Vorschlag Rheinland-Pfalz’ im Februar 2000 deutlich. Das Land hatte ge-
fordert, die 72-Prozent-Quote durch eine minimale Abfüllmenge in Mehrwegverpackun-
gen zu ersetzen, da letztere trotz des Absinkens der Mehrwegquote gestiegen sei. Dies sei
vor dem Hintergrund ungeklärter EU-Verfahren und einer ungenügenden Forschungslage
eine Möglichkeit, Zeit zu gewinnen und das Pfand als unangemessenes Instrument zur
Stabilisierung der Mehrwegsysteme zu verhindern (Bundesrat 2000a). Der Regierungs-
vertreter lehnte aber insbesondere eine zeitliche Verzögerung ab und betonte die Not-
wendigkeit zügigen Handelns angesichts fallender Mehrwegquoten. Unter dem Druck
neuer, inoffizieller Zahlen, nach denen die Mehrwegquote weiter fiel (BMU 2000c), folg-
te die Regierung zwar allgemein dem Prinzip der staatlichen Intervention. So betonte et-
wa Wirtschaftsminister Müller, dass „die Industrie ihre Marktpolitik für lange Zeit frei-
willig hätte verändern können, dies aber nicht getan habe“ (TS 2001b). Jedoch zielte die
Regierung nicht unbedingt auf die Einführung des Einwegpfands als konkrete Maßnahme
ab. Entsprechend wurde auf einem „Dosengipfel“ des BMU mit den beteiligten Wirt-
schaftskreisen im Juni 2000 als Alternative eine Verpackungsabgabe diskutiert. Während
zahlreiche Handels-, Umwelt- und Verbraucherorganisationen diese Lösung ebenfalls fa-
vorisierten, wurde sie vom BDI und DIHT strikt abgelehnt (BMU 2000b, Der Spiegel
2003b). Als Gegenvorschlag nannten diese Selbstverpflichtungen, was allerdings von der
Regierungslinie noch weiter entfernt lag als der Verzögerungsvorschlag Rheinland-Pfalz’.

Nachdem das BMU eine neue Ökobilanz-Studie vorgelegt hatte, welche nun auch Ge-
tränkekartons als ökologisch verträglich einstufte (BMU 2000a), kam es zu verschiedensten
Vorschlägen seitens der Bundesländer, die den von der Regierung betonten Handlungsbe-
darf mit der allgemeinen Ablehnung des Einwegpfands in Einklang zu bringen suchten.
Rheinland-Pfalz erneuerte seinen Vorschlag vom Februar 2000, ergänzt um den Aspekt der
Getränkekartons (Bundesrat 2000b); Bayern schlug eine Erhöhung der Mindestabfüllmenge
vor (Bundesrat 2000c); das Saarland eine erhöhte Quote mit Berücksichtigung der Geträn-
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kekarton-Quoten von 1991 (Bundesrat 2000d). Ab Herbst 2000 behandelten die Ausschüsse
im Bundesrat die verschiedenen Anträge. Während der Wirtschaftsausschuss schnell für den
bayerischen Antrag stimmte, warteten Umwelt- und Agrarausschuss auf einen Regierungs-
entwurf als Folge der Umweltministerkonferenz vom November. Dort hatte man sich, unter
rheinland-pfälzischem Widerspruch, auf die Einführung eines bedingungslosen Pfands auf
ökologisch nachteilige (hauptsächlich Einweg-)Verpackungen geeinigt (Bundesrat 2000a),
was insbesondere vom Fachverband Kartonverpackung begrüßt wurde (FKN 2000). Die im
Bundesrat herrschende Kakophonie zu diesem Zeitpunkt macht deutlich, dass jenseits der
allseits anerkannten, grundsätzlichen Notwendigkeit eines staatlichen Eingriffs zur Eindäm-
mung steigender Anteile von Einweggetränkeverpackungen, keine inhaltlichen Überein-
stimmungen zwischen der Bundes- und den Landesregierungen bestanden. Dies stellte die
Bundesregierung vor die Herausforderung, einen allseits akzeptablen Entwurf auszuarbei-
ten, um die einhellig abgelehnte Einführung des Einwegpfands entsprechend der Verpak-
kungsverordnungen von 1991 und 1998 doch noch zu verhindern.

4.2 Vetopolitik im Bundesrat

Im Mai 2001 legte die Regierung schließlich einen Entwurf vor, der aus einer Umweltmi-
nisterkonferenz im November 2000 hervorgegangen war. Der Entwurf passierte sogleich
den Bundestag, wobei Anträge der CDU und FDP abgewiesen wurden (Deutscher Bun-
destag 2001). Letztere hatte das Pfand, nachdem sie dieses zwei Jahre zuvor noch ge-
stützt hatte, nun unter anderem wegen hoher Investitionskosten für die Händler kritisiert
(Deutscher Bundestag 2000).

Die Bundesregierung ging mit ihrem Entwurf auf Konfrontationskurs zu einigen Dach-
verbänden. Der BDI, die Bundesvereinigung Deutscher Handelsverbände (BDH) und die
Bundesvereinigung der Deutschen Ernährungsindustrie (BVE) hatten erst im April ihr
Selbstverpflichtungsangebot erneuert, drohten allerdings bereits mit juristischen Schritten
gegen das Pfand (FR 2001a). Nachdem der Regierungsentwurf den Bundestag erwartungs-
gemäß passiert hatte, war unklar, ob in korporatistischen Verhandlungen übergangene Inter-
essengruppen den Bundesrat würden nutzen können, um den Regierungsentwurf doch noch
zu blockieren. Hier hatte sich die parteipolitische Konstellation seit Beginn der Legislatur-
periode verschoben. Die Regierungsländer verfügten nunmehr lediglich über 27 Stimmen,
die Opposition über 28 und bei Mischländern lagen 14 Stimmen.

Jenseits der Parteizugehörigkeiten war jedoch wiederum mit spezifischen Länderin-
teressen zu rechnen, was die Bundesregierung veranlasste, sich in einer guten Ausgangs-
situation zu wähnen. Schließlich waren die Alternativen zu ihrem Entwurf – Verpackungs-
abgabe und Pfandpflicht nach alter Verordnung – von allen Beteiligten abgelehnt worden.
Der Umkehrschluss, es müsse daher zur Annahme des eigenen Entwurfs mit neuen
Pfandregeln kommen, erscheint zwar plausibel, sollte sich jedoch als falsch erweisen.

Bereits erste Gespräche zwischen den Landesumweltministern nach der Weiterleitung
des Entwurfs an den Bundesrat zeigten, dass diese nicht mehr geschlossen hinter der Re-
gierung standen (Die Welt 2001). Insbesondere Rheinland-Pfalz (SPD/FDP), Baden-
Württemberg, Hessen, Thüringen und Sachsen (die letzten vier CDU-geführt) erwiesen
sich als kontinuierliche Gegner des Regierungsentwurfs. Alle anderen Länder vertraten je
nach Ausschuss unterschiedliche Positionen (Bundesrat 2001c). Vor dem Hintergrund
dieser ambivalenten Interessenlagen war mit komplizierten Verhandlungen zu rechnen.
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Im SPD-regierten Niedersachsen, wo kurz nach der geplanten Pfandeinführung ge-
wählt werden sollte, stand Ministerpräsident Gabriel dem Entwurf ablehnend gegenüber.
Schmalbach-Lubeca, damaliger Marktführer in der Dosenproduktion, sah Arbeitsplätze
im Land gefährdet (taz 2001). Da jedoch das niedersächsische Parlament eindeutig für
den Entwurf war und Gabriel wohl Druck von der Bundesregierung verspürte (FAZ
2001e, TS 2001a), wurde ein Kompromissantrag erstellt, der eine einjährige Verschie-
bung des Pfands vorsah (Bundesrat 2001b).

Die Wirkung des eher starken niedersächsischen Parlaments wird im Falle Bayerns
konterkariert. Dort wurde der Pfandeinführung mit 80 zu 60 Stimmen bei 18 Enthaltungen
überraschend zugestimmt (FAZ 2001c, SZ 2001b). Die Fronten waren hier politisch und in-
dustriell unscharf. Während Umweltminister Schnappauf die enorme Höhe des Mehrwegan-
teils in Bayern einräumte, plädierte er für andere Mittel als das Pfand, um diese zu schützen
(FAZ 2001a). Der Bundesverband privater Bierbrauereien unterstützte dagegen das Einweg-
pfand, da so die Wettbewerbsnachteile der kleinen und mittelständischen Betriebe ausgegli-
chen würden (Bundesverband Private Brauereien Deutschland 2004). Mit der Hälfte aller
Bierbrauereien bei lediglich einem Fünftel des in Deutschland produzierten Bieres stellten
diese einen zentralen Wirtschaftszweig in Bayern dar (Statistisches Bundesamt 2004a). Der
Getränkefachgroßhandel befürchtete daher einen Arbeitsplatzabbau von 250.000 Stellen in
Bayern, sollte das Pfand nicht eingeführt werden (Handelsblatt 2001). Demgegenüber
sprach sich der Deutsche Brauer-Bund (DBB), dessen Präsident gleichzeitig Vorsitzender
der Großbrauerei Beck’s war, als Dachverband gegen das Pfand aus (FR 2001b).

Beide Fälle zeigen, dass innerhalb einzelner Länder nach wie vor Spannungen zwi-
schen den parteipolitischen und industriellen Länderinteressen bestanden. Im Gegensatz
zu den Debatten zur Verpackungsverordnung von 1998 überwog nun allerdings insbeson-
dere in den unionsregierten Ländern die parteipolitische Komponente. Die meisten CDU-
geführten Länder positionierten sich gegen den Entwurf, obgleich sie durchaus eigene,
den Regierungsvorschlag jedoch zurückweisende Anträge einbrachten. Auch Baden-
Württemberg, das sich schon 1991 und 1998 eher auf Linie der jetzigen Regierung be-
funden hatte, blieb nun zurückhaltend. Klarer Abweichler war lange Zeit lediglich das
von CDU allein regierte Saarland. Dessen Umweltminister war zuvor der Landesvorsit-
zende des Naturschutzbundes (NABU) gewesen (NABU 1999), welcher neben Verbrau-
cherorganisationen, dem BUND und der Deutschen Umwelthilfe (DUH) zu den stärksten
Pfandbefürwortern zählte (Stg. Ztg. 2001).

Auf SPD-Seite positionierten sich ebenfalls viele Länder zügig entlang der Parteili-
nie. Eine besondere Rolle spielten jedoch Rheinland-Pfalz (SPD/FDP) und Nordrhein-
Westfalen (SPD/Grüne). Ersteres widersetzte sich dem Regierungsentwurf, war allerdings
an der darin enthaltenen Ausnahme für Wein interessiert, für die auch das BMU, der
Deutsche Bauern-Verband (ebenfalls für Ausnahmen bei Bier und Milch) und der Bundes-
verband der Deutschen Weinkellereien und des Weinfachhandels (BDWW) (Hauptsitz in
Rheinland-Pfalz) plädierten (Stg. Ztg. 2001). Aus diesem gemeinsamen Interesse zwi-
schen dem Land und BMU leitete letzteres seine Hoffnung auf eine Zustimmung zum
Regierungsentwurf ab. Tatsächlich hatte sich Rheinland-Pfalz jedoch seit einem knappen
Jahr für eine Mindestabfüllmenge stark gemacht, die sich immer mehr als mehrheitsfähi-
ger Gegenvorschlag zum Regierungsentwurf herauskristallisierte.

Kontrovers war auch die Position Nordrhein-Westfalens (SPD/Grüne), ein Land mit
großen Dosenherstellern und Handelsunternehmen (Bundesrat 2001a, S. 345 (C)). Dort
hatten Schmalbach-Lubeca, Tengelmann, Metro und Rewe ihren Hauptsitz und es wurden
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die größten Biermengen bei nur einem Zehntel der deutschlandweiten Bierbrauereien pro-
duziert (Statistisches Bundesamt 2004a). Der Landesverband der Grünen befürwortete
den Regierungsentwurf, während Ministerpräsident Clement (SPD) ihn ablehnte.

Die durch partei-politische Überlegungen geprägte Neupositionierung einzelner unions-
geführter Länder bei gleichzeitigem Verharren einzelner Regierungsländer auf ihren an
spezifischen Länderinteressen ausgerichteten Positionen machte eine Einigung im Bun-
desrat unmöglich, so dass der Regierungsentwurf schließlich unter Enthaltung von Nord-
rhein-Westfalen und der Ablehnung durch Rheinland-Pfalz mit 36 Stimmen zurückge-
wiesen wurde (SZ 2001a). Gleichzeitig wurden die Ideen einer minimalen Abfüllmenge
und eines Vertragswerks mit Strafen bei Verletzung der selbigen angenommen (Bundes-
rat 2001c). SPD-Bundestagsabgeordnete und Trittin kritisierten diese Entscheidung und
letzterer kündigte nun die Umsetzung des Pfands nach den Regeln von 1998 an – dies,
obwohl das BMU noch kürzlich festgestellt hatte, wie irrational diese seien (BMU
2001b). Die Verantwortung dafür wurde jedoch auf die Vorgängerregierung abgewälzt.

Der Prozess um den gescheiterten Änderungsversuch 2001 zeigt, dass Trittin als Um-
weltminister einer anderen Strategie folgte als dies insbesondere Klaus Töpfer 1991 getan
hatte. Obwohl ersterer zunächst durchaus Verhandlungen mit Dachverbänden und Inter-
essengruppen führte, war sein eigenes Interesse zugunsten der staatlichen Intervention
klar dominant, sodass die Gespräche stärker unter dem Schatten der Hierarchie standen
als unter dem Willen, eine Einigung in gegenseitigem Einvernehmen zu erreichen. Dass
die Ausarbeitung einer korporatistischen Lösung letztlich scheiterte, ist auf zwei interde-
pendente Faktoren zurückzuführen: Zum einen fiel es den Verbänden schwer, aufgrund
der unterschiedlichen betriebswirtschaftlichen Interessen ihrer Mitglieder, der Regierung
mit einer einheitlichen Position zu begegnen. Dies war auch Folge des geringen Konsens-
zwangs in den Verhandlungen, der sich daraus ergab, dass es dem BMU nicht gelang,
seine Drohung mit der Pfandeinführung nach altem Recht glaubhaft zu machen. Ferner
sahen die Industrievertreter in den anstehenden, schwierigen Verhandlungen im Bundes-
rat eine zweite Chance, sich mit ihren Interessen im politischen Prozess einzubringen,
sollten die korporatistischen Verhandlungen scheitern.

Mit Blick auf die ausgebliebene Zustimmung im Bundesrat für den Regierungsent-
wurf behielten die Industrieverbände dabei Recht. Dass dies allerdings ein Pfand generell
verhindern würde, erwies sich als Fehleinschätzung. Die verschiedenen Änderungsvor-
schläge waren im Bundesrat gescheitert, da die Union die durch sie gestellten Landesre-
gierungen zur Parteiräson brachte, während dies der SPD nicht gelang. Trotz der durch
die Regierung aufrecht erhaltenen Drohkulisse einer Einführung des Einwegpfands ent-
sprechend den Vorschriften von 1991 und 1998, die eigentlich einhellig von allen betei-
ligten Akteure abgelehnt wurde, gelang es dem Umweltminister nicht, einen Konsens
unter den Ländern herzustellen. Nachdem die Einführung des Einwegpfands somit in der
Phase der Politikformulierung weder von den Befürwortern effizient gestaltet, noch von
den Gegnern ganz verhindert werden konnte, verlagerten sich die Auseinandersetzungen
in die Phase der Umsetzung einer Politik, die so eigentlich niemand mehr wollte.

5. Die Implementation des Einwegpfands

Nach den gescheiterten Versuchen, die Einführung des Einwegpfands bei der Exekutive
und Legislative zu verhindern, wandten sich die Akteure nun mit ihren Anliegen an Ge-
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richte in verschiedenen Instanzen. Damit begann eine Phase des Hoffens und Bangens,
des Ankündigens und Verwerfens, der Niederlagen – und nur weniger Erfolge. Wider-
sprüchliche Urteile und die Tatsache, dass viele juristische Detailfragen erstmals verhan-
delt wurden, bestärkten sowohl Pfandgegner als auch -befürworter in ihrem Weg (BMU
2001a, FAZ 2001d).

So reichten die Pfandgegner Klage beim Bundesverfassungsgericht ein, die jedoch
(wie schon 1994) abgewiesen wurde (Der Spiegel 2003b). Parallel befassten sich auch
verschiedene Verwaltungsgerichte mit dem Fall. Auf Bundesebene wurde eine Klage etli-
cher großer Bierbrauereien, Rewes und einiger Dosenproduzenten abgewiesen, die sich
gegen die Länder als ausführende Organe der Verordnung gewendet hatte (Handelsblatt
2002). Trotz der Entscheidung des Bundesverwaltungsgerichts entschied das Landesver-
waltungsgericht Düsseldorf, die Pfandpflicht auszusetzen (Flanderka/Renke 2006). Dies
dürfte abermals Hoffnung bei den Pfandgegnern geweckt haben, die inzwischen zum Ja-
nuar 2003 geplante Einführung doch noch verhindern zu können.

Das BMU stellte diese Frist als Angebot gegenüber der Industrie dar, um sich noch auf
das Pfand einstellen zu können (BMU 2002c). Doch auch die anstehenden Bundestagswah-
len, in deren Vorfeld die Umsetzung der umstrittenen Regelung Stimmenverluste hätte verur-
sachen können, dürften zu dieser Terminwahl beigetragen haben (FAZ 2001b). Die Bedeu-
tung der Wahl spiegelt sich auch im schärferen Ton zwischen BMU und Bayern wider, wel-
ches in Edmund Stoiber den Kanzlerkandidaten der Opposition stellte (vgl. BMU 2002b).
Zudem war klar, dass, wenngleich die Wahl weder formal noch praktisch ein Referendum
über das Einwegpfand darstellte, ein Sieg der Opposition das Pfand wohl gestoppt hätte.

Obwohl eine Entscheidung zum EU-Vertragsverletzungsverfahren weiterhin ausstand
(Töller 2004, S. 86), war die Pfandeinführung zum Januar 2003 nach den gescheiterten
Klagen nicht mehr zu stoppen. Obwohl die Konfliktparteien über informelle Gespräche in
Kontakt standen, wurde erst im Dezember ein weiterer „Dosengipfel“ abgehalten (Der
Spiegel 2003b). Die konfrontative Strategie der letzten Monate und Jahre stand dabei im
Widerspruch zur dringend notwendigen Einigung, an der sowohl die Regierung als auch
die Händler und Produzenten interessiert waren. Erstere hatte Pfandvorbereitungen bei
einigen Unternehmen festgestellt und daher wenig Verständnis für die Pfandgegner, die
nun unvorbereitet waren (BMU 2002a). Beim Dosengipfel drohte der Handel mit dem
Boykott des Pfands, was von Seiten der Deutschen Umwelthilfe (DUH) die Androhung
von Testkäufen auslöste (Der Spiegel 2003b). Der Druck wuchs damit sowohl auf die
Regierung als auch die Industrie und führte zu einer geradezu skurrilen Situation. Obwohl
die Pfandgegner ihre Interessen weder in den Verhandlungen um den Änderungsversuch
2001, noch vor Gericht hatten durchsetzen können, befanden sie sich nunmehr in einer
verhältnismäßig starken Verhandlungsposition gegenüber dem BMU, da dieses bei der
Implementation des Einwegpfands auf die Kooperation der Industrie angewiesen war.

Das Ergebnis war eine Vereinbarung, nach der während einer Übergangsphase bis
Oktober 2003 die Getränkeeinwegverpackungen nur am Ort des Einkaufs zurückgenom-
men werden mussten. Dies entlastete zunächst die Händler, belastete dafür jedoch umso
mehr die Konsumenten. Die Folge war der Pfandschlupf, der neben den Händlern zwar
auch dem Staat über die Mehrwertsteuer Einnahmen verschaffte, jedoch eindeutig zu den
negativen, nicht-intendierten Konsequenzen des deutschen Einwegpfands zu zählen ist.

In Bezug auf die Sicherung der Mehrwegquote war das Einwegpfand hingegen zu-
nächst erfolgreich. So sanken die Einwegabsatzzahlen bei gleichzeitigem Anstieg der
Mehrweganteile im Jahr 2003 (UBA 2009). Aufgrund der daher zu erwartenden Auslis-
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tung von Einweg zögerte der Handel, überhaupt bis Oktober ein gemeinsames Rücknah-
mesystem zu installieren (Lepszy 2003). Die Forderung nach einer Verpackungsabgabe,
die im Gegensatz zum Jahr 2000 nun von BDI und HDE kam, sowie der Wunsch nach ei-
ner Abschaffung des Pfands, geäußert von IG Metall und FDP, wurden vom BMU abge-
lehnt (ebd.). Die unter den gegebenen Bedingungen herrschende Verbraucherunfreund-
lichkeit und neuerliche Bedenken seitens der Europäischen Kommission machten das
Pfand nicht einmal für das BMU zu einer Erfolgsgeschichte. Dieses arbeitete daher nun
vor allem auf die Einrichtung von Rücknahmesystemen hin (Der Spiegel 2003b). Im Ok-
tober 2003 kam es schließlich zu den sogenannten Insellösungen, wonach Verpackungen
dort zurückgegeben werden konnten, wo diese auch vertrieben wurden. Obwohl sich der
Aufbau eines umfassenden Rücknahmesystems weiter verzögerte, brachte diese Verände-
rung schon bald wieder höhere Verkaufszahlen von Dosen mit sich, die ab August 2004
wieder verstärkt eingelistet wurden (Lepszy 2003). Die Abschaffung der Insellösungen
und die Einführung eines einheitlichen Rücknahmesystems im Zuge einer weiteren Ver-
packungsverordnung vom Mai 2006 begünstigten, dass sich diese Entwicklung sinkender
Mehrweganteile auch langfristig fortsetzen konnte, was den ursprünglichen Intentionen
bei der Einführung des Einwegpfands entgegen steht.

6. Zusammenfassung und Ausblick

Die Antwort auf die Frage, wie es zur chaotischen Einführung des Einwegpfands in
Deutschland kommen konnte, liegt im Zusammenspiel drei zentraler Faktoren begründet:
Die sich wandelnden Bundesratsmehrheiten mit ihren Auswirkungen auf das Strategie-
spektrum der Umweltministerien; die Interessensheterogenität innerhalb der gesellschaft-
lichen Gruppen, die eine korporatistische Lösung unmöglich machte; und die Folgewir-
kung der existierenden Regelungen, die nach 1991 eine Lösung bei mangelnden Alterna-
tiven vorgaben.

Für alle drei hier untersuchten Entscheidungszeitpunkte wurde die Rolle der Regie-
rung bzw. des Umweltministeriums als zentral beurteilt. Dieses verfügte über eine außer-
ordentliche Definitionsmacht und war Dreh- und Angelpunkt der Verhandlungen, indem
es in zwei hauptsächlich entgegengesetzte Richtungen zu agieren hatte. Der Logik des
deutschen Korporatismus folgend, war auf der einen Seite der Dialog mit den beteiligten
Interessengruppen hinsichtlich der Implementation von besonderem Interesse. Auf der
anderen Seite bedurfte der Bundesrat besonderer Aufmerksamkeit, stellte er aufgrund in-
kongruenter Mehrheitsverhältnisse zum Bundestag doch einen Vetopunkt im politischen
Prozess dar. Für einen Konsens bedurfte es der erfolgreichen Integration beider Seiten.

Im ersten Fall von 1991 verstand Minister Töpfer es, die verschiedenen Verhandlungs-
ebenen so abzustimmen, dass jeweilige Gewinne von Beteiligten nicht als Verluste auf der
anderen Seite interpretiert wurden. Seine eigenen Präferenzen hielt er dabei häufig im Hinter-
grund, betonte sie jedoch in den entscheidenden Verhandlungen mit dem Bundesrat, um mit
diesem Einigkeit zu demonstrieren. So wurde auch seine errichtete Drohkulisse ernst genom-
men, ohne die eine Verabschiedung äußerst unwahrscheinlich gewesen wäre. Der Konsens
war letztlich nicht minimal, sondern ein Schritt mit Pioniercharakter (Prüfer 1999, S. 29).

Im zweiten Fall von 1997/98 war der substantielle Handlungsdruck zwar geringer, aus
formalen Gründen durch die Anpassung an die EU-Verpackungsrichtlinie jedoch ebenfalls
hoch. Hier wandte der Bundesrat einmal die Praxis des prinzipiellen, parteipolitischen Vetos
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an, schwenkte jedoch später auf einen Minimalkonsens ein. Dieser war weniger eine ge-
meinsame Einigung als der Ausdruck, die möglichst günstige Wahrung einzelner Interessen
sicherzustellen. Umweltministerin Merkel zeigte sich ebenfalls mit dem Status quo zufrie-
den, aus dem sie ihre Legitimation schöpfte und in alle Richtungen verteidigen konnte.

Erst im dritten Fall von 2001 bezog der Umweltminister in Person Trittins deutlich
Stellung und verließ damit seine Vermittlerrolle. Er versuchte, den Schatten der Hierarchie
in den korporatistischen Verhandlungen stärker auszuspielen. Dies war insofern plausibel,
da eine Nicht-Einigung stets die Gültigkeit der alten Pfandregeln zur Folge gehabt hätte und
schließlich ja auch gehabt hat. Dass Trittin jedoch Preis gab, an diesen selbst nicht interes-
siert zu sein, machte seine Drohungen mit der alten Pfandpflicht unglaubwürdig. Die korpo-
ratistischen Verhandlungen scheiterten schließlich an der beidseitigen Prinzipientreue der
Beteiligten (Schnurer 1999). Der Bundesrat beschränkte sich zwar nicht auf die verhältnis-
mäßig einfache Herstellung eines negativen Votums, sondern schaffte es, positive Mehr-
heiten und Alternativen zum Regierungsvorschlag zu entwickeln. Dabei wurden jedoch die
Partikularinteressen der unionsregierten Länder von der Linie der Bundespartei überlagert.
Ziel war hier vor allem der symbolträchtige Sieg über den politischen Gegner geworden. In-
folge dessen kam es dann doch zur Umsetzung des Einwegpfandes entsprechend der Rege-
lungen von 1998. Diese traten trotz der einhelligen Ablehnung durch alle beteiligten Akteu-
re in Kraft, da es nicht gelang, einvernehmlich eine Alternative auszuarbeiten.

Dass sich zunächst beinahe alle beteiligten Akteure einer reibungslosen Umsetzung
des Einwegpfands verweigerten, ist durchaus nachvollziehbar. Schließlich hatte keiner
dieser Akteure die Regelungen so wie sie bis 2003 umzusetzen waren, unterstützt. Nicht
einmal das zuständige BMU hatte zu Beginn des Umsetzungsprozesses ein fertiges Kon-
zept zur Einrichtung eines einheitlichen Rücknahmesystems, bestand doch auch hier bis
zuletzt die Hoffnung, zu anderweitigen Lösungen zum Umgang mit Einweggetränkever-
packungen zu gelangen. Die graduelle Abnahme der Klagen gegen das Einwegpfand und
seine Umsetzung sowie die inzwischen vollzogene Einrichtung eines einheitlichen Rück-
nahmesystems zeigen jedoch, dass zumindest langfristig auch ineffiziente, irrationale und
unintendierte Politiken umgesetzt werden. Dass diese Umsetzung jedoch nicht unbedingt
der ursprünglich angestrebten Zielsetzung dienlich ist, belegen die verschiedenen Ein-
wegflaschen und Getränkedosen, die heute wieder vermehrt in deutschen Supermarktre-
galen zu finden sind.
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Zusammenfassung
In der ersten Handelsphase nach Einführung des Eu-
ropäischen Emissionshandelssystems (EU-ETS)
kam es zu einer Überallokation von Gratiszertifika-
ten, so dass es seine ökologische Lenkungswirkung
nicht entfalten konnte. Die beiden größten Emitten-
ten der EU, Deutschland und das Vereinigte König-
reich, weisen in dieser Hinsicht erhebliche Unter-
schiede auf. In der vorliegenden Studie werden die
Erklärungsfaktoren für diese nationalen Unterschie-
de ausgearbeitet. Dabei wird gezeigt, dass es weni-
ger Anpassungs- und Problemdruck sind, als viel-
mehr der institutionell strukturierte Einfluss von In-
teressengruppen, der die unterschiedliche umwelt-
politische Ambitioniertheit der Nationalen Alloka-
tionspläne erklärt. Insbesondere die Rolle des Bun-
desrates als Vetopunkt und Unterschiede bei der In-
stitutionalisierung von Verhandlungen zwischen ge-
sellschaftlichen und staatlichen Akteuren stellen hier
wichtige Erklärungsfaktoren dar.

Schlagworte: Europäisches Emissionshandelssys-
tem, Nationale Allokationspläne, Implementation,
Vetopunkte

Abstract
Bargaining ‘Hot Air’
Interest groups’ influence on the implementation of
the European Emissions Trading System in Ger-
many and the UK
During its first phase, the European Emission Trad-
ing System failed to bring about any reductions in
European CO2 emissions. The National Allocation
Plans of Europe’s biggest emitters, Germany and the
UK, vary significantly in regard to the relative
amount of certificates granted to domestic industries.
Our study assesses explanatory factors for these dif-
ferences in accordance with the literature on Euro-
pean policies’ implementation. It reveals that it is the
institutional opportunity structure for interest groups'
influence rather than adaptation and/or problem
pressure that accounts for the differences in the envi-
ronmental ambitiousness of National Allocation
Plans. In particular, the German Bundesrat as a veto
point and differences in institutionalised relations
between societal and state actors serve as important
explanatory factors for the national differences ob-
served.

Key words: European Emissions Trading System,
National Allocation Plans, implementation, veto
points

1. Das Versagen des Europäischen Emissionshandelssystems

Im Juli 2003 wurde durch die Verabschiedung der Emissionshandelsrichtlinie (2003/87/EC)
die Einführung des Europäischen Emissionshandelssystems (EU-ETS) als zentrales Instru-
ment zur Reduktion klimaschädlicher Treibhausgase in der EU beschlossen. In der ersten
Phase von 2005 bis 2007 konnte das EU-ETS diesem Anspruch jedoch kaum gerecht wer-
den. Der Treibhausgasausstoß der vom EU-ETS erfassten Sektoren stieg in diesem Zeitraum
um 1,9 Prozent anstatt zu sinken, da zum einen deutlich mehr Zertifikate ausgegeben wur-
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den als von der Industrie tatsächlich benötigt wurden und zum anderen die Zertifikate kos-
tenlos ausgegeben wurden statt auktioniert zu werden. Diese Überallokation von Gratiszerti-
fikaten führte zu einem Preisabsturz für die Verschmutzungsrechte, so dass der Zertifikate-
handel zusammenbrach und seine beabsichtigte Lenkungswirkung nicht entfalten konnte
(Ellerman/Buchner 2007, 2008). Zudem konnten die Energieversorgungsunternehmen
(EVUs) zulasten der Stromkunden erhebliche Sondergewinne einfahren, indem sie die kos-
tenlos zugeteilten Zertifikate als Opportunitätskosten in die Strompreise überwälzten.

Diese Schwächen gehen vor allem auf die nationale Umsetzung der EU-Richtlinie
durch die Mitgliedstaaten zurück. So unterscheiden sich die Nationalen Allokationspläne
(NAPs) zum Teil erheblich, in denen unter anderem die jeweilige Zertifikatmenge (Cap)
und die Allokationsmethode auf nationalstaatlicher Ebene festgelegt wurden, woraus sich
dann die Gesamtmenge der in der EU vergebenen Zertifikate ergab. Unter den sechs
größten Emittenten der EU wurden in drei Staaten1 mehr Zertifikate ausgegeben als
schließlich im Jahr 2005 tatsächlich emittiert wurde. Darunter fällt auch der mit Abstand
größte Emittent Deutschland, wo es zu einer Überallokation von 4,3 Prozent kam. Im
Vereinigten Königreich, dem Mitgliedstaat mit den zweithöchsten CO2-Emissionen in der
EU, wurden demgegenüber 17,7 Prozent weniger Zertifikate ausgegeben als tatsächlich
emittiert wurde (Ellerman/Buchner 2006, S. 3).

Angesichts der sowohl von der deutschen als auch der britischen Regierung bean-
spruchten Vorreiterrolle im Klimaschutz stellt sich die Frage, warum lediglich im Verei-
nigten Königreich das EU-ETS als effektives Klimaschutzinstrument genutzt wurde. Wie
lassen sich die gravierenden Unterschiede bei der nationalen Umsetzung des Europäi-
schen Emissionshandelssystems erklären?

1.1 Unterschiedliche Erklärungsansätze: Anpassungsdruck, Problemdruck
oder Vetopunkte?

In der Literatur zur Umsetzung europäischer Richtlinien und Verordnungen werden im
Allgemeinen drei Faktoren identifiziert, die zur Erklärung nationaler Unterschiede bei der
Umsetzung europäischer Politiken herangezogen werden können: Der Anpassungsdruck,
der sich aus den (wahrgenommenen) Abweichungen zwischen Regulierungsstil und Re-
gulierungsstruktur zwischen der jeweiligen europäischen und den existierenden nationa-
len Regelungen ergibt; der (wahrgenommene) Problemdruck bzw. das Ausmaß, in dem
bestehende nationale Problemlösungen unter Druck geraten, da das entsprechende Pro-
blem fortbesteht; sowie die Kapazität staatlicher Akteure, Vetopositionen zu überwinden,
die sich innerhalb des Institutionengefüges der Nationalstaaten für politische, administra-
tive und gesellschaftliche Akteure ergeben (Haverland 2000, Heritier 1997, Knill 1998,
2001, Knill/Lenschow 1998, 2000).

Skjaerseth und Wettestad (2008a, 2008b) identifizieren in einer vergleichenden Stu-
die zur Umsetzung des EU-ETS drei Erklärungsfaktoren für die unterschiedliche Ambi-
tioniertheit Nationaler Allokationspläne. Dabei dient ihnen vor allem das Ausmaß an
CO2-Reduktionen, die mit der Einführung des EU-ETS durchgesetzt werden sollten, als
Beurteilungskriterium für die umweltpolitische Ambitioniertheit der NAPs. Unter die von
den Autoren genannten Faktoren fällt der institutional fit des Policy-Instruments entspre-
chend des Anpassungsdrucks nach Knill (1998, 2001) und Knill/Lenschow (1998, 2000).
Außerdem führen sie die Notwendigkeit weiterer Reduktionen zur Erfüllung vereinbarter
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Reduktionsziele sowie den Willen politischer Entscheidungsträger zur CO2-Reduktion als
zwei weitere Erklärungsfaktoren an. Ausdruck findet letzterer in der Existenz nationaler
Reduktions-Zielsetzungen, die über das Maß der internationalen Verpflichtungen hinaus-
gehen (Skjaerseth/Wettestad 2008a, S. 278).

Ambitionierte nationale CO2-Reduktionsziele wurden bereits vor der Einführung des
Europäischen Emissionshandelssystems sowohl in Deutschland als auch im Vereinigten
Königreich verabschiedet (Deutscher Bundestag 2004a, S. 7668, House of Commons 2005b,
S. 37). Ferner hatten zu diesem Zeitpunkt beide Staaten ihre internationalen Reduktionsver-
pflichtungen nahezu erfüllt (Skjaerseth/Wettestad 2008b: 170), so dass weder der Wille zu,
noch die Notwendigkeit von CO2-Reduktionen herangezogen werden können, um die ange-
sprochene Varianz in der umweltpolitischen Ambitioniertheit der NAPs zwischen den bei-
den hier untersuchten Ländern zu erklären. Daher führen Skjaerseth und Wettestad (2008a,
S. 281-283) diese Unterschiede vor allem auf den verbleibenden Faktor zurück, den institu-
tional fit zwischen Emissionshandel und bestehenden nationalen Klimaschutzpolitiken.

Vor der Einführung des EU-ETS waren die dominanten Instrumente der deutschen
Klimaschutzpolitik vor allem freiwillige Selbstverpflichtungen der Industrie und die Öko-
steuer, was den generell regulatorischen Charakter der deutschen Umweltpolitik wider-
spiegelt (Bailey 2007). Demgegenüber wurde im Vereinigten Königreich neben einer
Klimaschutzabgabe, der sogenannten Climate Change Levy, bereits im April 2002 ein
freiwilliges nationales Emissionshandelssystem eingerichtet (Nye/Owens 2008). Der An-
passungsdruck in Bezug auf Regulierungsstil und -strukturen, der von der Emissionshan-
delsrichtlinie auf die deutsche Klimaschutzpolitik ausging, war folglich in der Tat höher
als dies im Vereinigten Königreich der Fall war.2 Es verwundert daher kaum, dass die ge-
nerelle administrative Durchführung des Emissionshandels (die Einrichtung der Emis-
sionshandelsregister, die Ausarbeitung von Verifizierungsverfahren etc.) im Vereinigten
Königreich schneller erfolgte als in Deutschland. Die Unterschiede in der administrativen
Umsetzung der Emissionshandelsrichtlinie lassen sich durchaus durch die Varianz im
Anpassungsdruck erklären. Aber reicht dies aus, um trotz wiederholter Bekenntnisse der
amtierenden Regierungen zum Klimaschutz für den umweltpolitisch ganz erheblichen
Unterschied zwischen einer Unterallokation von 17,7 Prozent und einer Überallokation
von 4,3 Prozent eine zufriedenstellende Erklärung zu bieten?

Der eingehende Vergleich der Umsetzungsprozesse der Emissionshandelsrichtlinie
zeigt, dass es vor allem die institutionellen Gelegenheitsstrukturen für den Einfluss politi-
scher und gesellschaftlicher Akteure sind, wodurch sich die unterschiedliche relative Hö-
he der nationalen Caps erklären lässt. Neben den sich aus der institutionellen Struktur und
den jeweiligen politischen Verhältnissen ergebenden Vetopunkten im politischen System
spielen dabei zwei weitere Faktoren eine wichtige Rolle. Einerseits ist dies die Kapazität
staatlicher Akteure, den Druck konfliktfähiger Interessengruppen zu umgehen (vgl. Heri-
tier 1997). Diese wiederum ist abhängig vom zweiten hier ausgemachten Faktor: der Po-
sition wichtiger Entscheidungspunkte des Implementationsprozesses in den Wahlzyklen.

1.2 Institutionen, Interessen und Parteienwettbewerb in der
vergleichenden Prozessanalyse

Aus der Darstellung der institutionellen Entscheidungsstrukturen in Deutschland und dem
Vereinigten Königreich im folgenden Abschnitt wird deutlich, dass sich die britische Re-
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gierung im Umsetzungsprozess keinem Vetopunkt gegenüber sah, wohingegen in Deutsch-
land insbesondere dem Bundesrat als Vetopunkt eine entscheidende Rolle zukam. Um die
Bedeutung dieser institutionellen Gelegenheit für den Einfluss gesellschaftlicher Akteure
genauer benennen zu können, wird im Anschluss daran aufgezeigt, dass sich in beiden
Ländern gesellschaftliche Gruppen gegenüberstanden, die wirtschaftliche oder ökologi-
sche Interessen vertraten. Während erstere für eine möglichst großzügige Ausstattung der
Unternehmen mit Zertifikaten eintraten, strebten letztere eine möglichst strikte Ausge-
staltung der NAPs an.

Wirtschaftliche Interessen sind jedoch keineswegs auf die Vereinnahmung von Veto-
punkten angewiesen, um ihre Interessen durchzusetzen. Wie Lindblom (1977, S. 170)
früh erkannte, besetzen sie „priviledged positions“ im politischen Prozess und verfügen
über eine hohe Konfliktfähigkeit, also die Kapazität, die Politik durch glaubhafte Andro-
hung des Entzugs von Ressourcen unter Druck setzen (Mayntz 1997, Offe 1972). Solche
Drohungen umfassen unter anderem den Abbau von Arbeitsplätzen, die Verlagerung von
Standorten, die Zurückhaltung von Investitionen, Streiks, Demonstrationen, und den Ent-
zug politischer Unterstützung. Generell implizieren diese Drohungen immer einen Ver-
lust von Wählerstimmen und Mehrheiten für politische Mandatsträger, die für den Ein-
fluss der Interessengruppen dann empfindlich sind, wenn diese glaubhaft den Verlust po-
litischer Entscheidungsgewalt androhen können.

Das Kräfteverhältnis der genannten Koalitionen in Bezug auf ihre Konfliktfähigkeit
war in beiden Ländern ähnlich. Die Analyse der Umsetzungsprozesse in den Abschnitten
drei und vier zeigt jedoch, dass das Ausmaß, in dem diese Kapazität in politischen Ein-
fluss umgemünzt werden konnte, nicht nur mit der jeweiligen Konfliktfähigkeit, sondern
auch mit den unterschiedlichen Ausprägungen der Gelegenheitsstrukturen des politischen
Systems variierte. Die Bereitschaft politischer Mandatsträger, bestimmte Interessen zu
bedienen und die Anliegen anderer auszuschlagen, macht einen Teil der Kapazität staatli-
cher Akteure aus, die Vetomacht von Interessengruppen zu schwächen. Wie die abschlie-
ßende vergleichende Betrachtung beider Fälle zeigt, variieren die Umsetzungschancen einer
bestimmten Politik sowohl zwischen den beiden untersuchten Ländern als auch zwischen
verschiedenen Entscheidungszeitpunkten mit ihrer Nähe zu anstehenden Wahlen.

2. Institutionelle Gelegenheitsstruktur und Konfliktfähigkeit
beteiligter Interessengruppen

Die Implementation des EU-ETS in den Nationalstaaten erfolgte im Rahmen der durch
die von der EU-Richtlinie vorgegebenen Bedingungen und kann insofern als einge-
schränkter nationaler politischer Willensbildungsprozess aufgefasst werden. Das Institu-
tionengefüge strukturiert diesen Prozess entlang einer Entscheidungskette von Vetopunk-
ten – Institutionen, deren Zustimmung zur Verabschiedung einer Politik erforderlich ist –
an denen die Interessengruppen Einfluss auf die politischen Entscheidungsträger auszu-
üben versuchen (Immergut 1992a, 1992b). Der politische Druck der Interessengruppen
resultiert aus deren formellen und informellen Zugängen zu politischen Entscheidungs-
trägern sowie ihrer Konfliktfähigkeit.
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2.1 Institutionelle Gelegenheitsstruktur

In Deutschland erfolgte die Umsetzung des EU-ETS durch das Treibhausgas-Emissions-
handelsgesetz (TEHG) und das Zuteilungsgesetz (ZuG). Zwischen der rot-grünen Bun-
desregierung und dem schwarz-gelb dominierten Bundesrat hatte es Differenzen hin-
sichtlich der Bewertung der Zustimmungspflichtigkeit dieser beiden Gesetze gegeben. Im
ursprünglichen TEHG-Entwurf des BMU hätten die Länderadministrationen die Erteilung
und Überwachung der Zertifikate verwalten sollen. Dies erforderte eine Änderung der 34.
Verordnung zum Bundes-Immissionsschutzgesetz (BImschV), welche zustimmungs-
pflichtig war. Aufgrund des Zeitdrucks zur fristgerechten Verabschiedung des TEHG
wurde hierauf vom BMU der Novellierungsbedarf der BImschV in das TEHG integriert,
das nun vorsah, die Administration mit der Einrichtung der Deutschen Emissionshandels-
stelle auf Bundesebene anzusiedeln. Nach Auffassung der Bundesregierung war das TEHG
damit nicht zustimmungspflichtig. Jedoch vertraten Bundesrat und Opposition die gegen-
teilige Ansicht, da zum einen den Landesbehörden eine originäre Zuständigkeit entzogen
würde (Deutscher Bundestag 2004b, S. 8795-8803) und Länderinteressen zum anderen
allein aufgrund der erheblichen struktur- und regionalwirtschaftlichen Auswirkungen des
NAP I tangiert seien (Mock Rechtsanwälte 2005). Die Bundesregierung vertrat dagegen
die Auffassung, die Gesetze seien nicht zustimmungspflichtig, da keine neuen Pflichten
für die Landesbehörden erwüchsen.

Nach dem Kabinettsbeschluss vom 31.3.2004 rief der Bundesrat den Vermittlungs-
ausschuss an und drohte mit einer Normenkontrollklage, so dass in der Folge die Gesetze
als zustimmungspflichtig anerkannt wurden und eine Aufteilung der Verwaltungsaufga-
ben zwischen Bund und Ländern vorgenommen wurde (Mock Rechtsanwälte 2005). Im
Bundesrat hatten während des gesamten Umsetzungsprozesses die unionsregierten Län-
der die Mehrheit inne, deren Positionen bei der NAP-Konzeption damit zu bedenken wa-
ren, um Verzögerungen oder gar ein Scheitern der Gesetzesvorlagen zu verhindern.

Im Vereinigten Königreich erfolgte die Umsetzung des EU-ETS hingegen ausschließ-
lich durch sekundäre Rechtsetzung. Die gesetzliche Ermächtigungsgrundlage bildete da-
bei der bereits 1972 verabschiedete European Communities Act. Dieser sieht für die par-
lamentarische Kontrolle der im Zusammenhang mit der Umsetzung europäischer Politi-
ken verabschiedeten Statutory Instruments (SI) das negative resolution procedure im
Standing Committee on Delegated Legislation des House of Commons vor.3 Demnach
treten die entsprechenden Verordnungen in Kraft, wenn das Parlament nicht binnen 40
Tagen nach deren Vorlage im Ausschuss eine ablehnende Resolution verabschiedet. Da-
bei kann das Parlament die SIs jedoch lediglich insgesamt ablehnen und keine Änderun-
gen im Detail veranlassen. Bislang kam es nur sehr selten zu ablehnenden Entscheidun-
gen in Bezug auf SIs im Rahmen dieses parlamentarischen Kontrollverfahrens (House of
Commons 2008, S. 4). Die parlamentarische Kontrolle dient vielmehr dazu, den Recht-
fertigungsdruck der Regierung gegenüber dem Parlament und der Öffentlichkeit zu erhö-
hen. Da kein Verfahren existiert, durch welches das House of Lords Verordnungen der
Regierung aufheben könnte, stellten weder das Ober- noch das Unterhaus Vetopunkte im
Umsetzungsprozess der Emissionshandelsrichtlinie dar.

Hauptadressat für die Lobbyingaktivitäten der betroffenen Interessengruppen war in bei-
den Ländern die (Bundes-)Regierung, wobei sich mit dem Beschluss der Zustimmungspflicht
in Deutschland mit den Landesregierungen weitere Adressaten für die Einflussversuche durch
Interessengruppen hervortaten. Welche Unterschiede sich daraus für die Einflussmöglichkei-
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ten der unterschiedlichen Interessen ergaben, bleibt im Folgenden genauer zu erörtern. Zuvor
sei noch auf einen weiteren wichtigen institutionellen Unterschied in der Gelegenheitsstruktur
verwiesen: den institutionalisierten Zugang zu politischen Entscheidungsträgern.

Im Vereinigten Königreich hatten sowohl Industrievertreter als auch Vertreter von
Umweltschutzorganisationen über den gesamten Umsetzungsprozess hinweg die Gele-
genheit, sich im Rahmen formaler Konsultationsprozesse mit ihren Anliegen an das De-
partment for Environment, Food and Rural Affairs (DEFRA) und das Department of Tra-
de and Industry (DTI),4 die beiden zuständigen Ressorts in Whitehall, zu wenden
(DEFRA 2005a, S. 34, 2007, S. 43f.). Zur generellen Information der Industrie fanden
außerdem Treffen der beiden Ressorts mit der UK Emissions Trading Group (UKETG)5

statt. Nach Angaben des DEFRA wurden ferner regelmäßig Gespräche mit Umweltver-
bänden und anderen Betroffen zu der Implementierung des EU-ETS geführt (DEFRA
2007, S. 44). Neben diesen generellen Kontakten zwischen der Regierung und den Be-
troffenen wurden in Bezug auf spezielle Regelungsinhalte mehrfach formelle Konsulta-
tionsprozesse durchgeführt. Alle interessierten Akteure hatten also einen institutionali-
sierten Zugang zu den formalen Entscheidungsträgern in der Ministerialbürokratie.

Anders war dies in Deutschland. Hier fanden zur Ausarbeitung der Gesetzesentwürfe
zunächst korporatistische Verhandlungen zwischen verschiedenen Industrievertretern,
Umweltverbänden und Regierungsakteuren im Rahmen der Arbeitsgruppe „Emissions-
handel zur Bekämpfung des Treibhauseffekts“ (AGE) statt. Nachdem im Rahmen dieses
Gremiums jedoch kein Konsens erzielt werden konnte, wurden zunächst die Umweltver-
bände von den institutionalisierten Verhandlungen mit der Bundesregierung, die von da
an in einer deutlich kleineren „Staatssekretärsrunde“ stattfanden, ausgeschlossen. Nach-
dem auch diese kleinere Verhandlungsrunde gescheitert war, wurden die Verhandlungen
zwischen Exekutive und Interessengruppen vollkommen auf selektive, bilaterale, nicht-
institutionalisierte und intransparente Absprachen seitens der Regierung mit einzelnen
Wirtschaftsakteuren beschränkt.

Die Gelegenheitsstrukturen für den Einfluss gesellschaftlicher Akteure auf die Umset-
zung des EU-ETS unterscheiden sich also grundlegend. Der zentralisierte Entscheidungs-
findungsprozess im Vereinigten Königreich bot allen Interessengruppen zumindest formal
gleiche Zugangschancen zur Regierung, die sich keinem Vetopunkt gegenüber sah. Demge-
genüber bot der Bundesrat Interessengruppen in Deutschland zusätzliche Ansatzpunkte,
während die Einbindung von Interessengruppen in die Entscheidungsfindung selektiv von
Seiten der Regierung erfolgte. Bevor in der Darstellung der jeweiligen Umsetzungsprozesse
gezeigt wird, dass diese institutionellen Bedingungen in Deutschland vor allem den wirt-
schaftlichen Interessengruppen zugutekamen, seien die grundlegenden Positionen der ver-
schiedenen Interessengruppen und ihre Konfliktfähigkeit im Folgenden kurz dargestellt.

2.2 Relevante Akteure und ihre Positionen: Ökonomie vs. Ökologie

Im Rahmen des von der EU-Emissionshandelsrichtlinie gewährten Umsetzungsspielraums
waren es vor allem die Wahl der Allokationsmethode sowie die Höhe des nationalen Caps
die zwischen Umweltschützern und Wirtschaft hoch umstritten waren. Bei der Ausarbeitung
des Nationalen Allokationsplans blieben jedoch auch weitere wichtige Fragen zu klären
(NERA/AEA Technology/SPRU 2003): Inwieweit sollten frühere Anstrengungen einzelner
Anlagen oder Sektoren anerkannt werden, ihre CO2-Emissionen zu senken (Early Action)?



Der Streit um heiße Luft 131

Musste die Übertragung von Zertifikaten zwischen den einzelnen Phasen des EU-ETS
möglich sein? War eine gewisse Menge an Zertifikaten als Reserve, z.B. für Neuanlagen,
zurückzustellen, oder sollten diese die Zertifikate am Markt kaufen? Was sollte mit den be-
reits vergebenen Zertifikaten einer Anlage nach deren Schließung geschehen?

Bezüglich dieser Fragen konnten sich die beteiligten Industrievertreter weder in
Deutschland noch im Vereinigten Königreich auf eine gemeinsame Position einigen.
Weitgehende Einigkeit im wirtschaftlichen Lager bestand lediglich dahingehend, dass ei-
ne ausreichende, möglichst großzügige Ausstattung der Unternehmen mit Zertifikaten er-
folgen sollte, was am ehesten durch eine Allokation auf Basis historischer Emissions-
werte (Grandfathering) zu erreichen sei. Eine Auktionierung von Zertifikaten, die im
Rahmen der EU-Richtlinie ohnehin auf fünf Prozent der auszugebenden Zertifikate be-
schränkt geblieben wäre, wurde hingegen einhellig abgelehnt. Bezüglich der anderen
Punkte folgten die einzelnen Unternehmen in ihren Forderungen einer jeweils individuel-
len betriebswirtschaftlichen Logik und verlangten eine Ausgestaltung der NAPs so, dass
sie ihnen Wettbewerbsvorteile gegenüber Konkurrenten einbringen würden.

Diese Zersplitterung des wirtschaftlichen Lagers machte eine Aggregation der Inter-
essen innerhalb der Verbandsstrukturen schwierig. So traten denn auch die großen natio-
nalen Industrieverbände, der Bundesverband der Deutschen Industrie (BDI) und die Con-
federation of British Industry (CBI), lediglich generell für ein großzügiges Cap ein und
lehnten verschiedene Forderungen der Umweltschutzverbände ab. Auch den Fachverbän-
den, die in beiden Ländern an der Ausarbeitung des NAPs beteiligt waren, fiel die Erar-
beitung einheitlicher Positionen schwer. So traten beispielsweise die Unternehmen der
britischen Nuklearwirtschaft für ein striktes Cap ein, hätten ihnen hohe Zertifikatpreise
doch Wettbewerbsvorteile gegenüber Konkurrenten verschafft, die überwiegend Energie
aus fossilen Brennstoffen gewinnen. Dies machte eine einheitliche Positionierung der As-
sociation of Electricity Producers (AEP) unmöglich. Ähnliches galt für den Verband der
Elektrizitätswirtschaft in Deutschland, wo die großen Energieversorger unterschiedliche
Forderungen entsprechend ihres jeweiligen Brennstoffmixes stellten.

Ohne auf die detaillierten Positionen einzelner Akteure weiter einzugehen, kann fest-
gehalten werden, dass sich in beiden Ländern die Wirtschaftsinteressen durch eine hohe
Konfliktfähigkeit auszeichneten. Sie vertraten CO2-intensive Industrien, in denen mehrere
Millionen Menschen beschäftigt sind, so dass Drohungen mit Investitionszurückhaltun-
gen und Arbeitsplatzverlusten einer gewissen Glaubwürdigkeit nicht entbehren. Die Ak-
teure in dieser Gruppe haben ferner gute Verbindungen zu Ministerialbürokratie und poli-
tischen Mandatsträgern. Sie verfügen über wichtige Informationen, weshalb die Regie-
rungen für eine reibungslose Implementierung des EU-ETS auf die Zusammenarbeit mit
ihnen angewiesen waren. Allerdings stand dieser Konfliktfähigkeit eine geringe inhaltli-
che Geschlossenheit gegenüber.

Im Lager der Umweltinteressen verhielt es sich demgegenüber eher umgekehrt. Die
beteiligten Verbände der Umweltindustrie sowie die Umweltverbände BUND, German-
watch, Greenpeace, der WWF, Friends of the Earth (FoE) und die Royal Society for the
Protection of Birds (RSPB) forderten eine möglichst strikte Festlegung des nationalen
Caps und sprachen sich dafür aus, die Möglichkeiten zur Auktionierung von Zertifikaten
voll auszuschöpfen. Eine Anerkennung von Early Action wurde von ihnen ebenso kri-
tisch gesehen wie die Allokation der Zertifikate durch Grandfathering.

Die Konfliktfähigkeit dieser Gruppe war gegenüber dem wirtschaftlichen Lager je-
doch gering. Für die Umweltverbände ergibt sich diese vor allem aus ihrer moralischen
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Reputation in der Öffentlichkeit, ihrer Mitgliederzahl und den verfügbaren Finanzmitteln.
Diese machen es möglich, viele Menschen für Protestaktionen zu mobilisieren und Stu-
dien anzufertigen, die eigene Argumente untermauern oder die Argumentationen anderer
Akteure schwächen. Ferner haben diese Gruppen im Laufe der Zeit durch ihre Arbeit eine
erhebliche Expertise in umweltpolitischen Fragen entwickelt, auf die insbesondere Par-
lamentarier im Rahmen des Umsetzungsprozesses immer wieder zurückgegriffen haben.
Glaubhafte Drohungen mit Investitionsverweigerungen und Arbeitsplatzverlusten gehö-
ren hingegen nicht zu den politischen Ressourcen, mit denen Vertreter von Umweltinter-
essen ihrer Position Nachdruck verleihen können.

Während sich die institutionellen Gelegenheitsstrukturen in Deutschland und dem
Vereinigten Königreich erheblich unterschieden, waren Interessenskonstellation und Kon-
fliktfähigkeit der widerstreitenden Lager durchaus vergleichbar. Inwiefern dies zu der
großzügigen Festlegung der nationalen Zertifikatmenge in Deutschland und dem demge-
genüber relativ strikten Cap im Vereinigten Königreich führte, zeigt die folgende Unter-
suchung des Umsetzungsprozesses in beiden Ländern.

3. Der Umsetzungsprozess in Deutschland

Einzelne Interessengruppen waren in Deutschland von Beginn an in den Willensbildungs-
prozess zum NAP einbezogen. Dabei können drei Phasen unterschieden werden: Erstens
die vorbereitenden Verhandlungen in der Arbeitsgruppe Emissionshandel (AGE), zwei-
tens die Verhandlung kritischer Entscheidungen unter Zeitdruck in der Staatssekretärs-
runde, und drittens die nicht mehr institutionalisierten Verhandlungen in der kritischen
Schlussphase. Mit jeder dieser Phasen nahm der Einfluss ökonomischer Interessen zulas-
ten der ökologischen zu, während die Entscheidungsfindung zugleich sukzessive in den
Arkanbereich verlagert wurde.

3.1 Phase 1: Vorbereitende Verhandlungen in der Arbeitsgruppe
Emissionshandel

Bereits während der Beratungen zur EU-Richtlinie wurde von der Bundesregierung am
18.10.2000 die Arbeitsgruppe „Emissionshandel zur Bekämpfung des Treibhauseffekts“
(AGE) eingerichtet. Die AGE fungierte als das zentrale Gremium, um die Position der
Bundesregierung zur Ausgestaltung des EU-ETS auf europäischer Ebene und dessen na-
tionale Umsetzung zu beraten und bildete damit eine politisch gewollte Einflussgelegen-
heit für gesellschaftliche Interessenvertreter. In der AGE vertreten waren zahlreiche Indus-
trieunternehmen, insbesondere aus energieintensiven Sektoren und der Automobilindus-
trie; die Energiewirtschaft; mehrere Wirtschaftsverbände (BDI, DIHK, Gesamtverband
Deutsche Steinkohle, Verband der Chemie-Industrie, VDEW u.a.); drei Umweltverbände
(BUND, Germanwatch und WWF); zwei Gewerkschaften (IG Metall und verdi, vorüber-
gehend zusätzlich die IG BCE); mehrere Bundesministerien (BMU, BMWA u.a.); die
Bundestagsfraktionen sowie drei Bundesländer (Hessen, Rheinland-Pfalz und Nordrhein-
Westfalen). Den Vorsitz führte das BMU (AGE 2004, BMU 2003).

Die Analyse der Sitzungsprotokolle zeigt, dass die Vertreter wirtschaftlicher Gruppen
ihre Anliegen wirksam verfolgen konnten.6 Beispielhaft sei die Erwartungshaltung des
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BASF-Vertreters Günter Röder genannt, er gehe „von einer großzügigen Genehmigung
für die erste Verpflichtungsperiode“ aus. Vattenfall-Vertreter Helmuth Groscurth meinte,
eine geringfügige Überallokation sei „vermutlich kein Kernproblem“, wenn diese nur eu-
ropaweit „einheitlich“ sei, um Wettbewerbsverzerrungen zu vermeiden (Corbach 2007,
S. 84). Ein Zertifikatehandel käme in diesem Fall allerdings effektiv nicht zustande.

Im Streit um den Allokationsmechanismus wurde von Seiten der Wirtschaft bereits
während der Verhandlungen zur EU-ETS-Richtlinie ein kostenfreies Grandfathering ge-
fordert und eine Auktionierung abgelehnt (ebd., S. 46). Im weiteren Verlauf wurden auch
Benchmarks diskutiert, die nicht einhellig verworfen wurden, sofern nach Brennstoffen
differenziert werde. Gerd Weber vom Steinkohleverband erläuterte, dass „bei einheitli-
chen Benchmarks für Strom gerade für die Steinkohle die Gefahr eines Brennstoffwech-
sels als das zentrale Problem“ bestehe (ebd., S. 58f.). Auch RWE-Vertreter Jürgen Engel-
hardt wollte einen Brennstoffswitch von Kohle zu Erdgas vermeiden, was den Interessen
von RWE aufgrund deren hohen Kohleanteils im Strommix zuwidergelaufen wäre (IWÖ
2009, S. 75-86, Liedtke 2006, S. 131-136, RWE 2005, S. 19, 2008, S. 61). EnBW-Ver-
treter Horst Wolter äußerte dagegen weniger Bedenken, da erst bei höheren CO2-Preisen
ein Brennstoffwechsel rentabel sei (Corbach 2007, S. 86). Da die EnBW über keine
Braunkohle und relativ wenig Steinkohle im Portfolio verfügt, ist sie von einem Brenn-
stoffwechsel weniger betroffen und hat insofern weniger Interesse an einem brennstoff-
spezifischen Benchmarking (EnBW 2008, IWÖ 2009, S. 34-48, Liedtke 2006, S. 146-
150). Die Umweltverbände äußerten dagegen ihre Skepsis gegenüber brennstoffspezifi-
schen Benchmarks, da dann keine Anreize zu Brennstoffwechsel mehr gegeben seien
(Corbach 2007, S. 57f.). Auch das BMU lehnte brennstoffspezifische Benchmarks zu-
mindest für Neuanlagen ab (ebd., S. 86f.).

In Bezug auf Early Action setzte sich vor allem die VEAG/Vattenfall für eine großzügige
Honorierung früherer Reduktionsmaßnahmen auf Basis eines möglichst frühen Bezugszeit-
raums ein (ebd., S. 48). Damit wollte sie eine Berücksichtigung der zu Beginn der 1990er
Jahre durchgeführten Modernisierung ihres Kraftwerkparks und verschiedener Neubauten er-
reichen, die allerdings von den früheren privatwirtschaftlichen Eigentümern sowie dem Staat
finanziert worden war (IWÖ 2009, S. 49-60, Liedtke 2006, S. 142-146, Vattenfall 2009).

3.2 Phase 2: Verhandlungen kritischer Punkte unter Zeitdruck in der
Staatssekretärsrunde

Aufgrund zunehmenden Zeitdrucks durch die Frist zur Einreichung des NAPs bei der
EU-Kommission zum 31.3.2004 wurden die AGE-Gespräche zwar fortgesetzt, die kriti-
schen Punkte jedoch fortan in die hierzu geschaffenen „Hochrangigen Arbeitsgruppe
Emissionshandel“, kurz „Staatssekretärsrunde“, verlagert. Dieses auf Vorstands- bzw.
Staatssekretärsebene angesiedelte Gremium war deutlich kleiner als die AGE und sollte
so die Verhandlungsprozesse beschleunigen. Zum Teilnehmerkreis gehörten Vertreter des
BMWA, des BMU und des Bundeskanzleramts, 13 Vertreter von Wirtschaftsverbänden
und Unternehmen (koordiniert vom BDI) sowie zwei BDI-Vertreter. Zu den 13 Mitglie-
dern aus der Wirtschaft gehörten E.on, Vattenfall Europe, EnBW, RWE, MVV/VKU, De-
gussa, BP, Hydro Aluminium sowie die Verbände der Stahl-, Papier-, Glas- und Zement-
industrie (Corbach 2007, S. 91). Umweltverbände, Bundestag und Bundesländer hatten
hingegen keinen Zugang zu den Verhandlungen in dieser Runde. Im Gegensatz zur AGE,
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die allein vom BMU geleitet wurde, führte dieses den Vorsitz der Staatssekretärsrunde
gemeinsam mit dem BMWA. Über die Gespräche wurde Stillschweigen vereinbart und es
fanden weder mit der AGE noch mit Abgeordneten des Bundestags – trotz deren wieder-
holter Nachfragen – Abstimmungen statt (Zöckler 2004, S. 60). Damit war das Parlament
nun gänzlich von den Gesetzesberatungen ausgeschlossen.

Durch die Beschränkung der Anzahl beteiligter Akteure sollte das Interessenspektrum
reduziert, und so die Ausarbeitung eines konsensfähigen Entwurfs für weitere Beratungen
in größerem Kreis vorangetrieben werden. Man widmete sich dabei insbesondere der Zer-
tifikatmenge und deren Aufteilung auf die einzelnen Industriesektoren. Dabei traten je-
doch zunehmend interne Interessenkonflikte der wirtschaftlichen Interessenvertreter zu-
tage, da jedes Unternehmen in den detaillierteren Allokationsfragen eigene unterneh-
mensspezifische Interessen durchzusetzen suchte und nur in allgemeinen Fragen, wie ei-
nem generell großzügigen Cap, ein Konsens erzielt werden konnte. Kein Interessenver-
treter war bereit zugunsten eines Kompromisses von der eigenen Position abzurücken, so
dass die Verhandlungen bereits früh ins Stocken gerieten.

Wünschte Vattenfall insbesondere eine Anerkennung von Early Action sowie – ge-
meinsam mit RWE – die Verhinderung eines Brennstoffswitchs, so verfolgten E.on und
EnBW vor allem das Ziel der Kompensation des Atomausstiegs. Die energieintensive In-
dustrie wiederum bestand auf eine großzügige Zuteilung, da sie – anders als die Energie-
wirtschaft, die in geringerem Maße dem internationalen Wettbewerb ausgesetzt ist – die
Kosten nur begrenzt an den Endkunden weiterreichen könne. Weder BDI noch VDEW
konnten diese Konflikte schlichten; beide Verbände waren paralysiert. Alle Akteure lehn-
ten den BMU-Entwurf ab, konnten aber keine gemeinsame Gegenposition entwerfen
(Corbach 2007, S. 102-105, Der Spiegel 2004, FAZ 2004). Erst nachdem E.on, RWE und
Vattenfall sich auf brennstoffspezifische Benchmarks verabreden konnten, nahm auch der
VDEW eine entsprechende Position ein (Corbach 2007, S. 103, Zöckler 2004, S. 66f.).

Die Gespräche brachen schließlich zusammen, nachdem das BMU am 29.01.2004 ei-
nen unabgestimmten Vorschlag für einen NAP vorgelegt hatte, der zwar in einigen Punk-
ten der Wirtschaft entgegenkam, jedoch grundsätzlich eine ökologisch ambitionierte
Ausgestaltung des NAPs verfolgte. Darin war etwa eine Gesamtmenge von 488 Mio. to
CO2 für 2005/2007 und 480 Mio. to für 2008/2012 vorgesehen. Die Vertreter der Wirt-
schaft gaben sich ob dieses Vorschlags brüskiert und brachen die Gespräche ab (BMU
2004, Corbach 2007, S. 101f., Zöckler 2004, S. 69f.).

3.3 Phase 3: Ressortabstimmungen in der Bundesregierung

Nach dem Abbruch der Verhandlungen im Rahmen der Staatssekretärsrunde existierten
überhaupt keine institutionalisierten Verhandlungen mehr. Die relevanten Aushandlungs-
prozesse verliefen fortan zwischen BMU, BMWA und Bundeskanzleramt in intranspa-
renten, bilateralen Unterredungen mit anderen Akteuren. Zu den relevanten Entschei-
dungsprozessen hatten dabei lediglich wenige große wirtschaftliche Akteure Zugang, da-
runter v.a. der BDI und die Energiewirtschaft. Umweltgruppen blieben außen vor und
auch das Parlament wurde nicht beteiligt.

Mehrere Versuche einer Ressortabstimmung zwischen BMU und BMWA endeten er-
gebnislos. Im Vorfeld zur Frist des 31.3.2004 verlangte Bundeswirtschaftsminister Wolf-
gang Clement wiederholt Kompromisse, die den Anliegen der Wirtschaft entgegen kom-
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men sollten. Selbst eine Mitte März von den beiden Staatssekretären des BMWA und des
BMU ausgehandelte Kompromisslösung, in der ein Cap von 499 Mio. to für 2005/2007
vorgesehen war (statt 488 Mio. to im ursprünglichen BMU-Entwurf), wurde von ihm
überraschend verworfen. Clement verlangte indes in einem Zwölf-Punkte-Katalog u.a.
ein deutlich weicheres Cap von 520 Mio. to mit zusätzlichen Reserven bei hohem Wirt-
schaftswachstum, eine bedarfsgerechte Ausstattung von Kohlekraftwerken sowie zusätz-
liche Zertifikate für die Stahlindustrie. Bis 2012 sei auf jegliche Reduktionsziele voll-
ständig zu verzichten. Ferner sei bei Verwirklichung des EU-ETS eine Abschaffung der
Ökosteuer, des EEG und des KWK-Gesetzes zu prüfen.

Zwei Tage vor Ablauf der Frist wurde schließlich am 29.3.2004 bei einem Treffen
zwischen Bundeskanzler Schröder, Wirtschaftsminister Clement, Umweltminister Trittin,
dem Außenminister und Vorsitzenden der Grünen Joschka Fischer sowie Kanzleramtsmi-
nister Frank-Walter Steinmeier eine Einigung erzielt und am 31.3.2004 im Kabinett be-
schlossen. Für 2005/2007 waren nun 503 Mio. to CO2 (statt 488 Mio. to im BMU-Ent-
wurf) und für 2008/2012 waren nun 495 Mio. to CO2 (statt 480 Mio. to) vorgesehen.
Neuanlagen sollten bedarfsgerecht ausgestattet werden. Die Übertragungsregel sollte nur
für vier statt acht Jahre gelten und Ersatzanlagen sollten dann für 14 Jahre von Redukti-
onspflichten ausgenommen sein. Dadurch wurde auch der Bau von Braunkohlekraftwer-
ken wirtschaftlich rentabel gehalten (BMU 2004).

Eine Schlüsselrolle für die Durchsetzung der Positionen wirtschaftlicher Interessens-
vertreter nahm Bundeswirtschaftsminister Clement ein. Der von 2002 bis 2005 amtieren-
de Wirtschaftsminister war zuvor Ministerpräsident von NRW, dem bevölkerungsreichs-
ten Bundesland, das zugleich wirtschaftlich stark vom Steinkohlebergbau, der Stromwirt-
schaft und der energieintensiven Industrie im Ruhrgebiet geprägt ist. Drei der fünf großen
Stromversorger haben dort ihren Sitz (E.on in Düsseldorf, RWE und RAG/Evonik in Es-
sen). Dieses wirtschaftliche und soziokulturelle Umfeld schuf die Voraussetzung für eine
strukturelle Nähe der gewerkschaftlich geprägten Wählerschaft zur SPD, die jedoch ihre
39 Jahre lang ununterbrochen gehaltene Landtagsmehrheit im Jahre 2005 an die CDU
verlor. Die Rücksichtnahme auf die Interessen der Industrie, der Gewerkschaften und der
schwankenden SPD-Wählerklientel in diesem wichtigen Bundesland ließen das SPD-ge-
führte BMWA zu einem starken Advokaten gegen eine strikte Umsetzung des EU-ETS
werden. Clement profitierte enorm von dem Verhandlungsvorteil, der sich aus seiner la-
tenten Rücktrittsdrohung und dem Wissen um seine Unersetzbarkeit für den Machterhalt
der SPD nährte. Der Kanzler konnte so auch gegen den Unmut des ökologischen Flügels
in der SPD erfolgreich unter Druck gesetzt werden.

3.4 Bundesrat und Bundestag: Länderinteressen und
Parteienwettbewerb

Wie oben dargelegt wurde, stand den Bundesländern nach der Einigung mit der Bundesregie-
rung über die Zustimmungspflichtigkeit der relevanten Gesetze die Möglichkeit offen, über
den Bundesrat Einfluss auf die Umsetzung des EU-ETS zu nehmen. Dass hier vor allem die
wirtschaftlichen Anliegen zur Ausgestaltung des NAPs Gehör fanden, wird bereits in der
Stellungnahme des Bundesrates vom 13.2.2004 deutlich. Darin enthalten ist die Forderung
„zur Sicherung der Wettbewerbsfähigkeit des Wirtschaftsstandorts Deutschland [seien] be-
stehende Spielräume bei der Erstellung des nationalen Zuteilungsplans zu nutzen und insbe-
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sondere die Anzahl der insgesamt zu verteilenden Zertifikate ausreichend zu bemessen. Nur
so können die bereits erbrachten Leistungen der deutschen Wirtschaft beim Klimaschutz ho-
noriert werden“ (Bundesrat 2004, S. 16). Explizit wurde auf die ausdrückliche Anerkennung
von Early Action bei Kohlekraftwerken und chemischer Industrie gedrängt.

Insbesondere Politiker der ostdeutschen Länder Brandenburg (SPD), Sachsen (CDU/
SPD), Sachsen-Anhalt (CDU/FDP) und Thüringen (CDU) mahnten eine Anerkennung
von Early Action an, was den Interessen des in Ostdeutschland aktiven Stromerzeugers
Vattenfall entsprach. Sachsen-Anhalt drohte sogar mit einer Klage vor dem Bundesver-
fassungsgericht und dem Europäischen Gerichtshof wegen Verletzung der Unternehmer-
freiheit und der Wettbewerbsgleichheit, wenn Early Action nicht ausreichend anerkannt
würde. Sachsen, Thüringen und Brandenburg wollten zunächst nicht klagen, kritisierten
jedoch ebenfalls den NAP in einer gemeinsamen Erklärung: „Der von der Bundesregie-
rung geplante Entwurf des Emissionsrechtehandels gefährdet Arbeitsplätze und Investi-
tionen in den neuen Ländern und belastet die Wettbewerbsfähigkeit unserer Unternehmen
schwer“ (FAZ 2004, S. 13). Mit besonderem Nachdruck setzte sich Manfred Stolpe, als
damaliger Bundesminister für Verkehr, Bau- und Wohnungswesen (SPD) im Kabinett
verantwortlich für den Aufbau Ost sowie ehemaliger Ministerpräsident des Landes Bran-
denburg, für die Anerkennung von Early Action ein. Dessen Nachfolger im Amt des
brandenburgischen Ministerpräsidenten, Matthias Platzeck (SPD), wandte sich persönlich
an den Bundeskanzler, um sich für die Honorierung von Early Action auszusprechen
(Corbach 2007, S. 131). Die Position Brandenburgs hatte vor dem Hintergrund der anste-
henden Landtagswahlen vom 19.9.2004 besonderes Gewicht. Da der SPD spürbare Ver-
luste drohten, versuchte sie jeden Vorwurf, sie riskiere Arbeitsplätze, zu vermeiden.

In noch stärkerem Ausmaß als die ostdeutschen Länder setzte sich die SPD-Führung
von NRW für wirtschaftliche Interessen bei der Ausgestaltung des NAPs ein. In diesem
traditionell sozialdemokratischen Land drohte mit der Landtagswahl vom 22.5.2005 erst-
mals eine dramatische Wahlniederlage der SPD, welche zugleich auch „das Ende der rot-
grünen Bundesregierung“ bedeute, wie NRW-Ministerpräsident Peer Steinbrück öffent-
lich erklärte (Welt Online 2004). Dass diese Sorge nicht unberechtigt war, bestätigte sich
nach den Wahlen: nach dem Sieg von CDU/FDP in NRW rief Kanzler Schröder vorzeiti-
ge Neuwahlen im Bund aus. Im März 2004, in der entscheidenden Endphase der NAP-
Verhandlungen, erklärte Steinbrück: „Ich kämpfe dafür, dass unsere Industrie hier bleibt.
Wir können unsere Wirtschaftsleistung nicht allein damit erbringen, Blaupausen zu er-
stellen, Solarzellen zu bauen und Haare zu schneiden.“ NRW sei ein Land, in dem hun-
derttausende Menschen in der Grundstoff erzeugenden Industrie arbeiten. „Wenn die
Vorschläge von Trittin unverändert umgesetzt werden, dann führt das zur De-Industriali-
sierung Nordrhein-Westfalens. […] Setzt sich Trittin durch, dann würde die Stromindus-
trie Kraftwerke außerhalb Nordrhein-Westfalens bauen.“ (Strom Magazin 2004) Die Ge-
werkschaften agierten in NRW in ungewohntem Schulterschluss mit der Industrie. Wäh-
rend der Endphase der NAP-Verhandlungen demonstrierten mehrere tausend Stahlarbei-
ter im Ruhrgebiet auf Initiative der IG Metall zusammen mit dem gesamten Präsidium der
NRW-SPD, um Clement „den Rücken zu stärken“ (Wirtschaftswoche 2004). Die Bedeu-
tung dieser Protestveranstaltungen ergab sich vor allem aus der Verbindung mit einer
möglichen Wahlniederlage der SPD, da mit den Gewerkschaftsmitgliedern wichtige Teile
ihrer Stammwählerschaft gegen eine strikte Ausgestaltung des NAPs opponierten. Dies
veranlasste Steinbrück dazu, zweifach persönlich beim Bundeskanzler zu intervenieren,
um Clements Position zu unterstützen (Welt Online 2004).
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Der Bundestag war de facto nicht an der Ausarbeitung des NAPs beteiligt. Er fun-
gierte vielmehr zur formalen Ex-Post-Legitimation der im Arkanbereich von der Exekuti-
ve mit den Interessengruppen ausgehandelten Entscheidungen. Die Gesetze wurden unter
hohem Zeitdruck von der Bundesregierung in engem Kontakt mit verschiedenen Interes-
senvertretern erarbeitet. Für eine Beratung im Bundestag war der Zeitplan aufgrund des
Drucks zur fristgerechten Einreichung bei der EU-Kommission zu knapp: Erst am 31.3.
2004, dem letzten Tag der Frist, konnte das Kabinett den NAP nach konfliktintensiven
Verhandlungen beschließen und nach Brüssel melden. Zwar bestand formal ein Parla-
mentsvorbehalt, doch der Bundestag konnte nicht auf nennenswerte Ex-Post-Änderungen
insistieren. Dies hätte zum einen die EU-Kommission diskreditiert. Sowie zum anderen
den mühsam zwischen Trittin und Clement ausgehandelten Kompromiss gefährdet und
damit auch implizit den Fortbestand der Koalition infrage gestellt.

Dass es in Deutschland den Vertretern wirtschaftlicher Interessen gelang, eine suk-
zessive Ausweitung des nationalen Caps zu erwirken und zahlreiche Sonderinteressen
durchzusetzen, ist also im Wesentlichen zwei Tatsachen geschuldet: Aufgrund der Zer-
splitterung wirtschaftlicher Interessen entsprechend individueller betriebswirtschaftlicher
Kalküle war eine Aggregation dieser Interessen durch die entsprechenden Verbände nicht
möglich, so dass die zunächst breiten korporatistischen Verhandlungen in der AGE schei-
terten. Um das Interessenspektrum einzugrenzen, reagierte die Regierung mit einer Ver-
lagerung entsprechender Verhandlungen zunächst in den kleineren Kreis der Staatssek-
retärsrunde und schließlich in bilaterale Treffen mit einzelnen Akteuren. Dass dabei aus-
gerechnet die Umweltverbände zuerst aus den Verhandlungen ausgeschlossen wurden,
hat zwar sicherlich das Interessenspektrum der Beteiligten insgesamt reduziert. An der
grundlegenden Problematik einer Uneinigkeit innerhalb der Wirtschaft änderte dies je-
doch nichts. Gehör für ihre individuellen Anliegen fanden insbesondere die großen EVUs
schließlich bei den Landesregierungen und Bundespolitikern, die entsprechenden Lan-
desverbänden angehören. Mit den nahenden Wahlen nahm die Konfliktfähigkeit wirt-
schaftlicher Interessen zu, so dass sie den Vetopunkt Bundesrat als wichtigen Einflusska-
nal für sich gewinnen konnten.

4. Der Umsetzungsprozess im Vereinigten Königreich

Auch der Implementatonsprozess im Vereinigten Königreich lässt sich grob in drei Pha-
sen gliedern: Die Erarbeitung des ersten NAP-Entwurfs, die Verabschiedung des vorläu-
figen NAP I und die Aushandlung eines NAP-Nachtrags. Im Gegensatz zum deutschen
Fall bezieht sich diese Einteilung jedoch nicht auf Änderungen der institutionellen Struk-
tur der Aushandlungen zwischen gesellschaftlichen Interessengruppen und staatlichen
Akteuren. Diese blieben im Vereinigten Königreich während des gesamten Umsetzungs-
prozesses unverändert. Jedoch nahm auch hier die Rolle des Wirtschaftsministeriums ge-
genüber dem Umweltministerium schrittweise zu, wobei gleichzeitig das nationale CAP
immer weiter heraufgesetzt wurde.

4.1 Der NAP-Entwurf: Stunde des Klimaschutzes

Bereits zu Beginn des Umsetzungsprozesses fiel innerhalb der britischen Regierung die
Entscheidung, kein absolutes Cap für die Zuteilung von Zertifikaten a priori festzulegen.
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Man entschied, dieses relativ zur Allokationsmethode festzusetzen; die Zertifikatmenge
also entweder entsprechend historischer Emissionswerte oder entsprechend vorhergesag-
ter Emissionswerte zu bestimmen. Daher stand diesbezüglich zunächst auch keine Zahl
im Raum. Vielmehr verlief die Diskussion entlang der Alternativen, ob das Cap lediglich
am verbindlichen Reduktionsziel einer Senkung der CO2-Emissionen um 12,5 Prozent
gegenüber 1990 bis 2010 entsprechend des EU Burden-Sharing-Agreements ausgerichtet
werden sollte oder an der nationalen Zielsetzung einer Reduktion von 20 Prozent im sel-
ben Bezugszeitraum. Das DEFRA sprach sich frühzeitig für ein striktes Cap entsprechend
dem 20 Prozent Reduktionsziel aus (ENDS 2003). Daraufhin bahnte sich ein Streit zwi-
schen DEFRA und DTI über die Höhe des Caps an, der sich durch den gesamten Imple-
mentationsprozess ziehen sollte. Während das DEFRA immer wieder den möglichen Bei-
trag des EU-ETS zum Klimaschutz hervorhob (House of Commons 2003, Column
376W), wurden von dem anderen Ressort vor allem Bedenken bezüglich möglicher ne-
gativer Auswirkungen einer strikten Reduktionspolitik auf die Wettbewerbsfähigkeit der
britischen Volkswirtschaft geäußert (House of Commons 2004b, Column 767W).

Am 19. Januar 2004 veröffentlichte das DEFRA den europaweit ersten Entwurf für
den Nationalen Allokationsplan (DEFRA 2004d). Bezüglich der Allokationsmethode ent-
schied sich das Umweltministerium für eine Mischung aus Grandfathering und Vorhersa-
gen sowie die kostenlose Zuteilung aller Zertifikate an bestehende Anlagen. Eine Redukti-
on gegenüber den BAU-Emissionen7 sollte generell nicht erfolgen. Die Berechnung des
Caps beruhte ebenso wie die Allokation auf Anlagenebene auf den letzten offiziellen
Emissionsvorhersagen für 2010 durch das DTI. Im NAP-Entwurf resultierten daraus 714,5
Mio. to CO2 für die drei Jahre der ersten Handelsphase. Dies hätte einer CO2-Emissions-
reduktion der betroffenen Sektoren von 16,3 Prozent gegenüber 1990 entsprochen. Gene-
rell war eine Zuteilung von Zertifikaten entsprechend der Vorhersagen unter Einbezug der
möglichen Wirkungen anderer Klimaschutzpolitiken vorgesehen. Daraus hätte sich bis
2010 eine Emissionsreduktion von 15,3 Prozent gegenüber 1990 ergeben. Entsprechend
dem im Climate Change Programm der Regierung (DEFRA 2000) vorgesehenen Beitrag
des Emissionshandels zur Erfüllung der Reduktionsziele waren nach Anerkennung der Re-
duktionsleistungen des UK-ETS weitere Einsparungen von 5,5 Mio. to CO2 notwendig.
Diese Abweichung vom BAU, also die Reduktion gegenüber 1990 von 16,3 Prozent statt
15,3 Prozent, sollte von den Stromerzeugern erbracht werden (DEFRA 2004d, S. 4).

Eine spezielle Anerkennung von Early Action war im NAP-Entwurf nicht vorgese-
hen, da die Zuteilung der Zertifikate auf Anlagenebene auf Basis der durchschnittlichen
Emissionen von 1998-2002 emissionsmindernde Maßnahmen in diesen Jahren bereits be-
rücksichtige (ebd., S. 22). Die Regierung folgte der Argumentation der Umweltverbände,
frühere Bemühungen um Emissionsreduktionen seien aus ökonomischen Kalkülen er-
wachsen und daher bei der Allokation nicht gesondert anzuerkennen. Zwar sollte es keine
Auktionierung bei der Erstzuteilung der Zertifikate an bestehende Anlagen geben, jedoch
sieht der NAP-Entwurf eine Auktionierung derjenigen Zertifikate vor, die am Ende eines
Jahres nicht aus einer noch einzurichtenden Rücklage von Zertifikaten für Neueinsteiger
(NER) vergeben wurden. Nach dem Entwurf sollte die Übertragung von Zertifikaten nach
der Schließung von Anlagen nicht möglich sein. Auch die Forderungen eines Großteils
der Industrievertreter und des DTI nach der Möglichkeit, ungenutzte Zertifikate in die
zweite Handelsperiode zu überführen, wurde abgewiesen.

Ein Abgleich des NAP-Entwurfs mit den grundlegenden Positionen verschiedener In-
teressengruppen zeigt, dass sich hier Umweltinteressen in wesentlichen Punkten durchset-
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zen konnten. In vielen Fragen war die Position des DEFRA bereits zu Beginn des Umset-
zungsprozesses beinahe deckungsgleich mit der der Umweltverbände und es konnte diese
in vielen Punkten gegenüber dem DTI behaupten. Dabei spielte es sicherlich eine Rolle,
dass das DEFRA das federführende Ressort und das DTI nur angemessen einzubeziehen
war. Außerdem fand das Umweltministerium wichtige Argumente gegen Warnungen vor
möglichen Wettbewerbsverzerrungen innerhalb der EU, die seitens des DTI und verschie-
dener wirtschaftlicher Interessenvertreter immer wieder ausgesprochen worden waren.
Dem hielt das DEFRA entgegen, dass viele Staaten gezwungen sein würden, ihre nationa-
len Caps strikt zu setzen, da sie im Gegensatz zum Vereinigten Königreich noch weit von
der Erfüllung ihrer Kyoto-Ziele entfernt seien (House of Commons 2004a, Column 011).
Außerdem würde es die frühzeitige Abgabe des NAPs bei der Kommission ermöglichen,
einen Referenzpunkt für andere EU Mitgliedstaaten zu setzen, die dann ebenso anspruchs-
volle NAPs ausgestalten müssten. Angesichts der Tatsache, dass für alle Sektoren Emis-
sionen entsprechend des vorhergesagten BAU ausgegeben werden sollten, müssten die be-
troffenen Unternehmen ferner auch weiterhin im internationalen Wettbewerb bestehen
können, da ja zunächst keinerlei Einsparungen von ihnen verlangt wurden (ENS 2004).

Bei der Ausarbeitung des NAP-Entwurfs konnten die großen Stromerzeuger ihre In-
teressen am wenigsten durchsetzen. Immerhin war es ihr Sektor, der als einziger weniger
Zertifikate zugestanden bekam als es den vorhergesagten BAU-Emissionen entsprochen
hätte. Die Schwäche der EVUs bestand zum einen darin, dass der Sektor wie in Deutsch-
land entsprechend des Brennstoffmixes der einzelnen Unternehmen in sich gespalten war.
Im Unterschied zu Deutschland wurde ferner die Konfliktfähigkeit der EVUs seitens des
DEFRA nicht anerkannt: Drohungen mit Arbeitsplatzverlusten und Investitionsverweige-
rungen liefen ins Leere, da das Ministerium trotz entgegengesetzter Verlautbarungen der
Unternehmen die Ansicht vertrat, der Sektor sei aufgrund der Insellage im Vereinigten
Königreich kaum internationalem Wettbewerb ausgesetzt (DEFRA 2004d, S. 14).

In der Reaktion auf dieses Argument verschoben sich die Argumentationsmuster der
Vertreter aus dem Energiesektor. Anstatt auf mögliche Arbeitsplatzverluste wurde nun
auf potenzielle Strompreissteigerungen verwiesen, da die EVUs auf den Zukauf von Zer-
tifikaten angewiesen sein würden. Dies wiederum hätte negative Auswirkungen auf die
Wettbewerbsfähigkeit der gesamten britischen Volkswirtschaft. Außerdem wurde die Me-
thodik des DTI bei der Berechnung der Emissionsvorhersagen kritisiert und angekündigt,
sich in dieser Angelegenheit intensiv mit dem Ministerium zu beraten (House of Lords
2004, Q549ff.). Auch andere Interessenvertreter änderten ihre Argumentationsstrategie
dahingehend, dass sie die Validität der vorhergesagten BAU-Emissionen in Zweifel zo-
gen. Da hier die Zuständigkeit nicht mehr beim DEFRA, sondern dem DTI lag, sollte das
Ministerium im weiteren Verlauf des Umsetzungsprozesses der bedeutendere Adressat
des Lobbying derjenigen Akteure werden, die mit der ihnen nach dem NAP-Entwurf zu-
gestandenen Menge an Zertifikaten nicht zufrieden waren.

4.2 Der vorläufige NAP: Das Wiederaufleben ökonomischer Interessen

Welchen Einfluss die Diskussionen zum NAP-Entwurf auf die Arbeit in den zuständigen
Ministerien hatte, zeigt der Vergleich mit dem vorläufigen NAP, der nach Beanstandungen
durch die Kommission erst am 7. Juli genehmigt wurde (Europäische Kommission 2004).
Die Angaben zum Cap im vorläufigen NAP I basierten auf immer noch inoffiziellen aber
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neuen Vorhersagen, die das DTI Ende Mai veröffentlicht hatte (DTI 2004a). Entsprechend
der neuen Berechnungen stieg das Cap um 3 Prozent gegenüber dem NAP-Entwurf vom
Januar 2004 auf 736,3 Mio. to CO2. Demnach hätte sich bei einer Ausgabe der Zertifikate
nach BAU bis 2010 eine Reduktion der CO2-Emissionen von 14,3 Prozent gegenüber 1990
in den vom EU-ETS erfassten Sektoren ergeben. Im Entwurf waren es noch 15,4 Prozent.
Auch im vorläufigen NAP war die Ausgabe von weniger Zertifikaten vorgesehen als sie
sich aus dem BAU ergeben hätten. Wie schon im NAP-Entwurf so sollten auch nach dem
vorläufigen NAP Einsparungen von 5,5 Mio. to CO2 im Energiesektor erfolgen. Daraus
hätte sich nach den neuen Vorhersagen des DTI bis 2010 eine Reduktion von 15,2 Prozent
– statt zuvor 16,3 Prozent – ergeben (DEFRA 2004c, S. 10, 2004d, S. 4).

Das DEFRA hatte die Angaben zu den Allokationsmengen im genehmigten NAP mit
dem Vorbehalt einer möglichen nachträglichen Änderung versehen, da diese noch immer
auf vorläufigen Prognosen des DTI basierten (DEFRA 2004c, S. 8). Daher war mit der
Annahme des NAPs durch die Kommission das Bemühen der Industrievertreter um die
Zuteilung größerer Zertifikatmengen für ihre Anlagen und Sektoren noch nicht beendet.
Allerdings stellte die Kommission bei der Genehmigung klar, dass eine eigenmächtige
nachträgliche Erhöhung durch die britische Regierung nicht möglich sei. In diesem Fall
müsse der gesamte NAP zur erneuten Genehmigung bei der Kommission vorgelegt wer-
den (Europäische Kommission 2004, Art. 3 (3)).

Durch die faktische Verlagerung der Zuständigkeit über die Entscheidung des Caps
vom DEFRA in das DTI befürchteten die Umweltverbände bereits nach dieser ersten Er-
höhung des Caps gegenüber dem NAP-Entwurf, dass die Interessen der Industrievertreter
dort stärker zum Tragen kommen würden (ENDS 2004c). Die Reaktionen der Industrie-
vertreter auf den vorläufigen NAP bestätigten diese Befürchtungen der Umweltverbände.
Die Association of Electricity Producers (AEP) übte scharfe Kritik an den Berechnungen
des DTI, aus welchen sich für den Stromsektor eine Minderung der Zertifikatmenge für
bestehende Anlagen um 1,5 Prozent gegenüber dem NAP-Entwurf ergeben hatte. Die
Emissionsmenge liege weit unter den tatsächlichen BAU-Emissionen und „reductions on
this scale cannot be met [...] other than via the purchase of allowances.“ (ENDS 2004b, S.
50) Und dies, so die Vertreter der EVUs, führe unweigerlich zu einer Steigerung der
Strompreise und damit zu Wettbewerbsnachteilen der verarbeitenden Industrie.

4.3 Der nachgereichte NAP: Am Ende entscheidet Europa

Am 27. Oktober veröffentlichte das DEFRA eine neue Liste mit den Allokationsmengen,
die auf einer weiteren vorläufigen Berechnung des DTI basierten (DTI 2004b). Nach den
neuen Berechnungen ergab sich ein Cap von 792,4 Mio. to CO2, was 7,6 Prozent über
dem ursprünglich im vorläufigen NAP angegebenen lag. Angesichts der Frage, ob man
bei der Kommission eine nachträgliche Erhöhung des Caps um die Differenz von 56,1
Millionen Zertifikaten beantragen sollte, war es zu einem Wiederaufleben des Konflikts
zwischen DTI und DEFRA gekommen. Das höhere Cap hatte sich aus den in den neuen
Berechnungen höheren BAU-Emissionen ergeben. Während das Wirtschaftsministerium
an seiner Position festhielt, britische Unternehmen nicht über das Maß der bestehenden
Klimaschutzpolitiken hinaus mit Reduktionsverpflichtungen zu belasten und folglich eine
entsprechende Nachbesserung im NAP verlangte, fürchteten die Verantwortlichen im
DEFRA den aus dem Antrag zur nachträglichen Erhöhung möglichen Imageschaden
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(ENDS 2004a). Selbst auf höchster Ebene konnte zwischen den Ressorts keine Einigung
erzielt werden, so dass die Minister mit ihrem Problem an den Premierminister herantra-
ten, um um eine Entscheidung zu bitten.

Mit der Veröffentlichung der neuen Allokationsmengen am 27. Oktober gab das DE-
FRA bekannt, dass man bei der Kommission eine nachträgliche Erhöhung der insgesamt
auszugebenden Zertifikatmenge um 19,8 Mio. to CO2 beantragen wolle (DEFRA 2004b).
Zwar bemühte sich Umweltministerin Beckett, die Erhöhung um nur 19,8 statt 56,1 Mil-
lionen Zertifikate als Erfolg des Umweltministeriums für mehr Klimaschutz auszulegen.
Jedoch zeigt die letztendliche Entscheidung, überhaupt eine nachträgliche Erhöhung des
Caps zu beantragen, dass sich das DTI in der Auseinandersetzung weitgehend durchset-
zen und den Premierminister von den Bedenken bezüglich möglicher Schäden für die
Wettbewerbsfähigkeit britischer Unternehmen überzeugen konnte. Bei einer Befragung
am 8. Februar 2005 im Liaison Committee des Unterhauses erklärte Tony Blair denn
auch, dass er die Entscheidung zur nachträglichen Erhöhung des nationalen Caps getrof-
fen habe, um Wettbewerbsnachteile britischer Unternehmen im europäischen Markt zu
vermeiden (House of Commons 2005a, Q123).

Die offiziellen Vorhersagen wurden erst am 11. November 2004 durch das DTI ver-
öffentlicht, wobei es gegenüber den vorläufigen Zahlen vom Oktober zu einer dritten Er-
höhung der geschätzten BAU-Emissionen und verschiedenen Änderungen in den sekto-
ralen Allokationsmengen kam (DTI 2004c). Forderungen nach einer Erhöhung des Caps
um mehr als die zuvor vereinbarten 19,8 Millionen Zertifikate blieben jedoch aus. Der
NAP-Nachtrag mit dem entsprechenden neuen Allokationsplan wurde schließlich am 14.
Februar 2005 veröffentlicht, nachdem bereits ein Antrag zur Genehmigung des höheren
Caps bei der Kommission eingereicht worden war (DEFRA 2005b).

Die nachträgliche Erhöhung des Caps wurde seitens der Umweltverbände als tiefer
Rückschlag empfunden. Vielfach wurde der Regierung vorgeworfen, gegenüber den Dro-
hungen der Industrie mit Investitionsverweigerungen und Arbeitsplatzverlusten einge-
knickt zu sein und die eigenen ambitionierten Zielsetzungen in der Klimaschutzpolitik
aufgegeben zu haben (Greenpeace 2004). Allerdings war dieser Erfolg der wirtschaftli-
chen Interessengruppen mit einer Einschränkung insbesondere für die EVUs versehen.
Denn während alle anderen Sektoren, wie bisher auch, Zertifikate entsprechend der vor-
hergesagten BAU-Emissionen erhalten sollten, würden alle Abweichungen vom BAU zu
Lasten des Stromsektors gehen (DEFRA 2004a, S. 8). Darunter fielen die 5,5 Mio. to
CO2, die entsprechend dem Energy White Paper (DEFRA 2000) durch den Emissions-
handel eingespart werden sollten und die 36,3 Mio. to CO2, für die nach der Übereinkunft
zwischen DTI und DEFRA keine nachträgliche Erhöhung beantragt werden sollte. Au-
ßerdem trugen die EVUs das Risiko, dass der Erhöhung des Caps durch die Kommission
nicht stattgegeben werden könnte. Dieses Risiko schien sich am 13. Januar 2005 nach ei-
ner inoffiziellen Ankündigung der Kommission, der nachträglichen Erhöhung des Caps
nicht stattzugeben, zu materialisieren. Die britische Regierung erhöhte danach den Druck
auf die Kommission, indem sie mit rechtlichen Schritten in diesem Fall drohte, was die
offizielle Ablehnung des britischen Gesuchs am 2. Februar 2005 jedoch nicht verhinderte.

Die Verzögerung der Ausgabe der Zertifikate im Vereinigten Königreich aufgrund
des Streits zwischen der Regierung und der Kommission wurde von den meisten Indus-
trievertretern kritisiert (The Financial Times 2005a). Der Druck der Unternehmen, end-
lich Rechtssicherheit zu schaffen, fiel im Februar und März 2005 mit der Veröffentli-
chung verschiedener Artikel in der Presse zusammen, die die Unvereinbarkeit der öffent-
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lich beanspruchten Vorreiterrolle der Labour-Regierung in puncto Klimaschutz mit der
Erhöhung des nationalen Caps hervorhoben (bspw. The Financial Times 2005b, The
Guardian 2005). Auch das Parlament rügte die Regierung für dieses Vorgehen und ver-
langte eine möglichst baldige Beilegung des Streits mit der Kommission, um den Schaden
für das internationale Ansehen des Vereinigten Königreichs zu begrenzen (House of
Commons 2005b, S. 18).

Am 5. Mai 2005 standen Unterhauswahlen an, die wohl das Kalkül der Regierungs-
mitglieder, insbesondere des Premierministers, beeinflussten. Mit den nahenden Wahlen
und der damit einhergehenden stärkeren Präsenz des Parteienwettbewerbs bekamen – wie
in Deutschland – nun auch im Vereinigten Königreich ökonomische Interessen den Vor-
zug vor ökologischen. So war die Kritik der Industrievertreter am vorläufigen NAP so-
wohl von manchen Abgeordneten im Unterhaus,8 als auch in Teilen der Presse aufge-
nommen worden, und erst verstummt, nachdem Tony Blair beschlossen hatte, die nach-
trägliche Erhöhung des Caps bei der Kommission zu beantragen. Nachdem nun, neben
der Industrie, auch das House of Commons drängte, das EU-ETS endlich umzusetzen und
britischen Unternehmen die Teilnahme am Handel zu ermöglichen (House of Commons
2005c, S. 42), ließ eine Entscheidung erneut nicht lange auf sich warten. Im März ließ das
DEFRA verlautbaren, zunächst die Zertifikate nach dem von der Kommission geneh-
migten NAP I auszugeben. Gleichzeitig kündigt es an, Klage9 gegen die Kommission
wegen dem Nicht-Zugeständnis der zusätzlichen Emissionsmenge im NAP I einzureichen
(DEFRA 2005c). Der genehmigte NAP I wurde schließlich in eine Verordnung eingear-
beitet, die am 24. Mai 2005 dem Parlament sowie der Öffentlichkeit vorgelegt wurde und
schließlich unverändert am 14. Juni 2005 in Kraft trat (DEFRA 2005d).

5. Vergleichende Betrachtung der nationalen Umsetzung
des EU-ETS

Die vergleichende Analyse der politischen Prozesse um die Ausgestaltung der NAPs in
Deutschland und dem Vereinigten Königreich zeigt, dass deren unterschiedlich starke
umweltpolitische Ambitioniertheit das Ergebnis des Einflusses verschiedener Interessen-
gruppen auf die Entscheidungsfindung in den formal legitimierten Institutionen ist. In
beiden Staaten konnte ein wirtschaftliches Lager ausgemacht werden, dessen Mitglieder
ihre Positionen mit Wachstum, Arbeitsplätzen und Wettbewerbsfähigkeit begründeten.
Um ihren Forderungen Nachdruck zu verleihen, drohten sie mit Investitionsverweigerun-
gen und beschworen düstere Szenarien von Werksschließungen, Standortverlagerungen
und Arbeitsplatzverlusten herauf. Allerdings wurde dieser Argumentation im Vereinigten
Königreich zunächst weniger gefolgt als in Deutschland. Das zuständige Umweltministe-
rium versuchte die Argumente industrieller Interessenvertreter strategisch außer Kraft zu
setzen und schwächte so deren Position.

Der Bundesrat, der aufgrund der parteipolitischen Inkongruenz zur Regierungskoali-
tion auf Bundesebene ein Vetopunkt im formalen Entscheidungsprozess darstellte, bot ei-
nen wichtigen Kanal zur Vermittlung partikularer Interessen in Deutschland. Da die In-
teressen von NRW und den ostdeutschen Ländern, wo zahlreiche Anlagen energieinten-
siver Industrien angesiedelt sind, stark von der Erarbeitung des NAPs tangiert waren,
standen in diesen Ländern Politik, Wirtschaft und Gewerkschaften in einer seltenen Alli-
anz gegen einen progressiv ausgestalteten NAP. Ihre Vetoposition im Bundesrat bot die-
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ser Allianz die Möglichkeit, ihre Forderungen in Verhandlungen mit der Regierung
durchzusetzen. Einen solchen Ansatzpunkt für den Einfluss von geographisch in be-
stimmten Regionen konzentrierten Wirtschaftsinteressen gab es im zentralistischen Sys-
tem des Vereinigten Königreichs nicht, was einer umweltpolitisch relativ ambitionierten
Ausgestaltung des NAP I zugute kam.

Ein weiterer bedeutender Unterschied ergab sich aus dem im politischen System an-
gelegten Umgang mit Interessengruppen und deren Beziehungen zum Staat; sprich die
Unterschiede im Zugang der Interessengruppen zu den politischen Entscheidungsträgern.
In Deutschland wurde ganz im Sinne der korporatistischen Tradition die AGE zur Er-
stellung des NAPs gegründet, wo zunächst neben zahlreichen Wirtschaftsverbänden, Un-
ternehmen und Gewerkschaften auch einige Verbände und Unternehmen aus dem Um-
weltbereich sowie die Bundestagsfraktionen beteiligt waren. Mit der Verlagerung der we-
sentlichen Verhandlungen in die Staatssekretärsrunde wurden jedoch sämtliche ökologi-
schen Interessengruppen vom Zugang ausgeschlossen. Nach dem Abbruch der Staatsse-
kretärsrunde kam es nur noch zu informellen, bilateralen Kontakten zwischen Interessen-
gruppen und politischen Entscheidungsträgern. In dieser intransparenten Grauzone, der
gerade in der entscheidenden Schlussphase der NAP-Willensbildung die größte Bedeu-
tung zukam, konnten sich die ressourcenreicheren Gruppen besser durchsetzen.

Demgegenüber gestaltete sich der zentralisierte, auf die einzelnen Ressorts ausge-
richtete Willensbildungsprozess im Vereinigten Königreich wesentlich offener. Hier
konnten sich alle potenziell Interessierten im Rahmen der formalen Konsultationsverfah-
ren an die Regierung wenden. Dabei wurde die Fachkompetenz der Umweltverbände vor
allem vom DEFRA anerkannt, was deren Einfluss in der Anfangsphase stärkte. Ferner
verweigerte das DEFRA die Anerkennung der Konfliktfähigkeit wichtiger wirtschaftli-
cher Interessenvertreter, so dass viele der klimaschonenden Regelungen des NAPs in die-
ser Anfangsphase im NAP-Entwurf festgeschrieben und später nicht mehr geändert wur-
den.

Jedoch erhöhte sich auch im Vereinigten Königreich der Einfluss wirtschaftlicher In-
teressen im Zeitverlauf. Dies ergab sich, ebenso wie in Deutschland, durch eine stärker
werdende Rolle des Wirtschafts- gegenüber dem Umweltministerium im Umsetzungspro-
zess. Aufgrund der gewählten Allokationsmethode fiel nicht nur die Erarbeitung des Ma-
kroallokationsplans in den Zuständigkeitsbereich des DTI, was lediglich einen Streit um
Allokationsmengen zwischen den verschiedenen betroffenen Sektoren – und damit inner-
halb des wirtschaftlichen Lagers – zur Folge gehabt hätte. Mit den Vorhersagen des DTI
änderte sich auch das Cap und durch die Erhöhung der BAU-Emissionen konnte die Ar-
gumentation gegen Drohungen mit Standortverlagerung aufgrund von Wettbewerbsnach-
teilen nicht aufrechterhalten werden. Damit stieg der Einfluss wirtschaftlicher Interessen,
die nun ihre Konfliktfähigkeit voll entfalten konnten. Damit konnten diese in der Schluss-
phase des Umsetzungsprozesses auch im Vereinigten Königreich einen wesentlich größe-
ren Einfluss geltend machen als zu Beginn. Dabei beschränkte sich der Einfluss jedoch
auf die Berechnung der Emissionsvorhersagen und damit auf die Höhe der sektoralen und
des nationalen Caps. Sonderregelungen, wie etwa die besondere Anerkennung von frühe-
ren Maßnahmen zur Emissionsreduktion, waren hingegen nicht mehr durchzusetzen, da
der NAP I vom DEFRA zuvor bereits weitgehend ausformuliert worden war.

Mit den anstehenden Unterhauswahlen stieg der Einfluss wirtschaftlicher Interessen
insbesondere über den Druck auf Abgeordnete im Unterhaus, so dass sie letzten Endes
den Premierminister dazu bewegen konnten, das Umweltministerium aufzufordern, bei
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der Kommission eine nachträgliche Erhöhung des Caps zu beantragen. Durch den Vorbe-
halt der Europäischen Kommission, jede nachträgliche Erhöhung des Caps in einem ge-
sonderten Verfahren zu genehmigen, hatte sie sich jenseits der Grenzen, die den nationa-
len Umsetzungsspielraum ausmachen und deren Einhaltung sie ohnehin kontrollierte, als
weiteren Vetopunkt im Umsetzungsprozess des EU-ETS im Vereinigten Königreich in-
stalliert, den die wirtschaftlichen Interessensvertreter nicht für sich gewinnen konnten. So
blieb es insgesamt bei einer umweltpolitisch vergleichsweise ambitionierten Ausgestal-
tung des NAPs, die aus dem institutionell bedingten, relativ großen Einfluss der Umwel-
tinteressen und der vor allem durch die Aberkennung des Drohpotenzials durch die politi-
schen Entscheidungsträger relativ kleinen Konfliktfähigkeit der Wirtschaft resultierte.

Anders war dies in Deutschland. Die Konstellation eines politisch unverzichtbaren
Wirtschaftsministers, einem Schulterschluss von Wirtschaft und Gewerkschaften mit ho-
hem Drohpotenzial, der politisch immensen Bedeutung der nahenden Landtagswahl in
NRW gepaart mit dem innerparteilich hohem Gewicht des NRW-Landesverbands sowie
der geringen Wertschätzung des Emissionshandels bei Teilen der Umweltindustrie und
-politik, potenzierten sich hier zu einer hohen Konfliktfähigkeit wirtschaftlicher Interes-
sen. Damit war es deren Vertretern möglich, das Cap sukzessive aufzuweichen und ver-
schiedene Sonderregelungen durchsetzen, was insgesamt zu einem wenig ambitionierten
NAP führte.

Diese Schlussfolgerungen aus der vergleichenden Betrachtung der Umsetzungspro-
zesse des Europäischen Emissionshandelssystems machen deutlich, dass es sich dabei
nicht einfach um den administrativen Vollzug einer europäischen Politik handelte. Viel-
mehr waren es umkämpfte nationale politische Prozesse, in denen Eigentumsrechte defi-
niert und verschiedenen Akteuren zugesprochen wurden. Um solche Prozesse adäquat
analysieren zu können, ist der Einbezug originär politischer Variablen unumgänglich.
Erst die Betrachtung des Zusammenspiels von Interessen, Institutionen und der Logik
politischen Wettbewerbs macht nachvollziehbar, warum die Einführung des EU-ETS im
Vereinigten Königreich genutzt werden konnte, um Emissionsrechte tatsächlich zu ver-
knappen, während es in Deutschland zur klimapolitisch unsinnigen Überallokation von
Verschmutzungsrechten kam.

Anmerkungen

1 Neben Deutschland waren dies Polen und Frankreich mit einer Überallokation von 12,8 Prozent bzw. 12,7
Prozent (Ellerman/Buchner 2007, S. 79).

2 Das britische Emissionshandelssystem und das EU-ETS weisen jedoch zum Teil erhebliche Unterschiede
auf. So umfasste ersteres zum Beispiel sechs Treibhausgase, die Teilnahme war freiwillig und im Gegen-
satz zum EU-ETS handelte es sich um ein downstream System (Nye/Owens 2008). Ohne weiter auf diese
Details einzugehen sei darauf verwiesen, dass sich aufgrund dieser Unterschiede mit der Verabschiedung
der Emissionshandelsrichtlinie auch im Vereinigten Königreich ein höherer Anpassungsdruck ergab, als
dies die Existenz des nationalen Emissionshandelssystems allein vermuten ließe.

3 Im Rahmen einer Reform der Arbeitsweise der Ausschüsse des britischen Parlaments wurden die Stan-
ding Committees im Sommer 2006 in General Committees umbenannt.

4 Das heutige Wirtschaftsministerium des Vereinigten Königreichs, das Department for Business, Innovati-
on and Skills, entstand im Juni 2009 durch die Zusammenlegung des Department for Innovation, Univer-
sities and Skills und des Department for Business, Enterprise and Regulatory Reform, die erst im Juni
2007 durch die Aufspaltung des DTI eingerichtet worden waren.

5 Das nationale Emissionshandelssystem im Vereinigten Königreich wurde in einem dichten Netzwerk zwi-
schen Industrie und Politik entworfen (Engels/Knoll/Huth 2008). Die Verbindungen zwischen Politik und
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Wirtschaft wurden dabei über die UKETG koordiniert, in der vor allem Unternehmen aus Strom- und Mi-
neralölwirtschaft vertreten sind.

6 Da die Sitzungsprotokolle größtenteils nicht öffentlich zugänglich sind, wird hier auf eine von Corbach
(2007) vorgelegte Inhaltsanalyse zurückgegriffen, die sich allerdings weitgehend auf die Aktivitäten der
Energiewirtschaft beschränkt sowie die institutionellen Bedingungen des politischen Systems vernachlässigt.

7 BAU (business-as-usual)–Emissionen bezeichnen Emissionsvorhersagewerte entsprechend bestehender
Produktionsverfahren im Gegensatz zu BAT (best-available-technology)-Emissionen; Vorhersagewerten
auf Basis der besten zur Verfügung stehenden Technologie. Letztere fallen im Allgemeinen niedriger aus.

8 So zum Beispiel die Conservatives-Abgeordnete Anne McIntosh in ihrer Auseinandersetzung mit Junior-
Umweltminister Elliot Morley (House of Commons 2004a).

9 Am 23. November 2005 sprach das Gericht erster Instanz des Europäischen Gerichtshofs ein Urteil zu-
gunsten der Briten, wonach der Antrag noch einmal zu prüfen sei. Nach einer erneuten Prüfung kam die
Kommission jedoch im Februar 2006 zum gleichen Ergebnis wie zuvor und lehnte die nachträgliche Er-
höhung des NAP I mit einer anderen Begründung ab (Europäische Kommission 2006). Wohl angesichts
des geringen Verständnisses der Öffentlichkeit und des unerwartet niedrigen Preises der Emissionszertifi-
kate auf dem europäischen Markt kündigte das DEFRA daraufhin im April 2006 an, die Angelegenheit
nicht weiter zu verfolgen (The Guardian 2006).
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Policy Termination durch Aushandlung1

Eine Analyse der Ausstiegsregelungen zu Kernenergie und
Kohlesubventionen

Zusammenfassung
Die Analyse der Beendigung von Politiken (Policy
Termination) ist in der europäischen Politikwissen-
schaft fast völlig vernachlässigt. Dabei stellt sich ins-
besondere angesichts der Überlastung von staatlichen
Ressourcen die Frage nach den Bedingungen und
Strategien für die Abschaffung von ineffizienten oder
aus anderen Gründen nicht mehr gewünschten Poli-
cies. Der Aufsatz möchte die Terminierungsliteratur
mit einem verhandlungstheoretischen Element berei-
chern und fragt, ob die Aushandlung der Beendigungs-
modalitäten mit den bisherigen Nutznießern einer Po-
litik ein attraktiver Weg für terminierungswillige Re-
gierungsparteien ist. Zur Beantwortung werden an-
hand von zwei jüngeren und „prominenten“ Terminie-
rungsprojekten (mit schwierigen Rahmenbedingun-
gen) die Vorteile der Verhandlungslösung den dafür
notwendigen Zugeständnissen gegenübergestellt.
Trotz verlängertem Zeithorizonts des Ausstiegs und
dadurch erhöhtem Revisionsrisiko scheint der kom-
promissorientierte Weg zumindest im Fall von hohen
Beendigungshürden und starkem Adressatenwider-
stand sinnvoll.

Schlagworte: Politikbeendigung, Kooperativer Staat,
Verhandlungen, Atomausstieg, Subventionsabbau

Abstract
Policy termination through negotiation
An analysis of the phase-out provisions on nuclear
energy and coal subsidies in Germany
The analysis of policy termination has been almost
wholly neglected in European political sciences. But
particularly in light of the overload of state re-
sources, it is important to identify conditions and
strategies for the abolition of inefficient (as well as
of any politically undesirable) programmes. This ar-
ticle wants to enrich the termination literature by ne-
gotiation theory, and examines whether negotiating
the terms of a termination with the affected policy's
clientele is an attractive way for government parties
pursuing termination. Therefore, advantages and
necessary concessions are contrasted within two
case studies drawn from recent German politics. De-
spite a more long-term phasing out, in the end, going
for compromise seems to be beneficial at least in
cases where termination obstacles and clientele op-
position are high.

Key words: Policy Termination, Cooperative State,
Negotiations, Nuclear phase-out, Subsidy reduction

1. Einleitung

Angesichts ständig neuer politischer Programme zur Lösung neuer und alter gesellschaft-
licher Probleme sollte man denken, dass es im Gegenzug zu Policy Termination kommt:
also der Einstellung anderer öffentlicher Leistungen, Instrumente, Programme, Poli-
tikziele oder ganzer Staatsaufgaben (vgl. Bauer 2006, S. 163).2 So könnte man erwarten,
dass manche Subventionen abgeschafft würden, um den Spielraum für wichtigere Fi-
nanzhilfen, für Steuersenkungen oder zur Haushaltskonsolidierung zu vergrößern. Ist eine
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Policy allerdings erst einmal eingeführt, wird sie nur selten wieder abgeschafft – oftmals
aufgrund des Widerstands ihrer Nutznießer. Die Folgen sind ein „Jurassic Park of pro-
grams“ (Pollitt 2003, S. 113), eine Überlastung begrenzter staatlicher Ressourcen, und
schließlich Schwierigkeiten für neu antretende Regierungen, einen Politikwandel zu voll-
ziehen.

Mit einer Perspektive auf politische Steuerung sollten Erfolgs- und Misserfolgsbe-
dingungen für Policy Termination (Politikbeendigung) untersucht werden (vgl. Bauer
2006, S. 163). Angesichts der eben konstatierten Probleme ist es nicht nur von theoreti-
schem Interesse, sondern auch hoher praktischer Relevanz, die Voraussetzungen und
Strategien für die Abschaffung von Policies zu klären. Im Hinblick auf die wissenschaft-
liche Auseinandersetzung mit Policy Termination, die grundsätzlich sehr dünn ausfällt,3
zog jedoch deLeon (1997, S. 2199) einmal das auch heute noch gültige Fazit: „We have
learned quite a bit about what motivates and impedes policy termination. [...] But we still
are apparently naive when it comes to the ,how to do it‘ exercise“.

Ein völlig vernachlässigter Aspekt diesbezüglich liegt in der Rolle von Verhandlun-
gen mit denjenigen gesellschaftlichen Akteuren, die von einer bisherigen Regelung profi-
tieren – also den „Betroffenen“4 von Terminierungsvorhaben. Von solch kooperativem
Handeln wird in der Politikwissenschaft eigentlich grundsätzlich die Steigerung staatli-
cher Handlungsfähigkeit erwartet (vgl. Benz 1994, S. 59), unter anderem durch Vermei-
dung von Widerstand. Es wurde jedoch noch nicht die Frage gestellt, ob Verhandlungen
auch bei Policy Termination von Vorteil sind. Die (amerikanisch dominierte) Terminie-
rungsliteratur hat Verhandlungen nicht nur vernachlässigt, sondern empfiehlt teilweise
explizit, Terminierungsgegnern keinen Einfluss zu lassen (vgl. Behn 1978, S. 400). Die
Praxis – jedenfalls im korporatistisch geprägten Deutschland – sieht zumindest in man-
chen Fällen anders aus.

Im Jahr 2000 einigte sich die rot-grüne Bundesregierung nach langen Verhandlungen
mit den großen Energieversorgungsunternehmen auf ein Auslaufen der unbefristet ausge-
stellten Betriebsgenehmigungen für alle Kernkraftwerke. Und nach jahrzehntelanger Pro-
duktions- und Absatzförderung deutscher Steinkohle einigten sich 2007 die Große Koali-
tion auf Bundesebene sowie zwei Landesregierungen mit den Vertretern des Bergbaus
auf ein Auslaufen der Subventionen 2018 (aus haushaltspolitischen, nicht aus energiepo-
litischen Erwägungen). Angesichts solcher ausgehandelten Beendigungsbeschlüsse soll
die Terminierungsliteratur mit einem verhandlungstheoretischen Element bereichert wer-
den. Konkretes Ziel ist, Fälle verhandlungstheoretisch nachzuzeichnen und schlussend-
lich folgende Frage zu beantworten: Inwieweit ist für Regierungen die Aushandlung mit
den „Betroffenen“ ein attraktiver Weg, um Politikbeendigung durchzusetzen?

Die Fälle Kernenergie und Kohlesubventionen wurden ausgewählt, weil sie die be-
deutendsten ausgehandelten Terminierungsprojekte jüngerer Zeit darstellen, die auch das
größte öffentliche Interesse hervorriefen. Sie zeigen zudem, dass eine ausgehandelte Lö-
sung auch wieder in Frage gestellt und abgeändert werden kann. Aus theoretischen Ge-
sichtspunkten sind die Fälle interessant, weil es sich zum einen um besonders schwierige
Terminierungsvorhaben mit hohem Konfliktniveau und geringer Erfolgswahrscheinlich-
keit handelte. Zudem unterscheiden die beiden Fälle sich hinsichtlich der Machtressource
der „Betroffenen“ und hinsichtlich des Policy-Typus’ des Terminierungsobjekts (Regulie-
rung/Subvention).

Der vorliegende Aufsatz basiert auf der Annahme, dass Regierungs-Entscheidungen
vor allem durch Regierungsparteien geprägt werden (vgl. Budge/Keman 1990, S. 158).



Policy Termination durch Aushandlung 151

An Zielen wird Parteien neben vote- und office- auch policy-seeking unterstellt (vgl.
Strøm 1990), das heißt, sie haben gesellschaftliche Steuerungsambitionen. Wenn in der
Fragestellung von „Attraktivität“ die Rede ist, dann ist damit gemeint, in wie weit eine
ausgehandelte Terminierungslösung diesen Parteiinteressen gerecht wird. Wegen der
steuerungstheoretischen Perspektive hier erfolgt die Bewertung in erster Linie anhand der
inhaltlichen policy-Dimension, also in wie weit der Verhandlungsweg der Durchsetzung
der Ausstiegspräferenzen der Parteien dient.

Der folgende Abschnitt gibt zunächst einen Überblick über relevante Faktoren, die Po-
licy Termination erschweren und erleichtern können. Als mögliche Lösung für Terminie-
rungsprobleme sind Verhandlungen dann Gegenstand von Abschnitt 3: ihre Entstehungs-
bedingungen, ihr Ablauf und Ergebnis. Anschließend widme ich mich entlang dieser Kate-
gorien den Fällen (Kernenergie Abschnitt 4; Kohlesubventionen Abschnitt 5), die durch
Medienrecherche und Dokumentenanalyse rekonstruiert wurden. Dabei sind Vor- und
Nachteile der Kooperation sowie das Ausmaß der Zugeständnisse herauszuarbeiten und mit
möglicher Zielverwirklichung unter Nicht-Kooperation zu vergleichen. Aktuelle Entwick-
lungen wie in der Atompolitik werden berücksichtigt (mit Stand Januar 2011). Abschnitt 6
vergleicht die Befunde und fragt nach ihrer Generalisierbarkeit. Der Text schließt mit einem
Fazit, der „Rückkopplung“ an die Literatur und einem Forschungsausblick (7.).

2. Policy Termination als Problem politischer Steuerung

Die Politikfeldforschung hat in heuristischen Phasenmodellen (vgl. Jann/Wegrich 2003)
Politikbeendigung als letzte Phase im „Leben“ einer Policy konzipiert. Problematischer-
weise suggerieren Modelle wie der Policy Cycle dabei, dass die Beendigung eines Pro-
gramms Folge von Evaluation sei. Nach Erkenntnis der Terminierungsliteratur erfolgen
Beendigungsbestrebungen aber oft nicht wegen mangelnder Effektivität oder Effizienz,
sondern politisch-ideologisch motiviert (vgl. deLeon 1978, S. 191). Regierungswechsel
gelten daher als typische Auslöser von Politikbeendigung (vgl. Bardach 1976, S. 162).5

Für eine adäquatere Darstellung müsste man zudem in der Policy-Cycle-Phase „Be-
endigung“ noch einmal den selben Etappenverlauf vom Agenda-Setting über die Politik-
formulierung usw. „zeichnen“, oder Policy Termination gleich als einen eigenen Cycle
konzipieren. Denn für eine Analyse ist es sinnvoll, angestrebte Politikbeendigung als ei-
genständiges Politikvorhaben anzusehen; entsprechend hielt auch Bardach (1976, S. 126)
in einer klassischen Formulierung fest: „there is as struggle to adopt a policy A, the sub-
stance of which is to eliminate policy B“. Es handelt es sich bei Terminierungsvorhaben
also um einen eigenen Prozess politischer Auseinandersetzung.

Des Weiteren sollte zu Beginn klargestellt werden, dass das Konzept der Policy Termi-
nation nur Sinn macht, wenn man hinsichtlich des Terminierungsobjekts bisher begünsti-
gende Policies betrachtet, denn Kern des Konzepts ist der Widerstand auf Seiten der „Be-
troffenen“. Das heißt im Umkehrschluss, dass bei Policy Termination (als eigene Policy be-
trachtet) es immer um eine Verhinderung künftiger Vorteile geht – es sich um Maßnahmen
mit redistributiver Wirkung handelt. Entsprechend bezeichnet z.B. Dose (vgl. 2008a, S. 222)
den Wegfall von (bisher ja distributiv wirkenden) Subventionen als redistributiv.

Verluste werden als schwerwiegender empfunden als Gewinne und somit motivieren
verlustbringende Policies besonders zum Handeln, nämlich zu Widerstand (vgl. ders.
2008b, S. 182). Die größte Hürde für Politikbeendigungen liegt daher auch in der Exis-
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tenz einer anti termination coalition der Nutznießer der bisherigen Policy. Nun sind Koa-
litionen in der Politikformulierung üblich, aber diese ist besonders stark, weil „Betroffe-
ne“ besser identifizierbar und organisierbar sind als üblich (vgl. Brewer 1978, S. 340). Je
wichtiger die Policy für ihre Klientel, je besser sie also klientelökonomisch geschützt ist
(vgl. Bauer 2006, S. 162), desto höher ist der erwartbare Widerstand.6

Bardach (vgl. 1976, S. 128f.) weist zudem auf Formen politisch-legitimatorischer
Kosten und Gründe erhöhten Rechtfertigungsdrucks für die Regierung hin. So gilt die
Sympathie der Bevölkerung oft den „Opfern“ von Veränderung, und Politikbeendigung
als Eingeständnis von Misserfolg. Darüber hinaus können monetäre Kosten entstehen,
etwa durch Entschädigungszahlungen, wovon Politiker wegen ihres kurzen Zeithorizonts
abgeschreckt sein könnten (vgl. Behn 1978, S. 407). Hinzu kommen eventuell rechtliche
Hürden in Form von Klage- und Einspruchsmöglichkeiten (vgl. deLeon 1978, S. 385).

Zur Schwächung des Widerstands der „Betroffenen“ wird geraten, die Auswirkungen
einer Terminierung durch Übergangsregelungen (vgl. ebd., S. 390) abzufedern, was von
Bardach (vgl. 1976, S. 125) als seltene, aber scheinbar attraktive Lösung eingestuft wur-
de.7 Eine andere Möglichkeit der „Abfederung“ sind Ausgleichszahlungen (vgl. Behn
1978, S. 407). Behn sagt aber zugleich „inhibit compromise“ (ebd., S. 400), was bedeuten
würde, dass Kompensationsleistungen lieber einseitig von der Politik bestimmt werden
sollten. Ansonsten drohe, so wohl die Sorge, die Terminierung als Ganzes zu scheitern.
Dieser Rat steht im Gegensatz zu einem ausgehandelten Ausstieg.

3. Verhandlungen als Lösung von Steuerungsproblemen

Verhandeln gilt als ein Modus sozialer Interaktion, bei der eine gemeinsame Entschei-
dung gesucht wird (vgl. Benz 2007, S. 106) – auch im Hinblick auf politische Steuerungs-
vorhaben. Aufbauend auf Benz (vgl. 1994), wenn auch leicht modifiziert, widme ich mich
der Entstehung, dem Ablauf und den Ergebnissen von Verhandlungen – mit ersten eige-
nen Überlegungen auf Politikbeendigung bezogen.

3.1 Entstehungsbedingungen von Verhandlungen

Ein wichtiger Einflussfaktor auf die Entstehung von Verhandlungen ist das Konfliktni-
veau, das sich aus der Konstellation der Interessen und deren Bedeutung für die Akteure
ergibt (vgl. ebd., S. 93ff.). Da Policy Termination redistributive Wirkung hat, sind anta-
gonistische und oft auch hoch bewertete Interessen zu erwarten. Die Chancen kooperati-
ven Handelns zur Lösung redistributiver Probleme werden üblicherweise als gering er-
achtet, weil angenommen wird, keiner sei bereit, freiwillig Verluste in Kauf zu nehmen
(vgl. ebd., S. 269). Aber auch bei Verteilungskonflikten sind Verhandlungen möglich,
wenn es nicht nur um Umverteilung geht, Gegenleistungen geboten werden oder Nicht-
Kooperation mit Unsicherheit verbunden ist (vgl. ebd., S. 274).

Die Machtkonstellation basiert auf dem Durchsetzungsvermögen der Akteure bei
Nicht-Kooperation. Kooperation ist wahrscheinlicher, je symmetrischer die Kräftevertei-
lung, da die Machtstrategie dann recht unsicher ist (vgl. ebd., S. 100). Die Konfliktfähig-
keit der „Betroffenen“ wird von Fall zu Fall unterschiedlich sein; der Beendigungslitera-
tur folgend sind Terminierungsgegner aber tendenziell im Vorteil. Eine Ablehnung von
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expliziten Verhandlungsangeboten kann sich jedoch wiederum nur leisten, wer eindeutig
überlegen ist (vgl. ebd., S. 103). Da zumeist keine eindeutige Machtasymmetrie vorliegen
dürfte, ist zumindest das Austesten von Kooperation wahrscheinlich.

Zudem gibt es fast immer Verhandlungsanreize; für Regierung und Verwaltung sind
das Ressourcenschonung, Steuerungsinformationen und Widerstandsvermeidung – bei
Politikbeendigung wohl vor allem letzteres. In Verhandlungen erzielt man zwar nur Teil-
erfolge, dafür haben diese dann aber größere Chance auf Umsetzung (vgl. ebd., S. 90f.),
was der policy-Orientierung dient (im Hinblick auf die nächste Wahl zudem vote und of-
fice). Steuerungsadressaten winkt in erster Linie die Möglichkeit der Einflussnahme.
Aber auch andere Motive können eine Rolle spielen: z.B. das Image; und wenn den Ak-
teuren für künftige Steuerungsfragen eine Vertrauensbeziehung wichtig ist, oder sie auf
staatliche Unterstützungsleistungen angewiesen sind.

3.2 Verhandlungsverhalten und Verhandlungsergebnisse

Verhandlungen unterscheiden sich in dem Ausmaß, in dem Macht – also die Möglichkeit,
wirkungsvoll mit Abbruch zu drohen – eingesetzt wird (vgl. ebd., S. 119). Wer über ein
Klagerecht verfügt oder die Öffentlichkeit zu mobilisieren vermag, kann Druck auf die
Politik ausüben. Diese kann durch die Drohung, gesetzlich zu intervenieren („Schatten
der Hierarchie“), Druck erzeugen (vgl. Scharpf 1991, S. 629), wobei ein Verhandlungs-
abbruch Kosten verursacht. Benz (vgl. 1994, S. 119ff.) unterscheidet drei verschiedene
Verhandlungsmodi: positions-, kompromiss- und verständigungsorientiertes Verhandeln.

Letzteres kann zu einem „integrativen Konsens“ führen, bei dem die Akteure aus
Überzeugung einem Ergebnis zustimmen (vgl. ebd., S. 125ff.). Positionsorientierte Ver-
handlungen (vgl. ebd., S. 120f.) sind dagegen von Überredung und Drohung mit Ver-
handlungsabbruch gekennzeichnet. Mögliche Verhandlungsergebnisse beruhen hier auf
Tausch und Kompensation (vgl. ebd., S. 150ff.): also die Koppelung von Konfliktgegen-
ständen zu einer Paketlösung (package deal, issue linkage) oder Ausgleichszahlungen
(side payments). Ohne Drohung kommen kompromissorientierte Verhandlungen (vgl.
ebd., S. 122ff.) aus. Die Akteure beschränken sich auf eine partielle Zielrealisierung und
schließen einen Kompromiss in der Mitte (vgl. ebd., S. 159ff.).

Angesichts der Interessenkonstellation ist bei Politikbeendigung kein verständi-
gungsorientiertes Verhandlungsverhalten zu erwarten. Eine eventuelle Verhandlungslö-
sung würde aus Kompromiss oder Tausch bestehen. Das hieße, dass sich beide Seiten „ir-
gendwo in der Mitte“ treffen, indem sie sich auf eine Teil-Beendigung oder einen länge-
ren Zeithorizont einigen (Kompromiss). Oder die Politik entschädigt die „Betroffenen“
durch Ausgleichszahlungen oder durch Zugeständnisse bei anderen Themen (Tausch).
Um die Geeignetheit ausgehandelter Lösungen für Politikbeendigungen beurteilen zu
können, bietet sich nun die Analyse von realen Terminierungsfällen an.

4. Fall Eins: Der Ausstieg aus der Kernenergie-Nutzung

Mit dem Kompromiss zum Atomausstieg – sprachlich verunglückt als „Konsensvereinba-
rung“ bezeichnet8 – sollte erstmals in Deutschland eine „Hochtechnologie“ per Gesetz
beendet werden (vgl. Wagner 2001, S. 1089). Da die Kernenergietechnik jahrzehntelang
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von der Politik (zunächst parteiübergreifend) normativ, finanziell und regulativ gefördert
worden war, lässt sich dies als Policy Termination definieren.

4.1 Akteure und Entstehungsbedingungen der Verhandlungen

Mit der Bundestagswahl 1998 kam erstmals eine Regierungskoalition zustande, deren
Parteien (SPD, GRÜNE) sich vornahmen, aus der Kernenergie auszusteigen, die bis dato
ca. 30% zur Stromerzeugung beitrug. In der Koalitionsvereinbarung hieß es, der Ausstieg
werde „umfassend und unumkehrbar gesetzlich geregelt“ (Rot-Grün 1998, S. 19). Das
Vorhaben entsprach angesichts unbefristet ausgestellter Betriebsgenehmigungen einem
Eingriff in Besitzstände und hatte ein hohes Konfliktniveau. Die Energieversorgungsun-
ternehmen (EVU) planten zwar keine neuen Kernkraftwerke (AKW),9 wollten aber die
bestehenden, amortisierten Anlagen möglichst lange laufen lassen.

Bei der Machtkonstellation bestand eine Asymmetrie zugunsten der EVU, denn die
meisten Verfassungsrechtler sahen die nachträgliche Befristung als entschädigungs-
pflichtig oder sogar als grundsätzlich unzulässig an. Eine Stilllegungsanordnung berühre
Art. 14 GG und es würde sich hier um eine Enteignung handeln. Eine solche sei nur zum
Wohle der Allgemeinheit zulässig, und wenn dies das Interesse der Betroffenen weit
überwiege. Das sei hier aber zweifelhaft, da keine neuen Gefahren vorlägen und die bis-
her bekannten Risiken als vertretbar galten (vgl. beispielhaft Ossenbühl 1999, S. 29ff.).

Der zentrale Verhandlungsanreiz der Regierung war die Umgehung dieser rechtli-
chen Hürden. Einseitig-hoheitliches Handeln hätte eine Nichtigkeits-Erklärung durch das
Bundesverfassungsgericht (BVerfG) oder hohe Entschädigungszahlungen mit sich brin-
gen können. Die SPD hatte schon im Wahlkampf Wert auf einen entschädigungsfreien
Ausstieg gelegt. Im Programm der GRÜNEN (vgl. 1998, S. 23f.) war Entschädigungs-
freiheit als Ziel, nicht aber als Bedingung genannt worden. In der Koalitionsvereinbarung
(vgl. Rot-Grün 1998, S. 19) hieß es dann aber letztlich, der Ausstieg solle entschädi-
gungsfrei stattfinden – und zwar möglichst im Konsens mit den EVU.

Es gab aber auch Verhandlungsanreize für die EVU: insbesondere die Unsicherheit,
ob ihre Position höchstrichterlich bestätigt werden würde. Denn eine Minderheitenmei-
nung, wie sie von Denninger (vgl. 2000) repräsentiert wurde, argumentierte, dass eine
Befristung auf beispielsweise 25 Jahre (mit einer Übergangsfrist von drei Jahren) keine
Enteignung, sondern eine Inhalts- und Schrankenbestimmung sei, die keiner Entschädi-
gung bedürfe. In jedem Fall war auch den Unternehmen an einem langen Rechtsstreit
nicht gelegen; so wenig wie an schlechten Beziehungen zur Regierung, schließlich stan-
den noch andere energiepolitische Reformprojekte an (man denke etwa an Erneuerbare
Energien, Netzregulierung, Energiebesteuerung).10

4.2 Verhandlungsverhalten und Verhandlungsergebnis

Auf den Verhandlungsablauf kann hier nicht im Detail eingegangen werden (s. hierzu
Rüdig 2000). Jedenfalls war das Ob des Ausstiegs „von Beginn an nicht Verhandlungs-
gegenstand, sondern vielmehr das Wie und vor allem das Wann“ (Michael 2002, S. 106)
– wobei auch die Frage der Wiederaufbereitung eine wichtige (im Folgenden vernachläs-
sigte) Rolle spielte. Verhandlungspartner wurden letztlich die Unternehmen RWE, EnBW
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sowie die Mischkonzerne VEBA (mit der Stromtochter PreussenElektra) und VIAG
(Bayernwerk), die alle zusammen den Großteil der installierten Leistung besaßen.11

Auch wenn man von „Konsensverhandlungen“ sprach, war klar, dass keine Seite die
andere Seite inhaltlich werde überzeugen können. So wurden die eigentlichen Argumente
für und gegen Kernenergie auch nicht ausgetauscht. Verhandelt wurde nur positionsori-
entiert auf der Grundlage von Macht: Regierungsmitglieder verwiesen regelmäßig auf die
Möglichkeit einseitigen Handelns; gelegentlich auch auf eine mögliche Antastung der
Privilegien.12 Während der Umweltminister eine Laufzeit von deutlich unter 30 Jahren
und Abschaltungen noch in der laufenden Legislaturperiode wollte, forderten die EVU 35
Volllastjahre (etwa 42 Kalenderjahre)13 und drohten ansonsten mit einer Klage.

Schließlich, in der Nacht vom 14. auf den 15. Juni 2000, gelang bei einem Spitzen-
treffen der Kompromiss. In der Einleitung der als Basis für ein Gesetz gedachten „Ver-
einbarung“ heißt es, die Regierung und EVU hätten sich trotz unterschiedlicher Haltun-
gen zur Nutzung der zivilen Kernenergie darauf geeinigt, die Laufzeit der vorhandenen
Kernkraftwerke zu befristen (vgl. BMU 2000, S. 3). Dafür stelle die Bundesregierung
aber für die verbleibende Nutzungsdauer einen ungestörten Betrieb der Kernkraftwerke
sicher und gewährleiste auch deren Entsorgung. Beide Seiten würden ihren Teil dazu
beitragen, dass der Inhalt der Vereinbarung dauerhaft umgesetzt werde.

Bei der zentralen Frage der Laufzeiten ist kein fester Termin für die letzte Abschal-
tung festgelegt worden. Stattdessen wurde für jedes AKW bestimmt, wie viele Kilowatt-
stunden Strom es noch produzieren darf, wobei eine Regellaufzeit von 32 Kalenderjahren
zugrunde gelegt wurde. Ausfallzeiten eines Kernkraftwerks gehen damit nicht zu Lasten
der Betreiber. Dieser Klärung der Laufzeiten schließen sich eine Reihe weiterer Kom-
promisse an – auch der, dass die Bundesregierung auf (steuerrechtlich) diskriminierende
Maßnahmen verzichtet.14 Eher beiläufig wird erwähnt, dass die EVU die Absicht der Re-
gierung eines Neubauverbots „zur Kenntnis nehmen“ (ebd.).

Die Verhandlungslösung ist gekennzeichnet durch Kompromiss und Tausch (Kom-
pensation). Im Kernstreitpunkt tauschte man: Während die EVU die Befristung der Lauf-
zeiten akzeptierten, sagte ihnen die Bundesregierung zu, auf steuerrechtliche Maßnahmen
und einen „obstruktiven, 'ausstiegsorientierten' Gesetzesvollzug“ (Michael 2002, S. 113)
zu verzichten. Bei den AKW-Laufzeiten schloss man einen Kompromiss im mittleren Be-
reich: während die GRÜNEN lange Zeit 25 Kalenderjahre gefordert und man sich koali-
tionsintern dann auf 30 geeinigt hatte, wollte die Wirtschaft mindestens 42 Kalenderjahre
– letztlich wurden es 32. Die Verknüpfung mit Wiederaufbereitung und Endlagerung
zeigt zudem den Charakter einer „Paketlösung“.

4.3 Bewertung des kooperativen Vorgehens und aktuelle Entwicklung

Der Atomausstieg stellt(e) einen besonders anspruchsvollen Fall von Politikbeendigung
dar. Die Regierung war sich der rechtlichen Hürde bewusst und konnte durch das koope-
rative Vorgehen eine Klage der EVU vor dem BVerfG vermeiden. Diese hätte zur Nich-
tigkeit oder zu Entschädigungszahlungen in Milliardenhöhe führen können, worunter die
Handlungsfähigkeit der Regierung an anderer Stelle gelitten hätte – genauso wie wohl ihr
Image. Die Konsenslösung hatte den Vorteil, dies und einen langen Rechtsstreit im All-
gemeinen zu verhindern. Im Vergleich zu den ursprünglichen Akteurspräferenzen war je-
doch der Kompromiss zumindest für die GRÜNEN auch eine „bittere Pille“: flexible
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Laufzeiten, unklarer Zeitpunkt der letzten AKW-Abschaltung, sowie Verzicht auf eine erste
Stilllegung in der Legislaturperiode.

Ermöglicht durch die lange Auslaufphase hatte der ausgehandelte Kompromiss nicht
einmal „Bestandsschutz“. Schon 2002 verkündete der EnBW-Vorstand (2002), dass man
mit einer neuen Regierung über den Atomkonsens sprechen werde. 2010 beschloss die
„frisch“ gewählte schwarz-gelbe Bundesregierung unter öffentlichem Protest schließlich
die Gewährung zusätzlicher Reststrommengen, die einer Laufzeitverlängerung von
durchschnittlich 12 Jahren gleichkommt.15 Aber man kann auch festhalten, dass entgegen
früherer Reden über den „Ausstieg vom Ausstieg“ dieser nicht komplett aufgekündigt,
sondern nur um einige Jahre verschoben wurde. Zudem klagen die Oppositionsparteien
sowie einige Bundesländer vor dem BVerfG mit dem Argument der Zustimmungspflicht
des (oppositionsdominierten) Bundesrates, sodass das letzte Wort noch nicht gesprochen
ist. Wie und ob sich letztlich die Ereignisse im japanischen Kernkraftwerk Fukushima auf
die Planung des Ausstiegs auswirken, war zum Zeitpunkt der Drucklegung noch nicht ab-
zusehen (siehe auch Anmerkung 1).

Gab es in Anbetracht der in jedem Fall sichtbar gewordenen Möglichkeit der Auf-
kündigung des Atomkompromisses Alternativen, um einen schnelleren Ausstieg zu errei-
chen? Ein Sofort-Ausstieg war aus pragmatischen (Energieversorgung) sowie rechtlichen
Gründen ausgeschlossen. Für den Fall nun, die Regierung hätte einseitig eine Laufzeit
von etwa 25 Jahren beschlossen, hätte man auf einen Erfolg vor dem BVerfG hoffen kön-
nen. In dem nicht unwahrscheinlichen Fall eines Scheiterns hätte man sich dann jedoch
mit Zeitverlust und in schwierigem Gesprächsklima zusammensetzen müssen. Für jede
zweifelsfrei gerichtsfeste Regelung wären die Laufzeiten der meisten AKW letztlich
deutlich über die eigene erste Legislaturperiode hinausgegangen und hätte somit die Ge-
fahr der Revision bestanden.

Zusammengefasst im Hinblick auf die policy-Interessen der Parteien lässt sich sagen: Es
waren erhebliche Abstriche von ursprünglichen Vorstellungen (v.a. bezüglich des Zeit-
horizonts) nötig; und nun wird der beschlossene Ausstieg – vorausgesetzt, das BVerfG hat
keine (prozeduralen) Einwände – gar noch um einige Jahre verschoben. Dennoch würde die
Kernenergie in Deutschland dann – angesichts von Laufzeiten von 60 Jahren im Ausland –
immer noch frühzeitig beendet, und zusammen mit dem weiter bestehenden Neubauverbot
das zentrale Politikziel letztlich erreicht werden. Dagegen gab es bei einseitigem Handeln
das Risiko, dass das Projekt ganz scheitert; und gestörte Beziehungen zu den wichtigen
EVU wären sicher gewesen. Kooperation war somit im Fall des Atomausstiegs kein not-
wendiger, aber ein geeigneter und für die Regierungsparteien attraktiver Weg.

5. Fall Zwei: Der Ausstieg aus der Steinkohle-Subventionierung

Der Beschluss zur Beendigung der Kohlesubventionen ist nicht nur ein junger, wissen-
schaftlich noch nicht untersuchter Fall. Er ist auch interessant, weil die Beendigung von
(insbesondere existenziellen) Subventionen als sehr schwierig gilt. Damit der deutsche
Bergbau Steinkohle auf dem Niveau des Importkohlenpreises verkaufen kann und über-
haupt „lebensfähig“ ist, wird er seit Jahrzehnten staatlich massiv unterstützt. Trotz bereits
erheblicher Kürzungen 1996 unter Schwarz-Gelb und 2003 unter Rot-Grün förderte der
Bund 2005 den Bergbau mit knapp 2 Mrd. Euro (vgl. BMWi 2009), was fast einem Drit-
tel der Subventionen für die gewerbliche Wirtschaft entsprach.
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5.1 Akteure und Entstehungsbedingungen der Verhandlungen16

Aus haushaltspolitischen Gründen erklärten CDU/CSU (vgl. 2005, S. 30) im Wahlpro-
gramm 2005 zum ersten Mal in ihrer Geschichte eine sozialverträgliche Beendigung der
Kohlesubventionen zum Wahlziel. Da die „Wunschkoalition“ mit der FDP nicht zu Stan-
de kam, koalierte man stattdessen mit der SPD, bei der von einer traditionellen Nähe zur
Bergbauindustrie und ihren Angestellten ausgegangen wird. In deren Wahlmanifest (SPD
2005, S. 38) hieß es zur Steinkohlepolitik, man wolle den sozialverträglichen Struktur-
wandel weiter begleiten. In ihren „Koalitionsvertrag“ schrieben die Parteien letztlich,
dass weitere Einsparungen geprüft würden (vgl. Schwarz-Rot 2005, S. 50f.).

Wenige Monate vor den Bundestagswahlen fanden in Nordrhein-Westfalen (NRW)
Landtagswahlen statt, bei denen CDU und FDP die Mehrheit gewannen. Im Wahlpro-
gramm der CDU NRW (vgl. 2005, S. 5) hieß es damals knapp, dass man die Steinkohle-
subventionen des Bundeslandes – rund 560 Mio. Euro jährlich – bis 2010 halbieren wer-
de. Die FDP NRW (vgl. 2005, S. 35) forderte in ihrem Programm den „schnellstmögli-
chen Ausstieg“. In der Koalitionsvereinbarung der zwei Parteien hieß es schließlich, man
wolle ein sozialverträgliches Auslaufen mit allen Beteiligten verhandeln (vgl. Schwarz-
Gelb 2005, S. 8). Später wurde das angepeilte Ausstiegsdatum auf spätestens 2014/15
(CDU) bzw. das Jahr 2012 (FDP) konkretisiert.

Durch die Beendigung einer Subvention wird ein bisher gewährter Vorteil genommen
(redistributiv), was hier sogar einem Entzug der unternehmerischen Existenzgrundlage
gleichkommt – entsprechend gestaltete sich das Konfliktniveau. Die Interessen von CDU/
CSU und FDP standen antagonistisch zu den hoch bewerteten Interessen des Bergbaus:
d.h. der RAG AG und ihrer Tochter Deutsche Steinkohle AG (DSK) als Betreiber aller
damals acht deutschen Bergwerke, und der IG Bergbau, Chemie, Energie (IG BCE). Ge-
gen eine weitere Subventionskürzung wurde mit den sozial- und regionalpolitischen Fol-
gen argumentiert; zudem diene ein „Sockelbergbau“ (dauerhafte Förderung auf Mindest-
niveau) als nationale Energiereserve.

Im korporatistisch geprägten Steinkohle-Politikfeld hat Kooperation Tradition (vgl.
Hucke u.a. 1980); darüber hinaus gab es im konkreten Fall Verhandlungsanreize für die
Regierungsparteien, vor allem das Widerstandspotenzial der IG BCE. Die Bergbauge-
werkschaft hatte ihre Mobilisierungsfähigkeit der Mitglieder unter anderem 1997 in Bonn
unter Beweis gestellt. Somit war für die Regierungsparteien Kooperation nicht nur nor-
mativ geboten (angesichts der struktur- und beschäftigungspolitischen Dimension des
Vorhabens), sondern auch opportun. Für die von den Parteien angestrebte Sozialverträg-
lichkeit des Subventionsausstiegs bestand zudem Informationsabhängigkeit, da nur die
RAG AG den personalwirtschaftlichen Überblick hatte.

Die Machtkonstellation gestaltete sich insgesamt aber zugunsten der Politik. Die Ein-
haltung bereits ausgestellter Subventionsbescheide (bis 2008) vorausgesetzt, gab es keine
rechtliche Handhabe gegen das Terminierungsvorhaben, sodass die Bergbauvertreter sich
von Verhandlungen immer noch ein besseres Ergebnis als bei Nicht-Kooperation verspre-
chen konnten. Und die IG BCE wusste zwar von der Mobilisierungsfähigkeit der Bergleute;
auf breite Unterstützung in der Bevölkerung konnte sie aber nicht zählen.17 Verhandlungs-
anreiz für die „Betroffenen“ war überdies der von RAG-Vorstand Werner Müller ange-
strebte – und von der Gewerkschaft auch mit unterstützte – Börsengang des so genannten
„weißen Firmenbereichs“ der RAG; ein Projekt, für das man auf die Politik angewiesen
war.18
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5.2 Verhandlungsverhalten und Verhandlungsergebnis

Ein Konsens über „das Richtige“ war von vornherein eigentlich ausgeschlossen, sodass
die inhaltliche Überzeugung der Gegenseite nicht Ziel der Akteure war. Die Gespräche
zogen sich über einige Monate hin, doch mit deren Ende drohte keiner ernsthaft, was ei-
nem kompromissorientierten Verhandeln entspricht. Für die Regierungen hätte ein Ab-
bruch legitimatorische Kosten verursacht. Die Bergleute nutzten Protest zwar als Druck-
mittel, doch bestand Unsicherheit über ihre ausreichende Macht bei Nicht-Kooperation.
Im Laufe der Zeit wechselte zudem der RAG-Vorstand, den Zeitplan des Börsengangs
zunehmend gefährdet sehend, die Seite und forderte nun selbst eine Einigung auf einen
langfristigen Ausstieg (vgl. Wdr.de 13.12.06).

Indem die SPD im Januar 2007 anbot, auf einen Sockelbergbau zu verzichten, wenn
der Ausstiegsbeschluss 2012 überprüft werde, war eine Lösung nahe. Die Bundesregie-
rung einigte sich am 29. Januar 2007 intern auf Richtlinien; der Kompromiss mit dem
vereinbarten Subventionsende 2018 wurde aber vom NRW-Ministerpräsidenten Jürgen
Rüttgers (CDU) nicht akzeptiert. Eine Verhandlungsrunde am 7. Februar brachte schließ-
lich die „Eckpunkte einer kohlepolitischen Verständigung“ hervor: nämlich ein sozialver-
trägliches Auslaufen der Absatzbeihilfen des Bundes Ende 2018, für NRW Ende 2014,
sowie eine Revisionsoption des Ausstiegs 2012 (vgl. BMWi 2007). Auch bei den The-
men Folgekosten und Börsengang einigte man sich.19

Die Verhandlungslösung basiert zunächst einmal auf Kopplung: Das Subventionsen-
de wurde mit dem Börsengang verknüpft. So hieß es schließlich auch, „dass allein das
Gesamtpaket dieser Verträge und Vereinbarungen das Konzept trägt“ (Evonik 2007, S. 5).
Letztlich wurde ein Ausstiegsbeschluss gegen eine Verlangsamung des Vorhabens und
die Revisionsoption getauscht. CDU/CSU und FDP kam es vor allem darauf an, über-
haupt das Wahlziel eines Ausstiegs zu beschließen. Die Terminierungsgegner aus SPD
und IG BCE, die im Laufe der Zeit nicht mehr auf den RAG-Vorstand zählen konnten,
konzentrierten sich am Ende auf die Abmilderung der Bedingungen.

5.3 Bewertung des kooperativen Vorgehens und aktuelle Entwicklung

Kooperation war mehr als die automatische, unüberlegte Fortsetzung von traditionellem
Korporatismus in der deutschen Steinkohlepolitik. Die Politik hatte von ihr Vorteile
zweierlei Art: personalwirtschaftliche Informationen zur Umsetzung des Ziels der Sozial-
verträglichkeit, und die Vermeidung härter werdender Auseinandersetzungen mit 35.000
Bergleuten und einer auch für andere Industriebereiche zuständigen Gewerkschaft. Dem
Land NRW bot Kooperation zudem die Lösung des Problems der Bergbau-Folgekosten,
auf denen man im Fall einer Zahlungsunfähigkeit des Bergbau-Unternehmens „sitzen ge-
blieben“ wäre. Und tatsächlich konnte ein Ausstieg beschlossen werden, der dafür sorgt,
dass Bund und Land im Vergleich zu gleichbleibenden Absatzbeihilfen langfristig 2 Mrd.
Euro pro Jahr einsparen.20

Allein der Bund hätte allerdings weitere 2-3 Mrd. Euro (summiert)21 einsparen kön-
nen, wenn es zu dem ursprünglich anvisierten Ausstieg 2012-2014 gekommen wäre, so-
dass sich die Frage nach Alternativen zur Aushandlung stellt. Ein von der Politik einseitig
beschlossener Ausstieg 2012-2014 (vorausgesetzt die SPD hätte im Bundeskabinett dies
mitgetragen) war rechtlich möglich, da die Förderbescheide nur bis 2008 rechtsverbind-
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lich ausgestellt waren. Aber staatlich bedingte Kündigungen hätten soziale Unruhen pro-
vozieren und die Arbeit und das Ansehen von Bundes- und Landesregierung belasten
können. Außerdem wären Einsparungen eines schnellen Ausstiegs laut einer (vom Berg-
bau beauftragten) Studie der Prognos AG (2007) durch arbeitsmarkt- und sozialpolitische
Mehrausgaben sowie steuerliche Einnahmeausfälle kompensiert worden, was für das
übergeordnete Politikziel Haushaltskonsolidierung nicht förderlich gewesen wäre.

Als die Europäische Kommission im Juli 2010 einen Entwurf für eine neue EU-
Ratsverordnung vorstellte,22 die Kohlebeihilfen nur noch bis 2014 erlaubt hätte, wollte so-
gar die neu amtierende schwarz-gelbe Bundesregierung die Möglichkeit der Ausstiegsbe-
schleunigung nicht nutzen, sondern kämpfte darum, den deutschen Kompromiss (2018) be-
wahren zu können. Die Kommission änderte ihren Vorschlag und die im Dezember 2010
vom Ministerrat beschlossene Verordnung erlaubt nun doch Beihilfen bis 2018, auch wenn
sie in den nächsten Jahren etwas schneller zurückgefahren werden müssen als geplant. Zu-
dem ist – sicherlich zur Zufriedenheit der terminierungswilligen Parteien – eine Revision
2012 nun ausgeschlossen. Wobei die Revisionsoption auch vorher schon als kein allzu gro-
ßes Zugeständnis erschien, da die notwendigen politischen Mehrheiten nicht in Sicht waren.

Zusammengefasst vor dem Hintergrund der Interessen der Parteien: Mit dem Aus-
stiegsbeschluss wurde das policy-Interesse der Parteien erfüllt, jedoch weniger zügig als
gewünscht und angekündigt, aber sozialverträglich. Einseitigem Vorgehen stand ein re-
gierungsinterner Terminierungsgegner im Weg, sowie die Sorge vor einer öffentlichen
Konfrontation mit dem Bergbau, die politisch-legitimatorische (vote-Interessen schädi-
gende) Kosten verursacht und das Verhältnis zu einem wichtigen Akteur (der IG BCE)
geschädigt hätte. Zumindest ohne Kenntnis oder Vorahnung des später erfolgenden ehr-
geizigen Kommissionsvorschlages war Kooperation somit kein notwendiger, aber ein für
die terminierungswilligen Parteien attraktiver Weg.

6. Vergleich und Generalisierbarkeit der Fälle

Im Folgenden sollen die beiden Fälle miteinander verglichen und die Befunde unter dem
Aspekt der Generalisierbarkeit erörtert werden. Die Gemeinsamkeiten zwischen den Fäl-
len überwiegen, vor allem im Hinblick auch auf den Charakter des Verhandlungsergeb-
nisses. Der Unterschied im Policy-Typus des Terminierungsobjekts (Kernenergie-Regu-
lierung, Steinkohle-Subventionierung) scheint keine große Rolle zu spielen. Letztlich
handelt es sich bei beiden um begünstigende, also distributive (Geld bzw. Rechtspositio-
nen, Privilegien verteilende) Politiken, deren Beendigung redistributive Wirkung hat.
Zentral dürfte generell eher das Ausmaß von Begünstigung und Eingriff sein.

In den Fallstudien handelte es sich um Vorhaben einschneidenden Ausmaßes: exis-
tenzgefährdend für die AKW-Betreibergesellschaften und die RAG-Tochter DSK, wenn
auch nicht für die Mutterkonzerne. Beim Atomausstieg sorgte vor allem das Interesse der
EVU an noch möglichen Gewinnen, beim Kohlesubventionsausstieg das Interesse der
Gewerkschaft und Bergleute an Arbeitsplätzen dafür, dass der Status quo klientelökono-
misch gut geschützt war. Da die Vorhaben zentrale Wahlversprechen der Regierungspar-
teien waren, lief es auf antagonistische Interessen und ein hohes Konfliktniveau hinaus –
eine Konstellation, die in vielen Terminierungsfällen zu erwarten ist.

Die Konfliktfähigkeit und Verhandlungsmacht der „Betroffenen“ war unterschied-
lich. Beim Atomausstieg waren die rechtlichen Hürden so hoch, dass die Machtkonstel-
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lation zugunsten der EVU ausgeprägt war. Bei der Kohle lag das höhere rechtliche
Durchsetzungspotenzial bei der Politik; wegen Arbeitsplatzverlusten und Protesten aller-
dings nur in Verbindung mit politischen Kosten. Die terminierungswilligen Regierungs-
parteien wollten Widerstand in Form von Gerichtsprozess und Demonstrationen vermei-
den, um ihr Projekt nicht zu gefährden. Hinzu kam das Interesse an intakten Beziehungen
zu – auch für andere Politikvorhaben – wichtigen Akteuren (EVU, RAG, IG BCE).

Es sind natürlich Umstände denkbar, die den Widerstand geringer als in den hier
analysierten Fällen ausfallen lassen: wenn die Policies weniger klientelökonomisch ge-
schützt, Verluste weniger existenziell sind, oder auch die „Betroffenen“ schwächer sind,
da ohne rechtliche Abwehrmöglichkeit oder schlecht organisiert und organisierbar. Es ist
jedoch auch denkbar, dass die Terminierungsbedingungen schwerer sind: wenn nämlich
die Policies nicht sowieso schon gesellschaftlich seit langem umstritten sind; oder vom
Beendigungsvorhaben breitere Bevölkerungsgruppen betroffen sind als in den untersuch-
ten Fällen.

In den zwei Fällen hier entschieden sich die Regierungen jedenfalls für ein koopera-
tives Vorgehen und tatsächlich konnte nach langen Verhandlungen (Kernenergie: positi-
onsorientiert; Kohlesubventionen: kompromissorientiert) auch eine Vereinbarung getrof-
fen werden. Die Parteien konnten so ihr primäres Kooperationsziel erreichen: eine Ter-
minierung beschließen und dabei Widerstand ausschließen, was der Erfüllung ihrer po-
licy- und vote-Interessen dient. Anders als beim schwedischen Atomausstieg bzw. bei
britischen Grubenschließungen der 80er Jahre gab es keine Entschädigungszahlungen
bzw. soziale Verwerfungen. Monetäre und politische Kosten wurden vermieden.

Vorteil von Kooperation ist auch der Zugang zu steuerungsrelevanten Informationen.
Zwar kann man davon ausgehen, dass Regierungen in Fällen von Politikinnovation (neu-
en Policies) abhängiger sind, da Unsicherheit und Meinungsvielfalt über Wirkungszu-
sammenhänge die Regel sind. Aber auch bei Politikbeendigung kann Unsicherheit herr-
schen, wie die Abschaffung einer Policy wirken wird. Es kann wie im Fall der Steinkoh-
lesubventionen sein, dass das Terminierungsziel für die Regierung nicht verhandelbar ist,
man für eine bestimmte Art der Ausgestaltung aber (eben zum Beispiel Sozialverträglich-
keit) auf das Insiderwissen der „Betroffenen“ angewiesen ist.

Die Verwirklichung des policy-Ziels der Parteien wird eingeschränkt durch die für
eine konsensuale Lösung nötigen Zugeständnisse. Sie können das eigentliche Terminie-
rungsvorhaben (beispielsweise den Zeithorizont) als auch andere Themen betreffen. „Ziel-
verwässerung“ ergibt sich automatisch aus dem Kompromiss- und Tauschcharakter von
Vereinbarungen, wobei statt inhaltlicher Abstriche auch eine Kompensation (Ausgleichs-
zahlung) vorstellbar ist, welche in Form von Geld aber wiederum die monetären Kosten
erhöhen würde. Das Ausmaß der Zugeständnisse wird sich von Fall zu Fall unterscheiden
– je nach Machtkonstellation und Verhandlungsgeschick.23

Auch aufgrund ihres Kompromisscharakters sind die beiden hier untersuchten Aus-
stiege so langfristig, dass die „Betroffenen“ (teils mit Recht) auf andere Mehrheiten und
Rücknahme oder Verlangsamung des Ausstiegs durch eine neue Regierung hoffen konn-
ten. Es besteht mit oder ohne Revisionsklausel keine Garantie, dass es am Ende zu voll-
ständiger Policy Termination kommt; vielmehr hängt dies von den späteren politischen
Mehrheitsverhältnissen ab. Auf die „Treue“ der „Betroffenen“ zur ursprünglichen Verein-
barung kann jedenfalls nicht gezählt werden. Das Problem der ungewissen Umsetzung
gilt für alle mittel- bis langfristigen Terminierungsprojekte – zumindest wenn es keinen
Parteienkonsens gab. Vorausgesetzt, dass die terminierende Partei nicht selbst ihre Positi-
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on ändert, stellt dies einen zusätzlichen Nachteil von per Aushandlung verlängerten Aus-
stiegsprozessen dar.

Angesichts der Nachteile ergab sich schon bei den Fallanalysen die Frage, ob hoheit-
lich-einseitiges Handeln besser gewesen wäre. Eine detaillierte Aushandlung war nicht
unbedingt notwendig und auch in den meisten anderen Beendigungsfällen würde die Re-
gierung Policy Termination wohl unilateral durchsetzen können. Sie müsste dann aber
ebenfalls die Hürden und Widerstände antizipieren und je nach Macht der „Betroffenen“
von ursprünglichen Vorstellungen abrücken. Ein sofortiger Ausstieg ist nur möglich,
wenn die rechtlichen Hürden gering und die „Betroffenen“ nicht motiviert oder schlecht
organisiert sind. Oft dürfte ein einseitiger Ausstieg nicht viel schneller und auch womög-
lich nicht innerhalb der Legislaturperiode stattfinden, sodass das Revisionsrisiko kein ex-
klusiver Nachteil von Kooperation wäre.

Die Diskussion ging bisher davon aus, dass Verhandlungen für die Politik immer zur
Verfügung stehen, was jedoch nicht der Fall sein muss. „Betroffene“ müssen a) organi-
siert und verhandlungsfähig (vgl. Mayntz 1987, S. 104f.) und b) ebenfalls kooperations-
bereit sein. Das Vorliegen der ersten Voraussetzung ist wahrscheinlich, aber nicht sicher.
Und je stärker das Durchsetzungspotenzial der „Betroffenen“, desto geringer der Anreiz
zur Kooperation. Aber wie das Beispiel der EVU gezeigt hat, können diese dennoch
kompromissbereit sein, da Unsicherheit über den Machteinsatz herrscht, man gute Bezie-
hungen zur Politik pflegen will oder man einen Imageschaden fürchtet.

7. Forschungsbeitrag und Ausblick

Als Fazit lässt sich formulieren: Die Verhandlungslösungen haben durch die Zugeständ-
nisse einvernehmliche Terminierungsregelungen hervorgebracht, die allerdings noch kein
Garant für eine tatsächliche Policy Termination sind. Sie waren auch nicht unbedingt
notwendig, jedoch wäre der Versuch einer stärkeren Durchsetzung der policy-Ziele mit
anderen Nachteilen einher gegangen – darunter das Risiko, komplett zu scheitern. Ange-
sichts der Bedingungen war die Lösung eines „Einstiegs in den Ausstieg“ vorteilhaft.
Zumindest in Fällen, wo die Hürden hoch sowie die Kooperationsalternativen mit Unsi-
cherheit und Kosten behaftet sind, empfehlen sich Verhandlungen.

Die Verhandlungstheorie hat zur Untersuchung der Beendigungsfälle ein gutes Ana-
lyseraster geboten; Policy Termination scheint in die Verhandlungstheorie auch ohne
Modifikationen integrierbar zu sein. Hinsichtlich der Terminierungsforschung entspre-
chen einige Befunde der Literatur,24 doch müssen manche Aussagen und Empfehlungen
in Anbetracht der Fallstudien hinterfragt werden. Im Hinblick auf die Fragestellung ist
vor allem der Empfehlung „inhibit compromise“ von Behn (vgl. 1978, S. 400) zu wider-
sprechen. Kompromissbereitschaft bedeutete hier nicht, wie wohl von ihm befürchtet, das
Abrücken vom Terminierungsziel, sondern die Gewährung von Übergangsfristen. Diese
sind von vielen Forschern ja selbst empfohlen worden, auch wenn sie an weniger lange
Zeitspannen gedacht haben mögen.

Tendenziell wird in der bisherigen Literatur die Terminierungs- und Konfliktbereit-
schaft und letztlich das Durchsetzungsvermögen der Politik unterschätzt. Der Tenor ist,
dass je höher der zu erwartende Widerstand sei, desto mehr würde sich die Politik vor den
Kosten scheuen und von ihrem Ziel abrücken. So vermutete auch Bauer (vgl. 2006, S.
162), dass einer mobilisierungsstarken Klientel „nach Möglichkeit keine oder nur margi-
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nale Kosten auferlegt [werden]“. Die Fälle Kernenergie und Steinkohlesubventionen las-
sen allerdings hier den Schluss zu, dass sich Regierungsparteien bei für sie zentralen
Terminierungsprojekten von Widerstand nicht abhalten lassen.

In Frage gestellt wird durch die Ergebnisse der beiden Fallstudien auch die Policy-
Typologie von Bauer (vgl. 2006), mit den Variablen Ideologiebezug sowie Klientelwi-
derstand. Solche Policies, die im Regierungslager ideologisch „peripher“, aber von der
betroffenen Klientel sehr gut geschützt sind, hatte Bauer zwar als „gestaltbar“ bezeichnet
(ebd., S. 163). Jedoch ging er in seinem weit definierten Beendigungskonzept von einer
geringen Eingriffsintensität aus: Dass eine bestimmte Policy nicht vollständig und er-
satzlos abgeschafft, sondern nur ersetzt würde. Von solch einer Ersetzung kann in den
beiden hier untersuchten Fällen aber nicht die Rede sein.25

Erweitert werden muss schließlich der Begriff der anti termination coalition. Eine
solche konnte der bestehenden Definition nach aus den Adressaten der bisher geltenden,
begünstigenden Policy, den mit ihrer Umsetzung vertrauten Behörden, und „privaten Zu-
lieferern“ bestehen (vgl. Bardach 1976, S. 127). Im Steinkohle-Fall gab es mit der SPD
aber zusätzlich eine Regierungspartei, was zeigt, dass in parlamentarischen Systemen mit
Mehr-Parteien-Regierungen auch ein Koalitionspartner Teil dieser anti termination
coalition sein kann. Verhandlungen mit den „Betroffenen“ haben dann die Verlagerung
des koalitionsinternen Disputes in ein anderes Forum zur Folge und lassen dadurch eine
neue Akteurskonstellation entstehen.26

Zu guter Letzt muss noch einmal daran erinnert werden, dass mit den zwei Fällen nur
illustrative Evidenz aufgezeigt wird. Die Aussage „further research is needed“ gilt für die
ganze Beendigungsforschung und im speziellen für die hier aufgeworfene Fragestellung.
Ziel muss sein, jene Faktoren (wie Konfliktniveau oder die Machtkonstellation) genauer
zu untersuchen, die Kooperation notwendig oder überflüssig machen. Weitere Fallstudien
erfolgreicher Beendigungsbeschlüsse auf Basis von Verhandlungen sind hierfür nützlich.
Genauso bedarf es Untersuchungen zu erfolgreichen Terminierungen, für die keine Aus-
handlung nötig war (siehe Abschaffung der Eigenheimzulage27).

Weil hier auch grundsätzlich eine besonders große Lücke in der Forschung klafft, be-
darf es aber vor allem der Analyse von Fällen, wo politische Akteure Policy Termination
zum Ziel hatten und eventuell auch in Angriff genommen haben, aber scheiterten. In den
Fällen, in denen der Widerstand von „Betroffenen“ die entscheidende Ursache des Miss-
erfolgs war, interessiert die (zugegeben etwas spekulative) Frage, ob Politikbeendigung
mit einem kooperativen Vorgehen hätte durchgesetzt werden können. Ist sie trotz Ver-
handlungen gescheitert, muss analysiert werden, ob es am „Missgeschick“ der Akteure
lag, oder ob sich die Policy jeder Beendigungschance geradezu entzog.

Forschungsbeiträge mit einem Fokus auf Policy Termination sind auf Dauer aber nur
sinnvoll, wenn es eine kritische Masse an Forschern in diesem Feld und einen ausrei-
chenden Wissenschaftsdiskurs gibt. Dies wäre zu wünschen, da das Thema angesichts der
Überlastung der staatlichen Ressourcen nicht nur von theoretischem Interesse, sondern
auch praktischer Relevanz und Dringlichkeit ist.

Anmerkungen

1 Nach Fertigstellung des Manuskripts (Januar 2011) ereignete sich im März 2011 in Japan das größte nukleare
Unglück seit Tschernobyl. Dies sorgte in der Bundesrepublik unmittelbar für eine Debatte um die Sicherheit
deutscher Kernkraftwerke und deren Laufzeiten. Die vollen politischen und atomrechtlichen Konsequenzen
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waren zum Zeitpunkt der Drucklegung noch nicht absehbar. Doch auch wenn die Stilllegung zumindest älte-
rer Kernkraftwerke nun wieder schneller als von der schwarz-gelben Koalition beschlossen ablaufen sollte,
ändert dies nicht viel an der Analyse und Schlussfolgerung in diesem Aufsatz. Zum einen ist dort bereits ein
mögliches Scheitern der Laufzeitverlängerung berücksichtigt: in Form einer Nichtigkeitserklärung durch das
BVerfG aus prozeduralen Gründen. Zweitens würde sich durch eine erneute Modifikation des Atomgesetzes
(genauso wie durch die erwähnte Nichtigkeitserklärung) nichts ändern an der im Aufsatz diskutierten und in
der Bewertung berücksichtigten prinzipiellen Umkehrbarkeit langfristiger Ausstiegsbeschlüsse. Die Gescheh-
nisse und die Reaktionen im März 2011 machen jedoch die Bedeutung von Ereignissen und damit zusam-
menhängenden gesellschaftlichen Stimmungen deutlich. Ein Unglück wie in Japan zu einem früheren, aber
nicht so weit wie Tschernobyl zurückliegenden Zeitpunkt hätte die Rahmenbedingungen sowohl für die ur-
sprünglichen Ausstiegsverhandlungen (s. in der Terminierungsliteratur den Faktor ,Krise‘), als auch eine
nachträgliche Rücknahme oder Modifikation des Ausstiegs sicherlich deutlich beeinflusst.

2 Zum Teil werden Organisationen in die Definition eingeschlossen (vgl. Bardach 1976, S. 124). Daniels
(vgl. 2001, S. 250) meint jedoch zu Recht, diese „golf-course-size umbrella of policy termination“ führe
zu Konfusion. Zudem ist nur vollständige und ersatzlose Politikbeendigung gemeint (vgl. Daniels 1997,
S. 5). Bauer (vgl. 2006, S. 160) dagegen schließt auch Ersetzung und Abbau mit ein.

3 Die wissenschaftliche Thematisierung blieb wohl (auch wegen der empirischen Seltenheit des Phänomens
Policy Termination) lange vernachlässigt; es war der „neglected butt of the policy process“ (Behn 1978,
S. 413). Erst Mitte der 70er Jahre begann in den USA eine Debatte (vgl. Bardach 1976), doch blieb sie
auf das Land beschränkt und erlebte auch dort Schwankungen (vgl. Bauer 2006).

4 Der Ausdruck „Betroffene“ wird in der Arbeit verwendet, im Folgenden jedoch in Anführungsstriche ge-
setzt, da er fälschlicherweise eine Passivität impliziert.

5 Aus der Perspektive von Kingdons (1984) Multiple-Streams-Modell könnte man auch sagen: Ein Termi-
nierungsvorhaben befindet sich über längere Zeit im sog. „policy stream“ und interessierte Akteure war-
ten auf einen Regierungswechsel (als „window of opportunity“), um das Vorhaben zu forcieren. Geva-
May (2004) hat bereits die Anwendung des Modells auf Policy Termination vorgeschlagen.

6 Bauer (vgl. 2006, S. 162f.) vermutet bei mobilisierungsstarken Klientel und gut geschützten Policies da-
her nur eine Ersetzung der Policy, keine Abschaffung.

7 Bardach (vgl. 1976, S. 125) nennt eigentlich zwei Terminierungsarten: „bang“ mit sofortiger Wirkung,
und „very long whimper“ als langsames Zurückfahren ohne Ausstiegsbeschluss. „[A] moderately paced
and deliberately implemented phasing out, [...,] seems a quite infrequent termination scenario. One might
speculate, however, that in many cases it would represent a superior outcome“.

8 Dieser von Medien und Politikern verwendete Pleonasmus entstand vermutlich aus der Bezeichnung
„(Energie-)Konsensverhandlungen“ für die Gespräche.

9 Insbesondere nach der Energiemarktreform 1998 galt ein Neubau wegen hoher Investitionskosten (im
Vergleich zu Großkraftwerken anderer Energieträger) und langer Genehmigungsphasen als wirtschaftlich
unattraktiv (DIE ZEIT 16.7.98).

10 Neben der Befristung der Betriebsgenehmigungen bestanden für die Regierung zudem andere, rechtlich
unproblematischere Wege, die Kernenergienutzung zu erschweren (vgl. Michael 2002, S. 110). So waren
etwa nachträgliche Auflagen bei bestehenden AKW oder zu genehmigenden Atomtransporten denkbar.
Auch bestand die Möglichkeit, rechtlich kaum geschützte Privilegien anzutasten, um den Betreibern das
Leben ökonomisch schwer zu machen. Hierzu gehörten eine geringe Versicherungspflicht für AKW sowie
die Nicht-Besteuerung von Uran und von Zinseinnahmen aus den vorgeschriebenen Rückstellungen der
Unternehmen (vorgesehen für den Kraftwerksrückbau und die Entsorgung).

11 Im Laufe der Gespräche fusionierten VEBA und VIAG zu E.ON. Die später von Vattenfall gekauften
Hamburger Elektricitätswerke, die ebenfalls über AKW-Beteiligungen verfügten, stießen erst gegen Ende
der Verhandlungen hinzu.

12 So regte Umweltminister Trittin eine Steuer auf Kernbrennstoffe an (vgl. FAZ 4.1.99), Finanzminister La-
fontaine auf Rückstellungen (vgl. SPIEGEL 1.3.99).

13 Da AKWs jedes Jahr für einige Wochen vom Netz genommen werden (u.a. zur Wartung), entsprechen
Volllastjahre einer höheren Anzahl an Kalenderjahren.

14 Nur die Deckungsvorsorge für den Versicherungsfall wurde verdoppelt. Andere Details betreffen die
Wiederaufbereitung und die Endlagerfrage. Für das älteste AKW (Obrigheim) wurde eine Laufzeit-
Übergangsfrist bis Ende 2002 vereinbart.

15 Ältere Kraftwerke sollen acht Jahre, jüngere 14 Jahre länger betrieben werden. Auch wieder in Verhand-
lungen mit den vier großen EVU wurde zudem beschlossen, dass die EVU im Gegenzug (ebenfalls eine



164 Dirk A. Heyen

Abweichung vom früheren Atomkompromiss) in den nächsten sechs Jahren jeweils eine Brennelemente-
steuer von 2,3 Mrd. Euro zahlen, und insgesamt rund 15 Mrd. Euro in einen Fonds für Erneuerbare Ener-
gien (Zeit.de 6.9.10).

16 Die CDU-geführte Regierung des Saarlands (mit noch einem Bergwerk) spielte nur eine Nebenrolle (pro
mittelfristigem Ausstieg) und wird hier vernachlässigt.

17 Im Politbarometer Mai 2004 sprachen sich 64% für die Kürzung der Subvention aus – es war die Einspa-
rungsmaßnahme mit dem höchsten Zustimmungswert.

18 Der „weiße Firmenbereich“ mit den Sparten Energie, Chemie und Immobilien stand in Haftungsverbund mit
der Kohlesparte, haftete also für wirtschaftliche Risiken inklusive der Bergbau-Folgekosten: der Altlasten
(Aufwendungen u.a. für Altersversorgungsansprüche, Schachtsicherung und Flächensanierung) und der
Ewigkeitskosten (dauerhafte Aufwendungen für die Grubenwasserhaltung, Grundwasserreinigung sowie für
Dauerbergschäden). Der Plan sah vor, dass der Staat diese Lasten übernimmt, der so von Haftungsrisiken be-
freite „weiße Bereich“ an die Börse geht und der Erlös hieraus an die öffentliche Hand fließt.

19 Eine neue Stiftung solle RAG-Eigentümerin werden, den „weißen Bereich“ nach der Auflösung des Haf-
tungsverbunds an die Börse bringen und den Erlös für die Ewigkeitskosten einsetzen. Für die geschätzten
8,4 Mrd. € könnten Börsenerlös und Zinsen Berechnungen zufolge ausreichen. Falls nicht, muss die öf-
fentliche Hand einspringen, die auch die Altlasten übernimmt (vgl. Landtag NRW 2007).

20 Zwar zahlten Bund und Land damals etwa 2,5 Mrd. Euro Kohlesubventionen im Jahr, davon waren aber
nur 2 Mrd. Euro einsparbare Absatzbeihilfen. Und auch nur „langfristig“ einsparbar, weil zumindest bis
2018 – und wahrscheinlich auch etwas darüber hinaus – laut Prognos AG (vgl. 2007, S. 70f.) die Einspa-
rungen durch soziale Mehrausgaben und auch Einnahmeausfälle kompensiert werden.

21 Zwar sind jährliche Subventionsbeträge zwischen 1,0 und 1,4 Mrd. Euro in der Zeit geplant. Sie beinhal-
ten neben Absatzbeihilfen aber auch Aufwendungen für Bergwerkstilllegungen und Altlasten, die nur
vorgezogen, nicht gespart würden.

22 Die bis dato gültige, Beihilfen erlaubende Verordnung lief Ende des Jahres aus. Für weitere Zahlungen
über 2010 hinaus bedurfte es einer neuen Verordnung.

23 Trotz des rechtlich unterschiedlichen Durchsetzungspotenzials der Politik in den Fällen scheinen die Zu-
geständnisse beim Zeithorizont ähnlich: 32 statt 25 Jahre Laufzeit beim Atomausstieg; 2018 statt 2012 als
Subventionsende (beim Bund).

24 Die Fälle bestätigen Annahmen, dass Terminierungsbestrebungen weniger mit Evaluation als mit politi-
scher Ideologie zu tun haben, mit Regierungswechseln entsprechend einher gehen, und sie quasi einem
eigenen Policy Cycle folgen.

25 Im Fall der Kernenergie kann auch angesichts der verstärkten Förderung erneuerbarer Energien nicht von
(kompensatorischer) Ersetzung gesprochen werden, da die Adressaten eher mittelständische Betriebe wa-
ren als die EVU.

26 Bei Einbeziehung der „Betroffenen“ müsste theoretisch die Anti-Terminierungs-Partei gestärkt werden.
Durch Zugeständnisse und Ausgleichszahlungen sind die „Betroffenen“ eventuell aber auch sogar eher zu
einem Kompromiss bereit.

27 Der Bundesregierung gelang es damit, ein langjähriges Programm trotz breiten Adressatenkreises und der
hohen Bedeutung für die Bauwirtschaft einzustellen.
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Regulierung im Interesse des Gemeinwohls
Eine kritische Bilanz*

Zusammenfassung
Die Regulierungstheorie kreist um zwei Fragen:
Welche Rolle spielen die betroffenen Interessen-
gruppen in der regulativen Politik und der Regulie-
rungsverwaltung und inwieweit wägt die Regulie-
rungsverwaltung zwischen dem Interesse des Ge-
meinwohls und den regulierten Interessen innerhalb
des privaten Sektors ab? Dieser Artikel vergleicht
drei Theorien – die klassische Public Interest-Theo-
rie, die Capture-Theorie und die moderne Credible
Commitment-Theorie. Die ihnen zugrundeliegende
Logik und Annahmen werden herausgearbeitet und
die empirische Reichweite jeder Theorie aufgezeigt.
Zu guter Letzt wird noch auf der Grundlage beste-
hender Untersuchungen herausgearbeitet, ob es Be-
lege für diese Theorien gibt. Der Artikel kommt zu
dem Schluss, dass alle höchstrelevante Themen an-
gehen, allerdings in einem stark politisierten Um-
feld. Interessant ist die Beobachtung, dass diese Po-
litisierung Veränderungen und Reformen zwar nicht
im Wege gestanden ist. Das Veränderungsmuster ist
jedoch nicht den Mustern gefolgt, die von der Cap-
ture- und Credible Commitment-Theorie vorge-
schlagen wurden. Dieser Artikel trägt daher zur Re-
habilitierung der klassischen Public Interest-Theorie
bei, wenn auch in einer moderaten und verbesserten
Form.

Schlagworte: Capture, Credible Commitment, unab-
hängige Regulierungsbehörden, Agenturen

Abstract
Public Interest Regulation
A critical reappraisal
Two questions remain central in the study of regula-
tion. First, what is the role of affected interests in
regulatory policy and administration? Second, to
what extent does regulatory administration balance
the public interest against the regulated interests
within the private sector? The paper here compares
three different theories and the research based on
them. These theories are classical public interest
theory, capture theory, and the modern theory of
credible commitment. Their underlying logic and as-
sumptions are identified and the empirical scope of
each of the theories is set out. Finally, it is dis-
cussed, on the basis of existing research whether
there is supporting evidence for them. The conclu-
sion is that they all cope with highly relevant issues
but also points to the persistence of a highly politi-
cized environment. The interesting observation is
that this politicization has not excluded change and
reform but the pattern of change has not followed
the patterns proposed by capture and credible com-
mitment theory. To the contrary the paper contrib-
utes to the rehabilitation of classical public interest
theory, although in a modest and refined form.

Key words: capture, credible commitment, inde-
pendent regulators, agencies

Regulierung und Staat

Regulierung ist eine der klassischen Kernfunktionen des Staates. Regulierung definiert
die Grenze zwischen Staat und Gesellschaft, zwischen Regierung und Markt. Daher stellt
die Regulierung den Versuch der Regierung dar, das Ausmaß privater Aktivitäten zu be-
grenzen. Dieser Begriff ist zwar weitgefasst, dennoch gilt: Wenn die Regierung eine Wa-
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re oder eine Dienstleistung unter ihrer Schirmherrschaft erbringt, beispielsweise durch ein
staatseigenes Unternehmen oder ein öffentlich-rechtliches Krankenhaus ist es nicht an-
gemessen, von Regulierung zu sprechen. Wenn jedoch ein privates Unternehmen dieselbe
Dienstleistung innerhalb gesetzlich definierter Grenzen erbringt, beispielsweise im Be-
reich Schienenverkehr oder Krankenhausbehandlung, dann sprechen wir von Regulie-
rung. Die Bedeutung der Regulierung als ein Instrument der Rechtsordnung ist demnach
äußerst variabel. Sie hängt vom jeweiligen Staat ab, was die überaus verschiedenen Auf-
fassungen in der amerikanischen und kontinentaleuropäischen Gesellschaft belegen. Sie
ist auch Veränderungen unterworfen, wenn die Rolle der Regierung neu überdacht wird,
wie es bei Privatisierungen und marktfreundlichen Reformen einerseits und entschlosse-
nen Bemühungen um den Umweltschutz andererseits der Fall war. Derartige Paradig-
menwechsel sind eine historische Tatsache. Die gleichzeitige Inkraftsetzung dieser Ver-
änderungen illustriert heutzutage die epochale Veränderung in der Konzeption des Staa-
tes (Moran 2000).

Eine der ergiebigsten Definitionen von Regulierung stammt von Barry Mitnick: „Re-
gulation is the public administrative policing of a private activity with respect to a rule
prescribed in the public interest” (Mitnick 1980, S.7). Diese Begriffsbildung hat auch in
europäischen Politikwissenschaften an Akzeptanz gewonnen (beispielsweise Bogumil/
Jann 2005, S. 53). Sie stellt drei zentrale Ideen heraus: Regulierung ist restriktiv und auf
private Aktivitäten ausgerichtet; sie beruht auf administrativen Kontrollen, die auf der
Grundlage allgemeiner Regeln vorgenommen werden; diese Regeln und deren Umset-
zung gelten stillschweigend als dem Gemeinwohl förderlich. Die Definition wirft auch
zwei Fragen auf, um die sich seit den frühen 1980er Jahren im Wesentlichen die politik-
wissenschaftlichen Untersuchungen über staatliche Regulierung drehen:

1. Welche Rolle spielen die betroffenen Interessengruppen in der regulativen Politik
und der Regulierungsverwaltung?

2. Inwieweit wägt die Regulierungsverwaltung zwischen dem Interesse des Gemein-
wohls und den regulierten Interessen innerhalb des privaten Sektors ab?

Diese Fragen sind von zentraler Bedeutung, da sie sich auf die Beziehung zwischen den
betroffenen Interessengruppen und der regulativen Politik konzentrieren. Die staatliche
Regulierung geht davon aus, dass öffentliche Interessen vor privaten Interessen – insbe-
sondere Unternehmensinteressen – geschützt werden können. Es besteht jedoch das Risi-
ko, dass diese Beziehung sich wendet, wenn private Interessengruppen die staatliche Re-
gulierung zum Zwecke des „Rent Seeking“ einsetzen, um beispielsweise ihr Unterneh-
men vor Wettbewerb zu schützen. Dies ist auch deshalb von zentraler Bedeutung, da zwi-
schen Regulierungsgesetzen und der für deren Umsetzung verantwortlichen Behörden
unterschieden wird. Entweder gibt es Regulierung, um das Gemeinwohl in Form von
Drittinteressen vor den negativen Folgen privater Aktivitäten wirkungsvoll zu schützen;
oder der Gesetzgeber gibt privaten Interessen nach und setzt die regulative Politik als
Schutzschild ein, um diese damit vor Wettbewerb und Verbrauchern zu schirmen. In bei-
den Fällen kann die Verwaltung unter Umständen neutral in ihren Bemühungen sein, die
offizielle Politik auszuführen, da jedwede Verzerrung das Ergebnis von Entscheidungen
ist, die während der Gesetzgebungsphase getroffen wurden.

Geht man dann davon aus, dass die Neutralität der Verwaltung nicht gegeben ist, er-
geben sich zwei andere Möglichkeiten. Die erste ist, dass die Regulierungsverwaltung
durch die regulierten Interessen gefangen ist. Folglich operiert die Verwaltung auf eine
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Weise, die ganz systematisch zugunsten der regulierten Vorteile ausgerichtet ist. Die
zweite Möglichkeit ist, dass die Regulierungsverwaltung zu einem Wächter des öffentli-
chen Interesses wird. Bei dieser Annahme hat der Gesetzgeber die Verwaltung angewie-
sen, dass private Interessen nicht das öffentliche Interesse verdrängen dürfen, beispiels-
weise in Form von Drittinteressen, die negativen externen Effekten ausgesetzt sind.

Die oben umrissenen Ideen sind relativ einfach. Dennoch hat sich hierzu eine um-
fangreiche Forschungsagenda entwickelt, die sich im Laufe der Zeit verändert hat (Moran
2002; Döhler 2007a; Döhler 2007b; Döhler/Wegrich 2010). Frühe Forschungen und
Theorien umfassen sowohl die Gesetzgebung als auch die Regulierungsverwaltung. Jün-
gere Forschungen stellen die Regulierungsverwaltung in den Mittelpunkt und hinterfra-
gen deren Rolle, wenn es um die Bereitschaft und Fähigkeit der Regierung geht, Partiku-
larinteressen gegenüber dem abzuwägen, was als langfristige, gesellschaftliche Belange
betrachtet wird. Dieser Artikel legt die wichtigsten Theorien dar, die in den letzten Jahr-
zehnten entwickelt wurden und betrachtet dann die empirische Unterstützung für jede.
Die Untersuchung konzentriert sich auf drei Kerntheorien: das klassische Public Interest-
Modell, das regulative Capture-Modell und das Credible Commitment-Modell. Der ge-
meinsame Schwerpunkt ist die Rolle der Bürokratie in der regulativen Politik und deren
Umsetzung. Alle haben überdies absolut glaubwürdige Argumente zur Unterstützung ih-
rer Positionen entwickelt, „but what is plausible in the abstract may prove false in fact“
(Croley 2008, S. 160).

Der administrative Fokus

In einer Demokratie definiert der Gesetzgeber das Gemeinwohl. Wenn er eine Entschei-
dung trifft, meistens in Form von allgemeinen Vorschriften, so sollte er das aufgrund sei-
nes Wählermandats tun. Aus der Sicht des Volksvertreters sind diese Entscheidungen die
beste Annäherung an das Gemeinwohl, da der Gesetzgeber dem Wähler Rechenschaft
schuldig ist.

Selbst in diesem idealisierten Bild arbeitet der Gesetzgeber nicht in seiner eigentli-
chen Eigenschaft. Er ist von einer Bürokratie abhängig. Der Beamtenapparat kommt ins
Spiel, wenn neue ordnungsrechtliche Maßnahmen ausgearbeitet werden und erneut, wenn
diese ausgeführt und umgesetzt werden. Da die Fähigkeit des Gesetzgebers im Bereich
Information wie Organisation stark eingeschränkt ist, kann die Bedeutung der Regulie-
rungsverwaltung kaum überbewertet werden. Es darf dabei jedoch nicht vergessen wer-
den, dass die Regulierungsverwaltung die vom Gesetzgeber beschlossenen Maßnahmen
weder ergänzt noch reduziert. Dem Gemeinwohl dürfte damit gedient sein, aber nur exakt
im Sinne des Gesetzgebers. Die Bürokratie bemächtigt sich weder des Gemeinwohls noch
schützt sie dieses vor Übergriffen durch Partikularinteressen, die in der Regulierung ein
Instrument für ihre eigenen Anliegen sehen.

Die Ansicht erscheint naiv. Der regulativen Capture-Theorie ist eine derartige Naivi-
tät fremd. Die Capture-Theorie, die von der Gefangennahme des Regulierers spricht,
kann als kritische Reaktion darauf gesehen werden. Sie folgt neoklassischen Wirtschafts-
lehren und hat ihren Weg in die Politikwissenschaft über die Rational Choice-Theorie ge-
funden. Die Capture-Theorie beruht auf der Behauptung, dass Partikularinteressen die
staatliche Regulierung als Schutzschild sehen, und dass der Staat im Großen und Ganzen
deren Forderungen erfüllt. Doch damit nicht genug. Sie hat auch eine Reihe von Be-



170 Jørgen Grønnegaard Christensen

hauptungen aufgestellt, die die Neutralität der Regulierungsverwaltung in Frage stellt.
Für die Capture-Theorie arbeitet die Regulierungsverwaltung bereitwillig als der verlän-
gerte Arm von Unternehmen, deren Interesse dem so genannten Rent Seeking gilt. Zen-
traler Punkt ist hier, dass auf eigenes Interesse bedachte Bürokraten hohe Gegenleistun-
gen in Aussicht gestellt werden, wenn sie nicht nur Interessengruppen nachgeben, son-
dern auch die Regulierung ausweiten. Folge ist die Ablehnung jedweder Form von Regu-
lierung im Sinne des Gemeinwohls. Selbst die Regulierung, die zur Korrektur negativer
externer Effekte – wie die Regulierung von Umwelt- und Verbraucherschutz oder Le-
bensmittelsicherheit – erdacht wurde, wird schnell vereitelt, um Partikularinteressen zu
dienen (Stigler 1971; Posner 1974; Peltzman 1976). Daher ist die Vorstellung von einer
guten Regulierung sinnlos oder um William Niskanen zu zitieren: „Good regulation is no
regulation.“1 Wenn also Politiker nicht durch private Interessen aufgehalten werden, dann
werden eigennützige Bürokraten von ihnen gefangen genommen.

Die Credible Commitment-Theorie, bei der die glaubwürdige Selbstverpflichtung im
Vordergrund steht, sieht die klassische Public Interest-Theorie gleichermaßen kritisch.
Allerdings geht diese in eine andere Richtung als die regulative Capture-Theorie. Sie dif-
ferenziert nämlich zwischen dem Verhalten der Politiker, wenn diese über ordnungs-
rechtliche Maßnahmen entscheiden, und dem Verhalten berufsmäßiger Regulierer inner-
halb der Bürokratie (Levy/Spiller 1996; Jordana/Levi-Faur 2004). Sie geht davon aus,
dass Politiker versucht sein werden, kurzfristigen Anliegen nachzugeben, wenn eine ver-
nünftige regulative Politik ihren wahlpolitischen Interessen zuwiderläuft. Die Theorie be-
sagt, dass dies insbesondere relevant ist, wenn Privatunternehmer in langfristige Projekte
investieren; wenn sie nicht darauf vertrauen können, dass die Politiker das ordnungspoli-
tische System zum Zeitpunkt der Investitionsentscheidung aufrechterhalten, laufen sie
Gefahr, dass der Wert ihrer Investitionen von Politikern untergraben wird, die opportunis-
tisch handeln. Die Credible Commitment-Theorie sieht jedoch die Lösung für eine derar-
tige Zeitinkonsistenz in der richtigen Organisation der Regulierungsverwaltung. Politiker
sollen ihre eigenen Schwächen erkennen und sich daher für institutionelle Strukturen ent-
scheiden, die es unmöglich oder zumindest schwierig machen, ihre anfänglichen politi-
schen Versprechen zu brechen. Die Lösung besteht darin, die Entscheidungsfindung an
unabhängige Regulierer oder autonome Behörden zu delegieren. Diese dürfen dann auch
über Einzelfälle entscheiden und Richtlinien erlassen, die in ihren Kompetenzbereich
fallen. Diese Denkart ist von Ökonomen übernommen (vgl. di Mauro 2009), auch wenn
einige Ökonomen nach der Finanzkrise die Komplexität dieses Problems anerkennen
(Hüther u.a. 2009).

Die Credible Commitment-Theorie steht zwischen der klassischen Public Interest-
Theorie und der Capture-Theorie. Mit der Capture-Theorie hat sie gemeinsam, dass sie
äußerste Vorbehalte gegenüber der Anfälligkeit von Politikern hat; ebenso wie die Public
Interest-Theorie hat sie ein großes Vertrauen in das Beamtentum. Es gibt jedoch feine,
aber wichtige Unterschiede zwischen der Credible Commitment-Theorie und den beiden
etablierten Theorien der staatlichen Regulierung. Die Capture-Theorie, bei der die Kon-
trollierten die Kontrollierenden gefangen nehmen, misstraut den Politikern als regulative
Entscheidungsträger. Diese werden schnell von privaten Interessengruppen eingefangen,
die sich geballte Vorteile von der Regulierung erwarten oder verstärkte Kosten durch ih-
nen auferlegte Restriktionen befürchten. Daher haben sie ein großes Interesse bei Gesetz-
gebern Lobbyarbeit zu leisten, verglichen mit den Gruppen, bei denen es nur um verein-
zelte Kosten oder geringe Vorteile aus der Regulierung geht.
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Doch gemäß der Credible Commitment-Theorie ist die Regulierung des Gemein-
wohls eher durch die Wähler als durch betroffene Interessengruppen gefährdet. Es ist die
Schwäche der um Stimmenmaximierung bemühten Politiker vor kurzfristigen politischen
Verlusten, die sie dazu bewegt, ordnungsrechtliche Maßnahmen zu ändern, die langfristig
das Gemeinwohl fördern. Ebenso subtil ist die Beziehung zu der klassischen Public Inte-
rest-Theorie. Der regulierende Bürokrat dieser gutgläubigen Theorie ist ein typischer Ju-
rist, der Einzelfälle in allgemeine und exakt formulierte Gesetzesvorschriften einordnet.
Von sich aus hat er mit dem Erstellen von Vorschriften nichts zu tun. Der regulierende
Bürokrat der Credible Commitment-Theorie hingegen ist ein Technokrat, idealerweise
ein Ökonom, der seine analytischen Erkenntnisse auf einen Lösungsapparat anwendet,
der das Gemeinwohl im Sinne wirtschaftlicher Effizienz fördert. Die Idee ist, dass diese
analytischen Fähigkeiten sowohl bei der Entscheidung über Einzelfälle als auch bei der
Erstellung allgemeiner Vorschriften anwendbar sind. Die Credible Commitment-Theorie
sieht offensichtlich nicht die Motivation des Bürokraten als mögliches Problem für die
Regulierung im Interesse des Gemeinwohls an. Sie ist in diesem Sinne völlig in Einklang
mit der klassischen Public Interest-Theorie.

Die Theorien decken einen langen Zeitraum ab. Die Public Interest-Theorie herrschte
bis in die 1960er Jahre vor, bis die Public Choice-Theorie einen kritischen Angriff auf die
etablierte Theorie startete. Der offensichtliche Realismus und die kritische Haltung der
Capture-Theorie ebneten den Weg für ihren Einfluss bis in das späte 20. Jahrhundert. Am
Ende steht die Credible Commitment-Theorie, die eng mit den ordnungspolitischen Re-
formen verbunden ist, die der Marktöffnung und der Privatisierung der öffentlichen Ver-
sorgungsbetriebe folgten, die in den 1990er Jahren begann. Alle drei Theorien haben ge-
meinsam, dass sie sich auf die Regulierungsverwaltung konzentrieren – sei es nun auf de-
ren Aufgaben, deren Organisation oder Leistung. Eine weitere Gemeinsamkeit besteht
darin, dass die Theorien mit dem Begriff des Gemeinwohls operieren. Dennoch bleibt für
jede der drei Theorien dieser Begriff schwer zu erfassen, zwar leicht in den politischen
Diskurs einzubringen, aber organisatorisch schwer aufrechtzuerhalten (Levine/Forrence
1990; Mitnick 1980, S. 242-282; Scharpf 1997, S. 163-165). Eine Lösung für diese Her-
ausforderung ist die Unterscheidung zwischen den Interessen regulierter Unternehmen
und Bürgern und denjenigen Dritten, die ein Interesse an regulativer Politik und Regulie-
rungsverwaltung haben, weil die regulierte Aktivität deren Interessen negativ beeinflusst.

Konkurrierende Modelle

Die Theorien stellen konkurrierende Modelle dar. Ihre Ansprüche unterscheiden sich
deutlich voneinander, wie bereits weiter oben beschrieben. Tabelle 1 vergleicht die
grundlegenden Züge der Modelle.
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Tabelle 1: Konkurrierende Modelle der Regulierungsverwaltung

Public Interest-Theorie Regulative Capture-
Theorie

Credible Commitment-Theorie

Grundforderung Beamte handeln nach all-
gemeinen Gesetzen, die
das Gemeinwohl fördern
sollen.

Beamte favorisieren re-
gulierte Unternehmen.

Beamte wenden Fachwissen
an, um eine gute Regulierung
zu fördern.

Verhaltensannahme Beamte als Amtsträger Beamte aus Eigeninter-
esse motiviert

Beamte als professionelle
Normbefolger

Geltungsbereich Ökonomische und soziale
Regulierung

Ökonomische und so-
ziale Regulierung

Ökonomische Regulierung

Dieser Unterschied ergibt sich hauptsächlich aus deren abweichenden Verhaltensannah-
men. Die Public Interest-Theorie beruht auf denselben Annahmen wie die klassische Bü-
rokratietheorie. Gemäß Max Weber sind Beamte Amtsträger, die die Pflichten ausführen
sollen, die ihre betreffende Rolle oder Aufgabe innerhalb einer streng geordneten und
spezialisierten Hierarchie ausmachen (Weber 1921, S. 124-130, 552-553). Die Kombina-
tion aus Verdienst und Amt mit den eindeutigen Regeln der Unvoreingenommenheit un-
terstützt den rationalen Entscheidungsprozess, der auf administrativen Entscheidungspro-
zessen basiert, bei der individuelle Entscheidungen „entweder: Subsumtion unter Nor-
men, oder: Abwägung von Zwecken und Mitteln“ (Weber 1921, S. 565) zuzuordnen sind.
Absolute Standards für die richtige Politik sind hier unvorstellbar. Eher unterliegen die
Beamten einer Verantwortungsethik, wo man „für die (voraussehbaren) Folgen seines
Handeln aufzukommen hat” (Weber 1919, S. 551-552).

Die regulative Capture-Theorie hat eine andere Betrachtungsweise, die entweder als
zynisch oder einfach nur als hinreichend realistisch zu betrachten ist. Die wesentliche
Annahme ist, dass Beamte aus Eigeninteresse motiviert sind. Die negative Auswirkung
ist, dass sie nicht durch Normen und offizielle Aufgaben gebunden sind. Die positive
Auswirkung ist, dass sie Strategien verfolgen, die entsprechend der individuellen Kosten-
Nutzen-Analyse in erster Linie ihnen selbst zu Gute kommen. Diese Verhaltensannahme
entstammt einer allgemeineren Theorie, wie sie von William Niskanen in seiner ökonomi-
schen Theorie der Bürokratie (Niskanen-Modell) dargestellt wird (Niskanen 1971). Wenn
diese auf die Regulierungsverwaltung angewendet wird, gibt es eine weitere Annahme,
nämlich die, dass die Vorteile regulierter Unternehmenskontrollen für die Bürokratie und
deren Bedienstete so wertvoll sind, dass sie systematisch Unternehmensanfragen nach-
kommen. Im Falle der regulativen Bürokraten liegt der Vorteil in der Aussicht, dass lu-
krativere Karrieren außerhalb der Regierung oder eine Anstellung in der regulierten
Branche nach ihrer Amtszeit in Aussicht stehen (Levine/Forrence 1990; Mitnick 1980, S.
206-214).

Bei der Public Interest-Theorie und der Capture-Theorie entstammen deren zugrun-
deliegenden Annahmen und die daraus folgenden empirischen Vorhersagen allgemeinen
politikwissenschaftlichen Theorien. Dies ist bei der modernen Credible Commitment-
Theorie weniger der Fall. Hier werden die Verhaltensannahmen selten offengelegt und
müssen daher anhand der Fachliteratur abgeleitet werden. Angesichts der Idee, die Regu-
lierungsgewalt einer Regulierungsagentur zu übertragen, die nicht in der Regierungshier-
archie steht, muss implizit angenommen werden, dass die Agentur von Fachleuten geführt
und besetzt wird, die sich an professionelle Normen halten, wenn sie ihre speziellen
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Kenntnisse bei der Behandlung von Regulierungsproblemen einsetzen (vgl. auch Majone
2001). Vergleicht man sie zuerst mit der Public Interest-Theorie, dann ist es auffällig,
dass diese Regulierungsexperten ebenso von sozialen Interessen geleitet werden, auch
wenn die Grundlage für deren Entscheidungen nicht die Anwendung von Regeln oder de-
ren striktes Durchsetzen ist. Zum anderen werden im Gegensatz zur Capture-Theorie die
Regulierungsexperten als gütige Ausführer ihres Berufs dargestellt, die optimale Lösun-
gen verfolgen, auch wenn es dafür keine klare gesetzliche Linie gibt.

Es gibt einige Unsicherheit hinsichtlich ihrer empirischen Reichweite. Sie richten die
Aufmerksamkeit meistens auf ökonomische Regulierungen, beispielsweise Zugangsregu-
lierung und Wettbewerbsrecht. Ein Grund dafür könnte gänzlich historischer Natur sein,
da sowohl die Public Interest- als auch die Capture-Theorie zu einer Zeit entwickelt wur-
den als soziale Regulierung, beispielsweise Umwelt- und Verbraucherschutz oder Le-
bensmittelsicherheit, auf der politischen Tagesordnung noch kaum eine Rolle spielte.
Allerdings gibt es hier drei wichtige Einsprüche.

1. Als die Unterscheidung zwischen der ökonomischen und der sozialen Regulierung
eingeführt wurde, führte die Anwendung der Rational Choice-Theorie zu der Voraus-
sage, dass die soziale Regulierung von geringerer Bedeutung als die ökonomische
Regulierung wäre, da sich der Gesetzgeber dort konzentrierten Unternehmensinteres-
sen ausgesetzt sah. Die Befürworter der ordnungspolitischen Einmischung ihrerseits
hatten es äußerst schwer, Unterstützer in einer Öffentlichkeit zu mobilisieren, deren
Mitglieder nur begrenzte und weit gestreute Vorteile erwarten konnten (Wilson
1980).

2. Als insbesondere die Anhänger der Capture-Theorie einen neuen Regulierungstrend
ausmachten, dachten sie zuerst, es handelte sich dabei um eine verbesserte Form zur
Schaffung von Zugangsbeschränkungen (Peltzman 1998, S. 334-336).

3. Arbeiten, die durch die Credible Commitment-Theorie inspiriert wurden, haben im
großen Stil die Regulierung der öffentlichen Versorgungsunternehmen analysiert, und
zwar zu einem Zeitpunkt, an dem der Marktwettbewerb eingeführt und frühere staats-
eigene Betriebe privatisiert wurden. Viele dieser theoretischen Schlussfolgerungen
konzentrieren sich stark auf Infrastrukturregulierungen (Levi-Faur 2003).

Plausible Logik, fragwürdige Gültigkeit

Das Grundprinzip jedes dieser konkurrierenden Modelle beruht auf altehrwürdigen poli-
tikwissenschaftlichen Theorien. Jedes legt plausible politische und institutionelle Mecha-
nismen offen. Sie weisen sogar auf Phänomene hin, wie sie in der realen Welt der Politik
und Verwaltung vorkommen. Aber in welchem Maße finden Vorschläge aus diesen riva-
lisierenden Theorien empirische Unterstützung? Tabelle 2 fasst die Argumente zusam-
men, die für und gegen ihre empirischen Behauptungen angeführt werden können.
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Tabelle 2: Pro und Kontra für Modelle der Regulierungsverwaltung

Public Interest-Theorie Regulative Capture-Theorie Credible Commitment- Theorie

Unterstützende
Evidenz

Leistungsbürokratie

Strikte Regulierung der
Verfahrensvorschriften
durch öffentliches Recht

Integration in Ministerialhier-
archie durch strikte Tren-
nung von Politik und Ver-
waltung

Enge Zusammenarbeit mit regu-
lierten Unternehmen

Ausschluss dritter Interessengrup-
pen

Karrieren mit „Drehtür“-Effekt

Delegierung an unabhängige
Regulierer

Besetzung mit entsprechenden
Fachleuten

Ausschluss betroffener Interes-
sengruppen

Beweisgeführte Entscheidungs-
findung

Zurück-
weisende
Evidenz

Einmischung durch politi-
sche Exekutive

Verhandlung mit externen
Interessengruppen

Institutionelle Integration
externer Interessengruppen

Seltene Beförderungsmöglich-
keiten

Breite Einbindung betroffener In-
teressengruppen

Strikte Regulierung entschei-
dungsfindender Verfahren

Entscheidungen gegen regulierte
Unternehmen

Regulierungsbehörden sind in
die Hierarchie der Exekutive ein-
gebunden.

Institutionelle Integration von be-
troffenen Interessengruppen

Politische Einmischung in die
Entscheidungsfindung

De-facto-Verhandlungen mit be-
troffenen Interessengruppen

Die Public Interest-Theorie geht von der Existenz einer Leistungsbürokratie aus, die in-
nerhalb der geringen Spielräume des öffentlichen Rechts operiert. Ihre Prinzipien und
Verfahren beruhen auf der Nichtakzeptanz von Diskriminierung unter Regulierten und
anderer betroffenen Interessengruppen. Sie geht auch von einem Respekt vor den Verfah-
ren aus, die Regulierten und anderen Betroffenen erlauben gehört zu werden und ihren
Fall letztendlich vor Gericht zu bringen. Selbst wenn das Modell die Integration der Re-
gulierungsgewalt in die Regierungshierarchie für gegeben ansieht, geht es davon aus,
dass der Gegensatz zwischen Politik und Verwaltung ein Verhaltensmuster beschreibt.

Die Theorie scheint einfach zu widerlegen. Einfache Indikatoren wie Störungen sei-
tens der politischen Exekutive, des Parlaments oder legislativer Ausschüsse lassen nicht
nur Zweifel an deren Glaubwürdigkeit aufkommen. Es besteht auch Zweifel an deren Be-
deutung als anderes als ein normatives Ideal. Ebenso ist zu erwähnen, dass es verfas-
sungsmäßig anerkannt ist, dass ein Großteil der administrativen Entscheidungsfindung
und -umsetzung Fragen beinhaltet, die im politischen Ermessen eines Fachministers oder
dessen Beamten durchgeführt wird. Gleichermaßen sind viele ordnungspolitische Pro-
bleme zwar kompliziert, aber dennoch politisch sensibel, weil der Gesetzgeber die Regeln
weder so detailliert festlegen will noch kann, wie es notwendig wäre, um sie auf Einzel-
entscheidungen zu reduzieren und damit Einzelfälle unter einer Gesetzesvorschrift zu
subsumieren. Dies lässt Raum für eine Kombination aus politischem Ermessen und Han-
deln oder einem Dialog mit Regulierten und anderen Interessengruppen.

Die Folge ist, dass nur wenige die Public Interest-Theorie als eine Darstellung sehen,
die mit Hilfe empirischer Beweise aufrecht erhalten werden kann. Daher ist die Theorie
seit Jahrzehnten offen für eine Alternative. Die Capture-Theorie präsentiert eine Logik,
die aus den Indikatoren der zurückweisenden Evidenz positive Thesen macht. Aus diesen
Gründen hat sich die Theorie auf drei unterstützende Beweisargumente konzentriert: en-
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ge, ja sogar institutionalisierte Zusammenarbeit zwischen Regulierungsbehörden und re-
gulierten Unternehmen, gleichzeitiger Ausschluss von Drittinteressen von Beratung und
Verhandlung und schließlich die Möglichkeit von Karrieren mit so genanntem Drehtür-
Effekt. Hier führt eine anfängliche Beschäftigung bei einer Regulierungsbehörde später
zu einer lukrativeren Karriere im Privatsektor.

Für die Theorie spricht, dass die Indikatoren für die unterstützende Evidenz relativ
einfach in organisatorische Maßnahmen umgewandelt werden können, insbesondere
wenn der Schwerpunkt auf institutionellen und strukturellen Phänomenen liegt. Ebenso
wie bei der Public Interest-Theorie ist es jedoch sehr viel schwieriger, Verhaltensindika-
toren aufzustellen, die uns genauer über das Vorherrschen eines effektiven Rent-Seeking
durch regulierte Unternehmen informieren können. In der Literatur über Neokorporatis-
mus, Sektorisierung, QUANGOs, Netzwerke und kooperative Regulierung im europäi-
schen Kontext sowie in parallelen Studien über „eiserne Dreiecke“ und Lobbyismus in
den USA gibt es ausreichende Hinweise, um zu schlussfolgern, dass regulierte Interes-
sengruppen schon immer und häufig ihren Einfluss bei der Regulierungsverwaltung gel-
tend gemacht haben. Es gibt auch einen deutlichen Beleg dafür, dass die Strukturwahl
häufig organisatorische Gestaltungsmaßnahmen und institutionelle Bestimmungen bein-
halten, die die Regulierungsbehörden in ein weiteres Umfeld einbetten, das ihnen somit
Vorrang gegenüber einigen Interessengruppen auf Kosten anderer geben (vgl. auch
Schuppert 1981; Hood/Schuppert 1988).

Dieser Beweis genügt kaum als Bestätigung der Capture-Hypothese (Sabatier 1975).
In ihrer striktesten Form geht sie davon aus, dass die Tatsache, dass die Verwaltung auf
Rent Seeking bedachte Unternehmen unter ihre Fittiche nimmt, das Ergebnis einer Stra-
tegie selbstsüchtiger Bürokraten ist, um ihre eigenen Karrieren voranzutreiben. Logi-
scherweise wurde die Frage aufgeworfen, ob dies zu einem Drehtür-Effekt führt (Mitnick
1980, S. 8). Der Beweis dafür ist eher zweifelhaft (Mitnick 1980, S. 214-241). Eine Par-
allelstudie kam zu einer ähnlichen Schlussfolgerung für eine Reihe von amerikanischen
Regulierungsagenturen (Quirk 1981). Eine jüngere Studie ist ähnlich skeptisch, doch oh-
ne neue Daten zu präsentieren, um die Hypothese zu widerlegen (Croley 2008, S. 48-50).
Wenn dies das amerikanische Bild wiederspiegelt, dann ist es sogar noch weniger wahr-
scheinlich für das geschlossene europäische Beamtenlaufbahnsystem. Die Personalpolitik
in der amerikanischen Verwaltung beruht teilweise auf einem nachfolgenden Karriere-
wechsel von der Verwaltung in den privaten Sektor. Dies entspricht ganz und gar nicht
dem europäischen Muster (z.B. Christensen 2004; Christensen/Pallesen 2001). In Frank-
reich hat jedoch der Wechsel vom öffentlichen in den privaten Sektor noch immer einen –
recht häufigen – Drehtüreffekt. Allerdings wird dies weitgehend als Einmischung der Re-
gierung in die Unternehmen gedeutet (Peters 2010, S. 94-102). Im deutschen Verwal-
tungssystem findet man endlich die Koexistenz von einer Verwaltungshierarchie, die mi-
nisteriellen Weisungen und parlamentarischer Verantwortung unterliegt sowie eine ko-
operative Tradition für brancheninterne Selbstregulierung (Schuppert 1981). Die Ver-
mutung ist jedoch, dass der Staat sich heute verhältnismäßig stärker behauptet (Döhler
2001; Töller 2007; 2008).

Andere Indikatoren, die die Hypothese der Capture-Theorie untergraben, schließen
die Einbindung weitschichtiger Interessenvertreter bei Anhörungen und Verhandlungen
sowie bei formellen Verfahren ein, die die administrative Entscheidungsfindung derart
regulieren, dass der Zugang zu Informationen sowohl bei materiellen als auch bei for-
mellen Verfahren garantiert ist (Sabatier 1975). Solche Verfahren sind beispielsweise be-
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reits in der US-Regierung aufgrund des Verwaltungsverfahrensgesetzes gut entwickelt
(Croley 2008). Rechtsvorschriften, die die Offenlegung von Akten garantieren, sowie
Normen, die eine Gleichbehandlung vor dem Gesetz zusichern und von einem Gericht
durchgesetzt werden können, sind in Europa Bestandteil des öffentlichen Rechts.

Die Forschung, die auf der Credible Commitment-Theorie basiert, wird stark von den
umfangreichen Arbeiten über unabhängige Zentralbanken beeinflusst. Die hierfür ver-
wendeten Indikatoren, um das Ausmaß der Kompetenzübertragung an unabhängige Re-
gulierer aufzudecken, sind mit denen vergleichbar, die bei den Zentralbankstudien ent-
wickelt wurden (Cukierman 1992; Gilardi 2008). Aufgrund fehlender brauchbarer Defi-
nitionen gilt als Unterscheidungsmerkmal eines unabhängigen Regulierers die Schaffung
von Behörden mit ordnungspolitischen Aufgaben. Im amerikanischen System der
„Checks and Balances“ sind diese aus der Präsidentialhierarchie herausgenommen. In den
parlamentarischen Systemen Europas sind sie von den Ministerien getrennt (Döhler/Jann
2007). Betrachtet man es stärker von der organisatorischen Seite her, dann führen Indi-
katoren wie Berufungsverfahren, Amtsdauer oder Finanzstatus zur Schaffung von Indi-
zes, die systematische länder- und zeitübergreifende Vergleiche ermöglichen. Andere In-
dikatoren sind indirekt die personelle Ausstattung unabhängiger Regulierern mit Fach-
leuten sowie der Ausschluss betroffener Interessengruppen von Entscheidungsgremien
und von Verhandlungen über Vorschriften und Einzelentscheidungen.

Mehrere Arbeiten unterstützen die Theorie. Demzufolge stellt das Delegieren an un-
abhängige Regulierer eine stetige Entwicklung dar, die sich mit bemerkenswerter Ge-
schwindigkeit verbreitet. Dies hat, so die Behauptung, den Weg für eine allgemeine Be-
wegung bereitet, bei der der Gesetzgeber die administrative Umsetzung an Fachagenturen
anstatt an Ministerialabteilungen delegiert hat. Gelegentlich spricht man sogar von einer
Agenturrevolution.2 Bei diesen Untersuchungen, ebenso wie bei der Public Interest- oder
Capture-Theorie, sind nur wenige Studien über eine Strukturanalyse hinausgegangen, um
das Entscheidungsverhalten der angeblich unabhängigen Regulierer aufzudecken.

Einige Belege widerlegen jedoch die Schlussfolgerungen der Studien zur Delegierung
an unabhängige Regulierer und Agenturen. Einige beinhalten tiefer gehende Verhal-
tensanalysen, während andere wiederum andere Strukturindikatoren betrachten. Wenn
wir hier bürokratische Autonomie als die formelle Freistellung eines Agenturleiters von
der vollständigen politischen Überwachung durch die politische Exekutive definieren
(Christensen 2001, S. 120), beispielsweise in Europa durch die Fachminister oder in den
USA durch das Weiße Haus, dann sind die nächsten logischen Schritte in der Operatio-
nalisierung, dass nach der Einbindung einer alternativen oder konkurrierenden Ebene in
der politischen Aufsicht gesucht wird. Die Frage ist, ob die betroffenen und andere Inter-
essengruppen in die Aufsicht und Kontrolle der Agentur integriert sind, vielleicht sogar
auf eine Art, die das Delegieren von Entscheidungsgewalt an sie impliziert. Ein weiterer,
wichtiger Indikator ist, ob die Agenturleitung dennoch der politischen Exekutive berich-
ten muss, oder ob in den ordnungsrechtlichen Regulierungsgesetzen die Kompetenzen ei-
ner eigenständigen Agenturleitung festgelegt sind und damit einen Kompetenzbereich ab-
stecken, der den zuständigen Minister ausschließt. Beispielhaft sei hier die Stellung der
Kartellbehörden in Ländern wie Dänemark und Deutschland angeführt, die in vielerlei
Hinsicht in die Verwaltungshierarchie integriert sind, bei denen aber ministerielle Wei-
sungen in Einzelfällen nicht erlaubt sind (Hüther u.a. 2009).

Bestehende empirische Studien sind alles andere als eindeutig. Es gibt einige Hinwei-
se auf eine Welt der Regulierungsverwaltung, die viel stärker politisch beeinflusst ist als
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angenommen. Politiker in Regierung und Parlament haben sich aus der Regulierung von
Wirtschaft und Gesellschaft nicht zurückgezogen und damit eine unpolitische Atmosphä-
re geschaffen (vgl. Lohmann 2006; Döhler 2007a;b). Drei Fakten sollen hier in Erinne-
rung gebracht werden, die die Gültigkeit eines allgemeinen Trends in Frage stellen. Ers-
tens sind die amerikanischen unabhängigen Regulierungskommissionen oft als ein Bei-
spiel dafür angeführt, wie stark die amerikanische Gesetzgebung lange Zeit anerkannt
hat, dass die Delegierung an unabhängige Regulierer die Glaubwürdigkeit steigert (Majo-
ne 1994). Es wird jedoch ignoriert, wie stark sowohl unabhängige Regulierungskommis-
sionen als auch andere nicht zur Exekutive zählende Agenturen politischen Belangen
unterworfen sind, was sich sogar in der Zusammensetzung der Kommissionen und deren
politischer Empfänglichkeit widerspiegelt (Cushman 1941; Weingast/Moran 1983; Sha-
piro 1997; Ingraham 2006). Zweitens sind die genaue Organisation und die gesetzlichen
Befugnisse dieser Büros und anderen Agenturen nur selten Gegenstand genauer Untersu-
chungen gewesen, auch wenn Großbritannien zu Recht seit den 1980er Jahren als Pionier
für marktöffnende Reformen angesehen wird, so auch die Reform, die zur Gründung spe-
zieller Regulierungsbüros führte.3 Drittens ist das Delegieren administrativer Gewalt an
Agenturen außerhalb des Ministeriums tief mit der institutionellen Tradition Kontinenta-
leuropas und in gewissem Ausmaß auch mit Großbritannien verwurzelt (Hood/Schuppert
1988). Derartiges Delegieren gründet sich seitdem auf eine Mischung aus dem Credible
Commitment-Prinzip (was durch die Tradition der schwedischen Agenturen belegt ist, die
bis in das 17. Jahrhundert zurückgeht) und den leistungsorientierten Versuchen Ministeri-
en von routinemäßigen Ausführungen zu befreien, und diese äußerst flexibel an Agentu-
ren zu delegieren. Somit können Sonderfälle durch den Minister und dessen Ministerium
beurteilt werden, wie die dänischen (Binderkrantz/Christensen 2009), deutschen (Brecht/
Glaser 1940, S. 10; Schuppert 1981; Döhler 2007a;b) und norwegischen (Lægreid/Ro-
ness/Rubecksen 2006) Agenturtraditionen des 19. und insbesondere des 20. Jahrhunderts
belegen.

Eine erste Bilanz

Die regulative Capture- und die Credible Commitment-Theorie liefern glaubhafte Belege
dafür, wie die Regulierungsverwaltung organisiert ist und wie deren Einbindung in das
politische oder wirtschaftliche Umfeld deren Betrieb beeinflussen könnte. Studien, die
deren theoretische Behauptungen genauer unter die Lupe nehmen, haben es kaum zu be-
deutender Beachtung gebracht. Ebenso haben es Befürworter der jeweiligen Theorien
versäumt, ihre Vorschläge kritischeren Tests mit Indikatoren zu unterwerfen, die Zweifel
an der Gültigkeit dieser Behauptungen hätten aufkommen lassen. Für die Public Interest-
Theorie scheinen die Dinge viel einfacher zu liegen, da ihre Behauptungen auf naiven
Annahmen beruhen. Dennoch betrachten einige jüngere Studien diese aus einer anderen
Perspektive (Croley 2008; Huber 2007). Im Gegensatz zu der ursprünglichen Theorie ha-
ben sie jedwede Bestrebungen aufgegeben, ein abstraktes Interesse am Gemeinwohl zu
definieren, das als Richtschnur oder ultimativer Standard für eine gute Regulierung die-
nen könnte. Ihr Ansatz sieht eher die Aufnahme von Indikatoren und Maßnahmen in ihre
empirische Analyse vor. Diese könnten Beweise dafür liefern, die die Gültigkeit der
Capture- und Credible Commitment-Theorie in ihren mutigeren Ansätzen in Frage stellen
könnte. Daher konzentrieren sie sich auf die Einbindung von Interessengruppen anstelle
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von betroffenen Unternehmen in regulative Entscheidungsprozesse, beispielsweise Um-
welt- oder Verbraucherschutzgruppen. Sie betrachten ebenso die Anwendung formeller
Verfahren, die den ordnungsgemäßen Verwaltungsprozess in der amerikanischen Regie-
rungsverwaltung regulieren. Diese Verfahren können Verzerrungen bei Agenturentschei-
dungen zugunsten des Regulierten begrenzen.

Dieser Ansatz lässt zwei Folgerungen zu. Eine bietet die breitere Basis für eine kriti-
sche Beurteilung der etablierten Theorie und der empirischen Forschung. Dies wird am
besten im Falle der Capture-Theorie sichtbar. In dem Maße, in dem andere Interessen als
diejenigen, die direkt private Unternehmen treffen, von Regulierungsbehörden gehört
werden und tatsächlich aktiv deren Entscheidungen beeinflussen, wird die Gültigkeit der
Theorie in Zweifel gezogen. Ein so wichtiger Beleg untergräbt jedoch auch die Behaup-
tungen der Credible Commitment-Theorie, die ja in erster Linie besagen, dass der Ge-
setzgeber die Regulierungsgewalt an Agenturen delegieren sollte, die ihre Entscheidun-
gen auf wissenschaftliche und fachliche Analysen stützen. Die andere Schlussfolgerung
ist, dass im Gegensatz zu der ursprünglichen, normativen Public Interest-Theorie der
neue Ansatz keine inhaltlichen Kriterien für die Umsetzung dieser Theorie formuliert.
Weder wirtschaftliche Leistungsfähigkeit noch Kriterien zu Umweltverträglichkeit, Nach-
haltigkeit oder Verteilungsgerechtigkeit werden berücksichtigt. Die Kriterien fördern eher
die Konzentration auf politische Beteiligung und Aktivitäten. Das ultimative Kriterium
für die Durchsetzung der Public Interest-Theorie wird daher sein, ob die Regulierungs-
verwaltung Entscheidungen trifft, die ein breites Spektrum an Insidern und Interessen-
gruppen einbeziehen, und ob sie an Verfahren festhält, die Offenheit und eine zweite
Überprüfung zulassen. Dies sind die politischen Kriterien, bei denen es nicht darum geht,
eine gerechte oder optimale Entscheidung zu finden, sondern politische Nachhaltigkeit
und Rechtmäßigkeit auch in der administrativen Entscheidungsfindung zu erhalten.

Diese jüngsten Arbeiten zur Regulierungsverwaltung haben eine Einschränkung. Es
ist schwierig, die dort gewonnenen Einblicke zu verallgemeinern, da sie auf wenigen
amerikanischen Fallstudien beruhen. In der Studie von Steven Croley (2008) sind es die
EPA, die FDA und der United States Forest Service, in Gregory Hubers Studie (2007) ist
es die OSHA. Diese Arbeiten liefern Anhaltspunkte, um deren Schlussfolgerungen zum
weiteren Vergleich heranziehen zu können. Im Raum steht insbesondere die Frage, ob
außer den Regulierten andere von einer Beteiligung ausgenommen werden (Capture-
Theorie) sowie die Frage, ob eine steigende Tendenz zum Delegieren an unabhängige
Regulierer zu verzeichnen ist, die in einem Abstand zur Regierungshierarchie stehen und
ohne Beteiligung betroffener Interessengruppen operieren (Credible Commitment-
Theorie). In beiden Fällen lässt die Behauptung der Theorien, dass es eine besondere Be-
deutung für ökonomische Regulierung gibt, Raum für Diskussionen.

Die europäische Erfahrung

In den parlamentarischen Demokratien Westeuropas finden sich drei Arten von zentralen
Regierungsorganisationen. Ministerien, die in Abteilungen unterteilt sind, sind von
Staatssekretären geleitet, die die Minister beraten. In dieser Eigenschaft erledigen sie po-
litische Aufgaben und setzen diese um. Je nach Land werden einige Aufgaben an Agentu-
ren und Kollegialorgane delegiert. Eine Agentur ist eine Behörde, die für die Umsetzung
von politischen Maßnahmen innerhalb eines mehr oder weniger engen Aufgabenspek-
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trums des Ministeriums verantwortlich ist. Sie hat eine eigenständige Leitung, eigenes
Personal und ein eigenes Budget. Sie kann mal mehr, mal weniger in das politische Ge-
schehen innerhalb ihres zugewiesenen Rahmens eingreifen. Allerdings ist es sehr stark
von dem jeweiligen Land abhängig, in welchem Maß sie eingesetzt werden. Bis zu der
Next Steps-Reform waren sie in Großbritannien praktisch unbekannt, während sie in Nord-
westeuropa seit langem ein wesentlicher Bestandteil sind. Kollegialorgane sind eine Einheit
der Zentralregierung, bei der eine Mischung aus Beratungs- und Entscheidungsverantwort-
lichkeit an ein Gremium delegiert wird, das mehrheitlich nicht aus Ministerialvertretern be-
steht. Auch hier variiert der Einsatz von Kollegialorganen, aber sie werden häufig in der re-
gulativen Politik zu Rate gezogen. Sie sind ein gesamteuropäisches Phänomen.

Diese grundlegenden Formen des administrativen Aufbaus beleuchten vor allem Pro-
bleme hinsichtlich der Capture- und Credible Commitment-Theorie. Zum einen stellt sich
die Frage, in welchem Ausmaß die Regulierungsagenturen in die Ministerialhierarchie
integriert sind. Wenn die Agentur dem Minister über die jeweilige Fachabteilung berich-
tet, dann zeugt dies von einem hohen Maß an Integration. Eine Schlussfolgerung ist, dass
der Minister (oder die Regierung) die Agenturleitung ernennt und entlässt, deren Budget
festlegt und über deren interne Organisation bestimmt. Eine weitere ist, dass der Minister
und sein Ministerium in administrative Entscheidungsprozesse eingreifen können. Der
Grad der Integration ist hingegen niedrig, wenn ein Verwaltungsrat eingesetzt wird, so
dass die Agenturleitung diesem anstelle des Ministers über die Fachabteilung berichtet
und der Verwaltungsrat die exekutiven Aufgaben des Fachministers/Abteilungsleiters
unternimmt. Tabelle 3 zeigt die abweichende Praxis in den vier Ländern. In Dänemark
und Norwegen ist die Agentur in der Regel in die Ministerialhierarchie eingebunden. Be-
stehende Unterschiede zwischen Agenturen, die für die ökonomische oder soziale Regu-
lierung verantwortlich sind, haben sich verflacht. In den Niederlanden und Schweden ist
hier die Integration sehr viel geringer. In Schweden besteht eine jahrhundertealte Verfas-
sungsordnung, die den Agenturen Eigenständigkeit einräumte, um die Interessen des
Adels vor Enteignungen seitens des Königs zu schützen. In den Niederlanden ist diese
ebenso stark in der dortigen Konkordanzregierung vertreten. In keinem der Länder hat je-
doch der Grad der Integration abgenommen und der Unterschied zwischen Agenturen mit
ökonomischer und denen mit sozialer Regulierung ist nicht mehr existent.

Zum anderen stellt sich die Frage, wie die Kollegialorgane organisiert sind. Allen vier
Ländern ist sowohl aus historischer als auch aus heutiger Sicht gemeinsam, dass die Ent-
scheidungsgewalt an diese delegiert wird. Sie erlauben somit den Gesetzgebern, die exe-
kutive Hierarchie auf eine Weise einzuschränken, die nicht so verschwommen ist wie das
Delegieren an Agenturen. Tabelle 3 liefert nochmals wichtige Informationen. Die Abwei-
chungen bei den Ländern sind frappierend. Wieder ähneln sich Dänemark und Norwegen
in der starken Einbindung von Interessenverbänden und der nur geringen und abnehmen-
den Beteiligung von Ausschussmitgliedern, die von den Parteien berufen werden. Die
Niederlande haben die Interessenvertretung bei der ökonomischen Regulierung reduziert,
aber bei der sozialen Regulierung verstärkt. Eine ähnliche Entwicklung hat in Norwegen
stattgefunden, während in Schweden alles im stabilen und moderaten Rahmen geblieben
ist. Allerdings haben in Schweden die parlamentarischen Parteien zu einem Großteil die
Ausschussmitglieder ernannt. Diese Praxis ist im Bereich der sozialen Regulierung sogar
verstärkt worden. Es gibt wiederum keinen klaren Unterschied zwischen ökonomischer
und sozialer Regulierung. Ferner ist es offensichtlich, dass die Ausschussmitglieder ins-
besondere in den skandinavischen Ländern, häufig Richter als Vorsitzende haben.
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Tabelle 3: Grundlegende Struktur der Regulierungsverwaltungen in vier europäischen
Ländern 1980-2000 (in Prozent; N in Klammern)

Dänemark Niederlande Norwegen Schweden

1980 Veränd.¹
1980-2000

1980 Veränd.¹
1980-2000

1980 Veränd.¹
1980-2000

1980 Veränd.¹
1980-2000

Öko.
Reg.

Soz.
Reg.

Öko.
Reg.

Soz.
Reg.

Öko.
Reg.

Soz.
Reg.

Öko.
Reg.

Soz.
Reg.

Öko.
Reg.

Soz.
Reg.

Öko.
Reg.

Soz.
Reg.

Öko.
Reg.

Soz.
Reg.

Öko.
Reg.

Soz.
Reg.

Agenturlei-
tung berich-
tet Minis-
terialab-
teilung

88
(33)

94
(17)

+1
(18)

-1
(13)

19
(72)

85
(26)

-11
(63)

-57
(39)

42
(24)

59
(17)

+26
(24)

+9
(13)

15²
(27)

9²
(11)

-1
(28)

+18
(22)

Vertretung in Regulierungsausschüssen

Interessen
verbände

82 85 -6 +6 56 35 -12 +25 50 82 -12 +13 26 58 +1 -5

Parlamen-
tarische
Beauftragte

9 7 -6 -2 0 0 0 0 14 6 -14 -6 19 13 -6 +20

Richter 33 44 -6 +4 11 6 0 +14 25 35 +6 +5 30 33 +50 0
N 55 27 62 44 18 17 9 5 28 17 16 20 27 40 15 15

Anm.: Die Daten wurden gemeinsam mit Kutsal Yesilkagit zusammengestellt, vgl. Christensen/Yesilkagit
(2006) und Yesilkagit/Christensen (2010).
1 Veränderung in Prozent. 2 Agenturleitung berichtet der Regierung, da in Schweden Fachminister keine di-
rekten exekutiven Aufgaben haben.

Sicherlich lässt dies keinen definitiven Schluss über die relative Stärke der Capture- ge-
genüber der Credible Commitment-Theorie zu. Dennoch zeigt selbst diese einfache Ana-
lyse keine Anzeichen einer Verschiebung von einer Vorherrschaft der politischen Exeku-
tive hin zu einer Entpolitisierung. Ebenso ist kein Unterschied bei der administrativen
Organisation der ökonomischen oder sozialen Regulierung feststellbar. Allenfalls zeich-
net sich über die Jahre eine allmähliche Anpassung der sozialen Regulierung an die Mus-
ter an, die die ökonomische Regulierung ausmachen. Dies ist ein relativ neues Phänomen.
Und letztendlich stellt die starke Präsenz von Interessenverbänden die zentralen Elemente
der Credible Commitment-Theorie in Frage. Dies wird darüber hinaus durch die Beru-
fung der Ausschussmitglieder durch das schwedische Parlament deutlich.

Es gibt also keine bedingungslose Unterstützung für die regulative Capture-Theorie, al-
lerdings kann sie auch nicht verworfen werden. Zumindest in diesen Ländern gibt es einen
eindeutigen Beweis dafür, dass organisierte Interessengruppen stark an der Regulierungsver-
waltung beteiligt sind. Aber es gibt kein universelles Muster. Es gibt keine Daten, womit man
diese übersichtliche Analyse auf andere europäische Länder erweitern kann. Jedoch gibt es
eine verstärkte Annahme für ein ähnliches Muster in der Entwicklung der deutschen Ver-
waltung seit 1980 (Schuppert 1981 im Vergleich mit Döhler 2001, 2007a und 2007b sowie
Töller 2008). Es ist jedoch zu betonen, dass in keinem dieser Länder eine ausgeprägte Prinzi-
pientreue gilt. Die „Anything-Goes“-Hypothese (Döhler 2007a, S. 18-22) kann nicht nur für
die Bundesverwaltung, sondern auch für diese Länder in Anspruch genommen werden.

Das Heranziehen von Daten aus vergleichsweise ähnlichen parlamentarischen Demo-
kratien in Nordwesteuropa wirft natürlich die Frage auf, ob diese Erkenntnisse sich auf
andere europäische Länder übertragen lassen. Aufgrund fehlender Studien mit vergleich-
baren Daten kann diese Frage nicht klar beantwortet werden. Doch andere Studien zei-
gen, dass dort seit längerem unterschiedliche nationale Modelle bestehen. Sie zeigen auch
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die institutionelle Verwicklung von Interessenverbänden selbst in der heutigen regulati-
ven Politik und Regulierungsverwaltung. Eine weiterführende Verallgemeinerung ist
nicht zulässig, da sie auf einer Reihe vergleichender Fallstudien basiert (vgl. z.B. Black/
Lodge/Thatcher 2005; Coen/Héritier 2005; Pedersen 2006; Thatcher 2007; Busch 2009).

Ist die Public Interest-Theorie rehabilitiert?

Die Argumentation führt bis jetzt zu einer beträchtlichen Skepsis hinsichtlich der Gültig-
keit der Credible Commitment-Theorie und zu Bedenken gegenüber der vollständigen
Gültigkeit der Capture-Theorie. Dies führt zurück zur klassischen Public Interest-Theorie.
Sie ist verworfen als eine Manifestation eines normativen Ideals, obwohl das Grundprin-
zip der Credible Commitment-Theorie ihr klar zu Dank verpflichtet ist. Das Hauptprob-
lem ist die Operationalisierung des Gemeinwohls. Dies ist ein Problem, wenn es bei-
spielsweise sowohl unter dem Aspekt wirtschaftlicher Leistungsfähigkeit, umweltpoliti-
scher Nachhaltigkeit als auch der Verteilungsgerechtigkeit erfasst wird. Aus der Perspek-
tive der Politikwissenschaft ist eine weitere Option im Bereich der Prozesse und Verfah-
ren denkbar (Croley 2008; Huber 2007). Dann konzentriert man sich auf die Vielfalt der
Interessengruppen, die in die Entscheidungen involviert sind, die Verfahren, die zur Ent-
scheidungsfindung eingesetzt werden, und auf die Offenheit, womit Entscheidungen ge-
troffen werden.

Die Analysen zeigen, dass die Public Interest-Theorie, die eher als Verfahren denn als
etwas wirklich Greifbares wahrgenommen wird, nicht so schlecht abschneidet. Ein Hin-
weis dafür ist die weite und im Laufe der Zeit immer stärker werdende Einbindung orga-
nisierter Interessenverbände; ein weiterer der in einigen Ländern recht häufige Einsatz
von Richtern als Obmänner oder als Verfahrenswächter (vgl. Tabelle 3). Ein anderer
Hinweis ist die mutmaßliche Stärkung von Verfahren, die Informationen von betroffenen
Interessengruppen, Zugang zu Informationen sowie offizielle Beschwerdeverfahren for-
dern. Dieser verfahrensbasierte Ansatz ist das Herzstück der empirischen Politikwissen-
schaft. In erster Linie ist er eine Erweiterung der von McCubbins, Noll und Weingast
(1987) angeführten Argumentation, wonach die Verwaltungsverfahren eine flexible und
effektive Strategie für Entscheidungsträger darstellen, die Ex-ante-Kontrollen bei der Po-
litikdurchführung installieren wollen. Zudem finden langfristige Veränderungen statt, die
die Regulierungsverwaltung der effektiven Betrachtung anderen als der betroffenen
Gruppen zugänglich macht. Sie zeigen die Empfänglichkeit der gewählten Politiker für
Veränderungen im Meinungs- und Stimmungsbild der Wirtschaft und des Wählervolkes
(Peltzman 1998). Die oben angeführten Zahlen belegen ebenso das Ausmaß, mit dem
Entscheidungsträger die ordnungspolitische Governance so verändern, dass sie ein breites
Spektrum an Interessenvertretern einschließen kann. Schließlich wiederholt sich damit
die klassische Verwaltungslehre, die die relative Überlegenheit der prozeduralen Ratio-
nalität gegenüber einer materiellen Optimalität befürwortet. Für Herbert Simon war dies
eine Sache praktischen Denkens, angesichts des engen kognitiven Rahmens der Entschei-
dungsträger (Simon 1955). Für Max Weber war es eher eine Frage der Moral, angesichts
der Manipulierbarkeit allgemeiner Standards für angemessene Vorschriften (Weber 1919,
S. 549-553). Die heutige Forschung innerhalb der Governance-Tradition hat diese Denk-
weise weiterentwickelt. Regeln, die Verhandlungssysteme zusammenfügen, können ver-
antwortungsethisches Handeln fördern, denn „[s]ie definieren nicht, was das Gemeinwohl



182 Jørgen Grønnegaard Christensen

ist oder was getan werden sollte. Sie sind dazu da anzuleiten, wie die Akteure entscheiden
sollten etwas zu tun, nämlich unter Respektierung der Interessen der anderen“ (Braun
2000, S. 136).

Von Struktur zum Verhalten

Die konkurrierenden Theorien beruhen ausschließlich auf strukturellen und organisatori-
schen Merkmalen, weil davon ausgegangen wird, dass die äußere Struktur das Verhalten
bestimmt. Folglich leidet die empirische Forschung ebenfalls unter diesen Beschränkun-
gen. Es ist also möglich, dass formal unabhängige Behörden politischen Interventionen
unterliegen und dafür empfänglich sind, wenn es um die Durchführung regulativer Politik
geht. Ebenso können Behörden, die formal in die exekutive Hierarchie eingebunden sind,
über eine beträchtliche De facto-Autonomie verfügen.

Studien, die sich mit diesen Problemen beschäftigen, zeigen, dass die folgenden Ab-
weichungen von offiziellen Vorschriften bestehen. Es ist zum einen bekannt, dass die
schwedischen Agenturen, die verfassungsrechtlich von den Ministerien getrennt sind, eng
mit den Fachministern zusammenarbeiten (Jacobsson 1984). Durch eine Kombination aus
politisch gewollten Ernennungen und dem Einsetzen von Ausschussmitgliedern, in dem
die Parteien vertreten sind, verbindet die offizielle Agenturstruktur immer stärker die un-
abhängigen Agenturen mit der Regierung und der parlamentarischen Delegierungskette
(Christensen/Yesilkagit 2006). Eine ähnliche Beobachtung trifft auf das Komitee für mo-
netäre Politik der Bank of England zu (Hix/Høyland/Vivyan, im Erscheinen). Zum ande-
ren zeigen zwei vergleichende Studien, dass formal unabhängige Agenturen sowohl als
Entscheidungsträger in den Ministerien involviert sind als auch politischen Interventio-
nen unterliegen (Maggetti 2007; 2009). Zu dieser Schlussfolgerung sind Studien über die
Finanzaufsicht auch gekommen (Barth 2003; Busch 2009). Eine deutsche Analyse bestä-
tigt wie formaler und organisatorischer Abstand zum Minister die Antizipation von politi-
schen Ansichten innerhalb der Beamtenschaft reduziert; die Analyse zeigt aber zugleich,
dass politische Salienz diese funktionale Politisierung einer Behörde steigert (Ebinger/
Schmitt 2010). Ferner hat eine vergleichende Studie der nationalen Finanzregulierungen
die Wichtigkeit bürokratischer Qualität für die Entwicklung der Finanzmärkte erwiesen
(Nee/Opper 2009). Zu guter Letzt hat Gregory Huber eindrucksvoll argumentiert, dass
amerikanische Beamte – egal ob politisch ernannte Mitarbeiter oder Karrierebeamten –
häufig relativ unabhängig von ihren politischen Vorgesetzten die regulative Politik ver-
walten (Huber 2007). Hier ergeben sich Parallelen zu Buschs Beobachtung, dass die Fi-
nanzaufsicht eine erhebliche De-facto-Autonomie aufweist, solange ein Thema von ge-
ringer politischer Salienz ist, und dass eine derartige Autonomie neben relativ engma-
schigen Branchennetzen existieren kann (Busch 2009, S. 214-223; vgl. auch Quaglia
2008). Eine so genannte „No-Surprises-Rule“ dürfte auch außerhalb Whitehall gelten
(Flinders 2008, S. 54 und 147-165). Dies ist zum Beispiel der Fall bei der Interaktion
zwischen deutschen Ministerien und nicht-ministeriellen Bundesbehörden, wo ein „Hin-
tertürchen“ für hierarchisches Eingreifen offen gehalten wird (Döhler 2007a, S. 38-39).
Wenn dem so ist, dann hat dies zwei Auswirkungen: Die eine ist, dass unabhängig von
der offiziellen Vereinbarung, die Fachminister und deren Abteilungen zu organisatori-
schen Fragen Stellung nehmen müssten, sei es, weil sie dafür politisch verantwortlich
gemacht werden können oder weil sie in einem bestimmten Fall der politischen Kritik zu-
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vorkommen möchten. Die andere Auswirkung ist, dass die politische Salienz eine wichti-
ge Variable sein könnte.

Regulierung im Interesse des Gemeinwohls

Dieser Artikel hat konkurrierende Theorien der staatlichen Regulierung als Ausgangs-
punkt genommen. Jede hat seine Zeit gehabt und jede hat Probleme aufgeworfen, die
noch immer im Mittelpunkt unseres Verständnisses von regulativer Politik und Regulie-
rungsverwaltung stehen. Der Vergleich zeigt, dass sie in hohem Maße mit demselben
Problem kämpfen, nämlich inwieweit die Regulierungsverwaltung die Interessen der Re-
gulierten übertreffen kann.

Niemand ist in der Lage, die klassische Public Interest-Theorie mit fundierten empiri-
schen Daten zu verteidigen. Zum einen bleibt das Public Interest-Modell als ein inhaltli-
cher Standard schwer erfassbar. Zum anderen haben derartige Konzeptualisierungen sich
intensiv mit der Tatsache auseinandergesetzt, dass die Politik in erster Linie damit be-
schäftigt ist, konkurrierende und widersprüchliche Behauptungen gegeneinander abzu-
wägen, und dass sich dieses Abwägen bis zur administrativen Umsetzung erstreckt.
Letztendlich bleibt die Anrufung des Gemeinwohls in den ordnungspolitischen Diskursen
ein Dauerthema und zwar unabhängig von der Kosten-Nutzen-Verteilung.

Beide Nachfolgemodelle haben klare empirische Ziele, und beide haben auf sehr
überzeugende Probleme hingewiesen. Die Capture-Theorie fragt: Kann ein reguliertes
Unternehmen die staatliche Regulierung effektiv als Rent Seeking- und Schutzstrategie
verwenden? In jüngster Zeit hat die Credible Commitment-Theorie die Frage aufgewor-
fen: Schafft die Zeitinkonsistenz ein Selbstverpflichtungsproblem für Entscheidungsträ-
ger und kann dieses Problem durch das glaubwürdige Delegieren der Entscheidungsge-
walt seitens der Entscheidungsträger an unabhängige Regulierer gelöst werden? Dieser
Artikel belegt, dass die Public Interest-Theorie innerhalb der Credible Commitment-
Theorie überlebt hat.

Die Capture-Theorie sowie die Credible Commitment-Theorie haben Probleme, wenn
deren Behauptungen mit empirischen Daten konfrontiert werden. Keine findet in ihren aus-
geprägten Formen viel Unterstützung. Dies gilt heute unumstritten für die Capture-Theorie.
Die Credible Commitment-Theorie ist noch immer auf ihrem Höhepunkt. Dennoch gibt es
gute Gründe, die Tagesordnung neu zu schreiben angesichts des Wissens, das sich in jahr-
zehntelanger Forschungsarbeit bei konkurrierenden Theorien angesammelt hat und sie mit
anderen politischen und administrativen Forschungen kombiniert. Dies muss sicherlich auch
eine dynamischere Forschungsarbeit involvieren, da sich hartnäckig der Verdacht hält, dass
alle zu einem früheren Zeitpunkt zutreffender waren als zu einem späteren.

Betrachten wir zuerst die regulative Capture-Theorie. Selbst wenn die Gefangennah-
me des Regulierers in der oben beschriebenen Form erfolgt, ist es sehr schwer schlüssig
zu beweisen, dass es eine starke, wenn auch wechselnde Verflechtung sowohl von regu-
lierten als auch anderen Interessengruppen in der Regulierungsverwaltung gibt. Die Frage
bleibt, ob das eine jüngere Entwicklung ist und, wenn ja, wie sie entstanden ist. Durch die
Einbindung regulierter Interessengruppen in administrative Entscheidungen gibt es auch
Möglichkeiten zur Korrektur der repräsentativen Demokratie, die eine variable Intensität
oder Betroffenheit der Interessengruppen berücksichtigt (Lewin 1992; vgl. Bell/Hindmoor
2009, S.162-185).
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Als Nächstes macht die Credible Commitment-Theorie vollkommen korrekt auf ein
Problem aufmerksam, dem Gesetzgeber und die politische Exekutive ausgesetzt sind.
Dies ist nicht nur das Ergebnis eines kurzfristigen Opportunismus, sondern spiegelt die
Tatsache wider, dass es ihre Aufgabe ist, ein breites Spektrum an stark variierenden An-
liegen gegeneinander abzuwägen.

Dies führt uns wieder zurück zur Public Interest-Theorie, allerdings nun in einer be-
scheideneren und verfeinerten Form. Nun wird der Schwerpunkt auf Verfahren gelegt, die
die breite Einbindung sowohl regulierter als auch dritter Interessengruppen erleichtern.
Solche Verfahren legen Informationen über unterstützende Informationen und definitive
Entscheidungen offen, und sie bieten Möglichkeiten diese Entscheidungen letztendlich
vor Gericht zu bringen. Es gibt Anzeichen für eine Veränderung in dieser Richtung. Dies
impliziert, dass künftige Studien sich auf Faktoren wie eine sich verändernde politische
Salienz und Pfadabhängigkeiten konzentrieren sollten (Schuppert 1981; Döhler 2001,
2007a, 2007b; Christensen/Yesilkagit 2006; Ebinger/Schmitter 2010). Sie schließen we-
der Veränderungen noch Reformen aus, sondern bereiten sogar den Weg für Veränderun-
gen, die auf gleichartige Druckmittel reagieren, bei denen jedoch die Entscheidungsträger
andere Richtungen wählen, um lokalen Interessen entgegenzukommen (Levi-Faur 1999;
Jordana/Levi-Faur/Puig 2006; Lütz 2006; Busch 2009). Ebenso mag es Gründe für die
Neudefinition der Credible Commitment-Theorie geben. Wie bereits angeführt, wird sie
häufig als technokratisch wahrgenommen, da der ideale Regulierer ein Ökonom ist. Der
alternative Ansatz ist die Neuerfindung des klassischen Beamten (Derlien 1988; Miller
2000; Frey/Osterloh 2005; Ingraham 2006; Nee/Opper 2009). Dieser Bürokrat kombi-
niert eine entsprechende Ausbildung mit einer klaren Vorstellung seiner Rolle als neu-
traler Übermittler eines Amtes, das politischer Führung und Kontrolle ausgesetzt ist, aber
durch eine Mischung aus juristischen und ordnungspolitischen Verfahren eingeschränkt
ist.

Anmerkungen

* Ich bin sehr dankbar für Kommentare von Bernhard Blanke und Viola Burau sowie meinen Kollegen.
Martina Hesse-Hujber hat einen grossen Einsatz bei der deutschen Fassung geleistet.

1 Zitat aus einem Interview auf C-SPAN während der Präsidentschaftskampagne 1996 (ohne Beleg)
2 Repräsentative Studien sind die von Christensen/Lægreid (2006); Gilardi (2008); Jordana/Levin-Faur

(2004); Levi-Faur/Jordana (2005); Thatcher/Stone Sweet (2002).
3 Vgl. beispielsweise James (2003) mit Hogwood/Judge/McVicar (2001), Spiller/Vogelsang (1996) und

Flinders (2008)
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Die Privatisierung des Maßregelvollzugs
Die deutschen Bundesländer im Vergleich

Zusammenfassung
Während der Strafvollzug in Gefängnissen in
Deutschland nach wie vor als nicht privatisierbarer
Kernbereich staatlicher Aufgaben gilt, wurde der
damit eng verwandte psychiatrische Maßregelvoll-
zug (MRV), also die Unterbringung schuldunfähiger
oder gemindert schuldfähiger Straftäter in psychia-
trischen Kliniken zur „Besserung und Sicherung“, in
den letzten 10 Jahren in Deutschland in 6 von 16
Bundesländern funktional privatisiert, d.h. in die
Hände privater Betreiber übergeben, und in weiteren
3 formell privatisiert, ohne dass dies von einer brei-
teren Öffentlichkeit bemerkt worden wäre. Der Bei-
trag beschreibt zunächst diese heikle Staatsaufgabe,
gibt dann einen Überblick über die bislang erfolgte
Privatisierung und skizziert schließlich weitere poli-
tikwissenschaftliche Forschungsperspektiven, die
sich zum einen mit den Ursachen für die Privatisie-
rung (und für die erheblichen Unterschiede zwischen
den Bundesländern in der Privatisierungspolitik) und
zum anderen mit den Folgen der Privatisierung be-
fassen.

Schlagworte: Maßregelvollzug, schuldunfähige
Straftäter, Privatisierung, Politikfeldanalyse

Abstract
Privatization of Hospital Order Treatment
Comparing the German Länder
Whereas in Germany the regular enforcement of
prison sentences is considered a public task that
cannot be privatized, a closely related field has been
privatized functionally in 6 out of 16 Länder (and
formally in 3) over the last 10 years without the
public noticing: the treatment of criminally incapa-
ble offenders in forensic psychiatric hospitals in or-
der to “secure and improve” them (“Massregel-
vollzug”/hospital order treatment). The article first
outlines this delicate public task, then gives an over-
view of the state of privatization developments and
finally turns to those research questions which from
a political science perspective require to be answer-
ed: What are the reasons for privatization (and for
differences between the Länder in privatization poli-
cies) and what are its consequences?

Key words: Hospital order treatment, criminally in-
capable offenders, privatization, policy analysis

1. Maßregelvollzug: der tote Winkel der Privatisierungsforschung1

Die Privatisierung von Staatsaufgaben hat in den vergangenen 20 Jahren auch in
Deutschland das alltägliche und das politische Leben verändert. Während die Versorgung
der Bevölkerung mit vielen Dienstleistungen heute in großem Maßstab durch Private oder
unter Beteiligung von Privaten erfolgt (Killian et al. 2006; Sack 2006; Schneider/Ten-
bücken 2004), gelten jedenfalls in Deutschland (anders als z.B. in den USA oder Groß-
britannien) Tätigkeiten, in denen sich das Gewaltmonopol des Staates materialisiert, wie
etwa der Strafvollzug in Gefängnissen, immer noch weitgehend als nicht privatisierbare
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Kernbereiche staatlicher Aufgaben (Kammeier 2004: 74; Burgi 2008: 65; Dessecker 2008:
18ff.; Pollähne 2008: 153).

Umso erstaunlicher erscheint es, dass ein mit dem Strafvollzug eng verwandter Be-
reich, der psychiatrische Maßregelvollzug (MRV)2, also die Unterbringung von heute
knapp 10.000 schuldunfähigen oder gemindert schuldfähigen Straftätern in psychiatri-
schen Kliniken zur „Besserung und Sicherung“ auf der Basis von § 63 (Unterbringung in
einem psychiatrischen Krankenhaus) und § 64 (Unterbringung in einer Entziehungsan-
stalt) StGB (Stolpmann 2010; Kammeier 2010), in den letzten 10 Jahren in der Mehrzahl
der Bundesländer privatisiert worden ist. Ebenso überraschend ist, dass dieser „Privatisie-
rungstrend“ (Pollähne 2008: 140) von einer politischen Öffentlichkeit verspätet (Kam-
meier 2004: 62) wahrgenommen worden ist, und das, obwohl das Thema „Maßregelvoll-
zug“ seit Mitte der 1990er Jahre durch Fälle, in denen schuldunfähige Straftäter Gewalt-
taten an Kindern verübten, zunehmend zum Gegenstand öffentlicher Diskussionen ge-
worden ist und 1998 gesetzliche Verschärfungen beschlossen worden sind (s.u.).

Eine verstärkte rechtspolitische Debatte zur Privatisierung ist seit 2005 in Gang ge-
kommen, als sich das Landgericht Flensburg weigerte, eine private MRV-Klinik ins Han-
delsregister einzutragen (Pollähne 2008:140; s.u.). Zu einer intensiveren politischen Dis-
kussion in einigen Ländern kam es insbesondere seit dem Urteil des Niedersächsischen
Staatsgerichtshofs vom Dezember 2008, das die zuvor in Niedersachsen zwischen 2005
und 2007 geführte politische Diskussion auch in andere Länder, z.B. Hamburg (Koaliti-
onsvertrag 2008; Drucksachen 19/1759, 19/3569, 19/2773, 19/5527 und 19/7411) und
Brandenburg (Hauk 2009), „überspringen“ ließ. In diesem Zusammenhang ist in den ge-
rade genannten Ländern eine jedenfalls vorsichtige Einhegung des Privatisierungstrends
zu erkennen. In Hamburg legte der Senat im September 2010 einen Gesetzentwurf vor,
demzufolge die staatlichen Kontrollmöglichkeiten über den privat durchgeführten Maß-
regelvollzug gestärkt werden sollen (Drs. 19/7411).

Die bislang vorliegende wissenschaftliche Diskussion ist auf juristische und forensi-
sche Beiträge beschränkt, wovon die meisten die Frage der Privatisierung allenfalls am
Rande betrachten (z.B. Köhler/Kallert 2009; Schaumburg 2010; Schalast et al. 2009;
Stolpmann 2010) oder v.a. der Frage der Verfassungsmäßigkeit einer Privatisierung nach-
gehen (etwa Broß 2007; Grünebaum 2006; Scherer 2007; Willenbruch/Bischoff 2006).
Empirische Untersuchungen sind reine Bestandsaufnahmen und entweder veraltet (Bron
2004) oder sie beschränken sich auf Teilaspekte der Privatisierung (Strohm 2008; Scherer
2007; Pollähne 2008). Systematische empirische Untersuchungen, die die bislang er-
folgte Privatisierung des MRV in die gängigen Privatisierungstypologien einordnen und
Ausmaß, Ursachen und Folgen der Privatisierung untersuchen, liegen bislang nicht vor.
Die politik- und verwaltungswissenschaftliche Privatisierungsforschung hat sich mit der
Privatisierung des Maßregelvollzugs noch nicht befasst.

Der vorliegende Beitrag erläutert zunächst die Natur dieser heiklen Staatsaufgabe und
die mit ihr verbundenen Wandlungsprozesse der vergangenen ca. 15 Jahre (2.). In einem
weiteren Schritt wird im Bundesländervergleich die bislang erfolgte Privatisierung dieser
Staatsaufgabe aufgezeichnet, die insbesondere durch erhebliche Varianz zwischen den
Bundesländern gekennzeichnet ist (3.). Schließlich werden die Forschungsfragen skiz-
ziert, die sich aus einer politikwissenschaftlichen Perspektive auf das Thema ergeben (4.).
Diese Fragen zielen zum einen auf die Erklärung der Varianz zwischen den Bundes-
ländern ab und zum anderen auf die Ermittlung der Folgen der Privatisierung auf die Auf-
gabenerfüllung. Der Beitrag schließt mit einem Resümee (5.).
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In der Beantwortung der gerade umrissenen Fragen liegt das spezifische wissen-
schaftliche Leistungspotential einer vergleichenden politikfeldanalytischen Herangehens-
weise3, auch wenn der vorliegende Beitrag hierzu nur eine erste Skizze liefern kann. Zu-
gleich versteht sich der Aufsatz auch als Beitrag zu einer nachholenden politischen Dis-
kussion über die Privatisierung des Maßregelvollzugs. Denn während die rechtswissen-
schaftliche Diskussion mit wenigen Ausnahmen (Kammeier 2010: Rn. A 76) versucht,
die Frage der Richtigkeit der Privatisierung dieser Staatsaufgabe in Kategorien der Ver-
fassungsmäßigkeit (Funktionsvorbehalt und Demokratieprinzip) zu entscheiden und eine
Klärung letztlich durch Gerichtsurteile erwartet, erscheint (nicht nur) aus einer politik-
wissenschaftlichen Sicht jede Privatisierungsentscheidung als eine genuin politische Ent-
scheidung (so auch Dessecker 2008: 25; Burgi 2008: 56; Kammeier 2010: Rn. A 67), die
eine öffentliche Diskussion erfordert.

2.  Inhalt und Entwicklung einer heiklen Staatsaufgabe

Bundesrechtliche Vorgaben für die Vollstreckung des MRV finden sich im Strafgesetz-
buch (§§ 63 und 64 sowie 67d StGB) und im Strafvollzugsgesetz (§§ 136 und 137). Seit
der Föderalismusreform von 2006 liegt die Zuständigkeit für die Regelung des Vollzugs
der Maßregeln alleine bei den Ländern, auch zuvor hatte der Bund von seiner Kompetenz
in der konkurrierenden Gesetzgebung keinen Gebrauch gemacht (Pollähne 2000: 65f.;
Kammeier 2007: 77ff., 2010: Rn. A 53f.; Köhler/Kallert 2009: 58). Traditionell erfolgt
der Maßregelvollzug überwiegend in psychiatrischen Landeskliniken (Dessecker 2008:
23).

2.1 Idee und Recht des Maßregelvollzugs

Eine Maßregel ist – wie eine Strafe auch – die Rechtsfolge einer Straftat (vgl. Bron 2004:
4). Eine Strafe setzt allerdings „die Vorwerfbarkeit des geahndeten Verhaltens“ (Grüne-
baum/Volckart 2009: 1), also Schuld, voraus. Schuld bedingt eine Zuschreibung von per-
sonaler Verantwortung (Grünebaum/Volckart 2009: 1). Bei krankhaften und anderen
schweren seelischen Störungen, tiefgreifenden Bewusstseinsstörungen und Schwachsinn
kann aber eine Schuldfähigkeit des Täters ausgeschlossen sein (Grünebaum/Volckart
2009: 1; Kammeier 2010: Rn. A 40; Schuldunfähigkeitsbestimmungen nach § 20 StGB).
Eine Bestrafung ohne Schuld ist jedoch nicht mit dem Grundrecht der Menschenwürde
vereinbar. Hier greift der Maßregelvollzug als Sanktion, wobei es neben freiheitsentzie-
henden auch nicht freiheitsentziehende Maßregeln (z.B. Entzug der Fahrerlaubnis) gibt
(§§ 61 bis 72 StGB, Schaumburg 2010: 9). Die Rechtsgrundlage für den freiheitsentzie-
henden Maßregelvollzug sind die §§ 63 und 64 StGB (zur Entstehung siehe Kammeier
2010: Rn A 29ff).

Der Maßregelvollzug verfolgt ein „Doppelmandat“ (Stolpmann2010: 30), wie an den
Worten Besserung und Sicherung deutlich wird: die Unterbringung in Maßregelvollzugs-
einrichtungen erfolgt nicht nur, um die Allgemeinheit vor gefährlichen Tätern zu schüt-
zen (Sicherung), sondern auch, um die Gefährlichkeit zu senken bzw. zu beseitigen (Bes-
serung). Damit wird letztlich eine Entlassung des Täters angestrebt (vgl. Stolpmann 2010:
30f.). Aus diesem Doppelmandat lässt sich ebenfalls ableiten, dass der Maßregelvollzug
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zwar eine juristisch angeordnete Zwangsmaßnahme ist, aber in einem psychiatrischen
Krankenhaus unter ärztlicher Leitung vollzogen wird (vgl. Stolpmann 2010: 29). Von der
allgemeinpsychiatrischen Behandlung unterscheidet sich der Maßregelvollzug insbeson-
dere durch das Kriterium der (krankheitsbedingten) Gefährlichkeit. Der Maßregelvollzug
nach § 63 StGB ist unbefristet, da eine Entlassung erst bei einer entsprechenden Prognose
über die Gefährlichkeit erfolgen kann und einige Patienten damit lebenslänglich in einer
Maßregelvollzugseinrichtung untergebracht werden müssen (Willenbruch/ Bischoff 2006:
1776). Die Unterbringung nach § 64 StGB ist hingegen auf höchstens zwei Jahre be-
grenzt (vgl. Schaumburg 2010: 10).

In den letzten Jahren wurden zunehmend psychiatrische Behandlungskonzepte für
den Maßregelvollzug entwickelt, womit die Behandlung deutlich verbessert worden ist
(Strohm 2008: 175; Stolpmann 2010). Dies darf jedoch nicht darüber hinwegtäuschen,
dass der Maßregelvollzug für die ihm Unterworfenen massive (wenn auch rechtsstaatlich
abgesicherte) Grundrechtseingriffe mit sich bringt. Die dem Maßregelvollzug zugewiese-
nen Straftäter werden nicht nur eingesperrt, sie können in den meisten Ländern auch nicht
frei über Beginn und Beendigung ihrer Therapie entscheiden (Stolpmann 2010: 31;
Kammeier 2004: 73). Weitere Grundrechtseingriffe betreffen die Beschränkung des per-
sönlichen Besitzes, des Besuchsrechts, der Kommunikation und der Religionsausübung
(Scherer 2007: 622) sowie die Anwendung unmittelbaren Zwangs. Die Möglichkeit zu
diesen Eingriffen wiegt umso schwerer, als – anders als im Strafvollzug – die Dauer des
Grundrechtseingriffs für Untergebrachte nach § 63 StGB nicht begrenzt wird (Willen-
bruch/Bischoff 2006: 1776).

2.2 Entwicklung in den letzten 15 Jahren

Seit Mitte der 1990er Jahre ist in Deutschland die Anzahl der im Maßregelvollzug Unter-
gebrachten nach § 63 und § 64 (wie auch in anderen Ländern) kontinuierlich gestiegen.
Die Anzahl der nach § 63 Untergebrachten stieg – sowohl durch mehr Zuweisungen als
auch durch weniger Entlassungen – von 2724 im Jahr 1994 auf 6287 in 2008 (Kammeier
2010: 19; Traub/Weithmann 2008: 597). Die Anzahl der nach § 63 und § 64 Unterge-
brachten liegt derzeit bei knapp unter 10.000 Menschen bundesweit (Heinz 2011: 64).

Verschiedene Faktoren werden als Ursachen für diese Gesamtentwicklung diskutiert:
Eine Verschiebung von allgemeinpsychiatrischen Patienten in die forensische Psychiatrie
(Traub/Weithmann 2008), zunehmende Schwere der Störungen der Untergebrachten
(Stolpmann 2010: 30) sowie eine gesamtgesellschaftliche Entwicklung, die nur unzurei-
chend als eine „Verschärfung des Sicherheitsdiskurses“ beschrieben werden kann. Seit
den 1990er Jahren ist der Maßregelvollzug in Deutschland durch einige spektakuläre Fäl-
le, in denen schuldunfähige Straftäter insbesondere Gewalttaten an Kindern verübten,
zum Gegenstand öffentlicher Diskussionen geworden (Kammeier 2010: Rn. A 62). Dies
setzte einerseits politische Entscheidungsträger unter Handlungsdruck (berühmt wurde
hier Gerhard Schröders „Wegschließen für immer“, Bild am Sonntag 8.7.2001) und
brachte auch eine gesetzliche Verschärfung durch das Gesetz zur Bekämpfung von Se-
xualdelikten und anderen gefährlichen Straftaten vom 26.1.1998 (BGBl. I, 160) hervor,
durch das die Entlassung aus dem Maßregelvollzug erschwert wurde (§ 67d II StGB).

Allerdings ist es nicht ganz einfach, Aussagen darüber zu treffen, inwieweit Verände-
rungen in den Einweisungs- und Entlassungszahlen kausal auf die geänderte Gesetzesla-
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ge oder auf einen darüber hinausgehenden verschärften „Sicherheitsdiskurs“ (Kammeier
2010: 17; Schott 2007: 105f.; Freise/Jehle 2009: Rn. 5; Traub/Weithmann 2008: 594) zu-
rückzuführen sind. Die von allen Autoren vermutete restriktive Entlassungspraxis ent-
wickelte sich vor allem bis zur Gesetzesänderung von 1998 (s.o., Traub/Weithmann
2008: 584; Traub 2010), das verschärfte Gesetz hinkte also eher der Vollzugspraxis hin-
terher. Die zunehmende Einweisung in den MRV erfolgt bei unveränderten gesetzlichen
Schuldfähigkeits- und Einweisungsvoraussetzungen und erscheint daher ausschließlich
als Resultat eines neuen rechtspolitischen Klimas, in dem der Präventionsgedanke insge-
samt mehr Bedeutung erfährt, aber auch eine „neue Lust auf Strafe“ (Hassemer 2000)
zum Tragen kommt (Kammeier 2010: Rn. A 18). Dass in der Umsetzung der rechtlichen
Vorgaben insgesamt erheblicher Spielraum besteht, zeigt sich auch in den deutlichen
Unterschieden zwischen den Bundesländern trotz gleicher strafrechtlicher Grundlagen
(Traub/Weithmann 2008). Zur beschriebenen „Klimaveränderung“ gehört auch – dezen-
tral auf der lokalen Ebene – die Formierung von Bürgerprotest insbesondere gegen die
Einrichtung neuer und die Erweiterung bestehender MRV-Einrichtungen (Strohm 2008:
175).

Betrachtet man die Folgen der gerade skizzierten Entwicklung, dann zeigt sich ers-
tens, dass die massiv zunehmenden Unterbringungszahlen steigende Belastungen für die
Länder mit sich bringen, die die Kosten des MRV zu tragen haben. Die Länder können
diese Entwicklung praktisch nicht steuern, da sowohl die Einweisung in den Maßregel-
vollzug als auch die Entlassung aus dem Maßregelvollzug durch Gerichte erfolgt
(Pollähne 2008: 143; Kammeier 2010: Rn. A 65). Dass die Kostenfrage zunehmend die
Diskussion beherrscht (Kammeier 2010: Rn. A 71), hat aber nur zum Teil mit dem An-
stieg der Kosten zu tun. Hinzu kommt, dass die Kostensteigerung in eine Situation der
staatlichen Austerität trifft, in der aus vielfältigen Gründen der Anteil der verfügbaren
Mittel immer weiter sinkt und Politiken zur Haushaltskonsolidierung die Agenda bestim-
men (Streek/ Mertens 2010).

Zweitens ergeben sich Probleme in der Arbeit der Kliniken, da die bestehenden Kli-
niken den zunehmenden Bedarf an MRV-Plätzen nicht decken können und die meisten
deutlich überbelegt sind (PWC 2005: 54; Strohm 2008: 182). Der Neubau von Kliniken
aber trifft nicht nur auf fiskalische Hindernisse, sondern auch auf die erwähnten lokalen
Proteste. Schließlich führt der erwähnte „Sicherheitsdiskurs“ zu einer verstärkten bauli-
chen Sicherung der Einrichtungen, was einerseits die Kosten des MRV zusätzlich in die
Höhe treibt (Schott 2007: 106; Strohm 2008: 175), andererseits die inhaltliche Schwer-
punktsetzung der Behandlung beeinflusst; Kritiker sprechen von „trügerische(r) Sicher-
heit durch kategorisches Wegsperren statt differenzierter Therapie“ (Schott 2007: 108;
Pollähne 2006, 2008).

3. Privatisierung des Maßregelvollzugs: der Befund

Im Folgenden werden nur die wichtigsten Eckpunkte der Privatisierung des MRV der
letzten 10 Jahre in chronologischer Reihenfolge skizziert und die Länder dann in eine
Privatisierungstypologie eingeordnet.
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3.1 Privatisierungsverlauf

Den Beginn der Privatisierung des MRV kann man auf das Jahr 2000 festlegen, als Sach-
sen-Anhalt die zwei MRV-Kliniken des Landes in private Rechtsformen umwandelte.
Diese blieben in Landeseignerschaft (Salus gGmbH), wobei die Betriebsführung durch
einen Managementvertrag von der Asklepios Kliniken GmbH übernommen wurde. 2002
verkaufte Thüringen (auf der Basis der bereits 1994 geschaffenen landesgesetzlichen
Grundlagen) seine drei MRV-Einrichtungen an private und frei-gemeinnützige Träger
(Rhönklinikum, Asklepios, Caritas/Diakonie; Pollähne 2008: 146). In Bremen wurde
2004 die MRV-Einrichtung in eine gGmbH umgewandelt. Auf der Basis des bereits 2000
geänderten Gesetzes verkaufte Mecklenburg-Vorpommern 2004 zwei von drei MRV-Kli-
niken (vgl. auch Pollähne 2008: 146). Schleswig-Holstein verkaufte zum 1. Januar 2005
seine zwei MRV-Klinken an private Betreiber (Damp-Gruppe, Ameos; vgl. Pollähne
2008: 146). Anfang 2005 lehnte es das Landgericht Flensburg ab, die Fachklinik Schles-
wig GmbH in das Handelsregister einzutragen, mit der pikanten Begründung, diese ver-
folge mit dem privatwirtschaftlichen Betrieb einer Maßregelvollzugseinrichtung einen
verfassungswidrigen Zweck (LG Flensburg 2005; Pollähne 2008: 141). Diese Entschei-
dung wurde im Oktober 2005 aber durch das Oberlandesgericht Schleswig „korrigiert“
(OLG Schleswig 2005). In Hamburg veräußerte der Senat 2005 im Zuge des Verkaufs
des Landesbetriebs Krankenhäuser (LBK) an Asklepios auch den Maßregelvollzug in
Ochsenzoll „mit“, obwohl die Justizbehörde Bedenken hatte. In Bayern entschied sich
2005 die Landesregierung aufgrund des Widerstands der Bezirke, die Träger des MRV
sind, nach einem Gutachten der Unternehmensberatung PriceWaterhouseCoopers im
Kern gegen die Privatisierung (PWC 2005), allerdings erhielten die Bezirke die Möglich-
keit, ihre MRV-Einrichtungen formell zu privatisieren. Inzwischen haben vier Bezirke ih-
re Bezirkskrankenhäuser in Kommunalunternehmen (i. e. AöR) und einer in eine GmbH
umgewandelt. In Brandenburg wurden die MRV-Einrichtungen 2006 verkauft (an Askle-
pios und eine kommunale GmbH; vgl. Pollähne 2008: 146). In Hessen wurden 2007 die
Maßregelvollzugseinrichtungen in eine gGmbH (Vitos) umgewandelt, die eine 100%ige
Tochter des Landeswohlfahrtsverbandes (Träger des MRV) ist.

Im Frühjahr 2007 verkaufte das Land Niedersachsen nach Änderung der gesetzlichen
Grundlagen 8 Landeskrankenhäuser für insgesamt 107 Mio. Euro an sieben verschiedene,
überwiegend privatwirtschaftlich organisierte Träger. Die ausschließlich mit dem Maßre-
gelvollzug betrauten LKH Moringen und Brauel sowie deren Abteilungen Bad Rehburg
und Göttingen blieben in der Trägerschaft des Landes, zudem gelten für die MRV-
Abteilungen in den privaten Kliniken Einschränkungen der privaten Trägerschaft (Wahr-
nehmung von 21 grundrechtseinschränkenden Aufgaben nur durch staatliches Personal,
staatliche Vollzugsleitung; vgl. Dessecker 2008: 23). Im Dezember 2008 entschied der
Niedersächsische Staatsgerichtshof, den die Fraktionen von SPD und Bündnis 90/Die
GRÜNEN im niedersächsischen Landtag im Oktober 2007 angerufen hatten, das Privati-
sierungsgesetz stelle eine Einschränkung des Demokratieprinzips dar, was zu einer Ände-
rung des MRV-Gesetzes im Juni 2010 führte: Nun dürfen grundrechtseinschränkende
Maßnahmen nur noch durch Beamte vollzogen werden, die Fachaufsicht erfolgt mit Wei-
sung (Niedersächsischer Staatsgerichtshof 2008). In das neue brandenburgische Psy-
chisch-Kranken-Gesetz von 2009 floss das Urteil des Niedersächsischen Staatsgerichts-
hofes bereits mit ein: ärztliche Leiter der Einrichtungen in Brandenburg müssen Beamte
sein. In Hamburg sah der Koalitionsvertrag zwischen CDU und GAL von 2008 die Prü-
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fung einer wieder stärker staatlichen Wahrnehmung des MRV vor. Im September 2010
legte der Hamburger Senat der Bürgerschaft einen entsprechenden Gesetzentwurf vor, der
als Maßnahmen zur Sicherung der demokratischen Legitimation der Beschäftigten, die
die hoheitliche Aufgaben wahrnehmen, drei Veränderungen vorsieht, die die staatliche
Steuerung und Kontrolle des privatisierten Maßregelvollzugs stärken sollen: erstens wird
durch eine sogenannte Bestellung erstmals ein Rechtsverhältnis zwischen Behörde und
den im MRV Beschäftigten hergestellt, innerhalb dessen die Behörde auch die persön-
liche und fachliche Eignung der Beschäftigten überprüfen kann (§ 4 Abs. 1.2); zweitens
wird damit die Rechts- und Fachaufsicht mit Weisungsbefugnis, die bisher nur gegenüber
dem Träger bestand, auf dessen Beschäftigte ausgedehnt (§ 4 Abs. 4); drittens wird die
Person, die gem. § 5 Abs. 1 über Widersprüche von untergebrachten Personen entschei-
det, nun von der zuständigen Behörde benannt4 (Drs. 19/7411).

3.2 Privatisierungstypen

Zwar dürfte der Befund der Privatisierung des Maßregelvollzugs nach diesem Überblick
unstrittig sein (z.B. PWC 2005: 86ff.; Pollähne 2008; Kammeier 2010: Rn. A 75ff.), aber
eine Strukturierung dieser empirischen Befunde mit Hilfe der gängigen Privatisierungsty-
pologien (z.B. Maurer 2009) erweist sich als schwierig, auch deshalb, weil es nicht nur
Varianz zwischen den, sondern auch innerhalb der Bundesländer gibt. Es gibt, wie bereits
deutlich geworden ist, in diesem Feld zwei Privatisierungsformen. Die erste Form ist
leicht dem Typus der formellen Privatisierung zuzuordnen: Krankenhäuser wandeln sich
in private Rechtsformen (meist gGmbH) um, verbleiben aber in öffentlichem Besitz, der
Maßregelvollzug bleibt in öffentlicher Hand.

Schwieriger zuzuordnen ist die zweite, häufigere Privatisierungsform. Hier werden
einerseits die Kliniken verkauft, was den Begriff der Vermögensprivatisierung nahelegt
(Maurer 2009: 7); das Land zieht sich aus der Zuständigkeit für die Betreibung der Klini-
ken zurück, was auf den ersten Blick den Begriff der materiellen Privatisierung zutref-
fend erscheinen lässt (so PWC 2005: 86). Andererseits gilt die eigentliche Aufgabe des
MRV als nicht privatisierbar, (Scherer 2007: 618; Pollähne 2008: 152), sondern nur de-
ren Durchführung, und zwar durch Beleihung (Pollähne 2008: 152). Das heißt, der Staat
bleibt in der „Erfüllungsverantwortung“, und auch verfassungsrechtliche Bindungen, z.B.
an die Grundrechte, bleiben bestehen (Burgi 2008: 59; Schmidt am Busch 2007). Das sys-
tematische Problem besteht darin, dass zwar einerseits in der (auch juristischen) Literatur
eindeutig von einer Privatisierung des Maßregelvollzugs (oder doch von einer „Priva-
tisierung im Maßregelvollzug“; Pollähne 2008: 151) die Rede ist, dass aber andererseits
streng rechtswissenschaftlich betrachtet eine Beleihung keine Privatisierung darstellt
(Maurer 2009: 7), weil hier gerade Private hoheitlich tätig werden.

Das Dilemma kann hier nicht systematisch aufgelöst werden, sondern nur pragmatisch,
indem der Begriff der funktionalen Privatisierung in dem Sinne verwendet wird, dass eine
Aufgabe beim Staat verbleibt, an ihrer Erfüllung aber Private beteiligt werden (Maurer
2009: 5). Allerdings sollten zwei Prämissen für die Verwendung dieses Begriffs deutlich
gemacht werden. Erstens handelt es sich bei dieser Art der Übertragung von Aufgaben mit
Grundrechtseingriffen durch Beleihung um eine deutlich weitergehende Art der funktio-
nalen Privatisierung als beispielsweise beim Outsourcen von Wäscherei oder Küche (z.B.
Schulten/Böhlke 2009: 102f.). Zweitens: Auch wenn die eigentliche Aufgabe des MRV
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nicht materiell privatisierbar ist, der Staat sich dieser Aufgabe also nicht entäußern kann,
werden mit dem Verkauf der Einrichtung, in der der MRV durchgeführt wird, Fakten ge-
schaffen, die nicht ohne Auswirkung auf die Art der Aufgabenwahrnehmung bleiben kön-
nen. Zumindest die Vorstellung einer nur bedingten und reversiblen Einbindung Privater er-
scheint jedenfalls fraglich. Unter diesen Prämissen wird hier mit einer Privatisierungs-
typologie gearbeitet, die eine nur formelle von einer funktionalen Privatisierung im Sinne
der Übernahme der Durchführung des MRV durch Private unterscheidet.

Allerdings sind sowohl hinsichtlich der Typologie (Idealtypen) als auch hinsichtlich ih-
rer Anwendung auf den Einzelfall (Realtypen) einige Differenzierungen erforderlich. Ers-
tens findet eine Übertragung des MRV nicht nur auf privatwirtschaftliche, sondern auch auf
frei-gemeinnützige (kirchliche und kommunale) Träger statt (Pollähne 2008: 147). Auch
dies ist zunächst einmal eine Art der Privatisierung. Ob diese Träger eher wie staatliche oder
wie privatwirtschaftliche Träger zu verstehen sind, hängt von der Fragestellung ab. Im Hin-
blick auf die Übertragung von staatlichen Aufgaben ist die Beleihung von gemeinnützigen
Trägern mit den Eingriffsbefugnissen des MRV ähnlich wie die von privatwirtschaftlichen
zu sehen: es sind nicht-staatliche Akteure, die hier zu Grundrechtseingriffen befugt sind und
zugleich die Sicherheit der Allgemeinheit schützen sollen. Im Hinblick auf die wirtschaftli-
che Orientierung sind die gemeinnützigen eher mit den staatlichen Trägern gleichzusetzen,
insofern ihr Organisationsziel nicht in der Erzielung von Gewinnen liegt.

Tabelle 1: Typen der Privatisierung des Maßregelvollzugs in den Bundesländern

Funktionale Privatisierer Formelle Privatisierer Nicht-Privatisierer

Länder, die die Einrichtungen verkauft
und die Aufgabe des MRV durch Be-
leihung einem oder mehreren priva-
ten Träger(n) übertragen haben.

Länder, die die MRV-Einrichtungen in
eine private Rechtsform (GmbH oder
gGmbH) umgewandelt haben, deren
Eigentümer jedoch vollständig das
Land bleibt.

Länder, die rechtlich keine Übertra-
gung auf Private vorsehen oder diese
jedenfalls nicht in relevantem Umfang
wahrgenommen haben.

– Thüringen (2002)
– Mecklenburg-Vorpommern (2004)
– Hamburg (2005)
– Schleswig-Holstein (2005)
– Brandenburg (2006)
– Niedersachsen (2007)

– Sachsen-Anhalt (gGmbH 2000)
– Bremen (gGmbH 2004)
– Hessen (gGmbH des LWV 2007)

– Bayern
– NRW
– Berlin
– Sachsen
– Baden-Württemberg
– Rheinland-Pfalz
– Saarland

Zweitens stimmt die in den Ländern vorfindbare Realität immer nur bedingt mit diesen
Idealtypen überein. Hier sind zwei Ebenen zu unterscheiden: zum einen die gesetzliche
Ebene, auf der eine Privatisierung des MRV durch Beleihung vorgesehen sein muss, zum
anderen die Ebene der konkreten Kliniken. Die rechtliche Möglichkeit, MRV-Einrichtun-
gen an nicht-staatliche Träger zu übertragen, besteht inzwischen in 15 von 16 Bundeslän-
dern (Volckart/Grünebaum 2009: 299; Baur 2010: Rn. C 61). Erst wenn eine oder mehre-
re Einrichtungen tatsächlich an einen privaten Betreiber verkauft werden und dieser Be-
treiber durch einen Beleihungsvertrag die Durchführung des MRV übertragen bekommen
hat, liegt eine funktionale Privatisierung im hier verstandenen Sinne vor. Die Gesetzes-
änderung ist somit eine notwendige, aber keine hinreichende Bedingung für eine Privati-
sierung. Es gibt Länder, die zwar gesetzlich eine Privatisierung vorsehen, diese aber nicht
oder nur in untypischen Ausnahmefällen tatsächlich realisiert haben (z.B. NRW und Bay-
ern5). Diese werden hier unter die Nicht-Privatisierer subsumiert. Ebenfalls in die Katego-
rie der Nicht-Privatisierer wird Berlin gefasst, weil hier der Maßregelvollzug als solcher
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bewusst in staatlicher Verantwortung bleibt, wenngleich in größerem Umfang periphere
Dienstleistungen ausgelagert wurden.

In Niedersachsen ist das Bild gemischt, aber der Umfang der Privatisierung (7 von 9
Einrichtungen privatisiert, davon 3 an gewerbliche und 4 an gemeinnützige Träger)
rechtfertigt es, das Land unter die funktionalen Privatisierer zu fassen, auch wenn hinzu-
kommt, dass die Aufgabenübertragung gerade im Bereich der Grundrechtseingriffe viel-
fältige Ausnahmen vorsieht.

Damit gehören Thüringen, Mecklenburg-Vorpommern, Hamburg, Schleswig-Hol-
stein, Brandenburg und Niedersachsen zu den funktionalen Privatisierern, Sachsen-An-
halt, Bremen und Hessen zu den formellen Privatisierern. Bayern, NRW, Berlin, Sach-
sen, Baden-Württemberg, Rheinland-Pfalz und das Saarland sind hingegen (bislang)
Nicht-Privatisierer (s. Tabelle 1).

Die bisherigen Erhebungen zur Trägerschaft der insgesamt bestehenden MRV-Klini-
ken sind unvollständig. Nach unserer Gesamterhebung befinden sich von 72 Maßregel-
vollzugseinrichtungen 53 (73,6 %) weiterhin in staatlicher Hand, 7 Einrichtungen sind in
den Händen gemeinnütziger Träger. 12 Einrichtungen (16,7 %) befinden sich in „echter“
privater Trägerschaft. Pollähne geht davon aus, dass sich knapp 30 % der Plätze bundes-
weit in privaten Einrichtungen befinden (Pollähne 2008: 147).

4. Politikwissenschaftliche Perspektiven

Auch wenn bereits die Erfassung von Privatisierungsmustern und damit die Identifikation
des Ausmaßes der Privatisierung (mithin die Erhebung der abhängigen Variable) einen
deutlichen Erkenntnisfortschritt darstellen kann, verfolgt die verwaltungswissenschaftliche
wie auch die politikfeldanalytische Privatisierungsforschung zwei wesentliche, darüber hin-
ausgehende Ziele: erstens geht es darum, die Ursachen der Privatisierung insgesamt und die
Gründe für die Varianz in der Privatisierung zu erklären (Boix 1997; Fink/ Schneider 2004;
Schneider/Tenbücken 2004; Zohlnhöfer/Obinger 2005): Warum haben 6 von 16 Bundeslän-
dern den MRV funktional und weitere 3 formell privatisiert, sieben aber nicht? Zweitens
geht es darum, die Auswirkungen der Privatisierung auf die Aufgabenerfüllung zu ermitteln
(z.B. Blum/Schubert 2009: 15; Kuhlmann 2009). Beides sind anspruchsvolle Anliegen, die
der systematischen Analyse vielfältiger Entwicklungen in den 16 Ländern bedürfen. An die-
ser Stelle können nur erste Überlegungen hierzu skizziert werden.

4.1 Ursachen der Privatisierung und der Varianz in der Privatisierung

Über die Gründe für die Privatisierung finden sich in der wissenschaftlichen Literatur über
den Maßregelvollzug allenfalls implizite, alltagstheoretisch inspirierte Annahmen. Demnach
wurde der MRV vor allem privatisiert, um leichteren Zugang zu Investitionskapital für den
Ausbau bestehender und die Errichtung neuer Einrichtungen zu erhalten. Auch wird die
Vermutung geäußert, die Privatisierung sei erfolgt, weil man von den Privaten eine ef-
fizientere und kostengünstigere Erledigung der Aufgabe erwarte (Bron 2004; PWC 2005: 8;
Willenbruch/Bischoff 2006; Schwerdtfeger 2008; Kammeier 2007: 87; Schott 2007; Strohm
2008; vgl. auch Salewski 2001; Mühlenkamp 2008; kritisch: Pollähne 2008: 149f.; Kam-
meier 2010: Rn. A 77ff.). Mit der geringfügig anders gelagerten Frage, warum 6 von 16
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Bundesländern den MRV funktional privatisiert haben, 3 „nur“ formell und immerhin 7
nichts dergleichen unternommen haben, befassen sich selbst diejenigen Beiträge nicht, die
sich ausgiebig den Unterschieden zwischen den Ländern widmen (z.B. Pollähne 2000; Bron
2004; Kammeier 2007; Köhler/Kallert 2009). An dieser Stelle können nur, ausgehend von
den allgemeinen Befunden der vergleichenden Privatisierungsforschung (z.B. Boix 1997:
495; Fink/Schneider 2004; Zohlnhöfer/Obinger 2005), erste Eindrücke aus dem Feld der
MRV-Privatisierung und plausible Vermutungen in Hypothesen überführt werden, die dann
im weiteren Forschungsverlauf systematisch überprüft werden müssen.

Was die Triebkräfte der Privatisierung des MRV insgesamt betrifft, erscheint die Inter-
pretation, die Privatisierung sei eine Antwort auf die oben skizzierten Probleme des Maß-
regelvollzugs, eher als eine „retrospektive Rationalisierung“ (Lascoumes/Le Gales 2007: 9),
die dem verbreiteten Problemlösungsbias6 der Politikfeldanalyse (vgl. Mayntz 2001; Greven
2008) zuzurechnen ist. Vielmehr gibt es in vielen Ländern deutliche Hinweise darauf, dass
die Privatisierung des MRV eher als „Nebenprodukt“ der Privatisierung der Landeskranken-
häuser insgesamt zustande gekommen (vgl. hierzu Klenk/Nullmeier 2010: 34) und eben
nicht als „Lösungsstrategie“ für die Probleme des Maßregelvollzugs selbst zu verstehen ist.
Dafür spricht u.a., dass in keinem Land der MRV alleine privatisiert worden ist, sondern
dies immer im Kontext einer Privatisierung aller Landeskliniken erfolgte (PWC 2005: 103).
Die „Mit-Privatisierung“ des Maßregelvollzugs, der zumeist an die Allgemeinpsychiatrie
angebunden ist (vgl. Grünebaum/Volckart 2009; Kammeiner 2010), war dabei offenbar
entweder bewusst eingeplant worden, was aus den Parlamentsprotokollen und Drucksachen
z.B. für Brandenburg (vgl. Drucksache 3/6951), Hamburg (vgl. Drucksache 18/849) oder
Sachsen-Anhalt7 hervorgeht, oder aber sie erfolgte „versehentlich“, worauf die sehr späte
Schaffung der notwendigen rechtlichen Grundlagen etwa in Bremen (vgl. Pollähne 2008:
139) und Schleswig-Holstein hindeuten (vgl. Landtagsprotokolle 15/118, 15/126).

Um die erhebliche Varianz in den Privatisierungsentscheidungen zwischen den Bun-
desländern zu erklären, müsste man daher die gängige erklärende Variable „Problemdruck“
(Zohlnhöfer/Obinger 2005: 609; Hildebrandt/Wolf 2009: 16) nicht auf die MRV-immanente
Entwicklung, sondern auf die Haushaltslage des Landes im Allgemeinen und die Situation
der Landeskrankenhäuser im Besonderen anwenden (Hohagen 2007: 1087). Demnach ist
eine Privatisierung des MRV dort wahrscheinlich, wo die Haushaltslage des Landes und die
Situation der Landesklinken bzw. eine dezidierte Haushaltskonsolidierungspolitik eine Pri-
vatisierung der Kliniken als Lösung erscheinen lassen – weil das Land damit der Finanzie-
rung von Defiziten und den Investitionen entkommt und durch den Verkauf des „Tafelsil-
bers“ auch noch kurzfristig den Haushalt entlasten kann (siehe exemplarisch die Diskussion
in Niedersachsen, Plenarprotokolle 15/69, 15/79, 15/92, 15/99, 15/109 und 15/113; zur
Konsolidierungspolitik der Länder: Wagschal/Wenzelburger 2009).

Ein weiterer Erklärungsfaktor ist die Pfadabhängigkeit: Dort, wo Modernisierungs-
strategien im öffentlichen Bereich erfolgreich waren (wie die Umwandlung der Landes-
kliniken in AöR in Baden-Württemberg, siehe Landtagsprotokoll 14/53ff.), so dass die
Landeskliniken nicht als fiskalisches Problem erscheinen, ist eine Privatisierung der Lan-
deskliniken (und damit auch des MRV) weniger wahrscheinlich.8 Einem anderen Ent-
wicklungspfad folgten die meisten ostdeutschen Länder. Hier musste die Forensik nach
der Vereinigung überhaupt erst aufgebaut werden, daher waren die Strukturen weniger
verfestigt und eine Privatisierung erschien leichter möglich.

Des Weiteren wird auch Institutionen eine Rolle zur Erklärung von Privatisierungspoli-
tiken zugeschrieben, da sie Akteurshandeln ermöglichen und beschränken und auch Einfluss
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darauf haben, wie Akteure ihre Interessen definieren (Hall/Taylor 1996; Zohlnhöfer/Obin-
ger 2005: 611). In unserem Zusammenhang sind vor allem zwei institutionelle Settings von
Bedeutung: zum einen die Eignerschaft der MRV-Einrichtungen und zum anderen die Trä-
gerschaft. In Ländern, in denen die MRV-Einrichtungen dem Land nicht gehören, ist der
Anreiz für eine Privatisierung geringer, weil das Land damit auch nicht den Erlös für den
Verkauf des „Tafelsilbers“ einstreichen kann. In Ländern, in denen der MRV von eigenstän-
digen, vom Land mehr oder weniger unabhängigen organisatorischen Einheiten (und nicht
vom Land selbst) wahrgenommen wird, gibt es zudem einen „natürlichen Widerstand“ ge-
gen jegliche Privatisierungsbestrebungen. Beides zusammen wirkt als Privatisierungsbrem-
se. Damit erklärt sich die ablehnende Haltung sowohl Bayerns als auch Nordrhein-
Westfalens gegen eine Privatisierung des MRV daraus, dass im ersten Fall die Bezirke, im
zweiten Fall die Landschaftsverbände für die Durchführung des MRV zuständig sind. Beide
hätten im Fall einer Privatisierung fundamentale Aufgabenbereiche einzubüßen. In Bayern
haben die Bezirke eine Privatisierung explizit verhindert, in NRW ist eine Diskussion hierzu
gleich weitgehend unterblieben. Näher betrachtet werden müsste auch die Größenordnung
der MRV-Kliniken in den einzelnen Bundesländern, da sich z.B. die Übernahme für die
potentiellen privaten Träger erst ab einer bestimmten Größenordnung lohnt.

Darüber hinaus wäre zu prüfen, ob die Verwaltungsstruktur der Länder eine Rolle
spielt. Jedenfalls haben die dreigliedrig strukturierten Länder (Baden-Württemberg, Bay-
ern, Hessen, NRW und Rheinland-Pfalz; Reiners 2010) den MRV bislang nicht privati-
siert, während Niedersachsen, welches die Mittelinstanzen 2004 abgeschafft hat, als Pri-
vatisierer ins Auge fällt.

Zwar wird allgemein auch der Parteiendifferenzhypothese hohe Erklärungskraft für
unterschiedliche Privatisierungspolitiken eingeräumt, da die ideologischen Positionen der
politischen Parteien zu Staat und Markt im Allgemeinen und zu öffentlichen Unterneh-
men im Besonderen eine elementare Trennschiene zwischen linken und konservativen
Parteien darstellen (Zohlnhöfer/Obinger 2005: 609). Nachdem noch in den 1980er Jahren
konservative Regierungen eindeutig eine größere Disposition zu umfassenden Privatisie-
rungsmaßnahmen aufgewiesen hatten als linke Regierungen (Boix 1997: 495), schwächte
sich jedoch in den 1990er Jahren insbesondere innerhalb der EU der Einfluss von Partei-
endifferenzen auf Privatisierungspolitiken stark ab (Fink/Schneider 2004: 228ff.; Allan/
Scruggs 2004): rechte und linke Regierungen privatisierten gleichermaßen, mit einigen
begrenzten Ausnahmen (Zohlnhöfer/Obinger 2005: 606; 609f.). In der neueren Gesund-
heitspolitik erscheint Parteipolitik ebenfalls nicht als entscheidender Bestimmungsfaktor
(Gerlinger/Mosebach 2009: 15). Diese parteipolitische Nullhypothese scheint sich bei
vorläufiger Betrachtung auch für den Maßregelvollzug zu bestätigen. Grundsätzlich gibt
es (wider Erwarten) Länder, die unter SPD-Regierungen privatisiert haben (z.B. Branden-
burg, Mecklenburg-Vorpommern), ebenso wie CDU-geführte Länder, die nicht (z.B. Ba-
den-Württemberg, NRW, Saarland) oder nur formell (Hessen) privatisiert haben.

4.2 Auswirkungen der Privatisierung

In einem weiteren Schritt sind auch die Folgen der Privatisierung zu ermitteln. Dieses
Anliegen folgt letztlich einem institutionentheoretischen Ansatz, wonach die institutio-
nellen Strukturen, in denen Leistungen erbracht werden, Auswirkungen auf die Leistun-
gen selbst haben (siehe z.B. Kuhlmann 2009).
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In der Literatur werden die möglichen Folgen der Privatisierung des MRV allenfalls am
Rande und keinesfalls systematisch untersucht (z.B. Pollähne 2008; Schott 2007). Aller-
dings winden sich vielfältige Befürchtungen durch die Publikationen. Kritiker der Privatisie-
rung des MRV fürchten u.a., das Personal in den privatisierten Kliniken könnte in die Lage
geraten, „die unausweichlichen Gegensätze zwischen den markt- und betriebswirtschaft-
lichen Interessen der neuen Dienstherren und dem rechts- und sozialstaatlichen Schutzauf-
trag der Gesellschaft aushalten und ggf. ‚ausbaden‘ zu müssen“ (Pollähne 2007: 142). Er-
wartet werden „reduzierte Qualitätsstandards durch Personalverringerung, Senkung der
Qualifikationsrate der Mitarbeiter und Minimierung der therapeutischen Angebote, Rück-
gang der Lockerung bei mangelnden Rehabilitationsbemühungen zur Steigerung der Bele-
gung, vermehrte Zwischenfälle und Sicherheitsmängel...“ (vgl. Strohm 2008: 176; PWC
2005: 8), die Ersetzung von teurem qualifiziertem Personal durch billiges Bewachungs-
personal, trügerische Sicherheit durch kategorisches Wegsperren statt differenzierter Thera-
pie (Schott 2007: 108; Pollähne 2006, 2008). Empirische Erhebungen zu den Auswirkungen
der Privatisierung liegen jedoch bislang nicht vor (Strohm 2008: 176).

Die Annahmen, die den skizzierten Überlegungen zugrunde liegen, sind allerdings
meist diffus. Bei einer systematischen Rekapitulation der in der Literatur diskutierten Ef-
fekte lassen sich eine Reihe von vermuteten Wirkungen der Krankenhausprivatisierung
im Bereich des MRV herausdestillieren: Angenommen wird, dass privatwirtschaftliche
Unternehmen aufgrund ihrer Strukturen, insbesondere des betrieblichen Managements
und der unternehmerischen Kompetenz, und auch aufgrund ihres Gewinnstrebens effizi-
enter mit vorhandenen Mitteln umgehen (PWC 2005: 102; Franke 2008: 207; Schulten/
Böhlke 2009: 97). Hier müsste die Aufgabenübertragung auf nicht-gewinnorientierte frei-
gemeinnützige Träger als ‚Sonderfall‘ der Privatisierung in den Blick genommen werden.
Zudem kann man davon ausgehen, dass private Betreiber „Überschüsse“ für ihre Anteils-
eigner erwirtschaften (Klenk/Nullmeier 2010: 34). Beides, Effizienzsteigerung und Pro-
fitstreben, könnte auf moderaten bis starken Druck v.a. auf die Personalkosten (die etwa
60 % der Kosten in Kliniken betragen) hinauslaufen (Schulten/Böhlke 2009: 108). Druck
auf die Ausgaben kann zu Kompromissen bei der Qualität der medizinischen Versorgung
und ggf. auch bei der Sicherung führen (s.u.).

Außerdem sind private, anders als öffentliche Betreiber an viele Auflagen (z.B. Ta-
rifverträge für den öffentlichen Dienst, Schulten/Böhlke 2009: 108) nicht gebunden, so
dass sie auf vielfältige Herausforderungen flexibler reagieren können. Auch nimmt man
an, dass Private verstärkt periphere Aufgaben wie Küche und Reinigung auslagern (PWC
2005: 93). Zudem erwartet man von den privaten Trägern, die einem zunehmenden Kon-
zentrationsprozess unterworfen sind (Klenk/Nullmeier 2010: 47), dass sie über eine Spe-
zialisierung und eine Expertise in der Führung von Kliniken verfügen und auch nach au-
ßen hin durchsetzungsfähig sind. Schließlich wird angenommen, dass die private Rechts-
form den Zugang zu Investitionskapital erleichtert (Franke 2008: 209).9 Für die Zukunft
ist es denkbar, dass mit der zunehmenden Börsennotierung der Klinikkonzerne auch
Krankenhäuser verstärkt ins unsichere Fahrwasser der Kapitalmärkte geraten (Klenk/Null-
meier 2010: 49; Gerlinger/Mosebach 2009: 30).

Zu untersuchen wären im Einzelnen die Auswirkungen der Privatisierung auf die Kos-
ten, auf die Investitionstätigkeit, auf die Leistungsqualität und auf die staatliche Steue-
rungsfähigkeit.

Die Kostenfrage, also ob Private in diesem Bereich wirklich effizienter arbeiten, ist nicht
leicht zu beantworten, da dies die Existenz valider, vergleichbarer Kostendaten erfordert.
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Zwar werden im sogenannten „Kerndatensatz“ seit einigen Jahren für alle Länder, außer Bay-
ern und Baden-Württemberg, Daten u.a. über die Tagessätze im Maßregelvollzug gesammelt
(Jaschke/Oliva 2010: 20). Aber es gibt Zweifel an der Vergleichbarkeit dieser Daten, da sie
in den verschiedenen Ländern zum Teil nur die laufenden Kosten, zum Teil aber auch Inves-
titionskosten enthalten (vgl. Kammeier 2002, 2007). Die Beantwortung der Kostenfrage
macht es mithin zunächst notwendig, die Verlässlichkeit der Kostendaten genauer zu über-
prüfen. Unterstellt wird in diesem Zusammenhang häufig, dass die Privaten ein Interesse an
der Verlängerung der Aufenthalte hätten, um die Menge der Untergebrachten wie auch die
Gesamtkosten pro Patient und damit insgesamt ihre Einnahmen zu steigern (vgl. Schott 2007:
108). Daher muss, um Fallkosten und denkbare Einsparungen ausmachen zu können, auch
die Verweildauer der Patienten betrachtet werden (Kammeier 2002).

Die Problematik der Frage, ob die Privatisierung und die damit erwartbaren Kostenein-
sparungen (s.o.) zu einer Leistungsverschlechterung führen müssen (für den Strafvollzug
vgl. Mühlenkamp 2008: 40ff.), beginnt mit der Operationalisierung von Leistung. Leis-
tungsqualität ist grundsätzlich keine leicht zu bestimmende Größe, denn die Abbildung
komplexer Sachverhalte durch Indikatoren stößt prinzipiell an Grenzen (Mühlenkamp
2008: 42f.; Kuhlmann et al. 2004). Die Leistung im Maßregelvollzug ist kaum erfassbar
über die Leistungskriterien für „normale“ Kliniken (Schulten/Böhlke 2009: 115). Die im
MRV angestrebte Qualität ist in sich ambivalent, da die Qualität der psychiatrischen Be-
handlung („Besserung“) und die sichere Verwahrung der Straftäter („Sicherung“) in einem
Spannungsverhältnis zueinander stehen (s.u.; vgl. auch Entorf 2010; Niess 2010: 19). Sinn-
voll erscheint – in Anlehnung an Mühlenkamp (2008: 42f.) –, eine Unterscheidung zwi-
schen Struktur-, Prozess- und Ergebnisqualität vorzunehmen (vgl. PWC 2005: 97f.).

Unter Strukturqualität wären Sicherheitstechnik, (Über-) Belegung, Zellengröße, Per-
sonalschlüssel, Ausbildung und Status des Personals sowie die Entwicklung des Perso-
nals im Zeitverlauf zu ermitteln. Prinzipiell können Einsparungen im Personalbereich
durch Private sowohl durch effizienteren Personaleinsatz als auch durch Lohnsenkungen
und Personalabbau (insbesondere in der Pflege) erreicht werden (Mühlenkamp 2008: 41).
Hier weist die Befragung von Strohm jedenfalls darauf hin, dass in privaten und privat/
gemeinnützigen MRV-Kliniken bislang eher Personal reduziert wurde als in öffentlichen
Einrichtungen, aber auch, dass in den ostdeutschen Bundesländern eher Personal redu-
ziert wurde als in den westdeutschen Bundesländern (Strohm 2008: 190).

Unter Prozessqualität wären Therapieangebote, Beschwerden, aber auch die Häufig-
keit von Zwischenfällen und „Entweichungen“ (Strohm 2008: 176; Jaschke/Oliva 2010)
zu fassen.

Komplizierter ist die Bestimmung sinnvoller Kriterien für Ergebnisqualität: So ist je-
denfalls ein wesentliches Ziel des Maßregelvollzugs nach § 63 der Schutz der Allgemein-
heit, denn sonst könnte man die Straftäter auch in die Freiheit entlassen. Insofern wäre ein
brauchbarer Indikator für die Leistungsqualität die Rückfallquote (z.B. Pollähne 2008:
148). Denn wer nach Entlassung einschlägig rückfällig wird, ist entweder nicht ausrei-
chend gebessert oder nicht lange genug gesichert worden.

Wenn man den mehrfach geäußerten Verdacht, die privatisierten Kliniken strebten
aus Kostengründen danach, die Patienten möglichst lange zu behalten und unterstützten
daher eine restriktive Lockerungspraxis (vgl. Strohm 2008: 179; Stolpmann 2010: 30),
verfolgt, dann bietet sich die Anzahl bzw. der Anteil der Lockerungen als Indikator für
Qualität an, wobei freilich eine Lockerung nur dann eine Leistung im Sinne von Qualität
darstellt, wenn von dem Untergebrachten keine Gefahr mehr ausgeht. Als ähnlich ambi-
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valenter Indikator für die Leistung des MRV gilt die Verweildauer der Untergebrachten
(Pollähne 2008; Niess 2010: 21).

Insbesondere für die Kosten, Investitionstätigkeit und einige Leistungsparameter lie-
gen allerdings zum Teil Daten gar nicht, zum Teil nicht aus der Zeit vor der Privatisie-
rung vor, was eine Ermittlung der tatsächlichen Privatisierungseffekte (vorher – nachher)
erschwert. Hilfsweise können die skizzierten Parameter im Vergleich privatisierter und
nicht privatisierter Kliniken erhoben werden, aber hier gibt es wiederum eine Reihe von
weiteren Unterschieden, die die Varianz in den untersuchten Parametern nur schwer al-
leine der öffentlichen oder privaten Trägerschaft zurechnen lassen.

Zum Gemeingut der Privatisierungsforschung gehört die Erkenntnis, dass mit der Pri-
vatisierung von Staatsaufgaben meist eine Zunahme von Regulierung und Kontrolle ver-
bunden ist. Daher stellt sich zunächst allgemein die Frage nach der Auswirkung der Privati-
sierung auf die staatliche Steuerungsfähigkeit in diesem Bereich (vgl. allgemein Sack 2006:
59ff.). Zwar gilt es als die Besonderheit der Privatisierung durch Beleihung, dass dem Staat
erhebliche Steuerungsmöglichkeiten verbleiben (Schmidt am Busch 2007: 533), aber für die
Länder mit privatisiertem MRV wäre eben noch zu untersuchen, ob und in welcher Hinsicht
die Länder die Ausübung des privatisierten MRV zu steuern beabsichtigen, ob die verblei-
benden Steuerungs- bzw. Regulierungsinstrumente (z.B. Minderheitsbeteiligungen, Beleih-
ungsverträge, Vereinbarungen über Kosten, Beamtenstatus oder Bestellung, Rechts- und
Fachaufsicht, ggf. mit Weisungsbefugnis, Widerspruchsverfahren, Besuchskommissionen
etc.) eingesetzt werden und ob sie relevante Steuerungsmöglichkeiten eröffnen.

In diesem Zusammenhang muss auch diskutiert werden, inwieweit diese Steuerungsin-
strumente die verfassungsrechtlich gebotene rechtsstaatliche Absicherung des Grundrecht-
seingriffs nach der Privatisierung (noch) ermöglichen. Es wurde bereits betont, dass der
Maßregelvollzug für die ihm Unterworfenen massive Grundrechtseingriffe mit sich bringt.
Daher hebt die juristische Diskussion zu Recht stark darauf ab, dass im Verfassungsstaat,
sofern die Privatisierung der Durchführung dieser Aufgabe durch Beleihung zulässig ist, die
staatlichen Kontrollverfahren angemessen ausgestattet werden müssen. In diesem Zusam-
menhang wird insbesondere auf die Kontrolle der Wahrnehmung dieser übertragenen Auf-
gabe durch die Gewährleistung staatlicher Fachaufsicht abgehoben (Grünebaum 2006: 56;
Willenbruch/Bischoff 2006; Niedersächsischer Staatsgerichtshof 2008). Der Niedersäch-
sische Staatsgerichtshof hat in diesem Zusammenhang argumentiert, das Demokratieprinzip
verlange eine Überprüfung der Aufgabenwahrnehmung durch eine Fachaufsicht mit Wei-
sung. Zudem wird auf die personelle Legitimation derjenigen verwiesen, die die Grund-
rechtseingriffe vornehmen (ärztliches und pflegerisches Personal), die das Gericht nur dann
gewährleistet sieht, wenn diese Personen durch die Bestellung zu Verwaltungsvollzugsbe-
amten eine staatliche Legitimation erhalten (was ggf. auch einen staatlichen Zugriff erlau-
ben würde; Niedersächsischer Staatsgerichtshof 2008). Diese Diskussion über den (man-
gelnden oder wünschenswerten) Beamtenstatus der Mitarbeiter in den MRV-Einrichtungen
könnte aber nur dann überzeugen, wenn vor der Privatisierung bzw. in nicht-privatisierten
Einrichtungen ärztliches und pflegerisches Personal einen Beamtenstatus innehatte bzw.
hätte, was aber meist nicht der Fall ist (Grünebaum 2006: 48); die Mitarbeiter sind auch hier
häufig „nur“ Angestellte des Öffentlichen Dienstes.

So wichtig es auch erscheint, dass im Verfassungsstaat Private nicht unlegitimiert und
unkontrolliert in die Grundrechte Dritter eingreifen können, so geht nach einem ersten,
wenngleich noch vorläufigen Eindruck diese Diskussion doch am eigentlichen Problem
vorbei. Zwar mögen sowohl der Beamtenstatus als auch das Vorsehen einer Weisung für



Die Privatisierung des Maßregelvollzugs 203

die Fachaufsicht größere Kontroll- und Einflussmöglichkeiten des Staates erlauben,
wichtiger scheint aber z.B. die institutionelle und personelle Kapazität der aufsichtfüh-
renden Fachbehörde zu sein.

5. Resümee

Die drastische Zunahme der im Maßregelvollzug Untergebrachten in den vergangenen 15
Jahren, die ihrerseits teils Folge geänderter gesetzlicher Regelungen, teils eines neuen Si-
cherheitsdiskurses ist, stellt die Maßregelvollzugseinrichtungen und die für sie finanziell
und organisatorisch zuständigen Länder gleichermaßen vor Probleme. Dies ist der Hinter-
grund, aber wie es scheint, nicht die Ursache für weitgehende Privatisierungsentwicklun-
gen in den vergangenen 10 Jahren: 6 von 16 Bundesländern haben den Maßregelvollzug
funktional privatisiert, indem sie die Einrichtungen an private Betreiber verkauft und die-
se durch Beleihung zur Durchführung des Maßregelvollzugs ermächtigt haben. 3 Länder
haben formell privatisiert, indem sie die Rechtsform geändert, die Einrichtungen aber in
öffentlicher Eignerschaft belassen haben. Immerhin 7 Länder haben bislang keine Priva-
tisierung des Maßregelvollzugs vorgenommen.

Die Literatur beschränkt sich bislang auf rechtswissenschaftliche und forensische Stu-
dien. Die in dieser Literatur vorherrschende Interpretation der Privatisierung des Maßregel-
vollzugs als Maßnahme, um die oben skizzierten Probleme des Maßregelvollzugs zu lösen,
erscheint nach vorläufiger Sichtung der Daten aus den politischen Prozessen fraglich. Viel-
mehr entsteht der Eindruck – der aber noch der systematischen empirischen Überprüfung
bedarf –, dass die Privatisierung des Maßregelvollzugs eine Art „Kollateralschaden“ der all-
gemeinen Privatisierung von Landeskrankenhäusern darstellt. Die Frage drängt sich auf, ob
man dabei den besonderen Anforderungen des MRV gerecht werden konnte.

Auch hinsichtlich der Ursache der erheblichen Varianz zwischen den Ländern konn-
ten bislang lediglich erste Hypothesen entwickelt werden, die die allgemeinen Erkennt-
nisse der Privatisierungsforschung mit den ersten empirischen Ergebnissen aus den Fall-
studien verbinden. Demnach könnte durchaus „Problemdruck“ eine erklärende Variable
sein, dieser resultiert aber weniger aus der spezifischen Situation im Maßregelvollzug,
sondern vielmehr aus der Haushaltssituation des jeweiligen Landes sowie aus der Auf-
stellung der jeweiligen Landesklinik(en). Während die Parteiendifferenzhypothese hier
wenig erklärungskräftig erscheint, sind es insbesondere die institutionellen Kontexte, in
denen der MRV organisiert ist, die als Privatisierungsbremse wirken können, wie man
insbesondere an den Fällen Bayern und NRW zeigen kann.

Noch weniger Anhaltspunkte gibt es derzeit hinsichtlich der Frage, wie sich die Privati-
sierung auf den Maßregelvollzug auswirkt. Im Hinblick auf die Kosten gibt es erhebliche
Probleme, vergleichbare Daten aufzutun. Ob Private die Aufgabe wirklich effizienter wahr-
nehmen, kann daher derzeit nicht gesagt werden; das Ergebnis der PWC-Studie für Bayern,
die von einem Kosteneinsparungspotential von 4 % ausging, lässt diese Erwartung als eher
übertrieben erscheinen. Auch kann eine Aufgabendurchführung durch Private nichts daran
ändern, dass die Länder am Ende die laufenden Kosten für den Maßregelvollzug zu tragen
haben, auch wenn sie nicht mehr Träger der MRV-Einrichtungen sind.

Ebenfalls Unklarheit herrscht darüber, ob die Privatisierung aufgrund von Perso-
naleinsparungen zu einer Reduzierung der Sicherheit führt, oder ob die privaten Betreiber
vielmehr (schon aus Imagegründen) Sicherheit betonen, die Privatisierung aber mögli-
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cherweise zu Lasten differenzierter Behandlungsmethoden geht. Anhand der oben skiz-
zierten Parameter müssten hier Daten im Ländervergleich erhoben und ausgewertet wer-
den (siehe ansatzweise Jaschke/Oliva 2010).

Die Frage der staatlichen Steuerungsfähigkeit ist von Bedeutung sowohl im Hinblick
auf Kostenaspekte als auch im Hinblick auf die Qualität der „Besserung und Sicherung“.
Die rechtswissenschaftliche Diskussion ist zwar hilfreich, indem sie anhand des Kriteri-
ums des Grundrechtseingriffs auf die Sensibilität dieser Staatsaufgabe hinweist. Aller-
dings ist neben den Grundrechten der Untergebrachten auch das Schutzbedürfnis der Öf-
fentlichkeit vor gefährlichen, massiv gestörten Straftätern zu beachten. Die juristische
Diskussion geht aber u.E. in ihrer Fokussierung auf den Beamtenstatus und ggf. die Wei-
sungsbefugnis der Aufsichtsbehörde am eigentlichen Problem vorbei.

Die Privatisierung des Maßregelvollzugs hat in den meisten Bundesländern – mit
Ausnahme Niedersachsens – stattgefunden, ohne dass in der Öffentlichkeit diskutiert
worden wäre, ob dies eine Staatsaufgabe ist, deren private Durchführung wirklich wün-
schenswert ist. Dies könnte man als „Schnee von gestern“ abtun, wenn nicht die neueren
Entwicklungen Widersprüche aufwerfen würden, die eine – zumindest nachholende –
politische Diskussion geboten erscheinen lassen. Einerseits weist der Maßregelvollzug in
den letzten zwei Jahren mit einer zunehmend kritischen Diskussion in einigen Ländern
und entsprechenden rechtlichen Änderungsprojekten eine vorsichtige Trendwende auf –
dies ist am Fall Hamburg und der Diskussion dort exemplarisch zu zeigen. Damit befin-
det sich der MRV in guter Gesellschaft mit anderen zuvor privatisierten Staatsaufgaben
(etwa die „Rekommunalisierung“ der Abfallent- und Energieversorgung; Röber 2009); ob
dies einen Gesamttrend der Wiederverstaatlichung darstellt, ist derzeit noch nicht abzuse-
hen. Andererseits wird in der Gesundheitspolitikforschung damit gerechnet, dass es in na-
her Zukunft in Folge der Wirtschaftskrise zu einer „dritten Welle“ der Krankenhauspriva-
tisierung (Schulten/Böhlke 2009: 117) und damit möglicherweise auch weiterer MRV-
Einrichtungen kommen wird. Zusätzliche Brisanz könnte die bislang erfolgte Privatisie-
rung des Maßregelvollzuges auch durch die u.a. von Forensikern befürchtete Verschie-
bung der Sicherungsverwahrung in den Maßregelvollzug in Folge des neuen Therapie-
unterbringungsgesetzes bekommen. Vor dem Hintergrund dieser widersprüchlichen Ent-
wicklungen erscheinen substantielle Erkenntnisse über Muster, Ursachen und Auswir-
kungen der Privatisierung des Maßregelvollzugs entlang der in diesem Beitrag skizzierten
Linien ebenso wichtig wie eine nachholende politische Diskussion.

Anmerkungen

1 Wir danken Lars Holtkamp, Heinz Kammeier, Dorothee de Nève, Renate Reiter und Detlef Sack für hilf-
reiche Kommentare zu einer ersten Version dieses Beitrags und Stefan Hatzenberger, Regina Herzbruch-
Schütte und Sophia Schönborn für Unterstützung bei Literaturrecherche, Textkorrektur und Formatierung.
Eventuell verbleibende Irrtümer liegen natürlich allein in unserer Verantwortung.

2 Der psychiatrische Maßregelvollzug ist zu unterscheiden von der kürzlich durch ein Urteil des Europäi-
schen Gerichtshofs für Menschenrechte in die Diskussion geratenen Sicherungsverwahrung gemäß § 66
StGB, die bei schuldfähigen Straftätern nach Verbüßung einer Haftstrafe verhängt werden kann, bei de-
nen ein Hang zur Begehung schwerwiegender Straftaten besteht (Stolpmann 2010). Sicherungsverwah-
rung findet in Gefängnissen und nicht in Kliniken statt.

3 Der Bundesländervergleich gilt als noch unterentwickeltes Genre (Hildebrandt/Wolf 2008).
4 Bislang ist hierfür eine „vom Träger in Abstimmung mit der Aufsichtsbehörde benannte Person außerhalb

der Abteilung“ (§ 5 Abs. 3 HambMVollzG) zuständig.
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5 In NRW gibt es zwei Ausnahmen für MRV-Kliniken mit speziellem Auftrag, diese befinden sich in
kirchlicher Trägerschaft. In Bayern wurde den Bezirken die Möglichkeit einer formellen Privatisierung
eingeräumt; sie wurde nur vom Bezirk Oberpfalz wahrgenommen. Vier Bezirke haben ihre Bezirksklini-
ken in Kommunalunternehmen umgewandelt, in zwei Bezirken laufen sie weiterhin als Regiebetriebe
(http://www.bay-bezirke.de/downloads/dd6d7b068265fd2b1f555de00bf8bc81_Verteiler - Betriebsformen
der psychiatrischen Ein.pdf, 14.11.2010).

6 Als Problemlösungsbias bezeichnet man (kritisch) eine Sichtweise politischer Prozesse in der Steuerungs-
theorie und der Politikfeldanalyse, die nicht fragt, „ob politische Akteure primär an der Lösung gesell-
schaftlicher Probleme orientiert sind, sondern unterstellt, dass dieses ihr dominantes Ziel [...] ist“ (Mayntz
2001: 19). Diese Sichtweise führt zu einer Idealisierung von Politik als „Problemlösung“ und blendet sys-
tematisch Aspekte wie Macht, Ideologien oder Zufall aus (Greven 2008: 27; Töller 2011).

7 Aufgrund rechtlicher Bedenken wurde die MRV-Privatisierung zunächst ausgenommen, aus fachlichen
Gründen später aber vollzogen (vgl. Landtagsprotokoll 3/8, Drucksache 3/783).

8 In Hamburg scheiterte hingegen eine solche Modernisierungsstrategie im öffentlichen Bereich mit dem
LBK: Die Zentralisierung der städtischen Krankenhäuser im Landesbetrieb Hamburger Krankenhäuser
(LBK) in den 1980er Jahren und dessen Umwandlung in eine AöR 1995 konnten die bestehenden finan-
ziellen Probleme nicht lösen bzw. verursachten neue Probleme (Ries-Heidtke/Böhlke 2009: 132). Zwar
heißt das nicht, dass damit eine Privatisierung zwingend gewesen wäre, aber es bestand ein erheblicher
Problemdruck, der eine Privatisierung für politische Akteure als bedenkenswerte Option erscheinen ließ.

9 Allerdings haben privatwirtschaftliche Kliniken gegenüber öffentlichen auch Nachteile: So können sie bei
der Beschaffung von Kapital nicht von der Anstaltslast bzw. der Gewährträgerhaftung profitieren, die Ri-
siken und damit Kosten reduzieren, und sie sind zunächst grundsätzlich steuerpflichtig, auch wenn es eine
Reihe von Ausnahmen gibt (Franke 2008: 205ff.).
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Der Staat als Unternehmer bei der Bereitstellung
öffentlicher Dienstleistungen – Konvergenz im
internationalen Vergleich?

Zusammenfassung
Dieser Beitrag untersucht einerseits, ob sich der
Staat als Unternehmer aus der Bereitstellung öffent-
licher Dienstleistungen zurückgezogen hat und an-
dererseits ob dabei Konvergenz im internationalen
Vergleich festgestellt werden kann. Die empirische
Konvergenzanalyse auf Grundlage eines neuen
Messinstruments und Primärdaten für den Tele-
kommunikations-, Post-, und Bahnsektor zeigt, dass
sich die Entwicklung in den drei Sektoren stark un-
terscheidet. Zwar ist ein Rückzug des Staates aus
allen drei Sektoren feststellbar. Dies führt jedoch nur
im Telekommunikationssektor zu Sigma-Konver-
genz. Im Postsektor hingegen nimmt die Varianz des
staatlichen Unternehmertums über die Zeit signifi-
kant zu. Ferner ziehen sich in allen drei Sektoren
Staaten mit ehemals stärker ausgeprägtem öffentli-
chen Unternehmertum in stärkerem Maße zurück als
Länder mit einem vergleichsweise niedrigen Aus-
gangsniveau.

Schlagworte: Konvergenz, Staat als Unternehmer,
Privatisierung, öffentliche Dienstleistungen, OECD

Abstract
Convergence of the Entrepreneurial State in the
Provision of Public Utility Services? An Interna-
tional Comparison
This paper examines whether the state as entrepre-
neur has retreated from the provision of public utili-
ties and whether there is convergence over time. The
convergence analysis is based on a new measure-
ment and a new panel data set for telecommunica-
tion, postal and railway services. It is shown that the
development differs substantially across the sectors.
Even though the state has retreated in all sectors,
sigma-convergence is only observable in telecom-
munication services. In the postal sector, in contrast,
the variance increased significantly over time. Fur-
thermore the states with a higher initial level of en-
trepreneurial activities moved back to a greater ex-
tent than states with a relatively low starting level.

Key words: Convergence, Entrepreneurial State, Pri-
vatization, Public Utilities, OECD

1. Einleitung

Dienstleistungen in den netzbasierten Infrastrukturbereichen1 wurden in den entwickelten
Demokratien der OECD traditionellerweise vom Staat und meist durch Behörden oder öf-
fentlich-rechtliche Unternehmen bereitgestellt. Spätestens seit Ende der 80er Jahre, so die
weit verbreitete Annahme, hat jedoch ein grundlegender Wandel von Staatlichkeit einge-
setzt, der zur Einführung marktähnlicher Steuerungselemente und zu einem Rückzug des
Staates aus unternehmerischen Tätigkeiten geführt hat (Obinger u.a. 2010). Davon sind
nicht nur die traditionellen Industriesektoren, sondern auch öffentliche Dienstleistungen
wie Post, Telekommunikation und Bahn betroffen. Üblicherweise wird angenommen,
dass es dabei zu einer Konvergenz des unternehmerisch tätigen Staates kommt. Politik-
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konvergenz bezeichnet „[the] tendency of policies to grow more alike, in the form of in-
creasing similarity” (Drezner 2001, S. 53). Als Ursachen für den Konvergenzprozess
werden meist gemeinsame Problemlagen, Imitations- und Lernprozesse, ökonomischer
Systemwettbewerb oder Verregelungen auf europäischer Ebene genannt (Holzinger/Knill
2007; Scharpf 1999; Schmidt 1998).

Doch zieht sich der Staat tatsächlich aus der Bereitstellung öffentlicher Dienstlei-
stungen zurück und gleichen sich die OECD-Staaten immer mehr an? Bislang wurde in-
ternational vergleichend nicht systematisch untersucht, ob der seit den 1980er Jahren zu
beobachtende Wandel zu einer Konvergenz der Rolle des unternehmerisch tätigen Staates
bei der Bereitstellung öffentlicher Dienstleistungen geführt hat.

Vor diesem Hintergrund werden in diesem Beitrag am Beispiel von drei klassischen
netzbasierten Infrastrukturbereichen – Telekommunikation, Post und Eisenbahnwesen –
die folgenden Fragen untersucht: Erstens, wie hat sich die Rolle des Staates als Unter-
nehmer in den letzten 30 Jahren entwickelt? Zweitens, ist ein Konvergenztrend feststell-
bar? Und wenn ja, handelt es sich dabei tatsächlich um einen Rückzug?

Die Analyse von Konvergenzprozessen kann mit den in der Literatur vorhandenen
Indikatoren (beispielsweise Privatisierungserlöse), die lediglich Veränderungen jedoch
nicht den Bestand staatlichen Unternehmertums erfassen, nicht durchgeführt werden. Es
wird daher ein neues Messinstrument vorgestellt, mit dem das Ausmaß staatlichen Unter-
nehmertums abgebildet werden kann und das erstmals eine umfassende empirische Kon-
vergenzanalyse ermöglicht. Auf dieser Basis wurde ein Paneldatensatz erstellt, der das öf-
fentliche Unternehmertum im Telekommunikations-, Post- und Bahnsektor für 21 OECD-
Staaten im Zeitraum von 1980 bis 2007 erfasst. Für die Analyse des Konvergenzprozes-
ses wird einerseits auf Verteilungs- und Streuungsparameter zurückgegriffen (= Sigma-
Konvergenz). Da dies jedoch für eine umfassende Konvergenzanalyse nicht ausreicht,
werden andererseits dynamische Panelmodelle geschätzt, mit denen absolute und kondi-
tionale Beta-Konvergenz überprüft werden kann.

Der Beitrag ist dabei wie folgt aufgebaut. Zunächst wird das Konvergenzkonzept er-
läutert sowie ein Privatisierungskonzept präsentiert, mit dem der Rückzug des Staates er-
fasst werden kann (Kapitel 2). Im Anschluss daran wird auf dieser Grundlage das neue
Messinstrument und der neue Datensatz vorgestellt (Kapitel 3). In Kapitel 4 folgt die em-
pirische Konvergenzanalyse. Kapitel 5 fasst die zentralen Ergebnisse des Artikels zu-
sammen.

2. Konzepte: Konvergenz und Rückzug des Staates

Politikkonvergenz bezeichnet die wachsende Ähnlichkeit von Politikergebnissen über die
Zeit. In der Literatur werden verschiedene Arten von Konvergenz unterschieden (Hei-
chel/Pape/Sommerer 2005). Die wichtigsten Formen sind dabei Beta-Konvergenz und
Sigma-Konvergenz (Barro/Sala-i-Martin 1992; Holzinger/Knill 2005). Sigma-
Konvergenz bezeichnet die abnehmende Streuung der betrachteten Politik über die Zeit.
Beta-Konvergenz hingegen bezieht sich auf den inversen Zusammenhang zwischen
Startwert und Veränderung im Zeitverlauf. In der Ökonomie verweist Beta-Konvergenz
auf einen „catch-up-Prozess“. Die Länder mit niedrigem Pro-Kopf-Einkommen wachsen
im Vergleich zu reichen Ökonomien stärker, wobei sich alle Länder einem Gleichge-
wichtszustand (dem „steady state“) annähern (Barro/Sala-i-Martin 1995). Eine weitere
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wichtige Unterscheidung kann zwischen absoluter und konditionaler Konvergenz getrof-
fen werden (Barro 1991; Barro/Sala-i-Martin 1992; Plümper/Schneider 2009). Absolute
Konvergenz liegt dann vor, wenn alleine das Startniveau für die Länderunterschiede ver-
antwortlich ist. Von konditionaler Konvergenz hingegen spricht man, wenn der Konver-
genzprozess darüber hinaus von strukturellen Faktoren bestimmt wird. Je nach Ausprä-
gung dieser strukturellen Faktoren ist ein anderer Gleichgewichtszustand zu erwarten.
Sigma-Konvergenz zielt damit auf die Homogenität der Gruppe, während sich Beta-
Konvergenz auf die Relationen der Länder innerhalb einer Gruppe bezieht. Während
Sigma-Konvergenz notwendigerweise auch Beta-Konvergenz impliziert, ist Beta-
Konvergenz keine hinreichende Bedingung für Sigma-Konvergenz. Die Varianz kann so-
gar zunehmen, wenn Nachzüglerstaaten die Vorreiter überholen.

Um Aussagen über Rückzug oder Konvergenz treffen zu können, muss zunächst fest-
gelegt werden, welche Formen staatlichen Unternehmertums in den netzbasierten Infra-
strukturbereichen vorliegen und wie ein Rückzug des Staates erfasst werden kann.

Der Rückzug des Staates findet in den netzbasierten Infrastrukturbereichen insbeson-
dere in Form von formeller und materieller Privatisierung statt. Formelle Privatisierung
bezeichnet die Umwandlung unternehmerischer Organisationsformen hin zu im Privat-
sektor üblichen Unternehmensformen. Es können zwei Typen formeller Privatisierung
identifiziert werden. Einerseits kann eine ursprünglich unselbständige Verwaltungseinheit
in ein spezialrechtliches oder öffentlich-rechtliches, selbständiges Unternehmen umge-
wandelt werden. Öffentlich-rechtliche Unternehmen sind im Gegensatz zu Verwaltungs-
einheiten mit einer eigenen Rechtspersönlichkeit ausgestattet. Diese Transformation ist
ein erster Schritt in Richtung marktorientierter Organisationsformen (Boes 1986, 1987;
Mühlenkamp 2001; Topsch 2002). Andererseits kann ein spezialrechtliches oder öffent-
lich-rechtliches in ein privatrechtliches Unternehmen (z.B. Aktiengesellschaft) umge-
wandelt werden.2 Im Gegensatz zu öffentlich-rechtlichen Unternehmen, die in erster Li-
nie dem Gemeinwohl verpflichtet sind, sind Unternehmen des Privatrechts nur noch dem
Unternehmenswohl verantwortlich und unterliegen zudem einer harten Budgetrestriktion.
An den Eigentumsverhältnissen ändert sich durch diese Organisationsumwandlung zu-
nächst jedoch nichts (Boes 1986; Topsch 2002). Nach einer formellen Privatisierung ist
der Weg schließlich frei für die materielle Privatisierung, d.h. die partielle oder vollstän-
dige Veräußerung von öffentlichen Unternehmen an private Wirtschaftssubjekte.

Grafik 1 fasst das Privatisierungskonzept und damit die Konzeptionalisierung des
Rückzugs des Staates aus unternehmerischen Tätigkeiten zusammen.

Grafik 1: Privatisierungskonzept
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Aufbauend auf diesem Privatisierungskonzept wird im folgenden Kapitel ein Messin-
strument vorgestellt, das die Erfassung des Rückzugs des Staates im Bereich der netzba-
sierten öffentlichen Dienstleistungen ermöglicht.

3. Rückzug des Staates – Messinstrument und Datensatz

Die Literatur konzentrierte sich bislang auf die Analyse von Ursachen (Belke u.a. 2007;
Bortolotti/Siniscalco 2004; Schneider/Fink/Tenbücken 2005; Schneider/Häge 2008; Zohln-
höfer/Obinger 2006) und Folgen (Bortolotti u.a. 2002; Boubakri/Cosset 1998; D´Souza/
Megginson/Nash 2005) materieller Privatisierungserlöse. Dies ist jedoch aus mehreren
Gründen für eine Konvergenzanalyse ungeeignet. Erstens ist mit materiellen Privatisie-
rungsindikatoren keine Bestandsaufnahme öffentlichen Unternehmertums möglich. Pri-
vatisierungsindikatoren bilden generell nur Veränderungen ab, jedoch nicht Ausgangs-
und Endpunkt, die für eine Konvergenzanalyse unabdingbar sind. Zweitens können mit
Privatisierungsindikatoren keine gegenläufigen Bewegungen, also Nationalisierungen, er-
fasst werden. Es lassen sich damit also weder Aussagen darüber treffen, ob sich der Staat
aus der Bereitstellung öffentlicher Dienstleistungen zurückzieht oder ob sich die Staaten
bei der Bereitstellung öffentlicher Dienstleistungen annähern. Eine weitere zentrale
Schwachstelle besteht, drittens, darin, dass mit bislang verwendeten Indikatoren lediglich
die materielle Dimension von Privatisierung betrachtet wurde und die für die netzbasier-
ten Infrastrukturbereiche besonders relevante formelle Privatisierungsdimension unbe-
rücksichtigt blieb. Wie später gezeigt wird, werden damit Veränderungen im Bahn- und
Postsektor nicht abgebildet, da die Unternehmen in diesen Sektoren in den letzten Jahr-
zehnten in erster Linie formell privatisiert wurden. Neben den genannten quantitativen
Arbeiten liegen weitere qualitative oder rein beschreibende Arbeiten zur Entwicklung der
Rolle des Staates im Bereich öffentlicher Dienstleistungen vor, die jedoch nicht explizit
auf die Konvergenz in diesen Sektoren fokussieren (Bartle 2002; PIQUE 2009).

Angesichts der genannten Defizite wurde mit dem „Index staatlichen Unternehmer-
tums“ ein neues Messinstrument entwickelt. Dieser Index erfasst den Bestand staatlichen
Unternehmertums und bildet sowohl formelle als auch materielle Privatisierungsschritte
ab. Ferner wird der internationale Vergleich staatlichen Unternehmertums im Zeitverlauf
ermöglicht (Schmitt/Schuster 2010; Traub u.a. 2009). 

Der „Index staatlichen Unternehmertums“ wurde wie folgt berechnet:

(1) 

XVE 1=Verwaltungseinheit; 0=andere Unternehmensform
XÖU: 1=öffentlich-rechtliches Unternehmen; 0=andere Unternehmensform
Xi

AG 1=Aktiengesellschaft; 0=andere Unternehmensform
α Gewicht für formelle Privatisierung Typ I
β Gewicht für formelle Privatisierung des Typs II
si

AG Staatsanteile am Unternehmen

Der Index identifiziert auf Jahresbasis zunächst die Organisationsform (Verwaltungsein-
heit, öffentlich-rechtliches Unternehmen, Aktiengesellschaft) und die direkt vom Staat

∑
∈

⋅⋅+⋅+=
jSCi

AG
i

AG
i

ÖUVE sXXXI βα
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gehaltenen Anteile am Unternehmen (S) und umfasst einen Wertebereich von 0 bis 1. Die
unterschiedlichen Organisationsformen werden je nach Unabhängigkeit vom politischen
Machtzentrum unterschiedlich gewichtet (Ebinger/Schmitt 2010; Schwanke/Ebinger 2006).
Stellt eine Behörde alle Güter und Dienstleistungen eines Sektors bereit, dann nimmt der
Index den Maximalwert von 1 an und indiziert damit die größtmögliche Ausprägung des
unternehmerisch tätigen Staates in diesem Sektor (in diesem Fall sind XÖU und XAG

gleich 0). Wird die Verwaltungseinheit in ein öffentlich-rechtliches Unternehmen umge-
wandelt, dann ist XOU=1 und wird mit α gewichtet (hier sind XVE und XAG gleich 0). α
muss dabei kleiner 1 sein, um den Rückzug des Staates abzubilden, der durch die stärkere
Handlungsautonomie des Unternehmens gegenüber politischen Akteuren entstanden ist.
Wird das Unternehmen in eine Aktiengesellschaft umgewandelt, dann wird XAG = 1 und
mit β gewichtet. Auch hier bildet β < α ab, dass die Eingriffsmöglichkeiten des Staates als
Anteilseigner einer Aktiengesellschaft geringer sind als noch beim öffentlich-rechtlichen
Unternehmen. Werden zusätzlich noch Staatsanteile am Unternehmen verkauft, dann
sinkt der Indexwert weiter. So führt beispielsweise eine Veräußerung von 49% der Aktien
zu einer Gewichtung von .51 * β, da 51% der Anteile beim Staat verbleiben. Wird ein
Unternehmen vollständig materiell privatisiert, nimmt der Index schließlich den Wert 0
an.3

Auf Grundlage dieses Messinstruments wurde ein neuer Datensatz erstellt, der Infor-
mationen aller (ehemals) staatlichen Unternehmen im Post- Telekommunikation- und
Bahnsektor enthält. Für die Erstellung des Datensatzes wurden gezielt Unternehmensin-
formationen von den zuständigen Ministerien und den Unternehmen abgefragt, sowie Ge-
schäftberichte, Firmendatenbanken systematisch ausgewertet. Der Datensatz umfasst 21
OECD-Länder4 im Zeitraum von 1980 bis 2007.

Grafik 2 veranschaulicht die Entwicklung des unternehmerisch tätigen Staates in den
drei untersuchten Sektoren. Dabei stellen die durchgezogenen Linien jeweils Maximal-
und Minimalwert eines Jahres dar, während die gestrichelte Linie den Mittelwert wieder-
gibt.

Grafik 2: Öffentliches Unternehmertum 1980-2007
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Die grafische Darstellung der Entwicklung des öffentlichen Unternehmertums macht
deutlich, dass sich die drei Sektoren in den letzten drei Jahrzehnten sehr unterschiedlich
entwickelt haben. So zeichnet sich der Telekommunikationssektor durch einen klaren
Abwärtstrend aus, der alle 21 OECD-Länder erfasst hat. Insbesondere seit den 1990er
Jahren zieht sich der Staat hier sowohl durch formelle als auch materielle Privatisie-
rungsmaßnahmen aus der Bereitstellung öffentlicher Dienstleistungen zurück. Der Trend
geht hier eindeutig zu einem vollständigen Rückzug des unternehmerisch tätigen Staates.5

Im Gegensatz dazu hat sich der Postsektor sehr heterogen entwickelt. Zu Beginn des
Untersuchungszeitraums befanden sich die nationalen Postunternehmen in allen 21 Län-
dern in staatlicher Hand und waren in den meisten Ländern in die Verwaltung eingeglie-
dert. 2007 hingegen sind im Postsektor sämtliche Formen staatlichen Unternehmertums
vorzufinden. In manchen Ländern ist das Postunternehmen immer noch in die Verwal-
tung eingegliedert (USA) oder wurde nur formell privatisiert, das heißt in eine Aktienge-
sellschaft umgewandelt (Finnland). In anderen Ländern wurde bereits mit dem materiel-
len Privatisierungsprozess begonnen (Österreich) oder das Unternehmen vollständig ver-
kauft (Niederlande). Interessanterweise haben lediglich Mitgliedsländer der Europäischen
Union den materiellen Privatisierungsprozess eingeleitet. Die Entwicklung des Sample-
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Mittelwerts indiziert wie im Telekommunikationssektor einen Rückzug des Staates, wenn
auch in deutlich geringerem Ausmaß.

Im Eisenbahnsektor waren die meisten nationalen Bahnbetreiber zu Beginn des Un-
tersuchungszeitraums vollständig in staatlicher Hand. Daran hat sich im Zeitverlauf we-
nig geändert. Lediglich das Vereinigte Königreich und Neuseeland haben ihre Bahnbe-
treiber Anfang der 90er Jahre veräußert. Der Bahnsektor ist in erster Linie von formellen
Privatisierungsmaßnahmen betroffen. Im Gegensatz zum Postsektor waren es hier, mit
Ausnahme von Großbritannien, lediglich außereuropäische Staaten, die Staatsanteile ver-
äußerten.

4. Konvergenz

Sigma-Konvergenz

Zur Überprüfung von Konvergenz werden in einem ersten Schritt Verteilungs- und
Streuungsmaße betrachtet, bevor in einem zweiten Schritt Fehlerkorrekturmodelle zum
Vorliegen von Beta-Konvergenz geschätzt werden. Tabelle 1 fasst die Verteilungs- und
Streuungsmaße zu vier verschiedenen Zeitpunkten in den drei Sektoren zusammen.6

Tabelle 1: Telekommunikations-, Post und Bahnsektor im Vergleich
1980 1990 2000 2007

Telekommunikationssektor
Mittel 0,789 0,556 0,160 0,080
Minimum 0       0       0       0       
Maximum 1       1       0,389 0,27  
Standardabweichung 0,288 0,320 0,147 0,099

Postsektor
Mittel 0,929 0,845 0,671 0,517
Minimum 0,5    0,5    0,225 0       
Maximum 1       1       1       1       
Standardabweichung 0,140 0,185 0,207 0,240

Bahnsektor
Mittel 0,792 0,752 0,534 0,496
Minimum 0,5    0,5    0       0       
Maximum 1       1       0,75  0,75  
Standardabweichung 0,207 0,203 0,225 0,209

Auch hier treten die Sektorunterschiede klar in Erscheinung. Während Bahn- und Tele-
kommunikationssektor noch 1980 im Mittel einen ähnlichen Wert aufwiesen, liegt der Mit-
telwert im Telekomsektor 2007 nur noch bei 0,08 im Vergleich zu einem Wert von ca. 0,5
im Bahnsektor. Dies deutet darauf hin, dass sich der Rückzug des Staates im Eisenbahnwe-
sen in erster Linie auf formelle Privatisierungsmaßnahmen beschränkt, während sich der
Staat aus dem Telekommunikationsbereich fast vollständig zurückgezogen hat. Der Post-
sektor hingegen startete 1980 mit 0,929 von einem sehr hohen Niveau. Fast in allen Ländern
wurden Postdienstleistungen durch Verwaltungseinheiten erbracht. Derzeit liegt der Mittel-
wert immer noch bei 0,517 und damit knapp über der Grenze zur materiellen Privatisierung.

Auch die Entwicklung der Standardabweichung7 (SD) weist deutliche Unterschiede
auf. Im Telekommunikationssektor war die SD 1980 mit 0,288 am höchsten und hat sich
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im Laufe der Zeit bis zu einem Wert 0,099 im Jahr 2007 stark verringert. Der Maximal-
wert liegt derzeit nur noch bei 0,27. 1980 lag der Wertebereich noch zwischen 0 und 1.
Im Postsektor ist die Entwicklung exakt gegenläufig. Wie schon in Grafik 2 zu erkennen
war, nahm hier die Streuung über die Zeit zu. Zu Beginn des Untersuchungszeitraums
waren in allen Ländern die Postunternehmen in staatlicher Hand (Minimum=0,5 und Ma-
ximum=1). Im Jahre 2007 hat sich die Spannweite extrem erhöht mit einem Minimalwert
von 0 und einem Maximum bei 1. Die Varianz im Bahnsektor ist hingegen relativ stabil
geblieben. Allerdings ist sowohl im Bahn- und Postsektor ein Abwärtstrend feststellbar,
sodass sich der Staat als Unternehmer tendenziell aus der Bereitstellung öffentlicher
Dienstleistungen zurückzieht.

Grafik 3 zeigt die Entwicklung der Standardabweichung über die Zeit:

Grafik 3: Entwicklung der Standardabweichung von 1980 bis 2007
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Auch statistische Tests stützen die visuellen Befunde. Sowohl ein klassischer F-Test als
auch der Levene-Test auf Varianzungleichheit bestätigen, dass die Varianz im Postsektor
signifikant zu- und im Telekommunikationssektor signifikant abgenommen hat. Im Bahn-
sektor kann entsprechend der visuellen Analyse keine signifikante Abnahme oder Zu-
nahme festgestellt werden.

Zusammenfassend lässt sich im Hinblick auf Sigma-Konvergenz Folgendes festhal-
ten: Lediglich im Telekommunikationssektor ist ein deutlicher „race to the bottom“ fest-
zustellen (Abnahme der Streuung bei gleichzeitig sinkendem Mittelwert). Im Postsektor
nahm hingegen die Streuung signifikant zu. Dies ist insofern überraschend, als in vielen
Ländern beide Sektoren zu Beginn der Untersuchungsperiode im Verbund geregelt wa-
ren. Im Bahnbereich hingegen ist weder ein deutlicher Konvergenz- noch Divergenzpro-
zess erkennbar. In allen drei Sektoren und allen voran im Telekommunikationsbereich
zieht sich der Staat aus der Bereitstellung öffentlicher Dienstleistungen zurück.
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Beta-Konvergenz

Zur Überprüfung von Beta-Konvergenz wird zusätzlich auf die Anwendung von Schätz-
verfahren zurückgegriffen (Plümper/Schneider 2009). Dies hat den Vorteil, dass für kon-
ditionierende Variablen kontrolliert werden kann. Ferner kann der ausschließliche Fokus
auf statistische Streuungsmaße bei systematischen Messfehlern zu Fehlinterpretationen
führen (Holzinger 2006; Plümper/Schneider 2009). Um Beta-Konvergenz zu testen, wur-
den dynamische Panelmodelle geschätzt (Error Correction Models; im Folgenden ECM).
ECMs wurden ursprünglich für die Analyse nicht-stationärer Daten und für kointegrierte
Zeitreihen verwendet. De Boef and Keele (2008) konnten jedoch zeigen, dass Fehlerkor-
rekturmodelle auch für stationäre Daten verwendet werden können. Aufgrund der An-
nahme der Existenz eines langfristigen Gleichgewichtzustandes sind ECM besonders gut
für eine Konvergenzanalyse geeignet (De Boef/Keele 2008).8

Zur Überprüfung von Beta-Konvergenz wird das Vorjahresniveau öffentlichen Un-
ternehmertums (STAATt-1) als zentrale unabhängige Größe mit in die Analyse einbezogen.
Darüber hinaus wird für eine Reihe von Faktoren kontrolliert, von denen anzunehmen ist,
dass sie den Konvergenzprozess konditionieren. Da Privatisierung als Instrument zur
Haushaltskonsolidierung eingesetzt werden kann, sollte ein hohes Defizit in Relation zum
BIP die Privatisierung öffentlicher Dienstleistungen antreiben (DEFIZIT) (Bortolotti/
Fantini/Siniscalco 2003). Weiter dürften Linksregierungen Privatisierungen eher skep-
tisch gegenüber stehen. Deshalb ist zu vermuten, dass ein hoher Kabinettssitzanteil von
linken Parteien mit einem moderaten Rückzug des Staates einhergeht (LEFT) (Belke u.a.
2007; Boix 1997; Zohlnhöfer/Obinger/Wolf 2008). Das Ausmaß ökonomischer Integrati-
on wird durch die Summe der Exporte und Importe relativ zum BIP abgebildet (HAN-
DEL). In Anlehnung an die Effizienzhypothese sollte eine große Außenhandelsoffenheit
dazu führen, dass der Privatisierungsprozess beschleunigt wird. Das BIP sowie das Wirt-
schaftswachstum geben Auskunft über die ökonomische Situation eines Landes. Aufgrund
des niedrigen sozioökonomischen Problemdrucks sollte ein hohes Wirtschaftswachstum
(WACHSTUM) sowie ein BIP pro Kopf (BIP) nicht zu einem starken Rückzug des Staates
führen (Bortolotti u.a. 2003). Da durch den europäischen Integrationsprozess die Libera-
lisierung der netzbasierten Infrastrukturbereiche seit den 1990er Jahren in den Mitglieds-
ländern massiv forciert wurde, wird zusätzlich eine Dummy Variable für EU-Mitglied-
schaft eingeführt (Clifton/Comín/Diaz Fuentes 2006; Höpner u.a. 2009; Schmidt 1998;
Schneider/Häge 2008). Darüber hinaus beeinflusst das institutionelle Arrangement den
Handlungsspielraum für die Regierungen, Privatisierung durchzuführen (INSTITUTION).
Vetopunkte sollten aufgrund ihrer machtdispersiven Wirkung die für Privatisierung not-
wendigen Reformschritte erschweren (Immergut 1992). Eine detaillierte Beschreibung
der Operationalisierung aller Variablen findet sich im Anhang in Tabelle A2.

Die Analyse von Paneldaten ist üblicherweise mit einer Reihe von Problemen behaf-
tet. Der Wooldridge-Test für Autokorrelation (Wooldridge 2002) indiziert keine serielle
Korrelation der Residuen. Aufgrund niedriger Vif-Werte (< 2.5) sowie Korrelationen lie-
gen keine Multikollinearitätsprobleme vor. Ferner weist der augmented Fully Dicker Test
auf stationäre Daten hin. Die Modelle werden mit panelkorrigierten Standardfehlern ge-
schätzt, da Panelheteroskedastizität vorliegt.
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Tabelle 2: Konvergenzanalyse (Error Correction Models)
Telekom Post Bahn

STAATt-1
-,054***
(,012)

-,059***
(,016)

-,052***
(,014)

HANDEL ,0002
(,0001)

-,0001
(,0001)

,0002
(,0001)

Δ HANDEL -,0008
(,0008)

-,0008
(,0007)

-,0003
(,0007)

DEFIZIT ,0002
(,0003)

,0004
(,0002)

,0003
(,0003)

Δ DEFIZIT -,001
(,003)

-,002
(,001)

-,0006
(,002)

BIP pro Kopf
-1,26e-06

(5,75e-07)*
-1,19e-06**
(4,31e-07)

-1,01e-06*
(4,51e-07)

WACHSTUM
-,002
(,002)

,002
(,002)

-,002
(,002)

EU -,018*
(,008)

-,014*
(,007)

,006
(,006)

INSTITUTION
,001

(,003)
,002

(,002)
,003

(,002)

Δ INSTITUTION ,010
(,018)

,016
(,015)

-,008
(,006)

LINKS
,0001

(,0001)
-2,91e-05
(7,63e-05)

5,44e-05
(7,74e-05)

Δ LINKS -,0001
(,0001)

-2,46e-06
(,0001)

8,18e-05
(,0001)

F 2,24** 1,93* 1,71
N 566 566 566

Abhängige Variable: Δ Staat
Anmerkung: Panelkorrigierte Standardfehler in Klammern *** z<0.001, ** z<0.01, * z<0.05

Die empirischen Ergebnisse zeigen, dass in allen drei Sektoren Beta-Konvergenz vorliegt.
Der Regressionskoeffizient des Vorjahresniveaus staatlichen Unternehmertums (STAATt-1)
ist in allen Modellen negativ und auf dem 0,1%-Niveau signifikant. Staaten mit ausge-
prägtem staatlichem Unternehmertum ziehen sich stärker aus der Bereitstellung öffentli-
cher Dienstleistungen zurück als Staaten mit einem niedrigen Ausgangsniveau. Da im
Postsektor zwar Beta-Konvergenz aber nicht Sigma-Konvergenz vorliegt, haben in die-
sem Sektor die ehemaligen Nachzüglerstaaten die einstigen Vorreiter überholt. Im Hin-
blick auf die Kontrollvariablen ist lediglich die EU-Mitgliedschaft sowie das BIP pro
Kopf signifikant. In EU Mitgliedstaaten wird tendenziell stärker privatisiert als in den
Nicht-Mitgliedsstaaten. Die im Zuge der Schaffung eines europäischen Binnenmarktes
verabschiedeten EU-Direktiven zur Liberalisierung der Märkte und Einführung markt-
ähnlicher Steuerungselemente in den Unternehmen haben den Rückzug des Staates be-
schleunigt. Darüber hinaus ist ein hohes ökonomisches Entwicklungsniveau mit einem
starken Rückzug verbunden. Es erstaunt jedoch, dass die meisten in der Literatur disku-
tierten ökonomischen und politischen Variablen eine relativ geringe oder gar keine Erklä-
rungskraft aufweisen. Eine mögliche Ursache könnte sein, dass bislang verwendete Indi-
katoren wie Privatisierungserlöse nicht nur Regierungsentscheidungen messen, sondern
von mehreren insbesondere ökonomischen Faktoren wie beispielsweise der Kapital-
marktentwicklung beeinflusst werden.

Insgesamt sind folgende Ergebnisse festzuhalten: Erstens unterscheidet sich die Ent-
wicklung des unternehmerisch tätigen Staates in den drei Sektoren erheblich. Während im
Telekommunikationssektor signifikante Sigma-Konvergenz festgestellt werden konnte,
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ist die Entwicklung im Postsektor durch Divergenz gekennzeichnet. Der Bahnsektor
weist weder einen deutlichen Divergenz- oder Konvergenztrend auf. Zweitens zieht sich
der Staat in allen drei Sektoren tendenziell aus der Bereitstellung öffentlicher Dienstlei-
stungen zurück. Drittens ziehen sich insbesondere die Staaten als Unternehmer zurück,
die einen hohen Ausgangswert aufwiesen (Beta-Konvergenz). Vorreiter werden von
Nachzüglern eingeholt und im Postsektor sogar überholt.

5. Schlussfolgerungen

In diesem Beitrag wurde untersucht, inwieweit sich der Staat aus der Bereitstellung öf-
fentlicher Dienstleistungen zurückgezogen hat und ob dabei eine Konvergenz im interna-
tionalen Vergleich festgestellt werden kann. Da mit bisherigen Messinstrumenten und
Daten eine Konvergenzanalyse nicht möglich war, wurde ein Index staatlichen Unter-
nehmertums vorgestellt, mit dem die Rolle des Staates international vergleichend erfasst
werden kann. Dieser Bestandsindex ermöglicht im Gegensatz zu Indikatoren wie „Priva-
tisierungserlösen“ erstmals eine umfassende Konvergenzanalyse. Auf Grundlage dieses
Messinstruments wurde ein neuer Datensatz zusammengestellt, der den unternehmerisch
tätigen Staat im Telekommunikations-, Post- und Bahnsektor in 21 OECD Staaten für den
Zeitraum 1980 bis 2007 erfasst.

Entgegen bisheriger Vermutungen haben sich die drei Sektoren in den letzten drei
Jahrzehnten sehr unterschiedlich entwickelt. Insbesondere die Unterschiede zwischen
dem Post- und Telekommunikationssektor sind markant. War der Telekommunikations-
sektor 1980 noch sehr heterogen gestaltet, ist heute eine klare Tendenz zu einem voll-
ständigen Rückzug des Staates erkennbar. Die meisten nationalen Telekommunikations-
unternehmen wurden nahezu vollständig verkauft. Hingegen erbrachten Behörden in den
80er Jahren üblicherweise Postdienstleistungen. Heute sind, unter anderem angestoßen
durch den europäischen Integrationsprozess, mannigfaltige Organisationsformen vorzu-
finden. Interessanterweise wurde in diesem Sektor zumindest zunächst ein Divergenzpro-
zess durch europäische Verregelungen ausgelöst. In keinem der außereuropäischen Staa-
ten wurde ein materieller Privatisierungsprozess eingeleitet. Im Bahnsektor beschränkt
sich Privatisierung zumindest in den EU-Staaten auf formelle Privatisierungsmaßnahmen.
Lediglich einige außereuropäische Staaten wie Neuseeland und Japan sowie das Verei-
nigte Königreich haben bereits mit dem materiellen Privatisierungsprozess begonnen. Es
bleibt abzuwarten, wie sich der Trend im Post- und Bahnsektor in Zukunft entwickeln
wird.

Die empirischen Befunde werfen zahlreiche weitere Fragestellungen auf. So wäre zu
klären, ob es sich bei der Europäischen Union um einen Konvergenzclub handelt, welche
Faktoren nicht nur den Konvergenzprozess konditionieren, sondern die Anpassungsge-
schwindigkeit beschleunigen oder hemmen oder auf welchem Gleichgewichtszustand
sich die Sektoren einpendeln. Darüber hinaus stellt sich insbesondere vor dem Hinter-
grund der geringen Erklärungskraft ökonomischer und politischer Faktoren die Frage, ob
Diffusionsprozesse für den Rückzug des Staates verantwortlich sind.



220 Carina Schmitt

Anmerkungen

1 Dienstleistungen in den netzbasierten Infrastrukturbereichen werden hier den öffentlichen Dienstleistun-
gen zugeordnet, da es sich um wirtschaftliche Tätigkeiten handelt, die von den Staaten mit besonderen
Gemeinwohlverpflichtungen versehen wurden (Ambrosius 2000; Krajewski 2009). Der Begriff der öf-
fentlichen Dienstleistung besitzt im Gegensatz zum Begriff der Daseinsvorsorge den Vorteil, dass er keine
verfassungsrechtlichen Implikationen beinhaltet und sich nicht auf eine bestimmte nationale Rechtsord-
nung bezieht.

2 Es ist auch die direkte Umwandlung einer Verwaltungseinheit in ein privatrechtliches Unternehmen
denkbar.

3 Da es keine theoretische Begründung für die Auswahl von α und β gibt, wurden Sensitivitätsanalysen mit
verschiedenen Gewichten durchgeführt. Die Ergebnisse verändern sich durch den Einsatz unterschiedli-
cher Gewichte nicht. Formelle und materielle Privatisierung werden in diesem Beitrag daher gleich ge-
wichtet, wobei formelle Privatisierung in zwei Subtypen differenziert wurde. Damit ergibt sich für α der
Wert 0,75 und für β 0,5.

4 Bei den 21 OECD-Ländern handelt es sich um Australien, Österreich, Belgien, Kanada, Dänemark,
Finnland, Frankreich, Deutschland, Griechenland, Italien, Irland, Japan, die Niederlande, Norwegen, Neu-
seeland, Portugal, Spanien, Schweiz, Schweden, Großbritannien und die Vereinigten Staaten.

5 Beim Rückzug des Staates wird in diesem Beitrag ausdrücklich auf die Rolle des Staates als Unternehmer
Bezug genommen. Gerade in den netzbasierten Infrastrukturbereichen wurde dieser Rückzug oft von der
Einrichtung unabhängiger Regulierungsbehörden sowie dem Abbau wettbewerbsbeschränkender Regulie-
rungen begleitet (Gilardi 2005; Levi-Faur 2005; Majone 1997).

6 In Tabelle A1 (siehe Anhang) sind sowohl die nationalstaatlichen Ausprägungen als auch die deskriptive
Statistiken ausführlich dokumentiert.

7 In der Literatur wird häufig auch der Variationskoeffizient zur Überprüfung von Sigma-Konvergenz her-
angezogen. Da sich die Skala des verwendeten Indexes weder über die Zeit, noch zwischen Ländern und
Sektoren unterscheidet, wird der Variationskoeffizient als normiertes Maß der Streuung nicht in diesem
Beitrag verwendet.

8 Die allgemeine ECM Gleichung lautet ttttt XXYY εββαα +Δ+−−=Δ −− 011110 )( . β0 erfasst dabei den unmittelbaren
Kurzzeiteffekt während β1 den Langzeiteffekt den X auf Y widerspiegelt. Die Realisierung des Langzei-
teffekts wird von der Fehlerkorrekturrate α1 wiedergegeben. Eine detaillierte Auseinandersetzung mit
ECM und der Ableitung der Gleichungen findet sich bei De Boef and Keele (2008).
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Appendix

Tabelle A1: Staatliches Unternehmertum von 1980 bis 2007
1980 1990 2000 2007 1980-2007

T P B T P B T P B T P B T P B
Australien 1 1 0,5 0,75 0,75 0,5 0,25 0,75 0,5 0 0,75 0,5 1 0,25 0
Belgien 1 0,75 1 1 0,75 1 0,26 0,5 0,75 0,26 0,26 0,5 0,75 0,5 0,5
Dänemark 1 1 1 0,5 1 1 0 0,75 0,75 0 0,38 0,75 1 0,63 0,25
Deutschland 1 1 1 0,75 0,75 1 0,22 0,36 0,5 0,08 0,15 0,5 0,93 0,85 0,5
Finnland 1 1 1 1 1 0,75 0,32 0,75 0,5 0,07 0,5 0,5 0,93 0,5 0,5
Frankreich 1 1 0,5 0,75 1 0,75 0,28 0,75 0,75 0,14 0,75 0,75 0,86 0,25 0,25
Griechenland 0,5 0,5 0,5 0,5 0,5 0,5 0,26 0,5 0,5 0,13 0,5 0,5 0,37 0 0
Großbritannien 0,75 0,75 0,75 0,24 0,75 0,75 0 0,75 0 0 0,5 0 0,75 0,25 0,75
Irland 1 1 0,5 0,5 0,75 0,75 0 0,75 0,75 0 0,75 0,75 1 0,25 0,25
Italien 0,5 1 1 0,5 1 0,5 0,01 0,5 0,5 0 0,33 0,5 0,5 0,68 0,5
Japan 0,75 1 0,75 0,33 1 0,5 0,26 1 0,35 0,17 0,5 0,29 0,58 0,5 0,47
Kanada 0,62 1 0,63 0,18 0,75 0,63 0 0,75 0,38 0 0,75 0,4 0,62 0,25 0,25
Neuseeland 1 1 1 0 0,5 0,5 0 0,5 0 0 0,5 0 1 0,5 1
Niederlande 0,75 0,75 0,75 0,5 0,5 0,75 0,2 0,23 0,5 0 0 0,5 0,75 0,75 0,25
Norwegen 1 1 1 0,75 1 1 0,39 0,75 0,75 0,27 0,75 0,5 0,73 0,25 0,5
Österreich 1 1 1 1 1 1 0,24 1 0,75 0,13 0,26 0,5 0,87 0,75 0,5
Portugal 0,75 0,75 0,75 0,5 0,75 0,75 0 0,5 0,75 0 0,5 0,75 0,75 0,25 0
Schweden 0,75 1 0,75 0,75 1 0,5 0,35 0,5 0,5 0,19 0,5 0,5 0,56 0,5 0,25
Schweiz 1 1 1 1 1 1 0,33 0,75 0,5 0,26 0,75 0,5 0,74 0,25 0,5
USA 0 1 0,5 0 1 0,5 0 1 0,5 0 1 0,5 0 0 0
Mittel 0,79 0,93 0,79 0,56 0,85 0,75 0,16 0,67 0,53 0,08 0,52 0,50
Minimum 0 0,5 0,5 0 0,5 0,5 0 0,23 0 0 0 0
Maximum 1 1 1 1 1 1 0,39 1 0,75 0,27 1 0,75
Standardabweichung 0,29 0,14 0,21 0,32 0,19 0,20 0,15 0,21 0,23 0,10 0,24 0,21

Anmerkungen: T = Telekommunikation, P = Post, B = Bahn

Tabelle A2: Operationalisierung und Quelle der verwendeten Variablen
Variable Beschreibung Quelle

STAAT Index öffentlichen Unternehmertums Eigene Quelle

LINKS Cabinet seats of leftist parties as a percentage of
total cabinet posts (weighted by days

Armingeon u.a., 2008

HANDEL Summe der Exporte und Importe in Prozent des BIP Heston u.a. 2009

DEFIZIT Jährliches Defizit in Prozent des BIP Armingeon u.a. 2008

BIP pro Kopf Reales BIP pro Kopf UN 2009

WACHSTUM Wachstumsrate des realen BIP OECD 2008

EU EU Mitgliedschaft in Jahrt (1=Ja; 0=Nein) Eigene Quelle

INSTITUTION Additivindex zusammengesetzt aus fünf Indikatoren:
(1) Föderalismus (0=nein, 1=schwach, 2=stark) (2)
Parlamentarismus =0, Präsidentialismus u.a. =1 (3)
Verhältniswahlrecht =1, Mehrheitswahlrecht =2 (4)
Bikameralismus (1=schwach, 2=stark), (5) häufige
Referenda (1=ja, 2=nein).

Armingeon u.a. 2008
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Carina Schmitt, Universität Bremen, Sonderforschungsbereich 597 „Staatlichkeit im Wan-
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Integrierte Konzernsteuerung in der
Kommunalverwaltung

Zusammenfassung
In den vergangenen Jahren haben viele Kommunen
ihre Aufgaben aus der Kernverwaltung in verselbst-
ständigte Aufgabenträger ausgegliedert. Dieser Trend
ist trotz einzelner Rekommunalisierungen ungebro-
chen. Es entsteht ein konzernähnliches Gebilde. Ob-
wohl die Kommune, insbesondere Verwaltungsfüh-
rung und Politik, für die Aufgabenerfüllung auch in
den ausgegliederten Einheiten verantwortlich ist,
werden die verselbstständigten Aufgabenträger oft-
mals nicht ausreichend in die Steuerung der Kom-
mune einbezogen. Es fehlt an einer integrierten Kon-
zernsteuerung. Ausgehend von der Begriffsklärung
und Darstellung der spezifischen Merkmale des
kommunalen Konzerns werden die Problemlagen
der kommunalen Konzernsteuerung beschrieben und
Anforderungen an eine integrierte Konzernsteuerung
in der Kommune aufgezeigt.

Schlagworte: kommunaler Konzern, Beteiligungs-
management, Gesamtabschluss

Abstract
Integrated group management in municipal admini-
stration
In recent years, many municipalities have set up inde-
pendent companies to perform their tasks. This trend
has continued unabated despite some remunicipalisa-
tion of tasks. The result is a local group consisting of
the municipal authority and the independent compa-
nies. Although the municipality, in particular local
management and local council remain responsible for
the completion of tasks, the independent carriers are
often not sufficiently involved in the control of the
municipality. There is a lack of integrated corporate
management. Based on the definition and presentation
of the specific characteristics of the local group, the
problems of local group management are described
and requirements for integrated local group manage-
ment in the municipality are identified.

Key words: local group, public management, con-
solidated financial statements

1. Einleitung

Im Rahmen der Ausgliederung von Aufgaben aus der Kernverwaltung in verselbststän-
digte Aufgabenträger1 haben sich die Kommunen zu einem konzernähnlichen Gebilde
entwickelt. Die Kommunen sind verpflichtet, unabhängig von der gewählten Rechts- und
Organisationsform ihre Aufgaben zum Wohle ihrer Einwohner wahrzunehmen und die
Sicherung des Gemeinwohls zu gewährleisten. Obwohl die Kommunen in der Einführung
geeigneter Steuerungsinstrumente und -strukturen erhebliche Fortschritte zu verzeichnen
haben, lassen sich mehr oder minder ausgeprägte Steuerungsdefizite nicht nur in der
Steuerung der Kernverwaltung, sondern auch der ausgegliederten Einheiten identifizie-
ren. Die Steuerung des kommunalen Konzerns erfordert einen ganzheitlichen Ansatz, der
die unterschiedlichen Aufgabenträger integriert und auf die Ziele der Kommune ausrich-
tet. Dabei sind nicht nur die erforderlichen Instrumente zu entwickeln, sondern es sind
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auch adäquate Organisationsstrukturen, insbesondere auf der Ebene des Controllings, zu
schaffen und eine gemeinsame Konzernkultur zu entwickeln.

Nach der Einleitung im 1. Kapitel werden im 2. Kapitel die Grundlagen der Konzern-
steuerung behandelt. Nach einer kurzen Darstellung der Gründe für eine Ausgliederung
von Aufgaben und der möglichen Rechts- und Organisationsformen in der Kommune,
werden die Anwendung des Begriffs „Konzern“ als Bezeichnung für das Konglomerat
aus Kernverwaltung und verselbstständigten Aufgabenträgern geklärt und die spezifi-
schen Merkmale des kommunalen Konzerns besprochen. Kapitel 2 schließt sich mit der
Beschreibung der Steuerungsdefizite im kommunalen Konzern an. Im 3. Kapitel werden
die Notwendigkeit der Konzernsteuerung herausgestellt und Anforderungen an eine inte-
grierte Konzernsteuerung in der Kommune formuliert. Nachdem ein Sollkonzept für eine
integrierte Konzernsteuerung aufgezeigt ist, wird die Notwendigkeit diskutiert, Organisa-
tionsstrukturen und Organisationskulturen im kommunalen Konzern anzupassen. Ab-
schließend erfolgt eine Einschätzung, ob die Implementierung einer Konzernsteuerung
durch das neue kommunale Haushalts- und Rechnungswesen forciert wird.

2. Grundlagen der Konzernsteuerung

2.1 Rechts- und Organisationsformen in der Kommune

Kommunen können die ihnen zugewiesenen Aufgaben im Rahmen der aus der kommu-
nalen Selbstverwaltung abgeleiteten Organisationshoheit in verschiedenen Rechts- und
Organisationsformen wahrnehmen. Sie können Aufgaben im Rahmen der Ämter- bzw.
Fachbereichsstruktur verwaltungsintern durchführen oder in öffentlich-rechtliche Rechts-
und Organisationsformen wie Eigenbetrieb und kommunale Anstalt oder in Organisa-
tionsformen des Privatrechts wie GmbH oder AG ausgliedern. Sie können außerdem die
Aufgabenwahrnehmung in die Trägerschaft von Dritten – beispielsweise Bürgern, Non-
Profit-Organisationen oder privaten Unternehmen – geben.

Abb. 1: Überblick über die wichtigsten Rechts- und Organisationsformen im kommunalen
Konzern2
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Überwiegende Gründe für eine Ausgliederung von kommunalen Aufgaben in verselbst-
ständigte Aufgabenträger sind die Erhöhung der Flexibilität und der Zugriff auf Know-
how und Kapital von Mitgesellschaftern. Daneben spielen die Einschränkung der politi-
schen Einflussnahme, die Entlastung des kommunalen Haushalts und Stellenplans und
der Schutz von Unternehmensinterna eine Rolle (vgl. Hille 2003, S. 68ff.; Cronauge/
Westermann 2006, S. 67ff.). Auch Limitierungen hinsichtlich der Kreditaufnahmemög-
lichkeiten der Kommune können hier ein Anlass sein. Aufgrund der gewonnenen Hand-
lungsfreiheit außerhalb des öffentlichen Haushalts-, Dienst- und teilweise auch Vergabe-
rechts wird eine höhere Effizienz der Leistungserstellung bei den verselbstständigten
Aufgabenträgern vermutet. Es gibt bislang aber keine empirischen Belege für die Be-
hauptung, dass private Unternehmen per se wirtschaftlicher handeln als öffentlich-
rechtliche Unternehmen oder Verwaltungen. Entscheidender für effizientes Handeln
scheint vielmehr das Vorhandensein von Wettbewerbsstrukturen zu sein. Bei einem et-
waigen Vergleich sind nicht nur finanzielle Aspekte zu berücksichtigen, sondern auch die
Dienstleistungsqualität sowie kommunal- und strukturpolitische Aspekte (vgl. Bremei-
er/Brinckmann/Killian 2006, S. 63 u. 112).

Die Tendenz zur Auslagerung von kommunalen Aufgaben in organisatorisch und
teilweise rechtlich selbstständige Aufgabenträger und durch materielle Privatisierung ist
weiterhin ungebrochen. Die anhaltende Tendenz zur Ausgliederung führt vor allem bei
den großen Städten und den Landkreisen zu mehrstufigen Konzernstrukturen mit beacht-
licher Komplexität. Insbesondere ausgelöst durch die Einführung eines neuen kommuna-
len Haushalts- und Rechnungswesens werden aber auch Überlegungen zur Rekommuna-
lisierung durch die Rückholung von ausgegliederten Aufgaben in die Kernverwaltung
bzw. von privatisierten Aufgaben in den kommunalen Konzern angestellt.3 Eine zuneh-
mende Bedeutung erhält das bürgerschaftliche Engagement in den Kommunen. Des Wei-
teren ist eine „Neubelebung“ der interkommunalen Zusammenarbeit erkennbar, die von
Kooperationen in der Leistungserstellung bis hin zu Gebietsreformen reichen kann (vgl.
KGSt, 2010, S. 13ff.).

2.2 Der Konzernbegriff im kommunalen Haushaltsrecht

Im kommunalen Haushaltsrecht wird der in der handelsrechtlichen Rechnungslegung
verwendete Begriff des „Konzerns“ für mehrere rechtlich selbstständige Unternehmen,
die von einem anderen Unternehmen beherrscht werden (vgl. § 18 AktG), als Begriff für
das Gebilde aus der Kommune (als öffentliche Gebietskörperschaft) selbst und den aus-
gegliederten Organisationseinheiten möglichst vermieden, ohne ihn durch eine adäquate
andere Bezeichnung zu ersetzen. Der Konzern aus betriebswirtschaftlicher Sicht ist eine
autonome Entscheidungs- und Handlungseinheit, die im kommunalen Kontext mehrere
juristisch selbstständige wie unselbstständige Unternehmen und Betriebe umfasst, die als
wirtschaftliche Einheit in personeller, institutioneller und/oder funktioneller Hinsicht zeit-
lich befristet oder auf Dauer im Rahmen entsprechender Planungen ein gemeinsames
wirtschaftliches Ziel verfolgen (Theisen 2000, S. 18). Da das Gebilde aus Kommunalver-
waltung und Ausgliederungen diese Definition erfüllt, kann dieses Konstrukt durchaus als
„kommunaler Konzern“ bezeichnet werden, auch wenn die Kernverwaltung als öffentli-
che Gebietskörperschaft privatrechtlich kein Unternehmen im Sinne des Aktiengesetzes
ist.4 Der kommunale Gesamtabschluss, der von der in den Beschlüssen der Ständigen
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Konferenz der Innenminister und -senatoren der Länder (IMK) als konsolidierter Jahres-
abschluss bzw. Gesamtabschluss bezeichnet wird (IMK 2003, Anlage 2, S. 31), kann
ebenso als Konzernabschluss betrachtet werden, wie dies z.B. in §§ 290 ff. HGB oder auf
der Ebene des staatlichen Haushalts- und Rechnungswesens (vgl. BT-Drs. 16/12060, S.
9)5 erfolgt. Die Kommune bzw. Kernverwaltung könnte im Zusammenhang mit der Kon-
zernrechnungslegung als „Mutterkörperschaft“ bezeichnet werden, die Ausgliederungen
als „Tochterunternehmen“ oder „Tochterorganisationen“. Im kommunalen Haushaltsrecht
der meisten Bundesländer wird für die Ausgliederungen der Begriff der „(verselbststän-
digten) Aufgabenträger“ (vgl. z.B. § 116 Abs. 2 GO NW) gewählt.

2.3 Spezifische Merkmale des kommunalen Konzerns

Die Verfolgung gemeinwohlorientierter Ziele durch die Kommune bedingt regelmäßig
ein komplexes Zielbündel und daraus abgeleitet ein umfangreiches Aufgaben- und Leis-
tungsportfolio. Grundsätzlich hat der öffentliche Zweck Vorrang, in den meisten Fällen
spielt Gewinnerzielung keine Rolle, sodass das Vorhandensein von dauerhaften Zu-
schussbereichen akzeptiert wird. Der kommunale Konzern ist gekennzeichnet durch eine
Heterogenität der Aufgaben, die anhand des Produktrahmens offensichtlich wird. Ein sol-
ches Portfolio unterschiedlicher Leistungen ist in erwerbswirtschaftlichen Konzernen
kaum vorfindbar und wird letztlich nur beeinflusst durch die Größe einer Kommune so-
wie die Struktur ihrer Aufgabenwahrnehmung. Zudem ist die Konzernstruktur nicht durch
gezielte Unternehmenskäufe aufgebaut worden, sondern sukzessive durch Ausgliederun-
gen aus dem Kernhaushalt im relativ engen Rahmen der zulässigen wirtschaftlichen Be-
tätigung von Kommunen entstanden bzw. in Teilen unter steuer- und gesellschaftsrechtli-
chen oder aufgabenbezogenen Gesichtspunkten gestaltet und optimiert worden.

In den einzelnen Aufgabenfeldern liegen unterschiedliche Ziel- und Leistungsstruktu-
ren und eine unterschiedliche Dynamik im Hinblick auf Veränderungen von Umweltbe-
dingungen vor. Einerseits wird die Kommune hoheitlich tätig, sie besitzt bei der Leis-
tungsabgabe eine Monopolstellung, teilweise mit Anschluss- und Benutzungszwang der
Abnehmer (z.B. bei der Abwasserbeseitigung), andererseits tritt sie als Wettbewerber auf
Märkten auf, die einem permanenten Wandel unterliegen (z.B. bei der Energieversor-
gung). Die Kernverwaltung – aber auch die verselbstständigten Aufgabenträger – unter-
liegen aufgrund ihrer Gemeinwohlorientierung hohen Anforderungen an Transparenz und
stehen im Blickpunkt der Öffentlichkeit. Die Planungen im kommunalen Konzern werden
durch die Kommunalpolitik beeinflusst.

Neben diesen systemimmanenten Besonderheiten kommunaler Konzernsteuerung
sind Einflussfaktoren zu nennen, die sich zumindest einer unmittelbaren Gestaltung durch
die Kommune entziehen. Insbesondere ist hier an Restriktionen des rechtlichen Rahmens
zu denken (z.B. der bereits angeführte Rahmen der „wirtschaftlichen Betätigung“, das öf-
fentliche Personalentwicklungs- und Vergütungssystem oder das öffentliche Vergabe-
recht). Kommunalrechtliche Vorgaben sind zusätzlich bzw. teilweise vorrangig zu den
Regelungen des Gesellschaftsrechts zu beachten.

Auch auf der Führungsebene innerhalb des kommunalen Konzernverbundes sind sub-
stanzielle Unterschiede gegenüber der Privatwirtschaft zu beobachten. Statt eines klassi-
schen Konzernvorstandes mit strategischem Steuerungseinfluss auf die nachgeordneten
Konzernunternehmen bestehen im Kommunalkonzern häufig recht hohe Freiheitsgrade
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der großen Teilkonzernmütter (beispielsweise bei den Stadtwerken). Die Richtlinienkom-
petenz ist dadurch oftmals eingeschränkt und die Sanktionsmöglichkeiten (bis hin zur
privatwirtschaftlich gängigen Veräußerung, Zerschlagung oder Liquidation von Unter-
nehmen) sind relativ schwach ausgeprägt. Ein weiteres Spezifikum ergibt sich aus der
Rolle der Kommunalpolitik, die weit über jene eines Aufsichtsrats hinausgeht, da durch
sie die demokratisch legitimierte und haushalterisch fundierte Kommunalwirtschaft erst
möglich wird – grundsätzlich bis in den Beteiligungsbereich hinein. Dadurch kann es zu
Steuerungs- und Zielkonflikten zwischen den Akteuren kommen, die im Rahmen einer
integrierten Konzernsteuerung nur schwer aufzulösen sind.6

Insgesamt steht den Kommunen für die Umsetzung konzeptioneller Ansätze einer
Konzernsteuerung nicht der gleiche Gestaltungsfreiraum zur Verfügung wie privaten
Konzernen. Dies bedingt eine abweichende Steuerungslogik.

2.4 Steuerungsdefizite im kommunalen Konzern

Die Kommunen haben in der Einführung geeigneter Steuerungsinstrumente und -struk-
turen in ihren Verwaltungen erhebliche Fortschritte zu verzeichnen. Trotzdem lassen sich
mehr oder weniger konkrete Steuerungsdefizite erkennen (Busch/Lasarzik/Heiling 2009,
S. 422f.).7 Obwohl die Verpflichtung zur ergebnis- bzw. outputorientierten Steuerung
mittelbar durch die Aufnahme von Zielen und Kennzahlen in den kommunalen Haushalt
gesetzlich verankert worden ist8, laufen vielerorts die Planungsprozesse weiterhin input-
orientiert ab. Es fehlt eine flächendeckende Verknüpfung von Wirkungszielen, Produkt-
zielen und den eingesetzten Ressourcen (vgl. PwC 2009, S. 14 u. 19f.; vgl. Buchholz/La-
sar 2010) Das strategische Management ist wenig ausgeprägt, insbesondere legt sich die
Kommunalpolitik nicht auf messbare Ziele fest (vgl. Holtkamp 2010, S. 56). Findet in der
Kernverwaltung keine effiziente Steuerung statt, kann aber i.d.R. auch keine gute Beteili-
gungssteuerung gelingen.

Überlegungen zur Konzernsteuerung werden gar nicht oder nur zeitlich nachgelagert
angestellt. Die verselbstständigten Aufgabenträger sind nur ansatzweise in das Zielsys-
tem, wenn ein solches überhaupt vorliegt, einbezogen (beispielsweise durch Zielvorgaben
zur Zuschussgewährung an Aufgabenträger im kommunalen Produkthaushalt). Es fehlt
eine Gesamtstrategie, die die verselbstständigten Aufgabenträger einbezieht (Deutscher
Städtetag/PwC 2011, S. 70). Es gibt keine integrierte Konzernsteuerung. Eine einheitli-
che Steuerung wird durch eine zu hohe Autonomie der verselbstständigten Aufgabenträ-
ger behindert.

In der Wissenschaft werden die Themenfelder „Steuerung der Kernverwaltung“ und
„Steuerung der Beteiligungen“ bislang überwiegend voneinander isoliert betrachtet. In
der kommunalen Praxis hat sich ebenso bezogen auf Instrumente und Organisationsstruk-
turen eine mehr oder weniger starke Trennung zwischen Verwaltungsmanagement und
Beteiligungsmanagement entwickelt.

Zuständigkeiten für Beteiligungen, Finanzziele und Leistungsziele sind oftmals nicht
zentralisiert. Dasselbe gilt für das diesbezügliche Controlling und Berichtswesen (vgl.
PwC 2009, S. 15f.). Während die Aufstellung des Haushaltes mit der Zuordnung von
Budgets und der Vorgabe von Finanzzielen traditionell in der Kämmerei angesiedelt ist,
erfolgt die Entwicklung von Ergebniszielen unabhängig davon in anderen Organisations-
einheiten wie z.B. der Hauptverwaltung oder den zuständigen Fachbereichen. Daneben
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existiert teilweise eine eigene Organisationseinheit für das Beteiligungsmanagement und
die Beteiligungsverwaltung, die isoliert für die Unterstützung der Mandatsträger in Poli-
tik und Verwaltungsführung im Hinblick auf die Steuerung der ausgegliederten Aufgaben
sowie für die Beteiligungsberichterstattung zuständig ist.

In den verselbstständigten Aufgabenträgern und der Kernverwaltung entwickeln sich
unterschiedliche Organisationskulturen, die zu Misstrauen unter den Handelnden führen
können. Die verselbstständigten Aufgabenträger verfolgen häufig eigene Ziele und ver-
stehen sich nicht als Teil der Kommune, welcher vorrangig kommunale Aufgaben zu er-
füllen hat. Andererseits werden die Führungskräfte der Ausgliederungen nicht hinrei-
chend in die Gesamtinteressenlage der Kommune eingebunden (vgl. Modellprojekt
„NKF-Gesamtabschluss“ NRW 2009, S. 104). Die städtischen Mitarbeiter betrachten die
verselbstständigten Aufgabenträger wegen der ihnen zugestandenen Freiheiten und man-
gelnder Transparenz nicht selten mit Argwohn.

Während für das politische Management der Bereiche der Kernverwaltung gegen-
wärtig trotz der Reformen der letzten Jahre weiterhin oftmals eine Übersteuerung in Form
von detaillierten Maßnahmeregelungen zu erkennen ist, gibt es bezüglich der Beteiligun-
gen i.d.R. eine Untersteuerung. Die Verselbstständigung von Einheiten wird von der Po-
litik dahin gehend interpretiert, dass möglichst keine Eingriffe in die Aufgabenabwick-
lung der Beteiligungen vorzunehmen sind. Insbesondere wird Ausgliederung oftmals als
Automatismus für eine Steigerung der Effizienz und Effektivität der Aufgabenerfüllung
angesehen, ohne dass deren Zustandekommen aktiv gesteuert und überwacht würde.

Ein Teil der Steuerungsproblematik zwischen Kernverwaltung und verselbstständig-
ten Aufgabenträgern resultiert aus der simplen Tatsache, dass die Finanz- und Leistungs-
beziehungen in der Vergangenheit organisch gewachsen sind, ohne dass der Ansatzpunkt
einer Konzernsicht hierauf strukturierend und regulierend eingewirkt hätte. Deshalb sind
im Aufgaben- und Leistungsverbund des kommunalen Konzerns eventuell Lücken in den
bilateralen vertraglichen Beziehungen bzw. in der faktischen Handhabung entstanden, die
nunmehr aufwändig auf dem Verhandlungswege zu bereinigen sind. Zudem sind die Aus-
kunftsrechte und Einflussmöglichkeiten aus der Sphäre der Kommune als Gebietskörper-
schaft vor allem in die Kapitalgesellschaften hinein durch das Privatrecht limitiert (vgl.
Marettek/Detemple 2008, S. 481f., Rz. 125 u. 126).

3. Konzernsteuerung in der Kommunalverwaltung

3.1 Begriff und Notwendigkeit der Konzernsteuerung

Steuerung wird als zielgerichtete und absichtsvolle Beeinflussung von Akteuren verstan-
den. Steuerung benötigt allgemein ein Ziel, ein Subjekt und ein Objekt der Steuerung,
Maßnahmen, Instrumente sowie eine Vorstellung von Wirkungszusammenhängen zwi-
schen Maßnahmen und Resultaten (vgl. Bolay 2006, S. 1). Steuerung wird einerseits mit
Management oder Führung gleichgesetzt (vgl. Steinmann/Schreyögg 2005, S. 6ff.). Ma-
nagement kann in diesem Sinne als ein Komplex von Steuerungsaufgaben bezeichnet
werden. Andererseits werden Steuerungsaufgaben lediglich als Teil der Managementtä-
tigkeiten verstanden. Im Folgenden wird von Steuerung als Synonym für Management
ausgegangen. Controlling hingegen bezeichnet alle Funktionen der Steuerungsunterstüt-
zung (vgl. Homann 2005, S. 1ff.).
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Abb. 2: Der kommunale Konzern

Die Kommune als Mutterkörperschaft hat als oberste Leitungsorgane den Rat bzw. Kreis-
tag mit seinen Ausschüssen als politisches Leitungsorgan und den Bürgermeister bzw.
Landrat als administratives Leitungsorgan, die von den Bürgern demokratisch zur Lei-
tung legitimiert sind. Diese beiden Organe haben als zentrale Aufgabe, die Kommune als
Mutterkörperschaft und die der Konzernmutter nachgeordneten Tochterorganisationen zu
steuern. Da die verselbstständigten Aufgabenträger kommunale Aufgaben mit kommu-
nalem Vermögen abwickeln, welches durch die Einwohner finanziert wird, muss die
Kommune die verselbstständigten Aufgabenträger in die Steuerung einbinden und ihre
Leitungsfunktionen im Rahmen einer Gesamtsteuerung wahrnehmen (Beckhof/Pook
2001, S. 69). Die Ämterverwaltung und die verselbstständigten Aufgabenträger bleiben
organisatorische Hilfsmittel kommunaler, politisch beschlossener Leistungserstellung
(vgl. Deutscher Städtetag 2009, S. 6). Die Kommunen sind verpflichtet, unabhängig von
der gewählten Rechtsform die Aufgaben zum Wohle ihrer Einwohner wahrzunehmen und
die Sicherung des Gemeinwohls zu gewährleisten sowie die zur Verfügung gestellten
Ressourcen wirtschaftlich und sparsam als Treuhänder zu verwalten. Verselbstständigte
Aufgabenträger sind unter Berücksichtigung rechtlicher, wirtschaftlicher und technologi-
scher Rahmenbedingungen vergleichbar zu steuern wie die Facheinheiten der Kernver-
waltung und angemessen in die Gesamtsteuerung zu integrieren (vgl. Innenministerium
NRW 2010, S. 749.). Mit Blick auf den Einsatz von Ressourcen zum Wohle der Bürger
und Nutzen der Gebietskörperschaft kann bei den Aufgabenträgern nichts anderes gelten
als bei der Kommune, da ihre Daseinsberechtigung letztlich aus dem ursprünglichen Auf-
trag der Kommune abzuleiten ist.

Die vielerorts zu beobachtende Konzentration der Steuerung von Beteiligungen auf
ökonomische bzw. fiskalische Parameter ist in Anbetracht der kommunalen Haushaltskri-
se verständlich. Das Erfordernis der Erfüllung eines öffentlichen Zweckes der verselbst-
ständigten Aufgabenträger ist allein mit einem Beitrag zur Haushaltskonsolidierung je-
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doch nicht eingelöst, da innerhalb eines vorgegebenen Finanzrahmens unterschiedliche
wirtschaftliche Ziele und Sachziele verfolgt werden können, wie das Beispiel in Abb. 3
zeigt (Bremeier/Brinckmann/Killian 2006, S. 129).

Strategisches Ziel Maßnahmen Erfolgskriterien

Hohe Rendite Entwicklung des Gewinns Hoher Gewinn
Sicherung des kommunalen Vermö-
gens

Entwicklung des Eigenkapitals Angemessener Anteil des Unterhal-
tungsaufwandes

Mietpreisbeeinflussung Mieten am unteren Ende der Ver-
gleichsmieten

Vergleich der Mieten mit anderen
Kommunen

Wohnungsversorgung für sozial
Schwächere

Wohnungszuteilung nach entspre-
chenden Kriterien

Quoten im Vergleich, Versorgungsgrad

Wohnungsversorgung bei Integrati-
onsproblemen

Wohnungszuteilung nach entspre-
chenden Kriterien

Quoten im Vergleich, Versorgungsgrad

Wohnungsversorgung für ältere Men-
schen

Wohnungszuteilung nach entspre-
chenden Kriterien

Quoten im Vergleich, Versorgungsgrad

Städtebauliche Ziele Baulückenplanung, Energieeinsparung Neu- und Umbau, Beitrag zur Baukul-
tur

Ortsteilbezogene Wohnungspolitik Verteilung des Wohnungsangebotes
auf Ortsteile

Bedarfsgerechter Anteil der Ortsteile

Wirtschafts- und Arbeitsplatzpolitik Vergabe von Aufträgen an lokale Un-
ternehmen

gesicherte Arbeitsplätze, Steuerein-
nahmen

Abb. 3: Strategische Ziele im Wohnungsbau

Ein Verzicht auf die Integration der strategischen Ziele der Kommune und ihrer verselbst-
ständigten Aufgabenträger in die Gesamtstrategie des kommunalen Konzerns oder die
Reduzierung auf eine finanzwirtschaftliche Steuerung bei einer Ausgliederung in einen
verselbstständigten Aufgabenträger überließe die Ausrichtung der Strategie und deren
Umsetzung der Leitung des Aufgabenträgers oder seinem Aufsichtsorgan und wäre nicht
ausreichend politisch (durch die Kommune selbst) legitimiert.

Eine umfassende Verpflichtung zur Beteiligungssteuerung ist im kommunalen Haus-
haltsrecht der einzelnen Bundesländer gesetzlich verankert (vgl. u.a. § 109 GO NW).
Über die Inhalte, die Organisation und die Intensität des Beteiligungsmanagements ent-
scheidet die Kommune im Rahmen ihrer Organisations-, Personal- und Finanzhoheit.9

Die Betätigung der Kommune als Gesellschafterin oder Aktionärin und damit auch das
Beteiligungsmanagement einer Kommune können der Betätigungsprüfung durch das
Rechnungsprüfungsamt unterworfen werden (vgl. u.a. § 103 Abs. 2 Nr. 2 GO NW). Die
Genehmigung neuer Beteiligungen und die Überwachung der Regeln für die wirtschaftliche
Betätigung sind darüber hinaus Aufgabe der zuständigen Kommunalaufsichtsbehörden.

Die Steuerungsmöglichkeiten von verselbstständigten Aufgabenträgern sind abhängig
von der Rechts- oder Organisationsform, von der Beteiligungsquote, der Größe der zu
steuernden betrieblichen Einheit, dem persönlichen Verhältnis zwischen Mitgliedern der
Verwaltungsführung – insbesondere dem Hauptverwaltungsbeamten (Bürgermeister, Land-
rat) – und der Leitung der betreffenden ausführenden Einheit, dem Qualitätsanspruch der
handelnden Akteure sowie der Organisation und der personellen Ausstattung der Steue-
rungsunterstützung. Die Intensität der Steuerung sollte nicht ausschließlich beeinflusst
sein von der Rechts- oder Organisationsform, also ob es sich bei der ausführenden Einheit
um die verwaltungsinterne (Fachbereich) oder verwaltungsexterne (Beteiligung) Sphäre
handelt, sondern von den vorhandenen Risiken, der Höhe des Vermögens und der Schul-
den, der politisch-strategischen Bedeutung des Aufgabenfeldes und der Ertragslage. Ins-
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besondere muss dann intensiver gesteuert werden, wenn ein Zuschussbetrieb vorliegt, der
den Haushalt der Kommune unmittelbar belastet. Es gibt allerdings gesellschaftsrechtli-
che Einschränkungen der Einflussnahme auf Aktiengesellschaften (AG) und Begrenzun-
gen des Gesellschaftereinflusses bei Minderheitsbeteiligungen.

Kommunale Konzernsteuerung bedeutet somit die zielorientierte Steuerung der Kern-
verwaltung und der verselbstständigten Aufgabenträger durch die Kommunalpolitik (Ge-
meinderat, Kreistag) und die Verwaltungsführung nach einheitlichen Rahmensetzungen
sowie unter Verwendung geeigneter Instrumente und Strukturen. Dabei hat eine kom-
munale Konzernsteuerung die Aufgabenwahrnehmung aus Konzernsicht zum Wohle der
Bürger in den Fokus zu stellen (vgl. Linhos 2006, S. 220ff.). Demokratische Legitimati-
onsketten (ausgehend von der haushalterischen und politischen Steuerung der Kommune
selbst über die Wirtschaftspläne der Beteiligungen bis hin zur Mandatswahrnehmung in
Aufsichtsgremien) sind auch bei einer dezentralen Struktur zwingend einzuhalten. Die
Verwaltungsführung steht im Zuge ihrer Gesamtverantwortung unmittelbar für die Kern-
verwaltung und mittelbar für die Ausgliederungen in der Pflicht, die demokratisch legiti-
mierenden Entscheidungen der kommunalen Vertretung konzernweit umzusetzen. Es
stellt gewiss bei den stark eigenständigen Kapitalgesellschaften (und hier wiederum vor
allem bei der AG) eine besondere Herausforderung dar, den Bogen aus der Kommunal-
politik bis in die Gesellschaft zu schlagen und den notwendigen Interessenausgleich her-
beizuführen.

3.2 Anforderung an eine Konzernsteuerung in der
Kommunalverwaltung

Grundsätzlich kann eine Kommune sämtliche Aufgaben in der Organisation der Kern-
verwaltung abwickeln oder aber Teile ihres Aufgabenbereichs in anderen Organisations-
und Rechtsformen des öffentlichen oder Privatrechts verselbstständigen, soweit sie die
gesetzlichen Rahmenbedingungen des jeweils geltenden kommunalen Wirtschaftsrechts
beachtet. Es sollte derjenige Aufgabenträger den Auftrag zur Aufgabenabwicklung er-
halten, der die kommunalen Produkte im Hinblick auf Verlässlichkeit, Flexibilität, Effek-
tivität und Effizienz optimal erfüllt.

Die Kommune sollte im Rahmen ihrer Organisationshoheit zunächst eine Grundent-
scheidung zur organisationspolitischen Orientierung auf der Basis einer strategischen
Vorgabe für die Gesamtverwaltung treffen. Zu den organisationspolitischen Entscheidun-
gen gehört die Definition von Handlungsfeldern für die kommunalen Dienstleistungen
und damit die Festlegung, was als kommunale Aufgabe verstanden werden soll. Innerhalb
der einzelnen kommunalen Aufgaben ist die Rolle der Kommune zu bestimmen, ob sie in
diesem Aufgabenfeld als Produzentin, Kooperationspartnerin, Auftraggeberin oder För-
derin auftritt. Damit verbunden sind die grundsätzlichen Regeln zur Leistungsproduktion
und Leistungssteuerung als funktionale Entscheidung. Nach dieser Festlegung ist ggf. ei-
ne Entscheidung über den Träger der kommunalen Aufgabe zu treffen und eine Auswahl
von geeigneten Trägern für die definierten Dienstleistungen vorzunehmen. Im Rahmen
der Entscheidungen zu Leistungserbringern und zur Form der Leistungserbringung ist die
Ausgestaltung der Steuerungsprozesse zu bestimmen (KGSt 2010, S. 8).

Die Kommune hat im Rahmen unterschiedlicher Verantwortungsstufen die Gewähr-
leistungsverantwortung, die Vollzugsverantwortung und/oder eine Finanzierungs- und
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Auffangverantwortung wahrzunehmen. Gewährleistungsverantwortung bedeutet eine dauer-
hafte Sicherstellung der Leistungserbringung zu politisch gewollten Standards und Kos-
ten. Im Rahmen ihrer Vollzugsverantwortung produziert die Kommune die erforderlichen
Dienstleistungen gemäß dem kommunalen Auftrag. Finanzierungs- und Auffangverant-
wortung bedeutet die Garantie, dass die gewährleisteten Aufgaben auch dann erbracht
werden, wenn ein Leistungserbringer ausfällt (vgl. KGSt, 2010, S. 9).

3.3 Sollkonzept für ein Steuerungssystem im kommunalen Konzern

Konzernsteuerung im Kreislauf des Verwaltungsmanagements10 setzt voraus, dass zu-
nächst Planungsdaten auf der Ebene des kommunalen Konzerns vorliegen (vgl. Dör-
schell/Schulte/Heck 2007, S. 4.). Grundlage der Steuerung ist das hierarchisch aufgebaute
Zielsystem der Kommune. Die Ziele sind Ausgangspunkt des Managementprozesses und
des Steuerungskreislaufes in der Kommune.

Leitbild

Strategische 
Ziele der 
Kommune

Strategische Ziele, 
Produkte, Projekte, 

Programme für 
Fachbereiche 

und Aufgabenträger

Operative Ziele für 
(Produkte) Fachbereiche 

und Aufgabenträger

Haushalt/Wirtschaftspläne

Ressourcen                   Ergebnisse/Produkte

Zi
el

ve
re

in
ba

ru
ng

en
B

udgetierung/C
ontrolling

Abb. 4: Zielsystem im kommunalen Konzern (in Anlehnung an Deutscher Städtetag
2009, S. 11).

Im Leitbild als Grundlage des normativen Managements werden generelle Ziele, Prinzi-
pien, Normen und Spielregeln festgelegt. Die Kommune gibt dabei vor, wie die Zusam-
menarbeit mit den Bürgern gestaltet werden soll, wie sie ihre Mitarbeiter behandeln will
und welche politischen Handlungsfelder ihr wichtig sind. Nicht alle Kommunen beschäf-
tigen sich gegenwärtig mit der Erstellung eines Leitbildes (PwC 2009, S. 14). Auch wer-
den die erarbeiteten Leitbilder selten konsequent umgesetzt und aktualisiert. Ein Leitbild
als Rahmensetzung ist wünschenswert, aber nicht Grundvoraussetzung für das Funktio-
nieren der Verwaltungssteuerung, da es nicht ausschließlich als Grundlage von Zielvor-
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gaben dient und Leitvorgaben auch auf der Ebene des strategischen Managements for-
muliert werden können (Heinz 2000b, S. 118ff.; Reichard 2001, S. 86). Werden aller-
dings Handlungsprinzipien im Leitbild festgelegt, sollten sich alle Aktivitäten des kom-
munalen Konzerns danach ausrichten. Sieht das Leitbild eine umfassende Information
oder sogar Beteiligung der Bürgerschaft bei politischen Entscheidungen vor, dann dürfen
wichtige Maßnahmen nicht außerhalb der Öffentlichkeit entschieden werden. Wird im
Leitbild von den Mitarbeitern teamorientiertes Arbeiten verlangt, verbietet sich eine Prä-
mierung Einzelner im Rahmen der leistungsorientierten Vergütung ohne Einbeziehung
des Beitrags für die Teamarbeit. Zweckmäßig ist es, ein Leitbild für den kommunalen
Konzern zu erstellen, aus dem Leitbilder für die Kommune und die verselbstständigten
Aufgabenträger abgeleitet werden.

Aus der Ebene des Leitbildes als wesentlichem Element des normativen Manage-
ments sind messbare Ziele für die strategische und operative Steuerung zu entwickeln.
Ausgehend vom Leitbild beschäftigt sich die Kommune auf der Ebene des strategischen
Managements mit mittel- und langfristigen Zielen in für die Bürger relevanten Politikfel-
dern unter Berücksichtigung der Umweltbedingungen wie der künftigen gesellschaftli-
chen, wirtschaftlichen, rechtlichen und technologischen Entwicklung und der vorhande-
nen internen Ressourcen in der Verwaltung. Aktuelle Themen in der Entwicklung von
Strategien sind gegenwärtig die Auswirkung des demografischen Wandels auf die Kom-
munen, eine nachhaltige Stadtentwicklung und der Umgang mit den Folgen der kommu-
nalen Finanzkrise. Um eine Struktur für die Bildung strategischer Ziele zu erhalten, ist es
zweckmäßig, losgelöst von den organisatorischen Strukturen politische Handlungsfelder
zu bilden, wie z.B. Bildung, Umwelt, Wirtschaft. In diesen Handlungsfeldern sind ent-
sprechend den Umweltbedingungen, der Problemlagen bzw. des Handlungsbedarfes und
der besonderen Stärken und Schwächen der Kommune strategische Ziele festzulegen. In
diesem Zusammenhang können bereits einzelne Maßnahmen oder Projekte vorgegeben
oder die Relevanz bestimmter Produkte aufgezeigt werden.

Für die systematische Entwicklung strategischer Ziele in den politischen Handlungs-
feldern stehen geeignete betriebswirtschaftliche Instrumentarien wie SWOT-Analyse,
Portfoliomethode, Benchmarking und Balanced Scorecard zur Verfügung, die kommunal-
spezifisch anzupassen sind. Ein geeignetes Hilfsmittel bilden beispielsweise die Zielfel-
der der KGSt (vgl. Heinz 2000a, S. 69ff.), die die Phasen des strategischen Managements
umfassend abdecken und sowohl für die Bildung von Strategien für die Kernverwaltung
als auch die verselbstständigten Aufgabenträger gleichermaßen geeignet sind (Heinz
2000a, S. 64ff.). Im Rahmen des strategischen Managements ist festzulegen, welche Or-
ganisations- bzw. Rechtsform die besten Leistungsvoraussetzungen hat (Reichard 2001,
S. 81).
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Leitbild Unsere Umwelt werden wir schützen und erhalten

Strategische
Ziele

CO2-Reduzierung 40 % bis 2020 (Basis 1990)

Maßnahmen
bzw. operative
Ziele

energetisch optimierte Sanierung aller Verwaltungs-, Schul- und Funktionsgebäude bis zum Jahr
2015
Ausbau des Radwegenetzes auf 120 km
Sicherung und Ausbau des ÖPNV
Anteil regenerativer Energien von mindestens 20 % an der Gesamtversorgung
Reduzierung des motorisierten Verkehrs im Stadtgebiet um 10 % und des Schwerlastverkehrs um
20%

Produkt-
gruppen

Grundstücks- und Gebäudemanagement
Wohnbauförderung
Elektrizitätsversorgung
Straßen
ÖPNV

Abb. 5: Verknüpfung der Leitbild-, Strategie-, Maßnahmen- und Produktebene

Das Beispiel in Abb. 5 soll verdeutlichen, dass grundsätzlich mehrere ausführende Orga-
nisationseinheiten unabhängig von der gewählten Organisations- bzw. Rechtsform an der
Umsetzung eines strategischen Ziels beteiligt sein können, deren Aktivitäten dahin ge-
hend aufeinander abgestimmt werden müssen.

Die Kommune ist verpflichtet, ihr Vermögen zu erhalten und die kommunalen Leis-
tungen effektiv und effizient zu erstellen. Aufgrund von Analysen des Gesamtprodukt-
portfolios (Gesamtaufgabenkritik) im Rahmen des strategischen Managements ist regel-
mäßig zu prüfen, welche Produkte zusätzlich erstellt, verändert oder abgebaut werden
und ob die gewählte Rechts- und Organisationsform für die Aufgabenerfüllung effizient
und effektiv ist (vgl. Modellprojekt NKF-Gesamtabschluss NRW 2009, S. 109f.). In die-
sem Zusammenhang kann es zu Verkäufen oder Zusammenlegungen von verselbststän-
digten Aufgabenträgern kommen, zu zusätzlichen Ausgliederungen oder einer Rekom-
munalisierung von ausgegliederten Aufgaben. Des Weiteren ist darauf zu achten, dass
nicht nur das Vermögen der verselbstständigten Aufgabenträger, sondern auch deren
Wettbewerbsfähigkeit erhalten bleibt. Das Risikomanagement der Kommune hat die Ri-
siken der verselbstständigten Aufgabenträger einzubeziehen. Daneben ist permanent die
Schaffung von Synergieeffekten zwischen der Kernverwaltung und den verselbstständig-
ten Aufgabenträgern zu prüfen. Diese ergeben sich nicht nur durch z.B. ein gemeinsames
Cash-Management, sondern auch durch eine stärkere Zentralisierung von Querschnitts-
aufgaben, insbesondere in den Aufgabenfeldern Beschaffung, Informationstechnik, Per-
sonal und Rechnungswesen.

Das operative Management befasst sich mit der Umsetzung der normativen und stra-
tegischen Vorgaben in operative Produkt-, Leistungs- und Prozessziele und zielgerichtete
Aktivitäten. Dazu sind die zu erstellenden Produkte und Leistungen festzulegen, die sich
größtenteils aus gesetzlichen Auftragsgrundlagen ergeben. Zum operativen Management
gehören neben der Bestimmung der einzelnen Produkte und des Produktsortiments, die
Festlegung von Preisen, die Grundsätze zur Verteilung, wie z.B. Umfang von Öffnungs-
zeiten oder die Lieferung von Produkten an den Bürger und die Kommunikation, z.B. die
Information über die angebotenen Produkte (Heinz 2000a, S. 153ff.). Zum operativen
Management werden auch Festlegungen zum Organisations-, Personal- und Informati-
onsmanagement gerechnet. Auch wenn viele kommunale Leistungen in der Abwicklung
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gesetzlich verpflichtend geregelt sind, lassen sich sowohl auf der strategischen als auch
der operativen Ebene Anpassungen v. a. in der Leistungsqualität vornehmen.

3.4 Sollkonzept für eine integrierte Konzernsteuerung

Wegen der Dominanz von Sachzielen aufgrund der Gemeinwohlorientierung in der Kom-
munalverwaltung sollte die integrierte Konzernsteuerung grundsätzlich ergebnisorientiert
erfolgen. Ergebnisziele beinhalten die beabsichtigten Wirkungen kommunalen Handelns
und die dazu erforderlichen Leistungsziele. Eine Zuordnung der Ressourcen zu den zu er-
zielenden Ergebnissen soll auf jeder Ebene stattfinden. Ergebnisse müssen Ausgangs-
punkt für die Bildung von Budgets werden (vgl. Klieve/Knirsch 2010, S. 221).

Die Zielerreichung muss permanent auch unterjährig durch ein Konzerncontrolling
überwacht werden. Zur Umsetzung der Gesamtstrategie bzw. der strategischen Ziele ist es
erforderlich, diese den Fachbereichen und verselbstständigten Aufgabenträgern zuzuord-
nen. Dabei ist es zweckmäßig, die organisatorischen Strukturen so anzupassen, dass die
strategischen Ziele optimal verfolgt werden können. Um die Fachbereiche und verselbst-
ständigten Aufgabenträger zur wirtschaftlichen Verfolgung der gesetzten Ziele zu moti-
vieren, sollte eine weitgehende Dezentralisierung von Ergebnis- und Ressourcenverant-
wortung vorgenommen werden, d.h. innerhalb der zugeordneten Ressourcen und vorge-
gebenen Ergebnisse können die Fachbereiche und verselbstständigten Aufgabenträger
weitgehend selbstständig über die Aufgabenausführung entscheiden (vgl. Modellprojekt
NKF-Gesamtabschluss NRW 2009, S. 107). Dazu ist es erforderlich, neben einer outputo-
rientierten Budgetierung das Kontraktmanagement zu nutzen, in dem Ziele zwischen den
hierarchischen Ebenen vereinbart werden. Den Hauptkontrakt bildet dabei der ergebnis-
orientierte Haushalt, der in Fachbereichskontrakte als Vorgaben für die Fachbereiche
heruntergebrochen wird. Das Kontraktmanagement sollte nicht auf der Ebene der Fachbe-
reiche und verselbstständigten Aufgabenträger verharren, sondern fortgesetzt werden bis
auf die Ebene der Mitarbeiter auf der Grundlage von Zielvereinbarungen. Bis zu einer
flächendeckenden Umsetzung ist in vielen Kommunen jedoch noch ein weiter Weg zu-
rückzulegen (vgl. bspw. Deutscher Städtetag/PwC 2011, S. 27).

Die verselbstständigten Aufgabenträger sind in das Kontraktmanagement zu integrie-
ren und über Zielvereinbarungen zu steuern (vgl. Abb. 6). Zur transparenten Führung der
verselbstständigten Aufgabenträger sollte angestrebt werden, angepasst an die vorhande-
nen Rahmenbedingungen vergleichbare Instrumentarien wie zur Steuerung des Kernhaus-
haltes, nämlich produktorientierte Haushalts- oder Wirtschaftspläne, einzusetzen (vgl. Fi-
scher 2008, S. 7). Mindestens sollten jedoch die Planungen durch die Aufgabenträger mit
der Haushaltswirtschaft verzahnt werden, indem die Zuschüsse und Ausschüttungen mit
Zielgrößen operationalisierbar gemacht werden.
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Planung mit Wirkungs-, 
Leistungszielen und Finanzzielen / 
Outputorientierte Budgetierung

Haushalt 
Kommune

Wirtschaftsplan 
Eigenbetrieb 

Wirtschaftsplan 
GmbH

Controlling
Ausführung / Kontrolle / 
Abweichungsanalyse

Integriertes Berichtswesen 
mit unterjährigen Berichten
-Jahresabschluss
-Gesamtabschluss
-Kosten- und Leistungsrechnung
-Wirtschaftlichkeitsrechnungen

Strategische Ziele

Abb. 6: Integration der verselbstständigten Aufgabenträger in das kommunale Manage-
ment

Neben Finanzzielen sind Leistungsvorgaben in die Planung für die verselbstständigten
Aufgabenträger aufzunehmen, deren Erreichung durch ein unterjähriges Gesamtberichts-
wesen zu gewährleisten ist (vgl. Modellprojekt NKF-Gesamtabschluss NRW 2009, S.
110f.). Dessen konkrete Ausprägung im Zusammenspiel mit dem Beteiligungs- und Kon-
solidierungsbericht ist sicherlich noch zu klären.

Wie bereits ausgeführt wurde, bedarf es im kommunalen Konzernverbund einer ex-
plizit auf politische und gemeinwohlorientierte Aspekte kalibrierten Steuerungskonzepti-
on. Es ist dabei sinnvoll, die Führungskräfte in Kommunalpolitik, Verwaltung und den
verselbstständigten Aufgabenträgern dort abzuholen, wo sie hinsichtlich ihrer strategi-
schen Ausrichtung agieren, und dabei die inhaltlichen Schwerpunktsetzungen der Kom-
munalverwaltung einzubeziehen. Als Referenzmodell mit kommunalem Bezug wird vor
diesem Hintergrund eine Spartenorientierung diskutiert, die sich an den sog. Produktbe-
reichen des finanzstatistischen Produktrahmenplans ausrichtet:

"Gesamtproduktrahmen"

11 Innere Verwaltung 41 Gesundheitsdienste 55 Natur- und Landschaftspflege
12 Sicherheit und Ordnung 42 Sportförderung 56 Umweltschutz

21 Schulträgeraufgaben 51
Räumliche Planung und Ent-
wicklung, Geoinformation

57 Wirtschaft und Tourismus

25 Kultur und Wissenschaft 52 Bauen und Wohnen 61 Allgemeine Finanzwirtschaft
31 Soziale Hilfen 53 Ver- und Entsorgung 71 Stiftungen

36 Kinder-, Jugend- und Familienhilfe 54
Verkehrsflächen und -anlagen,
ÖPNV

Abb. 7: Spartenorientierung anhand der Produktbereiche des „Gesamtproduktrahmens“
(vgl. Modellprojekt „NKF-Gesamtabschluss“ NRW 2009, S. 108)11

Innerhalb des Zusammenwirkens von Kommunalpolitik, Verwaltung und Beteiligungen
gliedert sich die Steuerung üblicherweise in „Entscheidungssilos“ auf, die den jeweils im
Mittelpunkt stehenden Steuerungsbereich (z.B. das Handlungsfeld „Kultur“) auf Basis
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der übergreifenden Rahmensetzungen, wie der Haushaltswirtschaft und einem ggf. for-
mulierten Leitbild konkretisiert und verfeinert. So ergibt sich ein Steuerungszusammen-
hang, der bspw. ein politisch motiviertes „kulturelles Leitbild“ mit der Umsetzung durch
das Kulturamt und in einer ausgegliederten Theater GmbH koppelt. Im Haushalt finden
sich die hierzu geplanten Maßnahmen im Produktbereich 25-29 „Kultur und Wissen-
schaft“ und die Haushaltsansätze der Produkte mit Kulturbezug der Kommune. Als Be-
sonderheit ist zu beachten, dass im genannten Beispiel die Theater GmbH im Produkt-
portfolio der Kommune regelmäßig nur in Form eines Zuschusses abgebildet wird. Der
Steuerungskomplex wird durch die Wahrnehmung des Aufsichtsratsmandats in der
Theater GmbH und die steuerungsunterstützende Tätigkeit des Beteiligungsmanagements
abgerundet. Fehlt ein übergreifender Steuerungsansatz, dann besteht das Risiko, dass sich
solche „Entscheidungssilos“ ohne einen Querbezug zu anderen Steuerungsbereichen der
Kommune durchaus inhaltlich verselbstständigen können.

Abb. 8: Steuerungsebenen am Beispiel Kultur

Im Sollkonzept für eine integrierte Konzernsteuerung eröffnet sich die Chance, solche
„Entscheidungssilos“ im strukturierenden Rahmen eines Steuerungsgesamtkonzepts ein-
zubeziehen und dadurch die Gefahr von Fehlsteuerungen aufgrund von Partikularinteres-
sen einzelner Steuerungsbereiche zumindest zu begrenzen.
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3.5 Anpassung der Konzernstruktur und der Verwaltungskultur

Die Umsetzung der Strategie erfordert nicht nur den Einsatz entsprechender Instrumente,
sondern die Anpassung der Organisationsstruktur, insbesondere der Führung und der
Steuerungsunterstützung, sowie die Schaffung der kulturellen Voraussetzungen, d.h. eine
möglichst einheitliche Steuerungskultur (vgl. Deutscher Städtetag/PwC, 2011, S. 69). Die
vorhandene Struktur und Kultur im Konzern wirken dabei zurück auf die Formulierung
der Strategie und deren Umsetzung, sie können fördernd oder hemmend wirken (Thom/
Ritz 2008, S. 76ff.).

Strategie

KulturStruktur/Instrumente

Abb. 9: Das magische Dreieck der Organisation bzw. des Managements
(KGSt 1999, S. 4-17).

Um eine integrierte Konzernsteuerung zu ermöglichen, sind die Programme, die Struktu-
ren und die unterschiedlichen Organisationskulturen der Kernverwaltung und der ver-
selbstständigten Aufgabenträger durch einheitliche Planungsinhalte, ein einheitliches, in-
tegriertes Berichtswesen, einheitliche Methoden und Verfahren und einheitliche Symbole
miteinander zu verzahnen.

Die integrierte Konzernsteuerung muss durch zweckmäßige Steuerungsstrukturen er-
möglicht werden. Eine funktionierende integrierte Konzernsteuerung erfordert die Anpas-
sung der Strukturen für die Steuerungsunterstützung bzw. für das Konzerncontrolling. Trä-
ger der Konzernsteuerung im Sinne einer „Konzernführung“ sind die Kommunalpolitik und
die Verwaltungsführung sowie die Leitung der verselbstständigten Aufgabenträger. Die
Steuerung der Kernverwaltung sollte eng mit der Beteiligungssteuerung verknüpft werden.
Es sollte eine zentrale Steuerungsunterstützung bzw. ein zentrales Konzerncontrolling in-
stalliert werden. Dies erfordert die organisatorische Integration der Aufgaben des Beteili-
gungsmanagements der Kommune in die Steuerungsunterstützung der Kernverwaltung (vgl.
Deutscher Städtetag 2009, S. 13). Gleiches gilt für die kommunale Konsolidierungsstelle, in
der die Arbeiten zum Gesamtabschluss koordiniert und fachlich durchgeführt werden. Für
die Organisation des Konzerncontrollings stehen unterschiedliche Organisationsformen
bzw. Möglichkeiten der organisatorischen Anbindung zur Verfügung (vgl. Otto et al. 2002).
In kleineren Kommunen bietet sich die Zuordnung des Konzerncontrollings zum Finanzbe-
reich (d.h. zur Kämmerei) an, da im Rahmen der Haushaltsaufstellung auf jeden Fall eine
Beschäftigung mit Finanzzielen zu erfolgen hat. Darin eingeschlossen sind die finanziellen
Auswirkungen des Beteiligungsportfolios durch Verlustabdeckungen oder Gewinnaus-
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schüttungen. In größeren Kommunen sind eigenständige Organisationseinheiten (z.B. Stabs-
stellen oder eigenständige Fachdienste) zweckmäßig. Eine Dezentralisierung von spezifi-
schen Aufgaben des Konzerncontrollings auf die Ebene der Fachbereiche kann – wie schon
heute regelmäßig im Beteiligungsmanagement praktiziert – sinnvoll sein, um deren Er-
kenntnisse und Fachinteressen angemessen einzubeziehen.

Im Rahmen der Beauftragung verselbstständigter Aufgabenträger mit der Durchfüh-
rung kommunaler Aufgaben fallen in der beauftragenden Kommune operative Tätigkeiten
an, die mit dem Sammelbegriff der Beteiligungsverwaltung belegt werden (wie die Be-
treuung der kommunalen Mandatsträger in den Gremien der verselbstständigten Aufga-
benträger und die Überwachung der Einhaltung rechtlicher Regelungen und Vorgaben),
die sich insbesondere aus dem Gesellschaftsrecht oder dem Gesellschaftsvertrag ergeben.
Diese sollten ebenfalls durch die Konzernsteuerung wahrgenommen werden (im Zuge der
angesprochenen Integration des Beteiligungsmanagements).

Die Verwaltungskultur entsteht durch den internen Lernprozess der Verwaltungsmit-
glieder und durch Beeinflussungen aus der Verwaltungsumwelt. Sie ist eine gemeinsam
geteilte und symbolisch repräsentierte Überzeugung, die das Selbstverständnis der Mitar-
beiter und die Identität einer Organisation prägen (Steinmann/Schreyögg 2005, S. 711).
Um die aufgezeigte Steuerungskonzeption umzusetzen, ist die Entwicklung einer gemein-
samen Kultur im kommunalen Konzern erforderlich. Dies gestaltet sich aufgrund der un-
terschiedlichen Rahmenbedingungen, unter denen die einzelnen ausführenden Einheiten
und die in ihnen tätigen Führungspersönlichkeiten agieren, sehr schwierig. Eine gemein-
same Kultur erfordert ein Zugehörigkeitsgefühl aller ausführenden Einheiten zur Kom-
mune. Eine gemeinsame Organisationskultur im Konzern können Strategiekonferenzen
mit den Führungskräften der Kernverwaltung und der verselbstständigten Aufgabenträger
oder ein gemeinsamer Personalpool, der zu einem Personalaustausch zwischen Kernver-
waltung und den Aufgabenträgern führt, fördern. Hilfreich kann auch eine konzernweite
Arbeitnehmervertretung sein. Die Kernverwaltung und die Ausgliederungen sollen sich
intern als Einheit fühlen und nach außen hin als Einheit wahrgenommen werden. Dies
würde dann letztendlich in der Zusammenarbeit und Steuerungskultur den Gedanken der
Einheitstheorie untermauern, wie er im Rahmen des konsolidierten Gesamtabschlusses
aus Rechnungswesensicht propagiert wird.

3.6 Berücksichtigung der Rolle der Kommunalpolitik

Das aufgezeigte Konzept für eine Steuerung des kommunalen Konzerns ist nicht neu. Es
folgt im Wesentlichen ökonomischen Rationalitäten und bedient sich der aktuellen Er-
kenntnisse aus der Managementlehre, die Eingang in das New Public Management bzw.
das Neue Steuerungsmodell gefunden haben. Es handelt sich um eine pragmatische Vor-
gehensweise, die sich an erfolgreichen Vorbildern aus der Privatwirtschaft orientiert und
diese verwaltungsspezifisch anpasst. Viele Beziehungen im Konzern Stadt verlaufen auf
der informellen Ebene außerhalb der vorgesehenen formellen Strukturen. In und um den
kommunalen Konzern agieren unterschiedliche Akteure mit unterschiedlichen Zielset-
zungen und Interessen, die nicht zwingend der ökonomischen Rationalität des aufgezeig-
ten Steuerungskonzeptes folgen (vgl. Thom/Ritz 2008, S. 29f.; vgl. Buchholz/Lasar 2010,
S. 299f.). Das Ziel der Gemeinwohlorientierung ist anders als das Ziel der Gewinnmaxi-
mierung in erwerbswirtschaftlichen Konzernen nicht eindeutig messbar, sondern wird
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durch die Politik im System der repräsentativen Demokratie festgelegt. Angetrieben von
den Ansprüchen einzelner Bürger und Interessengruppen tendiert die Politik vornehmlich
zu einer Steuerung über Einzelprojekte und Einzelmaßnahmen sowie in der kurz- bis
mittelfristigen Perspektive der kommunalen Haushaltswirtschaft. Die Befassung mit lang-
fristigen Entwicklungslinien ist eher atypisch (auch wegen der nur mittelfristigen Wahl-
perioden); auch besteht eine gewisse Scheu, konkrete Ziele festzulegen, an denen der po-
litische Erfolg messbar ist. Prioritätensetzungen mit Budgeterhöhungen setzen im Grunde
voraus, dass an anderer Stelle Leistungen reduziert werden müssen. Mit Blick auf die
Maximierung von Wählerstimmen und den kurzfristigen Legislaturperioden tut sich die
Politik schwer, entsprechende Beschlüsse zu fassen und Budget- bzw. Qualitätskürzun-
gen gegenüber ihren Wählern zu vertreten. Zur politischen Rationalität gehört nicht nur
das Verfolgen eigener Ziele, sondern genauso das Verhindern von Projekten, die zwar für
das Gemeinwohl sinnvoll sein können, aber konkurrierenden fraktionellen oder persönli-
chen Zielen nützen (Richter 2001, S. 60).

Gegenüber der Verwaltungsführung und den Verwaltungsmitarbeitern hat die Politik
erhebliche Informationsnachteile und ggf. fachliche Defizite (vgl. auch Deutscher Städ-
tetag/PwC 2011, S. 64). Die Politik kann die den Budgets zugrunde liegenden Kosten-
und Leistungsstrukturen kaum überprüfen. Diese Informationsasymmetrie birgt das Risi-
ko, dass die Verwaltungsführung durch Nutzung der fehlenden Steuerungsmechanismen,
insbesondere in den ausgegliederten Aufgabenfeldern, den politischen Einfluss reduzie-
ren kann. Auf der anderen Seite werden politische Interessen außerhalb des Parlamentes
über politisch besetzte Führungspositionen auf Fachbereichsebene in die Kernverwaltung
getragen bzw. über entsandte Mitglieder in die Gremien der verselbstständigten Aufga-
benträger. Die Leitungen der ausführenden Einheiten, sowohl innerhalb der Kernverwal-
tungen als auch der verselbstständigten Aufgabenträger, streben nach Budgetmaximie-
rung, größtmöglicher Handlungsfreiheit und sind den Interessen ihres Ressorts verhaftet –
z.T. unterstützt von Fachpolitikern.

Die Veränderung von Steuerungsmechanismen und die Intensivierung von Steuerung,
die stärker an ökonomischer Rationalität orientiert ist, treffen auf vielfältige Widerstände
und Hindernisse bei Politik, Führungskräften und Mitarbeitern. Es ist zu erwarten, dass
durch den Einsatz entsprechender Instrumente auf der Basis von Leistungs- und Kosten-
daten, durch die notwendige Anpassung der Strukturen und den Versuch kulturelle An-
gleichungen systematisch vorzunehmen, eine Beeinflussung des Verhaltens der oben an-
gesprochenen Akteure gelingen und damit eine effektive und effiziente Konzernsteuerung
gefördert werden kann. Das aufgezeigte Steuerungssystem führt zu größtmöglicher Trans-
parenz, die Vertrauen zwischen den Akteuren schaffen kann. Unterstützt werden können
Transparenz, Vertrauen und Kooperation durch schriftliche Regelungen im Sinne von
Good Governance bzw. Public Corporate Governance, die eine Selbstverpflichtung der
handelnden Akteure vorsehen, die ihnen im Steuerungssystem zugewiesenen Aufgaben
zu übernehmen und ihr Verhalten einer umfassenden Kontrolle zu unterwerfen (vgl. Bre-
meier/Brinckmann/Killian 2006, S. 124; Deutscher Städtetag 2009, S. 13).12 Diese setzen
auch den verbindlichen und verlässlichen Rahmen für alle Akteure in der integrierten
Konzernsteuerung, damit die vorhandenen Freiräume zur Strategiediskussion nicht durch
eine mangelnde Information und Transparenz untergraben werden.
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3.7 Impulse durch das neue kommunale Haushalts- und Rechnungswesen

Zwischenzeitlich ist in allen Bundesländern das kommunale Haushalts- und Rechnungs-
wesen auf der Basis der Empfehlungen der IMK (vgl. IMK, 2003) neu geordnet worden.
In den meisten Bundesländern ist innerhalb vorgegebener Übergangsfristen die Einfüh-
rung eines Haushalts- und Rechnungswesens auf der Grundlage der doppelten Buchfüh-
rung vorgesehen bzw. zwischenzeitlich in sämtlichen Kommunen erfolgt; z.T. gibt es ein
Wahlrecht zwischen der Kameralistik und der Doppik (vgl. Übersicht in KGSt 2010, S.
12). Zwar wird im Rahmen der Modernisierung des Haushalts- und Rechnungswesens oft-
mals vereinfachend von der „Einführung der Doppik“ gesprochen, wenn die Umstellung des
Haushalts- und Rechnungswesens gemeint ist (Wolfrum 2009, S. 193), allerdings handelt es
sich hierbei nicht primär um den Wechsel der Buchführungstechnik, sondern um die Einfüh-
rung eines grundlegend neuen Steuerungssystems für Politik und Verwaltung auf der Basis
des Ressourcenverbrauchskonzeptes, bei dem ein doppisch geprägtes Rechnungslegungs-
und Informationssystem zur Anwendung kommt (Budäus 2009, S. 16 u. 46). Letztlich ist die
Reform des kommunalen Haushalts- und Rechnungswesens die konsequente Fortsetzung der
im Rahmen des New Public Management (NPM) (vgl. Schedler/Proeller 2009; Schroeter
2011) bzw. des Neuen Steuerungsmodells (NSM) (vgl. Jann 2011; vgl. KGSt 1993) begon-
nenen grundlegenden Modernisierung des Managements öffentlicher Verwaltungen (IMK
2003, Anlage 1, S. 1f.; Klieve/Knirsch 2010, S. 217). Durch die umfassende Reform des
kommunalen Haushaltsrechts sollen die Bemühungen der Kommunen zur Modernisie-
rung der Verwaltungssteuerung unterstützt werden, insbesondere durch vollständige In-
formationen über den Verbrauch und das Aufkommen der finanziellen, sachlichen und
personellen Ressourcen. Der Haushalt der Kommune bildet zukünftig nicht nur den voll-
ständigen geplanten Ressourcenverbrauch eines Haushaltsjahres und der folgenden drei
Planungsjahre ab, sondern enthält auch Ziele und Kennzahlen für relevante kommunale
Produkte.13 Der um die Leistungsseite ergänzte und auf die mittelfristige Planung ausge-
weitete Haushalt bildet als Ermächtigungsgrundlage weiterhin das wichtigste Steue-
rungsinstrument einer Kommune an der Schnittstelle zwischen operativer und strategi-
scher Planung. Während die operative Seite durch die Vorgabe von Konten- und Produk-
trahmen, der Verpflichtung eine KLR entsprechend den örtlichen Gegebenheiten einzu-
setzen und die Möglichkeit, weitreichende Budgets14 zu bilden, gesetzlich mehr oder we-
niger ausführlich geregelt ist, bleibt das Feld des strategischen Managements zu Recht
unreglementiert, um nicht unangemessen in die kommunale Selbstverwaltung einzugrei-
fen. Umso wichtiger ist es, dass diese strategische Lücke von Politik und Verwaltung ge-
füllt wird.

Durch die Einführung der Doppik für den Kernhaushalt erfolgt tendenziell eine Harmo-
nisierung mit der Rechnungslegung der verselbstständigten Aufgabenträger, auch wenn es
bei substanziellen Unterschieden hinsichtlich Ausweis und Bewertung gegenüber dem Han-
delsrecht und internationalen Rechnungslegungsstandards bleibt. Das neue kommunale
Haushaltsrecht verpflichtet die Kommunen, die Jahresabschlüsse der Kernverwaltung und
der Ausgliederungen zu einem Gesamtabschluss (Konzernabschluss) zu konsolidieren, um
die finanzielle Lage der Kommune zusammenfassend darzustellen und so in seiner Gesamt-
heit betrachtungs- und beurteilungsfähig zu machen (vgl. Innenministerium Niedersachsen,
2003, S. 4). Erst durch den Gesamtabschluss als Rechnungslegung über alle Aktivitäten ei-
ner Kommune wird die finanzielle und wirtschaftliche Situation einer Kommune transparent
und mit anderen Kommunen vergleichbar. Mit dem Gesamtabschluss sollen Impulse für die
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Einführung und Optimierung der Konzernsteuerung gegeben werden. Der Nutzen des
kommunalen Gesamtabschlusses für die Steuerung der verselbstständigten Aufgabenträger
wird nach derzeitigen Erfahrungen und Einschätzungen aber kritisch gesehen (vgl. Fischer
2008, S. 7; Busch/Lasarzik/Heiling 2009, S. 438; Lasar/Fischer 2010, S. 148ff.). Es fehlen
die Instrumente für eine ganzheitliche Steuerung des kommunalen Konzerns, aus der eine
höhere Akzeptanz des Gesamtabschlusses resultieren könnte (vgl. Linhos 2006, S. 1f.).

4. Zusammenfassung

Im Rahmen ihrer Organisationshoheit nutzen die Kommunen weiterhin verstärkt die
Möglichkeit, kommunale Aufgaben in Rechts- und Organisationsformen außerhalb der
Kernverwaltung abzuwickeln. Es entstehen kommunale Konzerne mit komplexen Struk-
turen und ein zunehmender Bedarf an Steuerungskonzepten und Handlungsempfehlungen
für die Koordination dieses kommunalen Konzerns (Deutscher Städtetag/PwC 2011, S.
63; auch Marettek/Detemple 2008, S. 149f., Rz. 149). Insbesondere vor dem Hintergrund,
dass in einigen Kommunen bereits heute mehr als die Hälfte der personellen und finan-
ziellen Ressourcen verselbstständigten Leistungsbereichen zugeordnet sind, werden Kon-
zepte zur politisch-strategischen Einflussnahme und Steuerung notwendig (vgl. Günther/
Niepel 2006, S. 325). Die Kommune hat als oberste Leitungsorgane die Kommunalpolitik
und den Hauptverwaltungsbeamten, die aufgrund ihrer demokratischen Legitimation
nicht nur unmittelbar die Aufgabenabwicklung in der Kernverwaltung, sondern auch mit-
telbar in den verselbstständigten Aufgabenträgern verantworten. Die erforderlichen Struk-
turen und Instrumente für eine Konzernsteuerung werden aktuell zeitlich nachgelagert
entwickelt. Daraus ergeben sich häufig Steuerungsdefizite, insbesondere durch eine man-
gelnde Informationsausstattung der Mandatsträger und eine fehlende Integration der ver-
selbstständigten Aufgabenträger und ihrer wirtschaftlich-strategischen Ziele in das kom-
munale Zielgesamtsystem. Die im Rahmen der Einführung eines neuen Haushalts- und
Rechnungswesens vorgesehene Aufstellung eines konsolidierten Jahresabschlusses bzw.
Gesamtabschlusses ist aufgrund des Vergangenheitsbezuges nicht ausreichend, um die
bestehende Steuerungslücke zu schließen.

Vielmehr sind die verselbstständigten Aufgabenträger in den Management- und Con-
trollingkreislauf einzubeziehen und unter Berücksichtigung unterschiedlicher rechtlicher
und wirtschaftlicher Rahmenbedingungen vergleichbar zu steuern, wie die organisatori-
schen Einheiten der Kernverwaltung – durch die Vorgabe von Ergebniszielen, die mit Fi-
nanzzielen verknüpft werden. Neben einer entsprechenden Ausprägung der Steuerungsin-
strumente ist die Implementierung eines zentralen Konzerncontrollings, welches die
Trennung von Verwaltungscontrolling und Beteiligungscontrolling auflöst, besonders
wichtig. Daneben ist ein besonderes Augenmerk auf die Verzahnung der unterschiedli-
chen Organisationskulturen zu legen. Es leuchtet ein, dass die Entwicklung eines Kon-
zernmanagements aufgrund der unterschiedlichen Interessen der Akteure in der Kommu-
nalverwaltung zu zahlreichen Widerständen, insbesondere der Politik und der betroffenen
Führungskräfte führen kann. Es sollte akzeptiert werden, dass die idealtypische Umset-
zung der aufgezeigten Steuerung des kommunalen Konzerns nicht vollständig und wider-
spruchsfrei gelingen wird. Zudem wird sie permanent weiterentwickelt werden müssen,
um die dynamische Umwelt der Kommunen zeitnah einzubeziehen und im Steuerungs-
konzept abzubilden.
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Anmerkungen

1 Der Begriff des „verselbstständigten Aufgabenträgers“ wird hier in Anlehnung an das nordrhein-
westfälische Neue Kommunale Finanzmanagement (NKF) einheitlich für alle Formen der wirtschaftli-
chen Betätigung von Kommunen in ausgegliederten Einheiten mit Bezug zum Gesamtabschluss verwen-
det. Dieser umfasst insbesondere die Eigenbetriebe, Anstalten öffentlichen Rechts, Kapitalgesellschaften
(AG und GmbH) sowie rechtsfähige Stiftungen des öffentlichen Rechts. Die verselbstständigten Aufga-
benträger werden z.T. auch als „Beteiligungen“ bezeichnet, ohne dass es inhaltliche Unterschiede zwi-
schen den Begriffen gibt.

2 Regiebetriebe bzw. optimierte Regiebetriebe werden im Rahmen der Einführung des Haushalts- und
Rechnungswesens auf der Grundlage der Doppik i.d.R. als Produktbereich in die Organisationsstruktur
der Kernverwaltung eingegliedert. In Niedersachsen ist diese Organisationsform allerdings beibehalten
worden (vgl. § 139 NKomVG).

3 Bestrebungen zur Rekommunalisierung zeigen sich aktuell insbesondere im Bereich der Energieversor-
gung; vgl. Schorsch/Faber 2010.

4 In der Literatur wird das Gebilde aus Kommune und Ausgliederungen z.T. durchaus als Konzern be-
trachtet, vgl. Linhos 2006, S. 12; Meinen 2006, S. 141ff.

5 Die Freie und Hansestadt Hamburg, die als erstes Bundesland bereits zum 31.12.2007 einen Gesamtab-
schluss aufgestellt hat, bezeichnet diesen als Konzernabschluss.

6 So auch Deutscher Städtetag/PwC 2011, S. 70 zu den notwendigen Integrationsbestrebungen im Strate-
giegeflecht.

7 Zu weiteren Problemen der Konzernsteuerung in der Kommune vgl. Barthel 2008, S. 89f.
8 Vgl. § 12 GemHVO NRW.
9 Konkrete Regelungen über Aufgaben und Organisation des Beteiligungsmanagement finden sich lediglich

in § 75a Kommunalverfassung Mecklenburg-Vorpommern.
10 Zum Management- und Controllingprozess in der Kommunalverwaltung vgl. Buchholz/Lasar 2010, S.

293ff.
11 In der Abb. 7 wird die Nummerierung der Produktbereiche allerdings anhand des Produktrahmens der

IMK vorgenommen. In NRW wird inhaltlich zwar der ursprünglich von der IMK vorgeschlagene Pro-
duktrahmen angewendet, allerdings sind die Nummerierungen der Produktbereiche und Produktgruppen
geändert worden.

12 Weiter gehend im Sinne eines sog. Steuerungskodex für die öffentliche Verwaltung Hellenbrand 2010.
13 Zur Problematik der Ziel- und Kennzahlensteuerung im doppischen Produkthaushalt vgl. Deutscher

Städtetag/PwC 2011, S. 64, sowie Marettek/Hellenbrand/Detemple 2009, S. 449.
14 Zur Deckungsfähigkeit im doppischen Produkthaushalt vgl. Marettek/Hellenbrand/Detemple 2009, S.

523ff.
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